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175. Sitzung 

Bonn, den 15. November 1985 

Beginn: 8.01 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, ich weise darauf hin, 
daß im Rahmen der zweiten und dritten Beratung 
des Entwurfs des Agrarsozialen Ergänzungsgeset-
zes und der dazu vorliegenden Beschlußempfehlung 
der Antrag der Fraktion der SPD „Sozial gerechte 
Verteilung der Bundeszuschüsse in der Altershilfe 
für Landwirte" — Drucksache 10/2360 — mitbera-
ten wird. 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, die heutige 
Tagesordnung um die Beratung der Beschlußemp-
fehlung und des Berichts des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung zu der Unterrichtung durch 
die Bundesregierung „Vorschlag für eine Entschei-
dung des Rates über die Errichtung eines gemein-
schaftlichen Informationssystems über Unfälle 
durch Konsumgüter" — Drucksache 10/4261 — zu 
erweitern. Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. 

Ich gehe davon aus, daß mit der Aufsetzung die-
ses Tagesordnungspunktes gleichzeitig von der 
Frist für den Beginn der Beratung abgewichen 
wird. Ist das Haus damit einverstanden? — Kein 
Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 6 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 
Aktivitäten des Bundesnachrichtendienstes 
in der Terrorismusauslandsaufklärung 

Hierzu liegen Entschließungsanträge der Fraktio-
nen der CDU/CSU und FDP und der Fraktion der 
SPD auf den Drucksachen 10/4257 und 10/4262 vor. 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist eine 
Aussprache von 60 Minuten vereinbart worden. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Es ist so be-
schlossen. 

Zur Abgabe der Regierungserklärung hat Herr 
Bundesminister Schäuble das Wort. 

Dr. Schäuble, Bundesminister für besondere Auf-
gaben: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Aus einem beim Landgericht Bonn an-
hängigen Strafverfahren wurde vor einer Woche be-
kannt, daß vor einigen Jahren deutsche Wirt-
schaftsunternehmen Aktionen des Bundesnach-

richtendienstes auf dem Gebiet der Terrorismusbe-
kämpfung finanziell unterstützt haben. 

(Kühbacher [SPD]: Welche?) 

Die Bundesregierung hat unmittelbar nach Be-
kanntwerden dieses ihr bis dahin unbekannten 
Vorganges begonnen, die Sachlage mit allem Nach-
druck aufzuklären. Sie hat ihre Erkenntnisse den 
zuständigen Gremien des Deutschen Bundestages, 
d. h. der Parlamentarischen Kontrollkommission, 
in zwei Sitzungen am Montag und Mittwoch dieser 
Woche sowie dem für die Nachrichtendienste zu-
ständigen Haushaltsgremium am Dienstag mitge-
teilt. 

Die Vorgänge reichen sieben Jahre zurück. Sie 
spielten sich in der Regierungszeit des Bundes-
kanzlers Helmut Schmidt ab. 

(Dr. Hüsch [CDU/CSU]: Richtig!) 

Man muß die Ereignisse, über die hier zu berichten 
ist, vor dem Hintergrund der damaligen Zeit sehen. 
1977 hatte der Terrorismus mit den Morden an Ge-
neralbundesanwalt Siegfried Buback, an dem Vor-
standssprecher der Dresdner Bank Jürgen Ponto 
und an dem Präsidenten des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie und des Bundesverbandes der 
Arbeitgeber Hanns Martin Schleyer einen dramati-
schen Höhepunkt erreicht. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sowie an den Begleitbe

-

amten und Fahrern!) 

— Richtig, Herr Kollege Vogel. 

(Conradi [SPD]: Die kleinen Leute werden 
gern vergessen!) 

Öffentlichkeit, Parlament, Regierung und nicht 
zuletzt die den Ermordeten besonders nahestehen-
den Kreise der Wirtschaft waren gleichermaßen be-
sorgt. Weitere Anschläge waren zu befürchten. Die 
Entführung der Lufthansamaschine „Landshut" 
nach Mogadischu stellte die internationale Ver-
flechtung des Terrors unter Beweis. Das Bewußt-
sein weiterhin drohender Gefahr verstärkte sich, 
nachdem im November 1978 vier Terroristen, die in 
Jugoslawien zunächst festgenommen worden wa-
ren, nicht ausgeliefert wurden. Sie durften vielmehr 
in ein Land ihrer Wahl ausreisen. Es gab konkrete 
Hinweise, daß sie sich unbehelligt in einem Land 
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des nahen Ostens aufhielten. Damit war zu befürch-
ten, daß sie in die Bundesrepublik Deutschland zu-
rückkehren und weitere Anschläge verüben wür-
den. Insgesamt fahndete die Bundesanwaltschaft 
Ende 1979 nach 28 führenden Terroristen. 14 von 
ihnen wurden damals im Ausland vermutet. 

Die schlimme Bilanz des Terrorismus für die 
Jahre 1975 bis 1980 lautet: 42 Tote, 310 Verletzte 
sowie 411 Sprengstoff- und Brandanschläge. 

Zur Abwehr dieser Gefahren erschien es drin-
gend geboten, mehr Erkenntnisse über Angehörige 
der RAF im Ausland und deren Pläne zu gewinnen. 
Es galt, die Instrumente für die Terrorismusaufklä-
rung im Ausland zu verbessern. Dazu traten An-
fang 1979 das Bundesministerium des Innern und 
das Bundeskriminalamt an den Präsidenten des 
Bundesnachrichtendienstes heran und machten ihn 
auf ein privates Ermittlungsbüro aufmerksam. Die-
ses Büro war seit vielen Jahren für die deutsche 
Wirtschaft, insbesondere die Versicherungswirt-
schaft, tätig. Daneben bearbeitete es seit Jahren 
auch Aufträge für das Bundeskriminalamt, für Lan-
deskriminalämter und weitere Polizeidienststellen 
der Länder. Das Ermittlungsbüro konnte beachtli-
che Erfolge in der Aufklärung der allgemeinen Kri-
minalität und später auch in der Terrorismusfahn-
dung aufweisen. 

Ebenso befürworteten mehrere Wirtschaftsunter-
nehmen mit großem Nachdruck eine Zusammenar-
beit des Bundesnachrichtendienstes mit diesem Er-
mittlungsbüro und erklärten ihre Bereitschaft, ein 
solches Vorhaben finanziell mitzutragen. Bei aller 
gebotenen Distanz gegenüber einer privaten finan-
ziellen Beteiligung, über die hier zu reden ist, sollte 
eines nicht außer acht gelassen werden: In dieser 
Haltung der Wirtschaft kam neben dem Interesse 
an der eigenen Sicherheit auch ein Stück Gemein-
sinn zum Ausdruck. Dies sollte anerkannt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Beteiligten, meine Damen und Herren, haben 
sich die Entscheidung nicht leicht gemacht. Nach 
Wochen der Beratung des Für und Wider einer sol-
chen Maßnahme 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie haben doch die Ak

-

ten gar nicht!) 

entschied sich der Präsident des Bundesnachrich-
tendienstes in Abstimmung mit dem damaligen 
Chef des Bundeskanzleramtes, die Zusammenar-
beit mit dem Ermittlungsbüro zu vereinbaren. Am 
31. August 1979 wurde ein Vertrag für die Dauer 
eines Jahres abgeschlossen. Als Entgelt waren 
650 000 DM vereinbart, an denen sich einige Firmen 
mit insgesamt 400 000 DM beteiligten. Diese Zusam-
menarbeit wurde anschließend um drei Monate ver-
längert und mit weiteren 192 000 DM, diesmal aus-
schließlich aus Mitteln des Bundesnachrichtendien-
stes, finanziert. Zu dieser Verlängerung kam es, um 
einen erfolgversprechenden Fahndungsansatz zum 
Ziel zu führen. Die Zahlungen der Wirtschaft liefen 
über ein Sonderkonto des Bundesnachrichtendien

-

stes und sind vollständig belegt. Anderslautende 
Meldungen sind unzutreffende Spekulationen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ich denke, Sie haben 
die Akten gar nicht!) 

Damit wurde der besonderen Sicherheitsgefähr -
dung entsprochen, wie sie bei der Operation zwei-
felsfrei gegeben war. Sie wurde deshalb auch als 
sogenannte abgeschirmte Operation eingestuft. 

Dies, meine Damen und Herren, ist der Sachver-
halt, soweit er sich für eine öffentliche Mitteilung 
eignet. Alle darüber hinausgehenden Informationen 
sind den zuständigen Gremien des Bundestages 
vorgetragen worden. 

(Kühbacher [SPD]: Und der Presse durch 
Herrn Ost!) 

Ich halte an dieser Stelle noch einmal fest: Der 
damalige Präsident Dr. Kinkel hat den damaligen 
Chef des Bundeskanzleramtes, Staatssekretär Dr. 
Schüler, in mehreren Gesprächen über das Vorha-
ben unterrichtet. Der Chef des Bundeskanzleramts 
hat dazu seine Zustimmung gegeben. 

Ich komme zur Wertung dieses Vorgangs. Die Be-
schäftigung von Privatpersonen ist bei den Nach-
richtendiensten durchaus üblich und notwendig. 
Aus der Beschäftigung des Ermittlungsbüros läßt 
sich daher grundsätzlich kein Vorwurf ableiten. 

Die Bundesregierung erwartet jedoch, daß die 
Nachrichtendienste bei der Auswahl gerade ihrer 
freien Mitarbeiter besondere Sorgfalt im Hinblick 
auf deren Eignung anwenden. Dies ist die Voraus-
setzung für das Vertrauen, daß die Dienste für ihre 
unentbehrliche Arbeit brauchen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Die Annahme privater Zuwendungen für die Er-
ledigung dienstlicher Aufgaben des Bundesnach-
richtendienstes ist formell nicht zu beanstanden. 
Die für abgeschirmte Operationen des Bundesnach-
richtendienstes geltenden, mit den Haushaltsgre-
mien des Bundestages und dem Bundesrechnungs-
hof abgestimmten Regelungen sind im vorliegen-
den Fall beachtet worden. Dies hat der zuständige 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses dieses 
Hohen Hauses bestätigt. Die Parlamentarische 
Kontrollkommission 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

hat sich dieser Beurteilung angeschlossen. 

Bei allem Verständnis für das in den Jahren 1978 
bis 1980 aus der Terrorismusbedrohung entstan-
dene allgemeine Bewußtsein der Gefährdung bleibt 
die damalige Entscheidung bedenklich. Gerade 
wenn es um die Sicherheit des Staates und seiner 
Bürger geht, müssen die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen mit öffentlichen Mitteln finanziert 
werden. Allein auf diese Weise kann ausgeschlos-
sen werden, daß auch nur der Anschein entsteht, als 
würden sich Sicherheitsorgane in wie immer gear-
tete Abhängigkeiten von privaten Geldgebern bege-
ben oder gar staatsfremden Interessen dienstbar 
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werden. Öffentliche Sicherheit ist und bleibt aus-
schließlich eine Aufgabe des Staates. 

(Beifall bei der CDU/CSU, FDP und der 
SPD) 

Für die unerläßliche Arbeit des Bundesnachrich-
tendienstes sind aus guten Gründen parlamentari-
sche Kontrollverfahren festgelegt. Im vorliegenden 
Fall hätte zumindest geprüft werden müssen, ob 
nicht eine Unterrichtung der zuständigen parla-
mentarischen Gremien geboten gewesen wäre. Ge-
rade in diesem besonders sensiblen Bereich muß 
jede Bundesregierung einen breiten politischen 
Konsens anstreben. 

Ich begrüße es deshalb auch, daß die Parlamenta-
rische Kontrollkommission den Vorgang, der uns 
heute beschäftigt, 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

in einer gemeinsam verabschiedeten Erklärung ge-
würdigt hat. Die Bundesregierung sieht sich da-
durch in ihrem Bemühen unterstützt, die Arbeit der 
Sicherheitsdienste so weit wie irgend möglich aus 
parteipolitischen Auseinandersetzungen herauszu-
halten. Keiner sollte versuchen, aus der Debatte 
über diesen Vorgang kleinliche taktische Vorteile 
zu ziehen. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Dies ist nicht der Versuch, gemeinsam Unange-
nehmes unter den Teppich zu kehren, 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau das ist es!) 

sondern dies ist der Versuch, durch breiten Kon-
sens die notwendige Verbindung von vertrauenbil-
dender Kontrolle auf der einen Seite und sachlich 
notwendiger Diskretion auf der anderen Seite zu 
erreichen. 

Diese Bundesregierung hat auch aus ihrer kriti-
schen Beurteilung des vorliegenden Vorgangs her-
aus Vorkehrungen getroffen, daß eine Mitfinanzie-
rung von Sicherheitsmaßnahmen aus privaten Mit-
teln ausgeschlossen ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie lange?) 

Entsprechende Weisungen sind ergangen. Die zur 
Aufsicht und Kontrolle berufenen Institutionen 
werden für die Beachtung dieser Weisungen sorgen. 
Ich darf dies für die Exekutive feststellen. Ich weiß 
mich dabei aber auch in Übereinstimmung mit den 
parlamentarischen Gremien für die Kontrolle der 
Nachrichtendienste. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist doch auch Exe

-

kutive!) 

Lassen Sie mich in dieser Stunde zum Schluß fol-
gendes sagen. Auch ein demokratischer Rechtsstaat 
kann auf Nachrichtendienste nicht verzichten. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ein Quatsch!) 

Er braucht die Information, die sie beschaffen, zur 
Wahrung seiner inneren wie seiner äußeren Sicher-
heit und damit zur Wahrung der Freiheit und des 
Rechtsstaats. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Staat — und das, meine Damen und Herren, 
sind wir alle — muß seinen Diensten die Mittel 
geben, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwen-
dig sind. 

Das alllein reicht aber für das Funktionieren der 
Dienste noch nicht aus. Sie bedürfen auch des allge-
meinen Vertrauens und der öffentlichen Anerken-
nung; das Vertrauen muß gegenseitig sein. Es wird 
getragen von der strengen Bindung der Dienste an 
Recht und Gesetz. Darüber haben die Institutionen 
zur Kontrolle der Dienste sowohl im Bereich der 
Exekutiven als auch der Legislativen zu wachen. 

Es ist, meine Damen und Herren, unser aller Auf-
gabe, dafür zu sorgen, daß wir den Wunsch nach der 
Effizienz der Dienste mit der erforderlichen Kon-
trolle in Einklang bringen. Die Bundesregierung 
wird sich dieser Aufgabe auch in Zukunft stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Em-
merlich. 

(Ströbele [GRÜNE]: Jetzt müßte doch erst 
ein Oppositionspolitiker drankommen, ei

-

ner von der Gegenseite, wenn Sie sich hier 
alle einig sind!) 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Der demokratische 
Staat darf nicht käuflich sein. Es darf nicht einmal 
der leiseste Anschein der Käuflichkeit entstehen. 
Finanzkräftige Kapitalgeber dürfen insbesondere 
auf das Verhalten der Sicherheitsorgane keinen 
Einfluß erhalten. Die Polizei und die Nachrichten-
dienste müssen ihren Auftrag ohne Ansehen der 
Person ausführen. Es wäre unerträglich, 

(Ströbele [GRÜNE]: Es ist unerträglich!) 

wenn sie durch Geldzuweisungen dazu gebracht 
werden könnten, finanzkräftige Geldgeber besser 
zu behandeln als andere Bürger. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Gebot der Gleichbehandlung aller Bürger muß 
gerade von den Sicherheitsorganen auf das pein-
lichste beachtet werden. 

Diese Grundsätze, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, sind bedauerlicherweise nicht beachtet 
worden, als einem Detektivbüro 1979 vom damali-
gen Präsidenten des Bundesnachrichtendienstes 
ein Auftrag zur Informationsbeschaffung erteilt 
worden ist. Auf die Auftragserteilung hatte u. a. der 
Präsident eines Unternehmensverbandes gedrängt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aha!) 

Vor der Erteilung des Auftrags war von diesem Un-
ternehmensverband und von drei weiteren Großun-
ternehmen zugesagt worden, im Falle der Auftrags-
erteilung 400 000 DM an den Bundesnachrichten-
dienst zu überweisen und damit den größeren Teil 
des Gesamthonorars von 650 000 DM zur Verfügung 
zu stellen. 
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Die Inanspruchnahme der privaten Geldgeber er-

folgte, obwohl ausreichende Haushaltsmittel zur 
Verfügung standen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aha! Warum denn?) 

— Es gibt keine überzeugende Erklärung dafür, 
Herr Ströbele, warum Mittel von Privatunterneh-
men in Anspruch genommen worden sind. 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann denken Sie ein

-

mal nach!) 

Die Teilfinanzierung durch private Wirtschaftsun-
ternehmen hat den Anschein hervorgerufen, der 
Bundesnachrichtendienst lasse sich von privaten 
Interessen finanzkräftiger Kreise leiten und gerate 
unter ihren Einfluß. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist so, das ist nicht 
nur ein Anschein!) 

Dieser Anschein durfte unter keinen Umständen 
erweckt werden. 

Wir übersehen nicht die Lage, in der sich die 
Sicherheitsbehörden 1979 und 1980 befanden. 

(Broll [CDU/CSU]: Da waren Sie aber 
schon hier!) 

— Ich habe das alles sehr intensiv und unmittelbar 
miterlebt und miterduldet. — Wir würdigen das Ge-
fühl der Bedrohung, das insbesondere führende 
Persönlichkeiten in der Wirtschaft erfaßt hatte. Wir 
haben auch zur Kenntnis genommen, daß der Präsi-
dent des Bundesnachrichtendienstes von anderen 
Sicherheitsbehörden und auch aus dem Innenmini-
sterium gedrängt worden ist, das Detektivbüro ein-
zuschalten. Wir wissen, nicht zuletzt durch den von 
der SPD-Fraktion im niedersächsischen Landtag 
durchgesetzten und von der niedersächsischen 
CDU immer wieder behinderten Untersuchungs-
ausschuß, daß es Aufträge des Bundeskriminalam-
tes und verschiedener Landeskriminalämter, u. a. 
des bayrischen Landeskriminalamtes, an das De-
tektivbüro gegeben hatte und daß es dabei, wie uns 
gesagt worden ist, gleiche, vergleichbare oder ähnli-
che Finanzierungsmodelle gegeben haben soll. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aha!) 

Das alles, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, kann aber nicht zu einer anderen Bewertung 
als der führen, daß die Finanzierung dienstlicher 
Aufgaben des Bundesnachrichtendienstes mit Hilfe 
privater Geldgeber auch unter den besonderen Be-
dingungen der Jahre 1978 bis 1980 schlechthin nicht 
zu billigen ist. 

(Beifall bei der SPD — Broll [CDU/CSU]: 
Darüber haben offenbar Kinkel und Schü

-

ler anders gedacht!) 

Bedauerlicherweise ist das so. 

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, daß die 
Parlamentarische Kontrollkommission des Deut-
schen Bundestages einmütig — ich betone: einmü-
tig — 

(Ströbele [GRÜNE]: Die hat sich doch sel

-

ber kontrolliert!) 

zu einer gleichen Bewertung 

(Ströbele [GRÜNE]: Herr Vogel war Mini

-

ster!) 

und zu der für alle Sicherheitsbehörden geltenden 
generellen Feststellung gekommen ist, daß der 
Staat seine Aufgaben gerade im Sicherheitsbereich 
ausschließlich mit eigenen Mitteln erfüllen muß. 

Die SPD-Bundestagsfraktion unterstreicht die 
Aufforderung der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission sicherzustellen, daß private Zuwendungen 
zukünftig in jedem Fall unterbleiben. 

Wie die Parlamentarische Kontrollkommission 
ist die SPD-Bundestagsfraktion der Auffassung, 
daß über den hier in Rede stehenden Vorgang nach 
§ 2 Abs. 1 des Gesetzes über die parlamentarische 
Kontrolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit die 
Parlamentarische Kontrollkommission hätte unter-
richtet werden müssen — nicht, Herr Bundesmini-
ster, daß nur geprüft werden mußte, ob eine Unter-
richtung erforderlich sei. 

Wir fordern daher nachdrücklich, daß alle Bun-
desregierungen, die gegenwärtige und zukünftige 
Bundesregierungen 

(Broll [CDU/CSU]: Und vergangene!) 

— von den vergangenen können wir das nicht mehr 
fordern; wir können nur bedauern, daß sie es nicht 
getan haben —, 

(Broll [CDU/CSU]: Das war ja der Trick 
Ihres Rücktritts!) 

die Kontrollrechte des Deutschen Bundestages, ins-
besondere die Informationsverpflichtung der Bun-
desregierung gegenüber der Parlamentarischen 
Kontrollkommission ohne jede Einschränkung und 
peinlich genau beachten. 

Die SPD-Bundestagsfraktion sieht in dem dem 
Deutschen Bundestag zugeleiteten Beschluß der 
Parlamentarischen Kontrollkommission ein deutli-
ches Zeichen dafür, daß der Deutsche Bundestag 
insgesamt willens und in der Lage ist, seiner Kon-
trollaufgabe auch im Bereich der Nachrichtendien-
ste autonom, unabhängig von der Exekutive, ge-
recht zu werden. 

Es trifft, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren, nicht zu, was heute in manchen Zeitungen zu 
lesen ist: daß hier etwas vernebelt, unter den Tep-
pich gekehrt oder verharmlost werden soll. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber sicher! Genau 
das ist es!) 

Wir haben eine politische Bewertung des Vor-
gangs vorzunehmen. Diese politische Bewertung ist 
unzweideutig und in aller Klarheit erfolgt, und zwar 
sowohl für die Vergangenheit als auch für die Zu-
kunft. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie wissen doch gar 
nicht, was los war!) 

Es kann keine Rede davon sein, daß der Sachver-
halt nicht vollständig genug aufgeklärt sei. 

Die Parlamentarische Kontrollkommission hatte 
den Auftrag zu bewerten, den der Präsident des 
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Bundesnachrichtendienstes an die in Rede ste-
hende Detektei erteilt hat. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Emmerlich (SPD): Wenn ich diesen Satz zu 
Ende führen darf. — Die Sachverhaltsaufklärung, 
die erforderlich war, um eine solche Bewertung vor-
nehmen zu können, hat stattgefunden. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Emmerlich, sind 
Sie bereit, dabei mitzuwirken festzustellen, was 
diese enormen Zahlungen der Privatwirtschaft 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Sie leben doch 
auch von der Privatwirtschaft!) 

an den Geheimdienst mit den toten Gefangenen in 
Stuttgart-Stammheim 1977 zu tun haben? 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das ist doch 
das Letzte! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Ströbele, ich habe den 
Eindruck, daß Sie aus Gründen, die ich nicht erken-
nen kann, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch, bei ihm 
schon!) 

fixiert sind auf gewisse Phantomvorstellungen, die 
sich in Ihrem Kopf festgesetzt haben, 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

die mit der Realität dieses Landes, mit der Realität 
unseres Staates, mit der Realität seiner Diener und 
mit der Realität der deutschen Bundestagsabgeord-
neten nicht das mindeste zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Der Beschluß der Parlamentarischen Kontroll-
kommission behindert eine weitere Sachverhalts-
aufklärung in keiner Weise. Sie wird erfolgen, so-
weit sie nötig und möglich ist. 

In diesem Zusammenhang weise ich darauf hin, 
daß die SPD-Bundestagsfraktion es für unerläßlich 
hält, die Zusammenarbeit des Detektivbüros mit 
Polizeibehörden weiter aufzuhellen, insbesondere 
aufzuklären, 

(Ströbele [GRÜNE]: Das kommt ja nicht!) 

ob und in welcher Weise private Interessen durch 
Aufträge und Hilfeleistungen von Polizeibehörden 
befördert worden sind und ob es Finanzierungsmo-
delle gegeben hat, die so zu beurteilen sind wie die 
Finanzierung beim Auftrag des Bundesnachrich-
tendienstes. 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist darüber hinaus 
der Auffassung, daß eine Verdichtung der Haus-
haltskontrolle der Nachrichtendienste im Bereich  

geheimer Operationen geprüft werden muß. Dazu 
wird mein Kollege Klaus-Dieter Kühbacher weitere 
Ausführungen machen. 

Ein demokratischer Staat, der sich in den Geruch 
der Käuflichkeit begibt, gefährdet die Grundlagen 
seiner Existenz. 

(Ströbele [GRÜNE]: Er ist käuflich!) 

Ich wünschte, wir wären immer so einig wie heu-
te, daß es notwendig ist, den Anfängen zu wehren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Miltner. 

Dr. Miltner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die CDU/CSU begrüßt die Regie-
rungserklärung, in der der Sachverhalt klar und die 
Bewertung überzeugend vorgetragen wurden. 

Wir beraten heute einen Vorgang, der sich in den 
Jahren 1979 und 1980 abgespielt hat und daher in 
der Verantwortung der früheren Bundesregierung, 
der SPD-geführten Bundesregierung liegt. Der ent-
scheidende Punkt in diesem Sachverhalt ist die Tat-
sache, daß der Bundesnachrichtendienst als Sicher-
heitsorgan der Bundesrepublik Deutschland für die 
Erfüllung einer ihm obliegenden Aufgabe eine pri-
vate Zuwendung angenommen hat. Wer allerdings 
die Vorgänge in den Jahren 1979 und 1980 sachge-
recht beurteilen will, muß sich die damalige Situa-
tion vor Augen führen. 

Es gab eine Serie terroristischer Anschläge auf 
einzelne Persönlichkeiten und den Versuch, hier-
durch den Staat in seiner Gesamtheit zu treffen. Als 
Beispiele nenne ich die Morde an Generalbundes-
anwalt Buback, an Arbeitgeberpräsident Schleyer, 
den ihn begleitenden Sicherheitsbeamten und dem 
Sprecher der Dresdner Bank Jürgen Ponto. Die in-
tensive Fahndung nach mutmaßlichen terroristi-
schen Gewalttätern in der Bundesrepublik Deutsch-
land und im Ausland lief damals auf vollen Tou-
ren. 

Aber ein schwerer Rückschlag kam, als die jugo-
slawische Regierung die vier gefaßten Terroristen 
nicht auslieferte und statt dessen freiließ. Auf 
Grund dieser Freilassung mußte mit einer weiteren 
Verstärkung des terroristischen Potentials gerech-
net werden. Im Jahre 1979 dauerte die Gefährdung 
durch den Terrorismus also unvermindert an. 

Es war und ist konsequent und sachgerecht, 
wenn sich der Bundesnachrichtendienst auch der 
Hilfe Dritter bedient, um seine Aufgaben wirksam 
erfüllen zu können. In der Beauftragung von priva-
ten Mitarbeitern und auch in der speziellen Beauf-
tragung einer Detektei sehen wir einen nicht zu 
beanstandenden und nicht unüblichen Vorgang. 
Auch das muß einmal klar gesagt werden. Dem 
Bundesnachrichtendienst ist deshalb kein Vorwurf 
daraus zu machen, daß er ein als erfolgreich ange-
sehenes Detektivbüro zur Unterstützung der eige-
nen Arbeit einsetzte. 
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Dr. Miltner 
Soweit es um die haushaltsmäßige und haus-

haltsrechtliche Behandlung des Vorgangs ging, hat 
der Bundesnachrichtendienst das vereinnahmte 
Geld nach den Vorschriften einer sogenannten ab-
geschirmten Aktion ordnungsgemäß verbucht, so 
daß eine spätere Überprüfung seiner Verwendung 
durch das Haushaltsgremium und den Bundesrech-
nungshof ermöglicht worden ist. Dies hat ausdrück-
lich das für die Nachrichtendienste zuständige 
Haushaltsgremium des Deutschen Bundestages 
festgestellt. 

Trotzdem, meine Damen und Herren, mußte und 
durfte nicht auf das Angebot privater Geldgeber in 
diesem Fall zurückgegriffen werden. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Die Bundesregierung hätte die Bereitstellung der 
nötigen Haushaltsmittel sicherstellen können und 
auch müssen. 

Die rechtliche Verantwortung lag besonders auch 
beim damaligen Chef des Bundeskanzleramtes, der 
die Fach- und Rechtsaufsicht über den Bundes-
nachrichtendienst führte. Als ihm der Vorgang vor-
getragen wurde, hätten bei ihm die roten Ampeln 
aufleuchten müssen. Auch er hätte erkennen müs-
sen, daß mit privaten Geldzuwendungen der An-
schein erweckt werden konnte, als ob private Geld-
geber einen Einfluß auf Sicherheitsmaßnahmen 
nehmen könnten und Sicherheitsorgane in die Ab-
hängigkeit von privaten Geldgebern gebracht wer-
den könnten. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Ich muß Ihnen sagen, Herr Ströbele: Das haben wir 
natürlich geprüft und festgestellt, daß eine solche 
Einflußnahme nicht geschehen ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Hat Herr Vogel sich 
selber geprüft, oder wie?) 

Der damalige Chef des Bundeskanzleramtes 
hatte die Pflicht, beim Bundesnachrichtendienst 
darauf hinzuwirken, daß die vorgesehenen Aufklä-
rungsmaßnahmen entweder aus vorhandenen oder 
zu beschaffenden Haushaltsmitteln des Bundes fi-
nanziert werden. Er hat als Aufsichtsorgan die prin-
zipielle Bedeutung dieser privaten Geldzuwendun-
gen meines Erachtens unterschätzt und die damit 
verbundenen negativen Aspekte übersehen. Anstatt 
also die Zuwendung privater Mittel an den Bundes-
nachrichtendienst zu unterbinden, hat er den ge-
samten Vorgang gebilligt. 

Der Vorgang war aber auch so außergewöhnlich 
und erlangte dadurch eine Bedeutung, daß er der 
PKK hätte vorgetragen werden müssen. Die Mit-
glieder der PKK sind einhellig der Meinung, daß 
dies nach dem Gesetz über die PKK erforderlich 
gewesen wäre. 

Aus alledem ergibt sich, daß die damalige SPD- 
geführte Bundesregierung in zwei Punkten ihre 
Pflicht verletzt hat. Sie hat diese private Geldzu-
wendung an den BND zugelassen und gebilligt. Sie 
hat in diesem konkreten Fall nicht für eine normale 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln Sorge getra-
gen. Sie hat es außerdem unterlassen, die PKK von 
der beabsichtigten Geldannahme zu unterrichten. 

Nun, meine Damen und Herren, sagt man uns, 
von diesem Vorgang habe der damalige Bundes-
kanzler nichts gewußt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist immer so bei 
Deutschen: sie haben nichts gewußt!) 

Wenn das so sein sollte, ist das auch bemerkens-
wert; denn es handelte sich j a nicht etwa um eine 
Angelegenheit in einem anderen Ressort oder gar 
in einer nachgeordneten Behörde, sondern um eine 
Angelegenheit in unmittelbarer Nähe des Bundes-
kanzlers, in seinem Hause, unter seinen Augen, von 
seinem engsten, nächsten und vertrauten Mitarbei-
ter entschieden. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

In dieser Weise muß auch die politische und par-
lamentarische Verantwortung des damaligen Bun-
deskanzlers Helmut Schmidt gesehen werden. 

(Ströbele (GRÜNE): Wo ist er denn?) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion begrüßt, daß die PKK einen von 
allen Mitgliedern getragenen Bericht abgegeben 
hat, auch wenn er in seinen Formulierungen zum 
Teil einen Kompromiß darstellt. Meine Fraktion 
nimmt in einem Koalitionsantrag diesen Bericht im 
Ganzen zustimmend zur Kenntnis. 

Der Entschließungsantrag der SPD macht den 
Versuch, aus diesem Bericht der PKK einige 
Punkte herauszugreifen und dadurch besonders zu 
akzentuieren. 

(Seiters [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die Koalitionsfraktionen sind der Auffassung, daß 
eine bestimmte Gewichtung einzelner Festlegun-
gen und Forderungen dem Bericht und dem darin 
liegenden Kompromiß nicht gerecht wird. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Deshalb lehnen wir insoweit den Antrag ab. 

(Kühbacher [SPD]: Sind Sie nun für ver

-

schärfte Kontrollen oder nicht?) 

Abschließend möchte ich im Namen meiner Frak-
tion den Mitarbeitern im Bundesnachrichtendienst 
versichern, 

(Ströbele [GRÜNE]: Und der Industrie dan

-

ken!) 

daß wir ihre verantwortungsvolle Tätigkeit für die 
Sicherheit der Bundesrepublik weiterhin dankbar 
würdigen. Es bleibt unsere Aufgabe, die Aufgabe 
des Parlaments, 

(Ströbele [GRÜNE]: Der Industrie müssen 
Sie auch noch danken!) 

für die Funktionsfähigkeit auch des Bundesnach-
richtendienstes zu sorgen, darüber zu wachen, daß 
er seine Aufgaben sachgerecht erfüllt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Herrn Flick haben Sie 
vergessen zu danken!) 

Ich glaube, der Bundesnachrichtendienst kann 
seine Aufgabe auch nur erfüllen, wenn er vom Ver-
trauen der Bürger und dem Vertrauen der demo-
kratischen Kräfte getragen wird. 
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Dr. Miltner 
Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren Kollegen! Für die Fraktion der GRÜ-
NEN ist es nicht verwunderlich, daß sich die gegen-
wärtig amtierende Bundesregierung mit be-
schränkter Haftung und beweglicher Moral heute 
nach Kräften bemüht hat, die Diskussion um die 
privat finanzierte Fahndungsaktion hastig zu been-
den und der deutschen Öffentlichkeit sozusagen als 
eine Aktion Gemeinsinn darzustellen, die Eintra-
gung eines milden Tadels ins Klassenbuch — oder 
sollte ich sagen: ins Kassenbuch — inbegriffen. 

Wir können aber nicht darüber hinwegsehen, daß 
auch die heutige Erklärung der Bundesregierung zu 
keiner ausreichenden Aufklärung geführt hat. Es 
bleiben einige Fragen offen. So bleibt zu fragen: 
Erstens. War der Grund der Zusammenarbeit zwi-
schen dem Bundesnachrichtendienst und dem De-
tektivbüro in erster Linie Geldmangel, Herr Mini-
ster Schäuble? Das scheint mir nicht plausibel, 
denn nach alledem, was wir gehört haben, verfügte 
der Bundesnachrichtendienst über ausreichende Fi-
nanzmittel, um seinen Aufgaben nachzugehen. Da-
mit auch hier keine Vernebelung entsteht: Es ist 
unbestritten, daß sich ein Bundesnachrichtendienst 
selbstvertändlich auch einer privaten Detektei zur 
Erfüllung seiner Aufgaben bedienen kann, und es 
ist auch unbestritten, daß sich selbstverständlich 
ein Privatmann, der sein Leben gefährdet sieht, ei-
nes privaten Detektivbüros bedienen kann. Aber 
die Vermischung dieser beiden Ebenen — es geht 
um die Verknüpfung — ist unzulässig. 

Oder soll es zweitens — das habe ich eigentlich 
aus den Ausführungen heute von Herrn Schäuble 
entnommen — so gewesen sein, daß der Bundes-
nachrichtendienst erst im Jahre 1979 etwas davon 
erfahren hat, daß es ein Detiktivbüro gegeben hat, 
das über besondere Fähigkeiten bei Fahndungsak-
tionen verfügte? Dann frage ich allerdings: Wie ist 
es eigentlich mit den Informationsmöglichkeiten 
des Bundesnachrichtendienstes bestellt, wenn er 
das erst im Jahre 1979 erfährt? Zudem bleibt dann 
eine zweite Frage offen: Herr von Brauchitsch hat 
erklärt: 1978 ist Geld gesammelt worden, und 1978 
hat man sich zusammengefunden. Es bleibt die 
Frage anzuschließen, die die „Süddeutsche Zeitung" 
gestellt hat, ob es nicht auch in anderen Fällen ähn-
liche privat finanzierte Kooperationen gegeben 
hat. 

Die dritte Frage, die ich auf Grund von Zeitungs-
berichten auch für sehr wichtig halte — Herr 
Schäuble, dazu haben Sie heute leider nichts ge-
sagt —: Auf Grund welcher authentischen Akten-
kenntnis hat die Bundesregierung eigentlich heute 
ihre Erklärungen abgegeben? 

Ich denke, wir müssen folgende Feststellungen 
hier als Grundkonsens gemeinsam zu treffen versu-
chen. Private Finanzierungen von Operationen des 
Bundesnachrichtendienstes sind weder mit dem 

Haushalts- noch mit dem Verfassungsrecht verein-
bar. Keiner Dienststelle des Bundes ist es gestattet, 
mehr Geld auszugeben, als ihr zuvor in dem vom 
Parlament verabschiedeten Haushalt bewilligt wor-
den ist. Zu einer privaten Finanzierung bestimmter 
Vorhaben außerhalb der Haushaltsansätze ist sie 
nicht befugt. Im übrigen muß es in einer demokrati-
schen Verfassung privaten Geldgebern verwehrt 
sein, durch finanzielle Zuwendungen auf Art und 
Umfang staatlicher Tätigkeit Einfluß zu nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ich denke, es kann nicht angehen, daß Industriefir-
men stille Teilhaber der geheimen Staatsmacht 
werden. Ebenso wenig kann es hingenommen wer-
den, daß — ich zitiere den CDU-Verfassungsschüt-
zer Lochte aus Hamburg — Biertischstrategen so-
zusagen privat den Ausnahmezustand ausrufen und 
sich von der Achtung vor der Verfassung freizeich-
nen. 

Bei allem Verständnis hinsichtlich der Bedro-
hungssituation ist das der falsche Weg. Ich meine, 
es muß demokratischer Konsens sein, daß abge-
schirmte Operationen nicht die verfassungsrechtli-
chen Zuständigkeiten aushöhlen dürfen. Vor allem 
sollte sich die Bundesregierung klar dazu äußern, 
ob Zeitungsberichte zutrefffen, daß der Bundes-
nachrichtendienst sogar der Bundesregierung die 
Akteneinsicht in die damaligen Vorgänge verwehrt, 
weil es sich um abgeschirmte Operationen gehan-
delt hat. Wenn das einreißen sollte, wird aus der 
rechtsstaatlichen Demokratie schließlich eine abge-
schirmte Demokratie, die zuletzt die Verfassung 
selbst zur Geheimsache erklärt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Baum. 

Baum (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Meine Fraktion begrüßt ausdrücklich die 
Regierungserklärung, die Herr Kollege Schäuble 
heute abgegeben hat. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das haben wir uns ge

-

dacht!) 

In den Feststellungen der Parlamentarischen Kon-
trollkommission heißt es am Schluß: 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie waren doch auch 
in der Regierung!) 

Bedeutsam erscheint auch, daß der Bundes-
nachrichtendienst von anderen Sicherheitsbe-
hörden mehrfach aufgefordert worden ist, sich 
des in Rede stehenden Detektivbüros zu bedie-
nen. 

Ich gehöre zu denen, die damals im Jahre 1979 
Herrn Kinkel zur Beauftragung des Vermittlungs-
büros in diesem Falle geraten haben. Vorausgegan-
gen waren Beratungen in den Sicherheitsgremien 
des Bundesministeriums des Innern. Maßgebliche 
Sicherheitsbeamte hatten erklärt, daß dieses Büro 
einen Beitrag bei der Aufklärung des Aufenthaltes 
von mutmaßlichen Terroristen im Ausland leisten 
könnte. Es wäre unverantwortlich gewesen, diesen 
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Baum 
Rat in der damaligen Situation in den Wind zu 
schlagen, zumal dieses Büro bei der Festnahme des 
deutschen Terroristen Pohle in Athen erfolgreich 
mitgewirkt hatte. Das Vermittlungsbüro — so 
wurde mir damals erklärt — hatte in den Jahren 
davor schon regelmäßig Aufträge für verschiedene 
Polizeibehörden der Länder und auch für das Bun-
deskriminalamt übernommen. Es war Ende der 
60er Jahre auch schon einmal für den Bundesnach-
richtendienst in anderer Sache tätig gewesen. 

Ich stehe also zu meiner politischen Verantwor-
tung, daß ich zu denen gehört habe, die Herrn Kin-
kel empfohlen haben, dieses Büro zu beauftragen. 
Das ist ja auch erkennbar heute nicht kritisiert 
worden. Meine Position war sicherheitspolitisch 
motiviert. Es ging darum, den Bundesnachrichten-
dienst im Rahmen der Amtshilfe zur Fahndung 
nach Terroristen mit seinen Erfahrungen und Ver-
bindungen im Ausland verstärkt einzuschalten. 

(Kühbacher [SPD]: Sind Sie sicher, Herr 
Baum?) 

Der Vertrag und die Finanzierungsmodalitäten 
waren mir nicht bekannt. Den Vertrag, den der 
Bundesnachrichtendienst geschlossen hatte, habe 
ich in dieser Woche zum erstenmal gesehen. Dies 
fiel ja auch nicht in meine Zuständigkeit, sondern 
in die Zuständigkeit des Bundeskanzleramtes. 

(Ströbele [GRÜNE]: War das ein Werkver

-

trag oder Dienstvertrag?) 

Bei der Beurteilung des Sachverhalts und insbe-
sondere bei der Beurteilung der Frage, ob irgendein 
Fehlverhalten der damals Beteiligten vorlag, muß 
die Gesamtsituation der Jahre 1978 bis 1980 gewür-
digt werden. Sie war auf dem Gebiet der Terroris-
musbekämpfung und der Terrorismusaufklärung 
von der noch andauernden Erregung über die vor-
aufgegangenen Morde, dem Gefühl der besonderen 
Gefährdung bestimmter Personenkreise und einem 
starken Erfolgsdruck für die Behörden gekenn-
zeichnet. 

Nach den jetzt vorliegenden Informationen kann 
gesagt werden: Erstens. Niemand hat Sicherheit ge-
kauft. Zweitens. Die Annahme solcher Zuwendun-
gen war nach den Feststellungen des Gremiums zur 
Genehmigung der Wirtschaftspläne der Nachrich-
tendienste formell nicht zu beanstanden. Die PKK 
hat dem zugestimmt. Drittens. Recht wurde nicht 
verletzt, und zwar weder privates noch öffentliches 
Recht. 

Auch meine Fraktion ist — damit hier kein Miß-
verständnis entsteht — der Meinung, daß die Ent-
gegennahme privater Zuwendungen für die Erledi-
gung dienstlicher Aufgaben des Bundesnachrich-
tendienstes nicht angängig ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Auf einmal!) 

Dies gilt um so mehr, als die notwendigen Haus-
haltsmittel im Haushalt des Bundesnachrichten-
dienstes zur Verfügung standen und ausreichten. 
Deshalb sind auch wir der Meinung, daß sicherge-
stellt werden muß, daß private Zuwendungen im 
Sicherheitsbereich künftig unterbleiben. Es muß je-
der Anschein vermieden werden, daß sich Sicher

-

heitsorgane in Abhängigkeit von Dritten begeben 
könnten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Es ist doch gesche

-

hen!) 

Wir stellen aber ausdrücklich fest, daß sich im kon-
kreten Fall für solche Auswirkungen keinerlei An-
haltspunkte ergeben haben. Niemand konnte bisher 
überzeugend auch nur andeutungsweise einen der-
artigen Anschein der Abhängigkeit konstruieren. 

(Weitere Zurufe des Abg. Ströbele [GRÜ

-
NE]) 

Wir haben Verständnis dafür, daß in der damali-
gen Situation von den Verantwortlichen im Bundes-
nachrichtendienst und im Bundeskanzleramt eine 
solche Entscheidung getroffen wurde. Es gab be-
reits vertragliche Bindungen zwischen der Versi-
cherungswirtschaft und dem Detektivbüro. Diejeni-
gen, die damals entschieden haben, haben folgende 
Überlegungen angestellt: Es handelte sich um eine 
Weiterführung der Tätigkeit dieses Büros mit einer 
klaren vertraglichen Bindung an den Bundesnach-
richtendienst. Dies gewährleistete eine Koordinie-
rung der Tätigkeit des Büros mit der des Bundes-
nachrichtendienstes und war deshalb besser, als 
wenn Verträge zwischen verschiedenen Vertrags-
partnern nebeneinander bestanden hätten. 

(Kühbacher [SPD]: Sind sie sicher?) 

Es handelte sich um eine Tätigkeit im Ausland 
mit Berührungspunkten zur Tätigkeit des Bundes-
nachrichtendienstes. 

Meine Damen und Herren, auch denen, die Geld 
zur Verfügung gestellt haben, muß man mit Ver-
ständnis entgegentreten; ich vermag ihnen keine 
Vorwürfe zu machen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Führende Repräsentanten der Wirtschaft — ich 
nenne nur Schleyer und Ponto — waren ermordet 
worden, andere waren nach unseren Erkenntnissen 
in hohem Maße gefährdet. Es sprach auch einiges 
dafür, die Erkenntnisse, die die Versicherungswirt-
schaft aus der bisherigen Arbeit des Büros gewon-
nen hatte, zu nutzen. Es muß auch daran erinnert 
werden, daß in dieser Situation führende Vertreter 
der Wirtschaft im Schleyer-Krisenstab mitgewirkt 
haben; sie haben sechs Wochen lang mit uns um 
das Leben von Schleyer gerungen. 

Ich sage dies alles, um die Situation, die vor sechs 
Jahren bestand, in unser Gedächtnis zurückzuru-
fen. Es ist ja sehr einfach, aus der heutigen Situa-
tion heraus zu urteilen. 

All dies ändert nichts an der Feststellung, die 
auch wir treffen, daß künftig private Zuwendungen 
unterbleiben müssen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Baum, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Conradi? 

Baum (FDP): Ja. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 
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Conradi (SPD): Herr Kollege Baum, was eigent-
lich hat diese Unternehmen daran gehindert, den 
Auftrag dem Detektivunternehmen direkt zu ertei-
len? Warum mußte der Umweg über den BND ge-
wählt werden? 

(Beifall bei der SPD — Ströbele [GRÜNE]: 
Die haben für etwas ganz anderes ge

-

zahlt!) 

Baum (FDP): Da müßten Sie die Vertreter des 
Kanzleramtes fragen, die damals zuständig waren. 
Sie gehören Ihrer Partei an, Herr Kollege Conradi. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD] und wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

— Herr Vogel, es ist ein Vertreter Ihrer Fraktion, 
der mich fragt, aber ich war nun wirklich nicht für 
diese Vorgänge im Kanzleramt zuständig. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sind ja Zustände!) 

Aber, Herr Conradi, es gab einen Vertrag zwischen 
der Versicherungswirtschaft und diesem Büro, und 
dieser Vertrag ist dann unter den Umständen, die 
Sie kennen, weitergeführt worden. 

(Kühbacher [SPD]: Aha! — Ströbele [GRÜ

-

NE]: Aber doch vom Geheimdienst! — Con

-

radi [SPD]: Und dafür haben Sie Verständ

-

nis?) 

Das Bundeskanzleramt hat 1979/80 die Parla-
mentarische Kontrollkommission über den Vor-
gang, den wir hier debattieren, nicht unterrichtet. 
Die Parlamentarische Kontrollkommission hat fest-
gestellt, daß dies hätte geschehen müssen. Wir 
schließen uns dieser Meinung an. 

Die Parlamentarische Kontrollkommission hat 
festgestellt, daß der seinerzeitige Präsident des 
Bundesnachrichtendienstes, Herr Kinkel, auf Ent-
scheidungen der Staatsanwaltschaft keinen Einfluß 
genommen hat. Ich möchte diese Feststellung aus-
drücklich unterstreichen. 

Herr Kollege Vogel, ich bedaure, daß es zu keiner 
gemeinsamen Entschließung kommt, 

(Zurufe des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

denn die Feststellungen der Parlamentarischen 
Kontrollkommission haben wir gemeinsam getrof-
fen und beschlossen, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

und wir vermögen überhaupt nicht einzusehen, daß 
Sie jetzt Teile davon herausnehmen und gesondert 
feststellen lassen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich möchte auch im Namen meiner Fraktion be-
kräftigen, daß es nicht Aufgabe der Parlamentari-
schen Kontrollkommission ist, die Zuwendungen, 
bei denen hinsichtlich eines Teilbetrages nicht völ-
lig geklärt werden kann, ob sie von einem Unter-
nehmen unmittelbar auf dem Weg über eine Verei-
nigung an den Bundesnachrichtendienst geflossen 
sind, steuerrechtlich zu würdigen. 

Lassen Sie mich zum Schluß eine Bemerkung zu 
den Beamten machen, die damals unmittelbar Ver-

antwortung getragen haben. Ich meine die Staatsse-
kretäre Kinkel und Schüler. Beide sind in einer 
außerordentlich angespannten Sicherheitssituation 
unter großem persönlichem Einsatz für uns alle tä-
tig gewesen. Sie haben ihre Pflicht getan wie viele 
andere Angehörige der Sicherheitsdienste in der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Verantwortung 
— das möchte ich an dieser Stelle sagen — ging 
weit über den Bereich hinaus, über den wir hier 
heute diskutieren. Ein Rechts- und Gesetzesverstoß 
ist ihnen nicht vorwerfbar. Auch wenn es schwer 
ist, sich in die Sicherheitslage des Jahres 1979 zu-
rückzuversetzen, meine Damen und Herren, auch 
wenn sich die Sicherheitslage entspannt hat, auch 
wenn wir gewünscht hätten, daß die Finanzierung 
in anderer Weise hätte erfolgen sollen, haben wir 
die Pflicht, zu diesen Beamten zu stehen. Auch 
künftig wird es schwierige Sicherheitslagen geben, 
und die Mitglieder der Sicherheitsbehörden dürfen 
nicht den Eindruck bekommen, meine Kolleginnen 
und Kollegen, als ob sich Politiker nur dann mit 
ihnen identifizieren, wenn sie Erfolge haben. Wir 
müssen bereit sein, auch schwierige Situationen 
verständnisvoll zu würdigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kühbacher. 

Kühbacher (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Bundesminister Schäuble, ich 
mull Ihre Regierungserklärung jedenfalls in einem 
Punkt korrigieren. Es gibt keinen Unterausschuß 
des Haushaltsausschusses, der die Finanzen der 
Geheimdienste kontrolliert, sondern ein speziell zu 
diesem Zweck eingesetztes Gremium. Sie haben 
dieses Gremium hier als Unterausschuß bezeichnet; 
aber Sie im Kanzleramt haben sich doch diese be-
sondere Rechtssituation ausgedacht, um die GRÜ-
NEN von der Kontrolle auszusparen. Deshalb soll-
ten Sie diese Worte hier nicht einführen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Meine Damen und Herren, in unserem Gremium 
des Haushaltsausschusses haben wir neben der all-
gemeinen Rechtskontrolle z. B. nach Art. 104a des 
Grundgesetzes und folgende, die Bundeshaushalts-
ordnung, das Haushaltsgrundsätzegesetz und die 
Verwaltungsvereinbarungen über die Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben zu beachten. Aber unsere 
Haushaltskontrolle bezieht sich ja nicht nur auf die 
buchstabengetreue Aufgabenerfüllung und Einhal-
tung der Rechtsbestimmungen, sondern wir haben 
uns vielmehr auch mit der Frage zu befassen, ob 
Dienststellen des Bundes ihre Aufgaben wirtschaft-
lich und sparsam erfüllen und ob diese Aufgabener-
füllung und die sich daraus ergebenden Ausgaben 
tatsächlich notwendig sind, ob die Beteiligung von 
Dritten an dieser Aufgabenerfüllung sinnvoll und 
angemessen ist und, was in diesem konkreten Fall 
hier besonders wichtig war — im nachhinein wis-
sen wir das alle jetzt besser —, ob Verträge mit 
Dritten nicht zu einer Aushöhlung der politisch be-
grenzten und gewollten Aufgabenerfüllung führen. 
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In der Öffentlichkeit ist genug über die Abwick-

lung dieser Operation berichtet worden. Im nach-
hinein muß ich jedenfalls den skeptischen Beige-
schmack des Bundesnachrichtendienstes selbst bei 
der Vertragsgestaltung belächeln, wenn der in der 
„Frankfurter Rundschau" unter „Aufgespießt" be-
richtete Name „Katzenjammer" für diese Operation 
auch tatsächlich zutrifft. 

Nun zur Haushaltskontrolle. Formell sind die 
sich aus dem Vertrag und den sich hieraus ergeben-
den Dreiecksverabredungen entstandenen Ausga-
ben, korrekt verbucht worden. Nach § 14 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes sind aber Zuwendungen 
an Stellen — an Dritte; in diesem Fall an das Detek-
teibüro — außerhalb der Verwaltung des Bundes 
nur dann zu veranschlagen, wenn der Bund an der 
Erfüllung duch solche Stellen ein erhebliches Inter-
esse hat, das ohne die Zuwendungen nicht oder 
nicht im notwendigen Umfang befriedigt werden 
kann. Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, lesen 
Sie dazu Ziffer 5 der Feststellungen der PKK, insbe-
sondere den letzten Satz. Daß diese Aufgabenerfül-
lung nun doch auch durch eine Zusatzfinanzierung 
in Form von Zuwendungen an die Bundeskasse be-
schleunigt und sogar erleichtert worden ist, hat die 
Parlamentarische Kontrollkommission in der Zif-
fer 2 ihrer Feststellungen kritisch gewürdigt. 

Legt man Art. 104 a des Grundgesetzes in Verbin-
dung mit § 6 der Bundeshaushaltsordnung eng aus, 
dann ist es eindeutig, daß der Bund die Ausgaben 
zu tragen hat, die sich aus der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben ergeben. Also nur der Bund darf seine 
eigenen Aufgaben finanzieren. Dies ist unstreitig 
auch aus der Verwaltungsvereinbarung über die Fi-
nanzierung der Aufgaben von Bund und Ländern 
abzulesen. Dort heißt es: Ausschließlich aus der 
Bundeskasse sind die Aufgaben zu finanzieren, die 
der Bund zur Wahrnehmung seiner Befugnisse und 
Verpflichtungen im bundesstaatlichen Gesamtver-
band ihrem Wesen nach eigentümlich durchführt. 
— Dazu gehören wohl unbestreitbar die Aufgaben 
des BND. 

Was eine öffentliche Aufgabe ist, kann zwar gele-
gentlich zu Zweifeln Anlaß geben; von einer öffent-
lichen Aufgabe wird jedoch durchweg dann gespro-
chen, wenn ihre Erfüllung im maßgeblichen Inter-
esse der Öffentlichkeit liegt. Im eigentlichen Sinne 
liegt eine öffentliche Aufgabe dann vor, wenn sich 
ein Hoheitsträger ihrer Erfüllung im Rahmen der 
Rechtsordnung annimmt. 

Nun ist es, was die Rechtsordnung angeht, so, daß 
es ein Spezialgesetz für die Tätigkeiten des Bundes-
nachrichtendienstes nicht gibt. Er hat sich jedoch 
— wie die gesamte Bundesregierung — an die allge-
meinen Rechtsgrundsätze zu halten. 

Meine Damen und Herren, nun muß ich eine hy-
pothetische Annahme mit Blick auf die Vergangen-
heit wagen. Zwar haben der zuständige Mitarbeiter 
und der Präsident des Bundesnachrichtendienstes 
peinlichst genau die Verbuchung der Ausgaben und 
Einnahmen in diesem zur Rede stehenden Einzel-
fall vorgenommen. Auch sind die Belege, die diese 
Buchungsvorgänge ausgelöst haben, eindeutig 
nachprüfbar. Dennoch bin ich sicher: Wäre durch  

die handelnde Leitung beim BND oder im Kanzler-
amt seinerzeit die PKK insbesondere über die Art 
der Refinanzierung der Dreiecksverabredung —
„Vertrag" ist wohl nicht die richtige Bezeichnung; 
es ist mehr eine Verabredung — informiert worden, 
wäre die Einnahmenseite sicher nicht akzeptiert 
worden. 

Es hat auch nach meinen Feststellungen — das 
ist in unseren Gremium ausdrücklich bestätigt wor-
den — zu keiner Zeit eine Situation gegeben, in der 
der Dienst auf Grund der Nichtzurverfügungstel-
lung von Haushaltsmitteln seine Aufgabe nicht um-
fassend und im einzelnen hätte erfüllen können. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Meine Damen und Herren, worauf es ankommt, 
ist dies. Daß in Zukunft keine Sicherheitsbehörde 
ihre Aufgaben von Privaten mit- oder anfinanzieren 
läßt, soll dadurch, daß der Bundestag unsere Ent-
schließung bekräftigt, erreicht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Damit hätte das Parlament eine grundsätzliche, in 
diesem Falle politische Bindung vorgenommen, die 
neu wäre. Das wäre ein Erfolg, den das Parlament 
gegenüber jeder Regierung hier heute durchgesetzt 
hätte. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Küh-
bacher, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Ströbele? 

Kühbacher (SPD): Bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege, darf ich Sie als 
Haushälter einmal fragen, ob Sie es als glaubhaft 
ansehen, daß für einen Vertrag, bei dem kein Erfolg 
zu verzeichnen war, also für den bloßen Auftrag 
eine Summe von 850 000 DM gezahlt wurde? Mei-
nen Sie nicht auch, daß das unglaubhaft ist, daß das 
auch bei solchen Verträgen mit Detektivbüros nicht 
üblich ist und daß das die Vermutung nahelegt, daß 
das Geld für ganz andere Zwecke gezahlt wurde? 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: So etwas 
Dummes habe ich schon lange nicht mehr 

gehört!) 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege Ströbele, ich kann 
Ihnen über Erfolg und Mißerfolg dieser Aktion 
nichts berichten. Auf jeden Fall hätte der Präsident 
des Bundesnachrichtendienstes, wie er uns gegen-
über selbst betonte, diesen einmaligen und erstma-
ligen Vorgang in der PKK besprechen sollen. Er 
wäre 1979 sicherlich besser beraten gewesen, dies 
zu tun. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie alle der 
Feststellung der PKK zustimmen — das tun Sie ja 
heute hier —, daß Private öffentliche Aufgaben 
nicht anfinanzieren sollten, wird es uns gelingen, 
auch den Rechnungshof in die Lage zu versetzen, 
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einzelne abgeschirmte Maßnahmen auf gerade die-
sen Punkt hin zu untersuchen. 

Ich darf Sie also bitten, dem Entschließungsan-
trag der SPD-Fraktion zu den einzelnen Punkten 
zuzustimmen, damit sich dieser einmalige unzuläs-
sige Vorgang wenigstens nicht wiederholt. Ich füge 
hinzu: Ich denke, daß wir bei den Haushaltsbera-
tungen den BND finanziell in die Lage versetzen, 
die Mittel, die er von der Wirtschaft erhalten hat, 
zurückzuzahlen. Ich gehe davon aus, daß die Betei-
ligten aus der Wirtschaft diese Beträge dann den 
Opfern von Gewalttaten zur Verfügung stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir haben im Rahmen 
der Diskussion in dem Haushaltsgremium die 
Chefs aller Dienste befragt und die Auskunft be-
kommen, daß es zur Zeit — und dies gilt auch für 
die Vergangenheit — keine private Mitfinanzie-
rung öffentlicher Aufgaben in den übrigen Sicher-
heitsbereichen gibt. Es ist also kein privates Geld 
an anderer Stelle — außer in diesem Einzelfall — in 
die Bundeskasse geflossen. So weit die temporäre 
Aussage des Chefs der Dienste. Der Rechnungshof 
wird auf unsere Veranlassung hin diese Aussage 
bei den einzelnen Sicherheitsfällen noch einmal 
überprüfen. Wichtig ist, daß sich der Innenausschuß 
des Falls der Verbindung zwischen dem Bundeskri-
minalamt und dem Detektivbüro annimmt, um an 
Hand von gesetzlichen Rahmenbestimmungen 
klarzulegen, was geht und was nicht geht. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich nach 
den etwas aufregenden Wochen einen Komplex an-
sprechen, der die Geheimhaltung betrifft. Herr Bun-
desminister Schäuble, dem Bundeskanzleramt und 
den Regierungssprechern muß die Sicherheit von 
Einzelpersonen und auch von Vertragspartnern 
wichtiger sein als der Drang zur Geschwätzigkeit, 
der bei Ihren Regierungssprechern die Lippen gele-
gentlich weiter öffnet, als es vertretbar ist. Das 
wollte ich hier einmal zu Protokoll sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun blicke ich dort hinüber. Ich möchte nach 
dem, was ich mitbekommen habe, den Grafen 
Lambsdorff fragen, ob es Eitelkeit oder Rücksichts-
losigkeit war, daß er durch Äußerungen in unsere 
Verhandlungen hinein versucht hat, den Komplex 
Spendenwaschanlage in den Komplex Vertrag mit 
Dritten einzubeziehen, und ob es seine Absicht war, 
dem früheren Präsidenten des Bundesnachrichten-
dienstes, Kinkel, zu schaden, oder ob er nur seine 
eigene Verteidigung verbessern wollte. 

Über die Handlungsweise seines Vorgängers im 
Amt wußte der Graf Lambsdorff offensichtlich 
mehr als wir alle, auch über dessen Art, Zahlungs-
modalitäten zu organisieren. — Herr Staatssekre-
tär Kinkel, Sie haben mir schon schön aufrichtige 
Parteifreunde. — Und dem Grafen Lambsdorff sage 
ich, daß er alle meine Befürchtungen übertroffen 
hat. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Meine Damen und Herren, stärken Sie die Kon-
trollrechte des Parlaments. Nehmen Sie unsere 

Entschließung auch in den Ziffern 1 und 2, wo wir 
kritisieren, an, und verstehen Sie sich auch zur Zu-
stimmung zu Ziffer II; denn ich denke, es gehört 
sich unter Ehrenmännern so. 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Zahlen Sie das 
doch aus Ihrer Parteikasse!) 

— Wir zahlen das nicht aus der Parteikasse; denn 
der Staat hat hier Geld angenommen. Das halten 
wir alle für unzulässig, gnädige Frau. 

(Beifall bei der SPD — Kühbacher [SPD], 
das Rednerpult verlassend: Wir haben doch 
keine Spenden von den Leuten bekommen! 

Nun reicht es mir aber!) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Ich schließe die Debatte. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, und zwar zu-
nächst über den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 10/4257. Die Fraktion der 
SPD hat getrennte Abstimmung beantragt. 

Ich rufe daher zunächst die Ziffer I Satz 1 auf. 
Diese ist identisch mit dem Entschließungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf Druck-
sache 10/4262. Wer für Ziffer I Satz 1 ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? 
— Enthaltungen? — Dann stelle ich fest, daß Zif-
fer I Satz 1 bei einigen Gegenstimmen und einigen 
Enthaltungen mit großer Mehrheit angenommen 
worden ist. 

Damit entfällt eine Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und 
FDP auf Drucksache 10/4262. 

Ich lasse jetzt über die Ziffer 1 des Entschlie-
ßungsantrags auf Drucksache 10/4257 abstimmen. 
Wer dem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer 
enthält sich der Stimme? — Ich stelle fest, daß 
damit die Ziffer 1 bei einer Reihe von Enthaltungen 
mit Mehrheit abgelehnt ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Wer Ziffer 2 des Entschließungsantrags der SPD 
auf Drucksache 10/4257 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Ich stelle fest: Die Ziffer 2 
ist gegen eine Stimme bei einer Reihe von Enthal-
tungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über Zif-
fer II des Entschließungsantrags der Fraktion der 
SPD auf Drucksache 10/4257. Wer der Ziffer II zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Ich stelle fest, daß die Ziffer II bei einer Enthaltung 
mit Mehrheit abgelehnt ist. 

Damit ist der Abschnitt I Satz 1 des Entschlie-
ßungsantrags angenommen. Die Ziffern 1 und 2 so-
wie der Abschnitt II sind abgelehnt. 
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Ich habe hier eine Wortmeldung. Nach welchem 

Paragraphen unserer Geschäftsordnung wollen Sie 
sprechen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Erklärung nach der 
Abstimmung! — Bueb [GRÜNE]: § 31!) 

— Nach § 31. Herr Ströbele, bitte schön. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Präsident! Wir wollten 
heute hier auch einen Entschließungsantrag zur 
Abstimmung stellen. Wir wenden uns gegen den 
Konsens aller großen Parteien hier. Wir sind der 
Auffassung, wenn Sie die Wahrheit wirklich nicht 
fürchten, dann sollten Sie zu einigen wesentlichen 
Fragen in den bestehenden Untersuchungsaus-
schüssen, in dem Flick-Untersuchungsausschuß 
und in dem Geheimdienst-Untersuchungsausschuß, 
den Auftrag erweitern und so eine wirkliche Auf-
klärung gewährleisten. Aber ich bin der Auffas-
sung, Sie fürchten die Wahrheit, die hier heraus-
kommen könnte. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte Sie um einen Moment Gehör. Ich wäre 
dankbar für Aufmerksamkeit. 

Meine Damen und Herren, auf der Ehrentribüne 
hat der kanadische Gesundheits- und Wohlfahrts-
minister Jake Epp mit einer Delegation Platz ge-
nommen. Ich begrüße Sie herzlich im Deutschen 
Bundestag und wünsche Ihnen einen angenehmen 
Aufenthalt und nützliche Gespräche in unserem 
Land. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Ströbele 
[GRÜNE]: Er hat eine Stunde der Schande 
des deutschen Parlaments erlebt! — Die 

Abgeordneten erheben sich) 

Meine Damen und Herren, gestern in den späten 
Nachmittagsstunden erfuhren wir, daß Kolumbien 
von einer entsetzlichen Naturkatastrophe heimge-
sucht wurde. Der Ausbruch eines Vulkans im Nor-
den der Anden hat besonders die Einwohner der 
Stadt Armero und die umliegenden Ortschaften 
schwer getroffen. Mit Erschütterung haben wir die 
Nachricht aufgenommen, daß viele tausend Todes-
opfer zu beklagen sind. Bis jetzt wurden bereits 
viertausend Tote geborgen. Aber es ist zu befürch-
ten, daß noch weit über zehntausend unter den 
Schlamm- und Gesteinsmassen begraben sind. Min-
destens ebenso groß ist die Zahl der Verletzten. 
Ihnen gelten unsere Genesungswünsche. Den An-
gehörigen und Hinterbliebenen der Opfer gilt unser 
Mitgefühl. Dem kolumbianischen Volk, seinem Par-
lament und seiner Regierung spreche ich die tief 
empfundene Anteilnahme des Deutschen Bundesta-
ges aus. 

Sie haben sich von Ihren Plätzen erhoben. Ich 
danke Ihnen. 

Ich rufe die Zusatzpunkte 7 und 8 zur Tagesord-
nung auf: 

Zusatzpunkt 7: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun

-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 

Dritten Gesetzes zur Verbesserung und Er-
gänzung sozialer Maßnahmen in der Land-
wirtschaft (Drittes Agrarsoziales Ergän-
zungsgesetz — 3. ASEG) 

— Drucksache 10/3483 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 10/4246 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kirschner 

b) Bericht des Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 
— Drucksache 10/4254 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Strube 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 146. Sitzung) 

Antrag der Abgeordneten Müller (Schwein-
furt), Wimmer (Neuötting), Frau Blunck, Dr. 
Enders, Immer (Altenkirchen), Kißlinger, Dr. 
Klejdzinski, Oostergetelo, Pfuhl, Sander, Dr. 
Schmidt (Gellersen), Frau Weyel, Wolfram 
(Recklinghausen) und der Fraktion der SPD 

Sozial gerechte Verteilung der Bundeszu

-

schüsse in der Altershilfe für Landwirte 

— Drucksache 10/2360 — 

Zusatzpunkt 8: 

Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Grundrechte statt Altersarmut und sozialer 
Ungerechtigkeit in der Altershilfe für Land-
wirte 
— Drucksache 10/4209 — 

Überweisungsvorschlag: 

Aussschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung sind eine gemeinsame Be-
ratung der Zusatzpunkte 7 und 8 zur Tagesordnung 
und eine Aussprache von 60 Minuten vorgesehen. 
— Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist 
das so beschlossen. 

Wird das Wort zur Berichterstattung oder zur Be-
gründung gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Dazu hat 
zuerst der Abgeordnete Jagoda das Wort. 

Jagoda (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Dritte Agrarso-
ziale Ergänzungsgesetz bringt eine Reihe von Vor-
teilen für die Landwirtschaft, insbesondere für 
Klein- und Mittelbetriebe bzw. für einkommens- 
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schwache Landwirte. Kernpunkt des Gesetzes ist 
die finanzielle Entlastung von Klein- und Mittelbe-
trieben und damit die sozial gerechte Verteilung 
der Bundesmittel in der Altershilfe für Landwirte. 
Diese Verteilung wird dadurch erreicht, daß Klein- 
und Mittelbetriebe entsprechend ihrer Einkom-
menslage einen gestaffelten Zuschuß zum einheit-
lichen Beitrag in der Altershilfe für Landwirte er-
halten. 

Der neu festgesetzte, in Zukunft monatlich zu 
zahlende Beitrag in Höhe von 152 DM wird für die 
obengenannten Betriebe um 25 oder 50 oder 75 DM 
reduziert. Alle zuschußberechtigten Betriebe zahlen 
im kommenden Jahr weniger Beitrag als 1984 und 
1985. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Kleinbetriebe müssen sogar weniger als 1982 
zahlen. 

(Abg. Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: 
Hört! Hört!) 

Ihr Beitrag wird um fast 50 % reduziert. 

Die Zuschußgewährung wurde durch eine erheb-
liche Anhebung der Bundesmittel ermöglicht. Die 
Bundesmittel betragen künftig 80,3 % der Aufwen-
dungen für Alters-, Hinterbliebenen- und Waisen-
geld. Das bedeutet eine Erhöhung gegenüber 1985 
um rund 250 Millionen DM, wobei 170 Millionen DM 
durch das Dritte Agrarsoziale Ergänzungsgesetz 
und der Restbetrag als Folge der Erhöhung des 
Altersgelds zu errechnen sind. 

Mit der Zuschußgewährung wird eine Kostenver-
lagerung innerhalb der Solidargemeinschaft „Al-
tershilfe für Landwirte" erreicht. Große Betriebe 
zahlen den vollen Beitrag. Einkommenschwache 
Betriebe werden spürbar entlastet. 

Zusätzlich zu der im Regierungsentwurf vorgese-
henen Staffelung des Beitragszuschusses erhalten 
auch die Betriebe mit einem Wirtschaftswert zwi-
schen 30 000 und 40 000 DM bei Nachweis, daß ihr 
tatsächliches Einkommen schlecht ist, 1986 einen 
Beitragszuschuß. Hierfür wurden besonders im Ge-
setzentwurf nicht vorgesehene Mittel bereitge-
stellt. 

Der besonderen Situation flächenarmer Betriebe 
mit starker Viehhaltung pro Hektar ist bei der Be-
messung der Einkommensgrenze für die Zuschuß-
berechnung Rechnung getragen worden. Hierfür 
werden mehr. landwirtschaftliche Betriebe in die 
Zuschußregelung einbezogen. Damit wird ihre Bela-
stung mit Altershilfebeiträgen verringert. 

Wir entsprechen auch einem Wunsch der Land-
frauen. Wir haben in diesem Gesetz verankert, daß 
ein Teil des Altersgelds, und zwar ein Drittel, der 
sogenannte Ehegattenzuschlag, künftig der Land-
frau direkt ausgezahlt wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Der Gesetzentwurf sieht weiter eine Versiche-
rungspflicht jüngerer hauptberuflich mitarbeiten-
der Familienangehöriger vor. Durch diese Maßnah-
men soll erreicht werden, daß spätere Unternehmer  

in der Landwirtschaft schon in jüngeren Jahren 
Beiträge zur Altershilfe für Landwirte zahlen und 
damit zur Sicherung des Alters beitragen. 

Die vorgesehene Verschärfung der Befreiungs-
möglichkeiten in der landwirtschaftlichen Alterssi-
cherung haben wir zurückgenommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Für die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer wur-
den ebenfalls Verbesserungen beschlossen. Ältere 
Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft er-
halten in der bundesgesetzlichen Zusatzversorgung 
künftig einen Ausgleichsbetrag von 90 statt bisher 
70 DM. 

Eine weitere Härte wurde beseitigt: Der Stichtag 
für die Leistungsberechtigten wurde auf den 1. Juli 
1979 verschoben. Das bedeutet, daß wir sieben Jahr-
gänge älterer Arbeitnehmer aus der Landwirtschaft 
mit einem zusätzlichen bundesmäßig gezahlten 
Ausgleichsbetrag von 90 DM versorgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mit der Verabschiedung des Dritten Agrarsozia-
len Ergänzungsgesetzes kommen die Regierung 
und die Koalitionsfraktionen berechtigten Wün-
schen und Forderungen der deutschen Landwirte 
nach. Die verstärkte Berücksichtigung der Einkom-
menslage bei der Bemessung des Beitrags zur Al-
tershilfe für Landwirte ist ein wichtiger Schritt zur 
Neuorientierung der Agrarpolitik. Die für die Land-
wirtschaft günstigeren Regelungen konnten nur 
durch eine erhebliche Anhebung der Bundesmittel 
erreicht werden. 

Dies ist ein weiterer Beweis dafür, daß wir im 
nationalen Bereich alle Anstrengungen unterneh-
men, um der schwierigen Situation in der Landwirt-
schaft Rechnung zu tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir stimmen dem vorliegenden Gesetzent-
wurf der Bundesregierung in der Ausschußfassung 
zu. 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Dies geschieht aber nicht aus Begeisterung, Herr 
Blüm, 

(Dr. Blüm [CDU/CSU]: Warum, ist egal, 
Hauptsache Zustimmung! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

geschieht nicht, weil wir der Bundesregierung be-
sonders gute Leistungen attestieren wollen. Dies 
geschieht vielmehr deshalb, weil uns minimale 
Schritte in eine ansatzweise richtige Richtung bes-
ser zu sein scheinen als gar nichts. Wir müssen aber 
feststellen: Dieses Gesetz bleibt hinter den Möglich-
keiten und hinter den Notwendigkeiten zurück. 

(Beifall bei der SPD) 
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Bei der sozialen Staffelung der Beiträge zur Al-

tershilfe der Landwirte handelt es sich um eine alte 
sozialdemokratische Idee. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie haben nur zu 
lange gewartet! — Dr. Blüm [CDU/CSU]: 
Ideen habt ihr immer, aber das reicht 
nicht! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Wenn der Bund — zusätzlich zu den Subventionen 
der Europäischen Gemeinschaft — Einkommens-
hilfen an die Landwirtschaft zahlt und dies nicht 
offen, sondern versteckt im Rahmen des sozialen 
Sicherungssystems geschieht — wir Sozialpolitiker 
sehen das im übrigen nicht sehr gern —, so dürfen 
diese Einkommenshilfen nach unserer Meinung 
nicht alle Landwirte — ohne Rücksicht auf ihr Ein-
kommen — in gleicher Höhe gezahlt werden. Es 
kann nicht angehen, wie es heute noch ist, daß ein 
Landwirt mit einem Gewinn von 100 000 DM im 
Jahr genausoviel an Beiträgen zahlt wie ein Land-
wirt mit einem Gewinn von 10 000 DM im Jahr. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben zweimal Initiativen zur sozialen Staf-
felung der Beiträge auf den Weg gebracht. Wir sind 
leider zweimal an den Unionsparteien — einmal im 
Bundesrat, einmal hier — gescheitert. Deswegen 
begrüßen wir, daß die Bundesregierung unserem 
Anliegen nunmehr teilweise Rechnung trägt. Wir 
kritisieren aber, daß dies äußerst zaghaft, äußerst 
halbherzig geschieht. Der Grundgedanke einer Dif-
ferenzierung ist von der CDU — offenbar beeinflußt 
von den Großbauern, die die Agrarlobby beherr-
schen — erheblich verwässert worden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Ge

-

schwätz ist das! — Hornung [CDU/CSU]: 
Was heißt „Großbauern"? Kann man bei ei

-

nem Wirtschaftswert von 30 000 DM von 
Großbauern sprechen? — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Im übrigen, meine Damen und Herren: Mit die-
sem Gesetz wird kein Beitrag zur Harmonisierung 
der Alterssicherungssysteme geleistet, die wir in 
den Sonntagsreden j a alle immer fordern. Es gehört 
zu den bemerkenswertesten Mißverhältnissen in 
unserem sozialen Leistungssystem, daß die land-
wirtschaftliche Altershilfe vom Steuerzahler in ei-
nem Umfang subventioniert wird, der nichts mehr 
mit den Altlasten zu tun hat. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

Der Bundeszuschuß ist um ein Vielfaches höher, als 
es sich aus dem ungünstigen Verhältnis von Bei-
tragszahlern zu Rentnern rechtfertigen läßt. 

Da Sie das in Zweifel ziehen, will ich Ihnen das 
erläutern. Mit dem heutigen Monatsbeitrag von 129 
DM — die Dynamisierung einmal herausgenom-
men — erreicht der Landwirt nach 15 Jahren eine 
Monatsrente von 535 DM. Der Arbeiter dagegen, 
der 15 Jahre 129 DM zahlt, muß sich mit einem 
monatlichen Rentenbetrag von 110 DM zufrieden-
geben. 

Oder nehmen wir einmal das Verhältnis von Bei-
trag zu einer Mark späterer Rente: Der Arbeiter 
zahlt 15 Jahre lang jeden Monat 1,17 DM Beitrag, 
um später 1 DM Rente monatlich zu bekommen, 
und der Landwirt zahlt 15 Jahre lang jeden Monat 
24 Pfennig und erhält dafür später 1 DM Rente im 
Monat. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie haben immer 
noch nicht kapiert, daß seit 1950 mehr als 

die Hälfte ausgestiegen ist!) 

An diesem Mißverhältnis, Herr Kollege, ändert sich 
auch mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bun-
desregierung nichts. Im Gegenteil: Der Bundeszu-
schuß wird weiter erhöht, 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist auch rich

-

tig!) 

und zwar von 75% auf 80,3%. In der Rentenversiche-
rung der Arbeiter und Angestellten zahlt der Bund 
nicht 80 % Zuschuß, sondern 17 % Zuschuß. 

(Stutzer [CDU/CSU]: Und was ist mit der 
Knappschaft?) 

Nach unserer Meinung erfordert und rechtfertigt 
die gerechtere Ausgestaltung der Altershilfe der 
Landwirte keinen zusätzlichen Einsatz von Steuer-
mitteln. Es wäre richtiger gewesen, die begrüßens-
werte und notwendige Beitragsentlastung der klei-
nen Landwirte durch eine solidarische Umvertei-
lung innerhalb der Landwirtschaft vorzunehmen, 
d. h., die einkommensstärkeren Landwirte zu ent-
sprechend höheren Beiträgen heranzuziehen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das sind die soge

-

nannten Großbauern, nicht?) 

Wir haben in unserem Antrag sowie auch mit 
unseren Anträgen im Ausschuß verlangt, den Bun-
deszuschuß gegenüber dem geltenden Recht nicht 
zu erhöhen. Dies hätte eine weitere Verschuldung 
des Bundes um rund 170 Millionen DM pro Jahr 
verhindert. Sie haben das abgelehnt; Sie mußten ja 
auch Wiedergutmachung an Bayern leisten. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Bayern ist ein schö

-

nes Land!) 

— Darüber sind wir uns doch einig, Herr Jagoda. 

Im übrigen sollen lediglich 7,5% des Bundeszu-
schusses für die soziale Beitragsstaffelung abge-
zweigt werden. Damit ist nach unserer Meinung die 
soziale Komponente unterentwickelt. Das ist ein 
Tropfen auf den heißen Stein. Deshalb haben wir 
verlangt, daß der für den Beitragszuschuß verwen-
dete Teil des Bundeszuschusses schrittweise bis auf 
20 % erhöht wird. Wir stimmen hier in der Tendenz 
mit der Arbeitsgemeinschaft Bäuerliche Landwirt-
schaft überein, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer ist denn 
das?) 

die 25% fordert. Sie haben — im Interesse Ihrer 
großbäuerlichen Klientel — unsere Anträge zurück-
gewiesen. 

Schließlich müssen wir an diesem Gesetzentwurf 
noch kritisieren, daß das geplante Verfahren zur 
Prüfung der Zuschußberechtigung unzureichend ist 
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und die tatsächliche soziale Lage in den landwirt-
schaftlichen Betrieben nicht erfaßt wird. Wir sind 
der Auffassung, daß der sogenannte Wirtschafts-
wert kein geeignetes Kriterium für die Einschät-
zung der Höhe des landwirtschaftlichen Einkom-
mens ist. Mit der Methode der Bundesregierung 
würden praktisch zwei Drittel dieser Beitragszu-
schüsse nach Bayern fließen, das restliche Drittel 
nach Baden-Württemberg und nach Rheinland

-

Pfalz, während die landwirtschaftlichen Betriebe in 
den anderen Bundesländern nahezu leer ausgin-
gen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mayer zu Bentrup 
[CDU/CSU]) 

— Aber es gibt auch in Schleswig-Holstein und in 
Niedersachsen Höfe mit sehr geringen Einkommen. 
Deswegen meinen wir, wir benötigen eine andere 
Bemessungsgrundlage. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind im übrigen der Auffassung, daß man für 
die Bemessung dieses Zuschusses das Gesamtein-
kommen zugrunde legen muß. 

Nun sind Sie auf Grund unseres Drängens mit 
der Ermächtigung an die Bundesregierung zu einer 
Rechtsverordnung, 20 Millionen DM so zu verteilen, 
daß auch, Herr Kollege Stutzer, Betriebe in Nieder-
sachsen und in Schleswig-Holstein noch etwas da-
von haben, ein wenig in unsere Richtung gegangen; 
denn Sie hatten nicht nur an die Herren Strauß und 
Späth zu denken, 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie machen hier 
eine unzulässige Pauschalierung!) 

sondern doch sicherlich auch noch an die Herren 
Albrecht und Barschel. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich sagen: Wir stimmen zu. 

(Niegel [CDU/CSU]: Warum stimmen Sie 
dann zu?) 

Aber dies geschieht auch, weil der Gesetzentwurf 
noch einige kleinere Leistungsverbesserungen in 
der Altershilfe für Landwirte enthält, die für sich 
genommen 

(Niegel [CDU/CSU]: Das ist doch unehrlich, 
wenn Sie so argumentieren!) 

— ich stimme Ihnen hier doch zu — positiv zu 
bewerten sind. 

(Gallus [FDP]: Das Gesetz ist so gut! Das 
ist hervorragend!) 

— Aber, Herr Gallus! Das ist nicht gut, aber es ist 
ein kleines Schrittchen — zu mehr sind Sie doch 
gar nicht fähig — in die richtige Richtung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immer noch bes

-

ser als große Schritte rückwärts!) 

— Meine Damen und Herren, daß ich Sie so getrof-
fen habe, tut mir leid. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Wir finden, daß die Verbesserungen in der Zu-
satzversorgung der landwirtschaftlichen Arbeitneh-

mer, zu der wir Sie gedrängt haben, ein richtiger 
Schritt sind. 

Was das zentrale Anliegen des Gesetzentwurfes 
allerdings angeht, die soziale Staffelung der Bei-
träge zur Altershilfe für Landwirte, müssen wir sa-
gen: Dies ist mehr als nichts, aber lange nicht ge-
nug. Es müssen in Zukunft weitere Schritte folgen. 

Nun, Herr Kollege Bueb, bin ich es Ihnen schul-
dig, wenigstens einige Sätze zu Ihrem Antrag zu 
sagen. Wir hätten uns gefreut, wenn auch Anträge 
von Ihnen im Ausschuß detailliert hätten beraten 
werden können, aber sie waren nicht da. Es war 
lediglich ein globaler Antrag da. 

(Bueb [GRÜNE]: Das ist doch Quatsch! Der 
Antrag liegt seit September da!) 

— Ach, seien Sie doch nicht so betroffen. 

Der Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN, Herr 
Kollege Bueb, ist liebenswert naiv. Er enthält kei-
nerlei Angaben über die Kosten, die entstehen, 
wenn an alle früher mitarbeitenden Erwerbstätigen 
in der Landwirtschaft eine beitragfreie Grundrente 
von 1000 DM monatlich gezahlt wird. 

(Abg. Bueb [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, Sie 
haben noch 25 Sekunden. Wollen Sie eine Zwi-
schenfrage zulassen? 

Heyenn (SPD): Herr Bueb, lassen Sie mich dann 
zum Schluß kommen; ich habe noch zwei Sätze. 

(Bueb [GRÜNE]: Anmachen und dann 
keine Frage zulassen!) 

Die GRÜNEN sind schon nicht mehr liebenswert 
naiv, sondern nur noch naiv, wenn sie meinen, ein 
Grundrentenmodell zuerst in der Landwirtschaft 
einführen zu können und damit der mitarbeitenden 
Ehefrau eines Landwirtes an Rente mehr zu geben, 
als manche Verkäuferin und Serviererin heute mo-
natlich netto erhält. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir lehnen im übrigen Ihr Grundrentenmodell ge-
nauso ab wie das Grundrentenmodell der Herren 
Bangemann und Biedenkopf. Deswegen lehnen wir 
auch Ihren Antrag ab. Aber dem Gesetz stimmen 
wir, Herr Gallus, leicht zähneknirschend zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bun-
desminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ganz ohne Polemik 
geht es bei der SPD nicht. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das war 
doch gar nicht polemisch!) 

Aber es war wenigstens freundliche Polemik, und 
da wollen wir einmal nicht so sein. 
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Der heute vorliegende Gesetzentwurf ist ein Mei-

lenstein in der noch relativ jungen Geschichte der 
Agrarsozialpolitik. Die Altershilfe für Landwirte 
hat als Sondersystem unserer gegliederten Alterssi-
cherung in den fast 30 Jahren seit ihrer Gründung 
bewiesen, daß sie ein notwendiges und ein sinnvol-
les Sicherungssystem darstellt. Beginnend 1957 mit 
einem Bargeldzuschuß von 60 DM monatlich hat sie 
sich zu einer respektablen Teilsicherung entwickelt. 
Ich sehe dabei nicht nur die sozialpolitische Funk-
tion, sondern ich halte die agrar- und einkommens-
politischen Elemente der Altershilfe für mindestens 
ebenso bedeutsam. 

Gerade hier knüpft der Gesetzentwurf mit seiner 
zukunftsorientierten Weiterentwicklung an. Wir be-
wahren dabei, was sich bewährt hat, so das Prinzip: 
gleicher Beitrag, gleiche Leistung. Wir entwickeln 
weiter, wo Bedarf besteht, etwa bei jenen Betrieben, 
die bis zu 40% ihres Einkommens für ihre soziale 
Sicherung aufwenden müssen. Sie sollen einen zu-
sätzlichen Anteil am Bundeszuschuß erhalten. Sie 
werden jetzt so entlastet, daß sie unter dem Strich 
weniger bezahlen müssen, weniger sogar noch als 
z. B. 1982. 

Was besonders erfreulich ist: Wir geben dem ei-
nen Landwirt nicht, indem wir es dem anderen neh-
men, sondern wir stocken den Bundeszuschuß auf 
80,3 % auf. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In den vergangenen Monaten hat es eine lebhafte 
Diskussion über die Frage gegeben, nach welchen 
Maßstäben der Zuschuß zum Beitrag gewährt wer-
den soll. Wir wissen alle, daß es eine absolute Ge-
rechtigkeit wohl nie gibt. Unser Ziel war aber zwei-
erlei. Einmal sollten Haupt- und Nebenerwerbs-
landwirte gleichbehandelt werden, und zum ande-
ren sollte sich der Verwaltungsaufwand in vertret-
barem Rahmen halten. Der vorliegende Entwurf 
trägt beiden Zielen angemessen Rechnung. 

Eingangs sprach ich von dem Gesetzentwurf als 
einem Meilenstein. Diese Bewertung verdient er 
auch noch aus drei weiteren Gründen. 

Erstens. Seit Jahren war die soziale Sicherung 
der auf den Höfen tätigen Familienangehörigen un-
zureichend. Unter dem Gesichtspunkt einer Alters-
sicherung aus einer Hand werden bereits die Hof-
nachfolger vor der Betriebsübernahme in die Al-
tershilfe einbezogen. 

Zweitens. Seit Einführung der Altershilfe für 
Landwirte wurde der Mitarbeit der Bäuerin da-
durch Rechnung getragen, daß im Altersgeld für 
Verheiratete ein Ehegattenzuschlag enthalten ist. 
Diesen Weg wollen wir nunmehr konsequent wei-
tergehen und die Leistung der Bäuerinnen für un-
sere Familienbetriebe dadurch anerkennen und 
aufwerten, daß dieser Zuschlag künftig direkt an 
die Bäuerinnen ausbezahlt wird. 

Drittens. Ich freue mich ganz besonders, daß es 
gelungen ist, auch die Zusatzversorgung für frühere 
Arbeitnehmer in der Landwirtschaft zu verbessern, 
insbesondere durch die Anhebung der Ausgleichs-
leistung aus Bundesmitteln um fast 30%. 

Ich ziehe folgenden Schluß. Dieses Agrarsoziale 
Ergänzungsgesetz bewirkt mehr, als es der Name 
verrät. Die agrarsoziale Sicherung wird zukunfts-
orientiert weiterentwickelt, indem die Elemente zur 
sozialen Ergänzung der Preispolitik insbesondere 
für kleine und mittlere Betriebe gestärkt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bueb. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Das 
ist der Mann mit den 800 km im Dienstwa -

gen zur Popveranstaltung!) 

Bueb (GRÜNE): Mund halten. — Meine Damen 
und Herren! Sie alle wissen, daß das heutige Sy-
stem der Alterssicherung für Landwirte völlig unzu-
reichend ist. Wir GRÜNEN sehen die Lage aller-
dings ernster als die Politiker der Bundesregierung 
und der SPD. Gemeinsam mit kritischen Vertretern 
in den Bauernverbänden, mit dem Landfrauenver-
band, den Bauernblättern und anderen halten wir 
es für politisch verantwortungslos, am System der 
Altershilfe für Landwirte nur mit Heftpflastern her-
umzudoktern, wo eigentlich eine Roßkur nötig 
wäre. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die drei größten Probleme der Agrarsozialpolitik 
sind folgende. 

Da ist zum einen die Tatsache, daß heute die 
Altershilfe für Landwirte das „Bauernlegen" staat-
lich unterstützt. So wird der Altershilfeanspruch 
mit der Hofübergabe verknüpft. Kleinbetriebe, auch 
Nebenerwerbsbetriebe, sollen auch dadurch den 
hochindustrialisierten Großbetrieben Platz ma-
chen. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Ge

-

schwätz!) 

Zum zweiten ist die Praxis der Beitragszahlung 
sozial zutiefst ungerecht. Seit den Brüsseler Agrar-
beschlüssen müssen kleinere und mittlere Betriebe 
weit über 10 % ihres Gewinns für die Alterssiche-
rung aufbringen. Wie die Bundesregierung im 
Agrarbericht 1985 schreibt, verfügt das untere Vier-
tel der Einkommenspyramide der landwirtschaftli-
chen Betriebe über weniger als 230 DM im Monat 
pro mitarbeitende Person. Was nützt diesen Betrie-
ben der Vorschlag der Regierung oder der SPD? 
Ihre Beiträge belaufen sich dann nicht mehr auf 129 
DM, sondern vielleicht auf 70 DM, aber für diese 
Haushalte, die weit unter der Armutsgrenze leben 
müssen, die in ständiger Existenzangst leben, die 
nicht wissen, ob und wie sie das nächste Jahr über-
stehen sollen, 

(Hornung [CDU/CSU]: So wie Sie!) 

sind auch diese 70 DM noch viel zuviel. Das „Bau-
ernblatt" schreibt hierzu — ich zitiere —: 

Soziale Absicherung der Bauern ist selbstver-
ständlich eine gute Sache. Nur: Wenn diese So-
zialversicherung durch ihre geforderten Bei-
träge und gegebenen Leistungen das Ausschei-
den von Bauern fördert, dann wird sie zum 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 	13153 

Bueb 
Instrument staatlicher Agrarpolitik zur Durch-
setzung des gewünschten „Strukturwandels". 
Wenn landwirtschaftliche Betriebe mehr als 
die Hälfte ihres Einkommens aufbringen müs-
sen, wenn es sogar so weit geht, daß dies aus 
dem Substanzverlust der Betriebe finanziert 
wird, dann ist die Sozialversicherung kein Se-
gen mehr, dann wird sie zum Strang, an dem 
viele Bauernexistenzen hängen. 
(Beifall bei den GRÜNEN — Vogel [Mün

-
chen] [GRÜNE]: Das ist ja wohl auch ge

-wollt!) 
Ein Zahlenbeispiel möge das verdeutlichen. Ein 

10-Hektar-Betrieb zahlt für Krankenkasse, Berufs-
unfallversicherung und Alterssicherung rund 4 000 
DM im Jahr. Ein 100-Hektar-Betrieb zahlt an Ge-
samtversicherung rund 9 000 DM. Das bedeutet, daß 
der kleine Betrieb pro Hektar 401 DM aufzuwenden 
hat, der große Betrieb ganze 91 DM. 

Es ist sozial ungerecht und lächerlich zugleich, 
wenn ein Alterssicherungssystem, das selbst nach 
dem Regierungsvorschlag zu 80 % aus Bundesmit-
teln finanziert wird, von den ärmsten der erwerbs-
tätigen Bäuerinnen und Bauern einen Beitrag ab

-

preßt. 
Noch unwürdiger und ungerechter wird die Ein-

kommensverteilung, wenn die landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigen ins Rentenalter kommen. Im kom-
menden Jahr liegt die Altershilfe für ein Ehepaar in 
der Landwirtschaft zwischen 536 DM und 745 DM. 
Dieser lächerliche Betrag mag j a noch als Taschen-
geld angehen, 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 
wenn die alten Leute in ihrer Familie wohnen, noch 
ein Vermögen haben, kurzum: aus ihren privaten 
Reserven zehren können. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU und der 
SPD) 

— Sie können doch nicht sagen, daß 530 DM eine 
Alterssicherung sind. 

Aber Sie dürfen nicht vergessen: Diese Fälle wer-
den immer seltener; sie sind nicht mehr die Norma-
lität, auf der ein solides soziales Sicherungssystem 
aufbauen kann. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Bueb (GRÜNE): Für einen Nürnberger immer. 

Lutz (SPD): Ich danke Ihnen sehr, Herr Bueb. Im 
ganzen Alterssicherungssystem, die Beamtenver-
sorgung einmal ausgenommen, besteht eine Rela-
tion zwischen Beitrag und Leistung. Warum wollen 
Sie das hier nicht haben? 

Bueb (GRÜNE): Herr Lutz, Sie sollten wenigstens 
ein bißchen aufpassen. Wenn ich sage, daß das un-
terste Viertel der Landwirte pro erwerbstätige Per-
son 230 DM Einkommen im Monat hat und Sie von 
denen dann 70 oder 100 DM Beiträge im Monat ver-
langen wollen, was bleibt denn dann für diese Leute 
noch übrig? Können Sie mir das mal erklären? Wir  

können ja mal im Ausschuß darüber diskutieren, 
wenn Sie da sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn Sie mal da 
sein sollten, gern!) 

— Ich hätte gleich noch etwas anderes gesagt. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Sie 
sind ja immer mit dem Dienstwagen zum 

Popkonzert unterwegs!) 

Jetzt geht es weiter: Wenn Oma und Opa ihren 
Hof aufgeben und nun von der Altershilfe leben 
müssen, dann werden sie unserer Meinung nach in 
die Armut hineingepreßt. Armut im Alter, Schande 
für Deutschland. Das ist die Parole der Grauen Pan-
ther. Wenn heute weit mehr als 100 000 alte Men-
schen auf dem Land sozialhilfeabhängig sind — ge-
naue Daten liegen leider nicht vor — und wenn 
mindestens dieselbe Zahl sozialhilfeberechtigt 
wäre, aber die Sozialhilfe aus Scham oder vor allem, 
weil sie ihre Kinder oder Eltern nicht heranziehen 
wollen, nicht in Anspruch nehmen, ist Altersarmut 
ein Armutszeichen im Sozialstaat. Wir halten es für 
eine beschämende Veranstaltung, wenn hier im Ple-
num des Bundestages Beamte und Fastbeamte mit 
Pensionen, die über das Fünffache der Sozialhilfe 
hinausgehen, über alte Menschen in der Landwirt-
schaft zu Gericht sitzen und ihnen Beiträge zubilli-
gen, die gerade die Hälfte des Sozialhilfesatzes und 
weniger ausmachen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das dritte ist die absolut katastrophale Alterssi-
cherung für Frauen in der Landwirtschaft. Ich zi-
tiere aus einer Stellungnahme des Deutschen Land-
frauenverbandes, der feststellt: Laut Agrarbericht 
1984 der Bundesregierung im Jahre 1982 sind rund 
zwei Drittel aller Familienarbeitskräfte in der 
Landwirtschaft Frauen. 

Ich muß leider zum Schluß kommen. Wir haben 
mit unserem Grundrentenmodell auch für die Land-
wirte eine Alterssicherung aufgebaut, die diesen ein 
sicheres Leben im Alter gewährt, so daß sie nicht 
auf die Sozialhilfe angewiesen sind. 

Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Paintner. 

Paintner (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn wir heute den uns vorliegenden 
Entwurf eines Dritten Agrarsozialen Ergänzungs-
gesetzes verabschieden, geht für die FDP ein lang-
gehegter Wunsch in Erfüllung. Das Gesetz bringt 
mehrere lobenswerte Neuerungen. Am wichtigsten 
erscheint mir jedoch, daß die Bundesregierung und 
die Koalitionsfraktionen ihre agrarpolitische Hand-
lungsfähigkeit in vielerlei Hinsicht demonstrieren. 

(Zuruf von der SPD: Nach langem Zögern 
endlich!) 

In der gegenwärtigen Einkommenssituation, die si-
cherlich nicht zufriedenstellen kann, wird Sorge ge-
tragen, daß die Landwirte von den Kosten entlastet 
werden, die sie zu ihrer sozialen Sicherheit aufwen- 
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den müssen. Meine Fraktion begrüßt es deshalb be-
sonders, daß es uns gelungen ist, für das kommende 
Haushaltsjahr zusätzliche 30 Millionen DM eigens 
zu dem Zweck zur Verfügung zu stellen, daß die 
Beiträge der Landwirte zu ihrer Alterskasse nicht 
übermäßig ansteigen. 

Der trotz dieser enormen Anstrengung der Bun-
desregierung noch zu erwartende monatliche Bei-
trag für die landwirtschaftlichen Alterskassen wird 
von vielen Betrieben auch so noch als sehr hoch 
empfunden werden. Wir wissen, daß in der Gruppe 
der einkommensschwächsten Betriebe 40 % und 
mehr der Einkommen für die soziale Sicherung 
ausgegeben werden müssen. Deshalb ist es beson-
ders zu begrüßen, daß es nunmehr gelungen ist, 
eine sozial gerechte Verteilung der Bundesmittel 
gesetzlich zu verankern. 

(Bueb [GRÜNE]: Das glauben Sie doch sel

-

ber nicht!) 

— Herr Bueb, Ihnen müßte ich was anderes sagen: 
Was Sie heute hier dargebracht haben, glaubt Ihnen 
niemand. — Erstmals werden Bundeszuschüsse zur 
Alterssicherung künftig nach betriebsindividuellen 
Einkommensverhältnissen verteilt. Das ist ein No-
vum in der Nachkriegsgeschichte der Agrarpolitik 
und verdient entsprechende Beachtung. 

Ich will aber auch nicht verkennen, wie schwierig 
es war, einen Konsens zwischen den vielen Grup-
pen herzustellen, nach welchen Kriterien die Bun-
deszuschüsse nun verteilt werden sollten. 

Bei den Beratungen dieses Gesetzes hat sich 
auch gezeigt, daß die Verteilung öffentlicher Mittel 
nach Individualkriterien offenbar noch schwieriger 
ist, als Steuern gerecht einzuziehen. Mit den Rege-
lungen des Dritten Agrarsozialen Ergänzungsgeset-
zes haben wir einen Verteilungsmodus gefunden, 
der meiner Ansicht nach gerecht und praktikabel 
zugleich ist. Auch hier konnten wir wieder die Er-
fahrung machen, daß eine totale Gerechtigkeit 
nicht machbar ist, weil sie auf unüberwindliche ad-
ministrative Hindernisse stößt. Auch wer die 
Schwächen des Wirtschaftswertes als Kriterium der 
Eingruppierung in die Zuschußklassen kennt, kann 
sich der Tatsache nicht verschließen, daß dieser das 
administrativ am besten handhabbare Instrument 
ist. 

Alle Regelungen helfen nichts, wenn die Alters-
kassen nicht in der Lage wären, sie auch durchzu-
führen. Die FDP begrüßt deshalb auch, daß es noch 
in den letzten Tagen gelungen ist, die starre Aus-
schlußgrenze von 30 000 DM Wirtschaftswert zu 
überwinden. Bundesregierung und Koalitionspar-
teien haben deshalb noch einmal 20 Millionen DM 
bewilligt. Sie sollen Betrieben bewilligt werden, die 
nach den Abgrenzungen des Gesetzes keinen Bei -
tragszuschuß erhalten dürfen, weil der Wirtschafts-
wert 30 000 DM überschreitet. Sie werden aber in 
den Genuß eines Beitragszuschusses kommen, 
wenn auf Grund der gegebenen Einkommenver-
hältnisse ein vollkommener Ausschluß aus der Be-
zuschussung nicht angemessen wäre. Der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung ist hier auf-
gefordert, eine Rechtsverordnung vorzulegen, die  

auch hier eine gerechte und praktikable Verteilung 
zugleich ermöglicht. Ich begrüße die Flexibilität, die 
dadurch gewonnen wird. Somit sind auch Betriebe 
in die Bezuschussung einzubeziehen, die vorüberge-
hend Einkommensnachteile aus Gründen hinneh-
men müssen, die sie selbst nicht zu vertreten haben. 
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf ist es uns wei-
ter gelungen, den Durchbruch zu erzielen. 

Die Bäuerin bekommt nunmehr einen Teil der 
Altersrente direkt ausgezahlt. Auf diese Weise wird 
die Rolle der Bäuerin im landwirtschaftlichen Be-
trieb gewürdigt. Jeder, der Einblick in die prakti-
sche Landwirtschaft hat, weiß, wie es in unseren 
Betrieben ausieht: Die Bäuerin trägt einen wesent-
lichen Teil der erheblichen Arbeitslast. 

(Ströbele [GRÜNE]: 16 Stunden am Tag!) 

die trotz Technisierung heute noch auf den Betrie-
ben lastet. Die direkte Auszahlung sichert der Bäu-
erin ein Stück Unabhängigkeit, Freiheit und Entfal-
tungsmöglichkeit. Ich meine, daß unsere Bäuerin-
nen dies nach einem oft langen und beschwerlichen 
Arbeitsleben mehr als verdient haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Schwierig war auch von Anfang an die Integra-
tion der Nebenerwerbslandwirte in dieses System. 
Ich meine, daß auch dies gut gelungen ist. Beson-
ders freut es mich, daß hinsichtlich der Befreiungs-
möglichkeit der Nebenerwerbslandwirte in der 
landwirtschaftlichen Alterskasse die Vorstellungen 
der Freien Demokraten verwirklicht werden konn-
ten. Voraussetzung ist nach wie vor, daß der Neben-
erwerbslandwirt 60 Monate in der allgemeinen 
Rentenversicherung versichert war. Wir Freien De-
mokraten haben es bewußt abgelehnt, hier auf 180 
Monate heraufzugehen, wie ein früherer Entwurf 
dieses vorsah. Wir hätten es nicht für vernünftig 
gehalten, Menschen gegen ihren Willen zu einer 
Zugehörigkeit zu zwei Systemen der sozialen Siche-
rung zu zwingen, wenn dies nicht aus sozialen oder 
anderen Gründen dringend geboten ist. Ich bin da-
von überzeugt, daß uns viele Nebenerwerbsland-
wirte für unsere Standhaftigkeit in dieser Frage 
dankbar sein werden. 

Als einen Erfolg werte ich auch die Aufstockung 
der Mittel für die Zusatzaltersversorgung für frü-
here landwirtschaftliche Arbeitnehmer. Ich halte 
dies für ein Beispiel dafür, wie mit vergleichsweise 
geringem Aufwand viel erreicht werden kann. Au-
ßerdem machen diese Änderungen deutlich, welch 
hohen Stellenwert die Bundesregierung und die Ko-
alitionsfraktionen diesem Sicherungssystem bei-
messen. Vor allem die Verschiebung des Stichtages 
zeigt, daß die Bundesregierung zur Übernahme wei-
terer Altlasten bereit ist, um die Tarifvertragspar-
teien zu entlasten. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal meiner Be-
friedigung darüber Ausdruck geben, daß es hiermit 
gelungen ist, einen Teil der Versprechungen einzu-
lösen, die diese Bundesregierung und die sie tragen-
den Parteien den Landwirten gemacht haben, hier 
das Versprechen, gezielt und wirksam die Einkom-
men der Landwirtschaft zu verbessern, wenn dies 
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nötig sein sollte. Wir alle wissen, daß es ausreichend 
Anlaß für diese Hilfe gibt. 

Die FDP stimmt diesem Gesetzentwurf gerne zu. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Wimmer (Neuötting). 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Agrarsozi-
alpolitik der letzten Jahrzehnte trägt unvermindert 
die Handschrift der Sozialdemokraten. Das gilt 
auch für dieses Gesetz. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Wenn der Herr Minister Kiechle von einem Meilen-
stein in der Agrarsozialpolitik spricht, wenn er die-
ses Gesetz als einen Meilenstein betrachtet, bin ich 
nicht mehr verwundert, wenn er seine Agrarpolitik 
insgesamt ebenfalls als erfolgreich bezeichnet. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Ja, sinkende 
Preise, soziale Armut! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

Wenn der Herr Kollege Paintner heute mit diesem 
Gesetz zufrieden ist und es außerordentlich be-
grüßt, so sage ich: Mein lieber Kollege Paintner, Sie 
haben zu einer anderen Zeit schon einem wesent-
lich besseren Gesetz zugestimmt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das Gesetz, über das wir heute beraten und über 
das wir heute abstimmen, ist längst überfällig; 
trotzdem ist es nichts Besonderes geworden. Es 
wird den sozialpolitischen Anforderungen in keiner 
Weise gerecht. 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Deswe

-

gen stimmt ihr dagegen, oder wie?) 

Ich will meine Kritik auf einige wichtige Punkte 
konzentrieren: erstens die ungebührliche Verzöge-
rung bei der Vorlage des Gesetzentwurfes und zwei-
tens die mangelhafte Verteilungsgerechtigkeit. 

Fast zweieinhalb Jahre hat die Bundesregierung 
gebraucht, um ihr soziales Gewissen zu entdecken, 

(Beifall bei der SPD) 

denn bereits am 16. Dezember 1982 hatte der Bun-
destag in einer einstimmig verabschiedeten Ent-
schließung die Bundesregierung gebeten, für eine 
sozial gerechtere Verteilung der Bundesmittel in 
der Altershilfe der Landwirte zu sorgen, wobei die 
Einkommenssituation der Betriebe berücksichtigt 
werden sollte. Aber nichts geschah nach diesem 
16. Dezember 1982! 

Ein knappes Jahr später forderte der Bundestag 
die Bundesregierung erneut auf. Nichts geschah! 
Der Bundesrat hat 1984 die gleiche Bitte an die 
Bundesregierung gerichtet. Nichts geschah! Im No-
vember 1984 legten die Sozialdemokraten im Bun-
destag ihren Antrag zur sozial gerechteren Vertei-
lung der Bundeszuschüsse vor, aber erst im Juni 
1985 reagierte die Bundesregierung mit ihrem Ent-
wurf zum Dritten Agrarsozialen Ergänzungsgesetz. 

Hier wurden zwei Jahre mit Verzögerungstaktik 
vertan, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

und insbesondere den hilfebedürftigen landwirt-
schaftlichen Betrieben wurde Schaden zugefügt. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Jawohl!) 

Wenn die Bundesregierung gewollt hätte, wäre es 
ein leichtes gewesen, bereits 1983 einen Entwurf 
vorzulegen; die Vorarbeiten waren von der früheren 
Bundesregierung bereits geleistet worden. 

(Gallus [FDP]: Die Beamten sind die 
gleichen! Die Beamten arbeiten dauernd!) 

— Wenn das Bestreben vorhanden gewesen wäre, 
wäre es machbar gewesen, so vorzugehen, und wäre 
man so vorgegangen, wäre die Entlastung bereits 
im darauffolgenden Jahr eingetreten. Jetzt, nach-
dem diese Neuregelung zwei Jahre später gekom-
men ist, hat man die einkommenschwachen Be-
triebe in diesen zwei Jahren um rund 2 000 Mark 
geprellt. 

Hinter dieser Passivität steckt aber Methode. Sie 
wissen doch selbst, welch harte und lange Diskus-
sion in den einzelnen Verbänden geführt wurde, be-
vor man überhaupt bereit gewesen ist, einen sol-
chen Schritt zu tun. Ich erinnere mich auch noch 
daran, daß Vertreter der CDU/CSU von diesem Pult 
aus sagten, es wäre ein sozialistisches Teufelswerk, 
wenn man die Beiträge stufen würde. Mit dieser 
Passivität hat man die kleinen und mittleren Be-
triebe in der Landwirtschaft geschädigt. 

Heute wird ein solches Gesetz sicherlich auch 
nicht aus tiefer innerer Überzeugung vorgelegt. Ich 
bin vielmehr der festen Überzeugung: Nur auf 
Grund der Tatsache, daß sich viele Landwirte von 
der jetzigen Politik der CDU/CSU im Agrarbereich 
enttäuscht fühlen, hat man sich genötigt gesehen, 
das jetzt auf den Tisch zu bringen und voranzutrei-
ben. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: 
Jetzt sind Ihre Ausführungen schon wider

-

sprüchlich! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, unter sozialer Vertei-
lung verstehen wir Sozialdemokraten etwas ganz 
anderes als das, was Sie vorgeschlagen haben. 

(Hornung [CDU/CSU]: Ausgeben, ohne be

-

zahlen zu können!) 

Das ist doch keine soziale Gerechtigkeit, denn Sie 
haben nur die Mittel aufgestockt, ohne die Bereit-
schaft zur Solidarität im eigenen Bereich zu wek-
ken. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die gerechte Verteilung der Bundesmittel auf die 
kleinen und mittleren Betriebe ist in keiner Weise 
erfolgt. Wenn man das wirklich wollte, dann müßte 
man die Beträge, die hierzu verwendet werden, 
nicht bei 7,5 %, sondern bei 20 % der Bundesmittel 
ansiedeln. 

(Zustimmung bei der SPD) 
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Im Endergebnis müssen die Zuschüsse so gestaffelt 
sein, daß zwischen dem höchsten und dem niedrig-
sten Nettobetrag ein Verhältnis von 3:1 bewirkt 
wird. Das ist bei dem jetzigen Schlüssel nicht zu 
erreichen. 

Nach unseren Vorstellungen käme bei den ein-
kommensstarken Betrieben eine monatliche Bela-
stung von ca. 200 DM heraus, bei den einkommens-
schwachen ein Beitrag von etwa 70 DM. Das wäre 
unserer Auffassung nach ein sozialer Beitrag im 
Bereich der agrarsozialen Sicherung. 

Es ist auch völlig unverständlich, warum der Kol-
lege Susset in einer Presseerklärung am 3. Oktober 
das Gesetz in der Weise beurteilt, es sei ein großer 
Schritt zur Neuorientierung in der Agrarsozialpoli-
tik. Aus meiner Sicht war es der kleinstmögliche 
Schritt, der hier getan worden ist. 

Die Koalition bestätigt diese Einschätzung mit 
der halbherzigen Entschließung, nach 1988 über 
weitere Verbesserungen nachdenken zu wollen. Wir 
Sozialdemokraten dagegen fordern keine weiteren 
Prüfungen oder weiteres Nachdenken; wir sind viel-
mehr der Auffassung, daß sofort geholfen werden 
muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch 
einige Bemerkungen zum sozialen Gewissen der 
Koalition machen. Angesichts der überaus schwie-
rigen Situation vor allem kleiner und mittlerer Be-
triebe hat sich die sozialdemokratische Bundestags-
fraktion für die sofortige Einführung eines vorgezo-
genen Altersruhegeldes für Betriebsinhaber ab 
dem 55. Lebensjahr eingesetzt. Angesichts der 
Überalterung der Betriebsleiter könnte hier ein 
wirksamer Weg zur Neuorientierung gefunden wer-
den. Die Koalitionsparteien haben sich im Aus-
schuß auch diesem Antrag nicht anschließen kön-
nen. Sie haben lediglich einen halbherzigen Prü-
fungsauftrag an die Bundesregierung vergeben. 
Wer den Weg dieses Gesetzes kennt, der weiß, was 
es bedeutet, wenn man der Bundesregierung einen 
Prüfungsauftrag erteilt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Dabei kommt mei

-

stens was Gutes heraus!) 

Man findet im Agrarpapier der FDP, in dem soge-
nannten Gallus-Papier, die Forderung, eine solche 
Maßnahme solle noch in dieser Legislaturperiode 
durchgesetzt werden. Man darf Herrn Gallus si-
cherlich die Frage stellen, wie ernst dieser Vor-
schlag gemeint ist. Wenn man sich die Praxis bei 
den Sozialgesetzen vor Augen führt, dann ist doch 
nicht ernsthaft daran zu glauben, daß das, was Sie 
so groß versprechen, noch kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das sind die Kernpunkte der Kritik. Natürlich 
hat dieses Gesetz auch einige gute Seiten aufzuwei-
sen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, bevor 
Sie zu den guten Seiten kommen: Sind Sie bereit,  

eine Zwischenfrage des Abgeordneten Gallus zuzu-
lassen? 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Ja, gerne. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Gallus (FDP): Herr Kollege, Sie sind doch mit mir 
— erstens — der Auffassung, daß diese Koalition 
noch ein Jahr Zeit hat, um Gesetze vorzulegen und 
zu verabschieden, 

(Zurufe von der SPD) 

und sind Sie — zweitens — mit mir der Auffassung, 
daß das Gesetz, das heute vorgelegt und verabschie-
det wird, ein großer sozialer Fortschritt ist, wenn 
man bedenkt, daß die sozialliberale Koalition am 
Ende ihrer Regierungszeit Reduzierungen im Sozi-
albereich — insbesondere in bezug auf die Berufs-
genossenschaft — vornehmen mußte, und zwar der-
gestalt, daß der Zuschuß des Bundes zu der Berufs-
genossenschaft im Jahre 1987 gleich Null gewesen 
wäre? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Herr Gallus, hinsicht-
lich Ihrer ersten Feststellung gebe ich Ihnen Recht, 
aber nur insofern: Diese Koalition hat nur noch ein 
Jahr Zeit. Da haben Sie recht. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Zum zweiten wissen Sie genausogut wie ich, daß 
wir uns im Zusammenhang mit der Unfallversiche-
rung immer dazu bekannt haben, daß wir bereit 
sind, die Kosten der Altlasten zu tragen, und daß es 
lange Zeit gedauert hat, bis das Gutachten vorge-
legt worden ist. 

(Zustimmung von der SPD — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Zum dritten waren Sie selbst Mitwirkender, als 
wir in der letzten Koalition ein vernünftiges Agrar-
soziales Ergänzungsgesetz beschlossen haben, das 
dann nur am Bundesrat gescheitert ist. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Genauso ist 
es! — Weiterer Zuruf von der SPD: Er will 

es nicht gewesen sein!) 

Zu begrüßen ist natürlich die Verbesserung in der 
Zusatzversorgung für landwirtschaftliche Arbeit-
nehmer von 70 auf 90 DM. Außerordentlich zu be-
grüßen ist die Veränderung des Stichtages. Ich be-
grüße auch außerordentlich die Drittelung. Das 
heißt, daß auch die Frauen — im wesentlichen wird 
es sie betreffen — ein Drittel des Anspruchs ausge-
zahlt bekommen. Ich setze natürlich voraus, daß 
dort, wo es umgekehrt ist, auch der Mann ein Drit-
tel bekommt. 

Diese durchaus positiven Auswirkungen können 
jedoch aus unserer Sicht die grundlegenden Mängel 
des Gesetzes nicht verdecken, geschweige denn auf-
wiegen. Die hier gefundene Lösung stellt eher ein 
sozialpolitisches Feigenblatt als einen echten Fort-
schritt dar. Wir Sozialdemokraten werden dem Ge-
setz dennoch zustimmen. Die Entscheidung ist uns 
nicht leichtgefallen, denn damit könnte nach außen 
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hin der Eindruck erweckt werden, wir stimmten mit 
der Grundausrichtung des Gesetzes überein. Das ist 
nicht der Fall. Wir wollen mit unserer Zustimmung 
jedoch deutlich machen, daß wir in einer äußerst 
schwierigen Lage der Landwirtschaft und insbeson-
dere den kleinen und mittleren Betrieben in kei-
nem Fall unsere Unterstützung verweigern wollen. 
Ich versichere Ihnen, ein Viertes Agrarsoziales Er-
gänzungsgesetz kommt in Kürze. Dann werden Sie 
wieder eine Reihe unserer Vorstellungen überneh-
men. Davon bin ich fest überzeugt. 

Zu dem Antrag der GRÜNEN brauche ich mich 
sachlich nicht zu äußern, denn er entbehrt jeder 
sachlichen Grundlage. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Der Deutsche Bundestag beschließt mit dem 
Agrarsozialen Ergänzungsgesetz eine wichtige so-
zialpolitische Hilfe für die Landwirtschaft, beson-
ders für die kleineren und mittleren Betriebe, für 
die Arbeitnehmer in der Landwirtschaft, für die 
Landfrauen, für die mitarbeitenden Familienange-
hörigen. Das ist ein Stück konkreter Sozialpolitik 
und bedeutet einen Ausbau der sozialen Sicherung 
gerade in einem Bereich, der durch großen Struk-
turwandel gekennzeichnet ist. Es entspricht unse-
rer Sozialpolitik, daß man keine Arbeitsteilung die-
ser Art akzeptieren kann: Die positiven Folgen des 
Strukturwandels genießen alle, die negativen Fol-
gen tragen aber nur die Betroffenen. Wie wir den 
Strukturwandel in der Knappschaft sozial absi-
chern, so machen wir das auch in der Landwirt-
schaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will allerdings auch hinzufügen, daß ich darin 
auch eine Anerkennung der Arbeit der Landwirte 
sehe. Ich sage das ganz bewußt als einer, der aus 
der Arbeitnehmerschaft hervorgegangen ist und 
von dort den Zugang zur Sozialpolitik gefunden hat. 
In dem, was die Landwirte leisten, ist ja nicht nur 
die Sicherstellung unserer Lebensmittelversorgung, 
ist nicht nur der Produktionsfaktor Landwirtschaft 
enthalten. Wichtiger als je ist auch die Aufgabe, daß 
die Landwirte unsere natürlichen Lebensbedingun-
gen, Natur und Umwelt, für die Gemeinschaft hegen 
und pflegen. Darin sehe ich ein neues „Lebensmit-
tel", auf das wir alle angewiesen sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Kollege Wimmer, Sie haben gesagt, dieses 
Agrarsoziale Ergänzungsgesetz trage die Hand-
schrift der Sozialdemokraten. Dazu kann ich nur 
sagen: Das scheint eine Geheimschrift zu sein. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Ich verstehe nicht, wie Sie das sagen können. Der 
Kollege Gallus hat mit seiner Frage schon darauf 
hingewiesen: Sie wollten die Bundesmittel für die 
landwirtschaftliche Unfallversicherung bis zum 

Jahre 1987 auf Null bringen. Wir erhöhen sie auf 400 
Millionen DM. Wo ist denn da Ihre Handschrift? Sie 
wollten ein Haus abreißen. Wir bauen es auf. Sie 
können dann nicht sagen, Sie hätten es gern noch 
ein bißchen höher gebaut. Sie wollten es doch abrei-
ßen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie wollten den Zuschuß auf Null bringen. 

Herr Kollege Heyenn, Sie sagten: Unsere Ideen 
sind gut. — Fragen Sie einmal einen Bauern, was er 
von der Idee einer guten Ernte hält. Er hat gern die 
Ernte selber. Mit euren Ideen könnt ihr uns in Ruhe 
lassen. Wir tun etwas für die Landwirte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Der Kernpunkt dessen, was wir heute vorlegen, ist 
die Verringerung der Sozialabgabenlast, ganz be-
sonders für die kleinen und mittleren Betriebe. Die-
ses Ziel wird erreicht, indem die begünstigten Be-
triebe einen Zuschuß zum Einheitsbeitrag erhalten. 
Das wird dazu führen, daß alle zuschußberechtigten 
Betriebe 1986 weniger Beitrag als 1984/85 zahlen 
werden. Kleinbetriebe werden sogar weniger als 
1982 zahlen. Gegenüber dem Einheitsbeitrag ist das 
eine Entlastung von fast 50%. 

Die Bundesmittel für die Altershilfe für Land-
wirte werden von 75 auf 80% der laufenden Geldlei-
stungen erhöht. Wir verbinden mit dieser Erhö-
hung, auch mit dem finanziellen Mehraufwand, 
eine strukturelle Verbesserung. Das ist keine ein-
fallslose Sozialpolitik, einfach mit der Gießkanne. 
Der Beitragszuschuß wird für fast jeden zweiten 
Beitragspflichtigen in der Altershilfe für Landwirte 
zu einer finanziellen Entlastung führen. Er ist an 
der Einkommenssituation des Landwirts und sei-
nes Ehepartners ausgerichtet. Das außerlandwirt-
schaftliche Einkommen wird dem landwirtschaftli-
chen gleichgestellt. Das sind nicht nur finanzielle, 
sondern auch strukturelle, mit Perspektiven ausge-
stattete Maßnahmen. Außerdem sichert die Berech-
nungsweise des Zuschusses die Gleichbehandlung 
der Voll-, Zu- und Nebenerwerbslandwirte. 

Das Gesetz sieht drei Zuschußbeträge vor. In den 
ersten beiden Jahren sollen, je nach Einkommens-
situation, 25, 50 oder 75 DM gezahlt werden. Was Sie 
verlangt haben, zu differenzieren, unterschiedli-
chen Lagen gerecht zu werden, ist in der Struktur 
dieses Zuschusses berücksichtigt. Nicht einfallslos 
mit der Gießkanne, sondern differenziert Hilfen zu 
geben, entspricht unserer sozialpolitischen Einstel-
lung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein weiterer Schwerpunkt ist der Ausbau der so-
zialen Sicherung der hauptberuflich mitarbeiten-
den Familienangehörigen. Sie sind bisher unzurei-
chend gesichert. Bei dieser Gruppe handelt es sich, 
wenn man von den in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung Pflichtversicherten absieht, um rund 15 000 
bis 20 000 Personen. Meine Damen und Herren, ich 
meine, wir dürfen Sozialpolitik nicht erst machen, 
wenn eine Million oder zwei Millionen Bürger be-
troffen sind. Für den, der in Not ist, ist es relativ 
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Bundesminister Dr. Blüm 
belanglos, mit wie vielen er sein Schicksal teilt. Das 
hier ist eine Hilfe für die hauptberuflich mitarbei-
tenden Familienangehörigen. Ihre soziale Situation 
wird verbessert. 

Ich begrüße ganz besonders, daß auch den Ar-
beitnehmern in der Landwirtschaft geholfen wird, 
daß die Ausgleichsleistung von 70 DM auf 90 DM 
erhöht wird, daß die Härte der Stichtagsregelung 
gemindert wird. Ich glaube, wir sind auch diesen 
Arbeitnehmern große Anerkennung schuldig, Ar-
beitnehmern, die ein Leben lang treu ihre Pflicht 
erfüllt, aber in der Regel eine Altersversorgung weit 
unter dem Durchschnittssatz der übrigen Rentner 
haben, nicht zuletzt dadurch, daß sie, einer alten 
Tradition entsprechend, Lohn nicht nur in Form 
von Geld, sondern manchmal auch in Form von Na-
turalleistungen erhalten haben. Aber von Kartof-
feln wird eben kein Beitrag gezahlt. Das machen 
wir wett, weil wir auch hier eine lebensnahe Sozial-
politik betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte übrigens die Gelegenheit nutzen, 
auch der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft Dank zu sagen. Sie hat ein Muster 
dafür geliefert, wie man Gewerkschaftspolitik 
macht: hartnäckig, konkret, ausdauernd. Die errei-
chen jedenfalls mehr für die Arbeitnehmer als alle 
ideologischen Schaumschläger. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Insofern müssen sich die Arbeitnehmer immer da-
für interessieren, wer für sie am meisten zustande 
bringt. Und das sind nicht die Ideologen, sondern 
die sozialpolitischen Handwerker. 

Verbesserungen für die Frauen in der Landwirt-
schaft sind eine alte Forderung des Deutschen 
Landfrauenverbandes. 

(Zuruf des Abg. Bueb [GRÜNE]) 

Ein Teil des Altersgeldes, das der ehemalige Land-
wirt erhält, soll unmittelbar an den Ehepartner aus-
gezahlt werden. — Herr Bueb, warum schreien Sie 
denn? Das ist doch ein Stück Emanzipation. Dafür 
sind sie doch sonst den ganzen Tag auf dem Markt-
platz. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Ich sehe darin auch ein Stück Selbständigkeit, ein 
Stück Anerkennung der großen Leistungen der 
Frauen in der Landwirtschaft. 

Wie Sie sehen, handelt es sich hier um ein Gesetz, 
das nicht drei, vier Probleme spektakulär löst, son-
dern das den Menschen hilft. Und darauf kommt es 
uns an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb bedanke ich mich bei allen, die mitgewirkt 
haben. Ich sehe darin in der Tat einen Brückenbau 
unserer Sozialpolitik, die keine Klassenpolitik ist. 
Hier arbeiten Arbeitnehmer, Arbeitgeber und Land-
wirte in einem Sinne, um den Schwächeren zu hel-
fen, nicht mit einer Politik der großen Worte, nicht 

mit einer Politik der großen Ideen, sondern der 
handfesten Taten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schartz. 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen! Meine Herren! Über den sachli-
chen Inhalt dieses Gesetzes haben verschiedene 
Redner hier vorgetragen. Ich möchte einige Überle-
gungen zur Agrarpolitik insgesamt machen. 

Die Diskussion über die Landwirtschaft, meine 
Damen und Herren, steht zur Zeit unter dem Vor-
zeichen von Butterbergen und Milchseen, von der 
hohen Finanzbelastung der öffentlichen Hände. 
Viele verlangen eine Veränderung der Argrarpoli-
tik. Nun habe ich den Eindruck, daß wenige wissen, 
wie das eigentlich vor sich gehen soll. Ich habe den 
Eindruck, daß viele — das ist nicht zuletzt durch 
Ihren Beitrag, Herr Kollege Heyenn, deutlich ge-
worden — mit einer ideologischen Verklemmung 
an eine Sachfrage herangehen, die zu keinem guten 
Ergebnis führen kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Situation der 
Landwirtschaft ist durch ein zu geringes Einkom-
men gekennzeichnet. Der Einkommensabstand zu 
anderen Bevölkerungsgruppen beträgt 37 %. Die 
Schulden sind höher als je und die Arbeitsbela-
stung höher als bei allen anderen Berufsgruppen: 
63,7 Stunden in der Woche. Es ist dazu eine exorbi-
tante Belastung mit öffentlichen Abgaben festzu-
stellen. 

Wir müssen eine neue, eine moderne Argrarpoli-
tik betreiben. Wir müssen, glaube ich, neue Wege 
gehen. Ich sage ganz deutlich: Sie sollte nach mei-
ner Auffassung darin bestehen, daß das Einkom-
men der Bauern nicht allein an die Produktions-
menge oder die Produktionshöhe angebunden ist. 
Vielmehr hat der Staat die Verpflichtung, das Ein-
kommen ergänzend aufzustocken oder Belastungen 
zu mildern. 

(Beifall der Abg. Hornung [CDU/CSU] und 
Immer [Altenkirchen] [SPD]) 

Hier ist eben von Ihnen, Herr Kollege Wimmer, 
so sehr mit dem sozialen Gewissen hantiert worden. 
Das ist eine gute Sache. Nur: Soziales Gewissen 
kann sich ja wohl nicht darin ausdrücken, daß man 
den Bauern Geld nimmt und daß man die Belastun-
gen der Bauern erhöht, wie Sie das wollen. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: „Die Bauern" 
ist doch falsch!) 

Ihr Gesetzentwurf, Herr Kollege Müller, sieht vor, 
daß alle Bauern, die mehr als 22 000 DM Einkom-
men im Jahr haben, eine Beitragssteigerung von 
129 DM im Monat auf 200 DM im Monat auf sich 
nehmen müssen. Bei 22 000 DM tritt bei Ihnen wohl 
schon der Reichtum ein. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Sie tun oben 
gar nichts!) 
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Schartz (Trier) 

Meine sehr geehrten Damen und meine Herren, 
es ist der Unterschied zwischen Ihnen und uns, daß 
Sie soziale Gleichstellung nach Ihren Vorstellun-
gen mit dem Wegnehmen bei den einen und mit 
dem Geben bei den anderen gleichsetzen. 

(Zuruf von der SPD: Stimmt nicht! — Abg. 
Müller [Schweinfurt] [SPD] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Einen Moment, Herr 
Präsident. Ich will das dann gerne tun. 

Wir geben den Bauern zusätzliches Geld, um da-
mit eine soziale Sicherung und eine Besserstellung 
im Sinne der Gerechtigkeit herbeizuführen. 

(Beifall des Abg. Hornung [CDU/CSU]) 
Sie haben den Bauern 400 Millionen DM in der 
Berufsgenossenschaft genommen. Sie wollen den 
Bauern gegenüber dem Regierungsvorschlag 110 
Millionen DM, die diese Regierung den Bauern gibt, 
nehmen. Ich meine, dann ist wohl eine Diskussion 
darüber möglich, was denn soziales Gewissen bei 
Ihnen ist und wie sich soziales Gewissen bei uns 
ausnimmt. 

Vizepräsident Westphal: Sie gestatten eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Müller (Schwein-
furth)? — Bitte schön. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Kollege Schartz, 
halten Sie es denn für richtig — das habe ich Ihrer 
Ausführung jetzt entnommen — , daß ein Landwirt 
mit einem Gewinn von beispielsweise 100 000 DM 
einen Zuschuß aus Steuergeldern in der gleichen 
Höhe erhält wie ein Landwirt mit einem Gewinn 
von 10 000 DM?  Oder meinen Sie nicht, daß es ge-
rechter wäre, hier aus Steuergeldern dem einen, der 
einen hohen Gewinn hat, weniger zu geben, aber 
dem anderen aus Steuergeldern einen höheren Zu-
schuß zu geben? 

Schartz (Trier) (CDU/CSU): Genau das, Herr Kol-
lege Müller, machen wir mit diesem Gesetzentwurf. 
Wir entlasten die kleineren Bauern aus Steuergel-
dern und entlasten die größeren Bauern nicht aus 
Steuergeldern. Der einzige Unterscheid besteht dar-
in, daß Sie auch Kleinbauern, die ein geringes Ein-
kommen haben, öffentliche Gelder abnehmen wol-
len. Wir entlasten die kleinen Bauern. Sie wollten 
auch die kleinen Bauern zusätzlich schröpfen. 

Aber lassen Sie mich in meinem Vortrag fortfah-
ren. Ich will nur festhalten: Nach Ihren Vorstellun-
gen würde, wenn der Bundestag Ihnen folgte, der 
Beitrag für die landwirtschaftliche Altershilfe von 
129 DM auf 200 DM im Monat steigen. Bei uns ist 
dies nicht der Fall. 

(Hornung [CDU/CSU]: Es sollen die Preise 
für die Landwirtschaft gesenkt werden!) 

Herr Kollege Müller, gerade weil Sie aus Bayern 
kommen: Für mich war es eine hochinteressante 
Feststellung, daß in der Begründung ihres Antrags 
lapidar geschrieben steht: Die Vorstellung der Re-

gierung muß geändert werden, weil zu viele Gelder 
nach Bayern und Baden-Württemberg fließen. 

(Werner [CDU/CSU]: Ach nein!) 

Ich sage das in die Richtung des bayerischen Abge-
ordneten Müller. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das gilt 
doch nicht nur für Bayern!) 

Dieses Gesetz, das wir heute beschließen, ist ein 
guter Schritt in eine richtige Richtung. Es entlastet 
die kleineren und die mittleren Betriebe. Es gibt 
den Bäuerinnen einen eigenen Auszahlungsan-
spruch. Es nimmt die mithelfenden Familienange-
hörigen in die Versicherungspflicht auf. Es gibt den 
landwirtschaftlichen Arbeitnehmern monatlich 
mehr Geld durch eine Erhöhung des Bundeszu-
schusses. 

Aber wir sind der Meinung, daß dies nur ein 
erster Schritt auf einem richtigen Weg sein kann. 
Ich stimme all denen zu, die heute hier vorgetragen 
haben: Ein zweiter Schritt muß die gezielte Entla-
stung der Vater-Sohn-Betriebe von sozialen Abga-
ben sein. Ein zweiter Schritt muß weiter sein, daß 
wir all den Bauern, die keine Betriebsnachfolger 
haben und die ihre Betriebe aufgeben wollen, die 
Möglichkeit der finanziellen Absicherung durch 
eine frühzeitige Aufgabe der Betriebe geben. Das 
Land, das dabei freigesetzt wird, soll ökologischen 
Zwecken zugeführt werden, 

(Hornung [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

aber auch der Verbesserung der Gesamtstruktur in-
nerhalb der Landwirtschaft dienen. 

Die CDU/CSU-Fraktion dieses Hauses sieht die-
ses Gesetz als ein gutes an. Wir werden ihm zustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den Tagesordnungszusatzpunkt 7, und 
zwar den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf auf Drucksache 10/3483. 

Ich rufe Artikel 1 bis 10, Einleitung und Ober-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Wer enthält sich der Stimme? — Die aufge-
rufenen Vorschriften sind mit großer Mehrheit an-
genommen. 

Wir treten in die 
dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — 

(Freiherr  von Schorlemer [CDU/CSU]: Da 
sitzen die Bauernleger! — Weitere Zurufe 

von der CDUCSU) 

Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stim-
me? — Keine Enthaltungen. Der Gesetzentwurf ist 
mit großer Mehrheit angenommen. 



13160 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 

Vizepräsident Westphal 
Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 

der Abgeordneten Müller (Schweinfurt), Wimmer 
(Neuötting), Frau Blunck, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD auf Drucksache 10/2360. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung emp-
fiehlt auf Drucksache 10/4246 unter Nr. 1, den vor-
genannten Antrag abzulehnen. 

Wer dieser Beschlußempfehlung des Ausschusses 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer stimmt dagegen? — Wer enthält 
sich der Stimme? — Die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungszusatzpunkt 8. 

Entgegen der Ankündigung der Tagesordnung ist 
für den Antrag des Abgeordneten Bueb und der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/4209 
nicht Ausschußüberweisung, sondern Abstimmung 
verlangt worden. Korrekt? 

Wer dem Antrag auf Drucksache 10/4209 zuzu-
stimmen — — 

(Bueb [GRÜNE]: Ich will begründen! Das 
habe ich dem Ältestenrat gesagt!) 

— Mein Verfahren ist so: Ich bin, wenn Überein-
stimmung besteht, gern bereit, das zu eröffnen. 
Aber ich habe am Anfang der Debatte zu den bei-
den hier eingefügten Zusatzpunkten nach dem 
Wunsch nach Begründung und Berichterstattung 
gefragt. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Bueb [GRÜNE]: Ich habe es dem 

Schriftführer gesagt!) 

— Ich weiß, hier vorne liegt ein Wunsch nach Be-
gründung. Aber als ich aufgerufen habe, haben Sie 
nicht gewollt. 

(Unruhe) 

— Augenblick. Hier wollen wir doch keine Verhär-
tung machen. Wir geben ihm fünf Minuten für die 
Begründung seines Antrags. Eigentlich müßte er es 
in vier Minuten auch schaffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Unruhe — 
Bueb [GRÜNE]: Nur zu unserem Antrag! 

Den haben Sie nicht aufgerufen!) 

— Mein Vorlesen war durchaus korrekt. 

Also, machen wir es nicht so spannend, sondern 
geben wir Ihnen fünf Minuten zur Begründung. Da-
nach wird abgestimmt. 

Bueb (GRÜNE): Wir sind der Meinung, daß wir 
mit unserem Antrag eine klare Alternative zum 
Herumwursteln der SPD und der Bundesregierung 
vorgelegt haben. Wir fordern in unserem Antrag 

(Dr. Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Euer 
Antrag ist ein Armutszeugnis!) 

die sukzessive Einführung einer steuerfinanzierten 
Grundrente in die landwirtschaftliche Altershilfe. 
Im Jahre 1985 müßte diese mindestens 1 000 DM pro 
Person betragen. Oberhalb der Grundrente soll eine 
beitragsfinanzierte Zusatzrente einsetzen, die für 
Landwirte angesetzt wird, die bilanzpflichtig sind. 
Wir fordern damit eine Beendigung des Beitrags

-

theaters in der Altershilfe, des Hin- und Herschie-
bens von Beiträgen und Beitragszuschüssen, die 
den Bauern vorgaukeln sollen, sie selbst finanzier-
ten ihre Beiträge zur Altershilfe. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Im Grunde ist ihre Altersrente bereits bundesfinan-
ziert, und das ist ja auch völlig richtig so. Die GRÜ-
NEN fordern eine konsequente sozialpolitische Ant-
wort: 

(Gallus [FDP]: Inflation!) 

die Grundrente rein steuerfinanziert zu halten und 
die obligatorische Zusatzrente nur über Beiträge zu 
finanzieren. 

Wir haben diesen Vorschlag hier bereits mehr-
mals diskutiert. Wir haben nachrechnen lassen, daß 
eine solche Rentenreform finanzierbar ist, und 
zwar problemlos. Ich habe von Ihnen noch nie ge-
hört, daß das nicht gehe. Sie haben es — ohne Sach-
begründung — immer bloß abgelehnt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Weil es denen nicht 
paßt!) 

wenn wir an die Privilegien der Beamten und all 
derjenigen herangehen, die sich heute aus der Sozi-
al-/Solidarversicherung herausdrücken. 

Wir fordern in unserem Antrag darüber hinaus 
ein ganzes Bündel von kurz- und mittelfristigen 
Maßnahmen, u. a.: erstens die Einführung von Kin-
dererziehungszeiten in Höhe von mindestens drei 
Jahren in die Altershilfe für Landwirte, bewertet 
mit dem Durchschnitt der Erwerbseinkommen — 
an  die Adresse der CDU/CSU sei gesagt: Sie haben 
das früher auch einmal gefordert —; zweitens eine 
eigenständige Alterssicherung für Frauen ab sofort 
insofern, als das Altersruhegeld — entsprechend 
den Forderungen der Landfrauen — prinzipiell an 
beide Ehepartner im Verhältnis von 50 : 50 ausge-
zahlt wird; damit bekommen wir eine eigenständige 
Alterssicherung der Landwirtinnen 

(Frau Weyel [SPD]: Das wollen die Frauen 
aber gar nicht!) 

— wenn der Landfrauenverband das andauernd 
fordert, da wissen Sie, daß die das nicht wollen —; 
drittens eine sofortige Anhebung der Gesamtnet-
toeinkommen von Bezieherinnen und Beziehern 
der Altershilfe auf mindestens 1 000 DM im Monat 
pro Person durch die Landwirtschaftliche Alters-
kasse; die Anhebung muß auf Antrag erfolgen. Maß-
geblich sind nur Einkommensverhältnisse des alten 
Menschen und seines Ehegatten. Kinder oder El-
tern werden nicht mehr, wie in der Sozialhilfe heute 
üblich, herangezogen. Auch das entwürdigende An-
stehen auf dem Sozialamt entfällt. Ich habe vorhin 
schon in meiner Rede gesagt, daß heute mehr als 
100 000 Landwirte sozialhilfeabhängig sind. 

Finanziert werden sollen diese Maßnahmen über 
eine deutliche Anhebung und eine strukturelle Ver-
änderung des Bundeszuschusses. Er soll künftig 
nur noch für die Zahlung der Grundrentensiche-
rung verwendet werden. 
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Bueb 
Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer dem Antrag auf Drucksache 10/4209 zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Der  Antrag ist mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeord-
neten Schäfer (Offenburg), Dr. Schmude, 
Tietjen, Dr. Wernitz, Dr. Emmerlich, Bern-
rath, Duve, Frau Dr. Hartenstein, Jansen, 
Kiehm, Dr. Nöbel, Dr. Penner, Reuter, 
Schröer (Mühlheim), Wartenberg (Berlin), 
Ibrügger und der Fraktion der SPD 

Datenverarbeitung im Sicherheitsbereich 
— Drucksachen 10/2560, 10/3035 — 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Aussprache 90 Mi-
nuten vorgesehen. — Ich sehe dazu keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Ab-
geordnete Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen! Meine Herren! Am 15. De-
zember 1983 hat das Bundesverfassungsgericht das 
Volkszählungsurteil erlassen. Heute, fast zwei 
Jahre nach Erlaß dieses Urteils, das in die Rechts-
geschichte eingehen wird, 

(Mann [GRÜNE]: Eingegangen ist!) 

stehen Regierung und Koalition, was die Konse-
quenzen aus diesem Urteil angeht, praktisch mit 
leeren Händen da. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Vergessen Sie das 
Mikrozensus- und das Volkszählungsge

-

setz nicht!) 

Statt einer Einschränkung der Datenverarbei-
tung im Sicherheitsbereich und einer kritischen Be-
standsaufnahme, die als Folge dieses Urteils zwin-
gend geboten wäre, ist die Entwicklung weiterge-
gangen. Im Siebenten Tätigkeitsbericht des Bun-
desbeauftragten für den Datenschutz ist auf Sei-
te 67 detailliert nachzulesen, welche neuen Verfah-
ren und Systeme gerade in jüngster Zeit z. B. beim 
Bundeskriminalamt eingeführt worden sind. Dabei 
fordert das Urteil nachdrücklich auf, die Datenver-
arbeitung im Sicherheitsbereich auf das Notwen-
dige zu beschränken und nicht alles zu verwirkli-
chen, was wünschbar und was machbar ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wünschbar ist es 
nicht!) 

Die Vorgaben des Verfassungsgerichts sind klar. 
Es gilt das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung des Bürgers. Es kann, ich füge hinzu: es muß 
eingeschränkt werden, wenn diese Einschränkung 
in überwiegendem Allgemeininteresse dringend ge-
boten ist — aber nur dann und nur bei dieser Vor-
aussetzung. Dabei gelten die strengen Maßstäbe 
der Erforderlichkeit, der Normenklarheit, der 

Zweckbindung, der informationellen Gewaltentei-
lung und der Verhältnismäßigkeit. Diese Maßstäbe 
des Verfassungsgerichtes sind auch die Maßstäbe 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion. Sie 
binden uns nicht nur rechtlich, sondern entspre-
chen auch unserem politischen Verständnis. Die Po-
lizei darf nur die Informationen erheben, verarbei-
ten, verwerten, austauschen, also Daten verarbei-
ten, die diesen Anforderungen entsprechen. 

Diese rechtsstaatlich gebotene Klarheit liegt im 
Interesse des Bürgers wie der Polizei. Die Polizei 
erhält Klarheit. Sie weiß genau, was sie tun darf 
und was nicht. Der Bürger erhält die Gewißheit, daß 
sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung 
gewahrt ist. Eine solche Regelung schafft Ver-
trauen zwischen Polizei und Bürgern. Eine solche 
Regelung hilft, vorhandenes Mißtrauen abzubauen. 
Solche Regelungen sind also eine wichtige, eine un-
erläßliche Voraussetzung für den Erfolg polizeili-
cher Tätigkeit. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie machen ja das Ge

-

genteil!) 

Die Bundesregierung hat es unterlassen, die not-
wendigen Konsequenzen aus dem Urteil zu ziehen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Sie verfügt auch nicht annähernd über ein Konzept, 
das als Grundlage für eine verfassungsgemäße Aus-
gestaltung der informationellen Beziehungen im Si-
cherheitsbereich dienen könnte. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Ströbele [GRÜNE]: Ganz im Gegenteil!) 

Auf die entsprechende Antwort auf Frage 2 der 
SPD-Bundestagsfraktion hat sich die Bundesregie-
rung fleißig, emsig bemüht, Themen für die von ihr 
beabsichtigten Gesetzgebungen zusammenzutra-
gen, aber kein inhaltliches Konzept vorgelegt. 
Wahrscheinlich haben Sie keines, 

(Ströbele [GRÜNE]: Natürlich! Ein ganz 
schlimmes!) 

jedenfalls kein vorzeigbares. Devise dieser Bundes-
regierung scheint es nämlich zu sein, die Datenver-
arbeitung im Sicherheitsbereich mit einem hohen 
Schutzzaun zu umgeben, egal, ob dies mit den tra-
genden Grundsätzen des Volkszählungsurteils 
übereinstimmt oder nicht. 

Der Antwort der Bundesregierung auf unsere 
Große Anfrage ist nicht eine einzige konkrete Maß-
nahme zu entnehmen, die etwa auf Grund des 
Volkszählungsurteils ergriffen worden ist — außer 
der, alles was ist, nunmehr gesetzlich abzusichern. 

(Mann [GRÜNE]: So ist es!) 

Gerade das widerspricht aber den Leitsätzen und 
dem Geist des Volkszählungsurteils. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dabei haben die Datenschutzbeauftragten gerade 
in den letzten Jahren immer wieder Beispiele für 
einen erschreckenden Umgang mit Bürgerdaten bei 
einzelnen Sicherheitsbehörden geliefert. 

Die Bundesregierung kündigt in ihrer Antwort 
auf Frage 4 an, die von ihr beabsichtigte Gesetzge- 
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bung sei so zu gestalten, daß der Informationsaus-
tausch zwischen den Sicherheitsbehörden für den 
Bürger transparenter, erkennbarer, klarer und 
durchsichtiger wird. Zuerst einmal, meine Damen 
und Herren von den Koalitionsfraktionen, wäre 
mehr Transparenz gegenüber dem Parlament gebo-
ten. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Was ist von solchen vollmundigen Ankündigungen 
zu halten, wenn die Gesetzgebung in diesen Berei-
chen in einer Weise vorbereitet wird, als ginge es 
um geheimste Angelegenheiten des Staates? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei allem Verständnis, Herr Kollege Hirsch, Herr 
Fellner, für die notwendige Vertraulichkeit von 
koalitionsinternen Verhandlungen: Es ist ein uner-
träglicher Zustand, wenn Gesetze derartiger Bedeu-
tung in einer Art Geheimdiplomatie vorbereitet 
werden und sogleich angekündigt wird, sie würden 
danach in kurzer Zeit verabschiedet werden. 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Bauen Sie doch kei

-

nen Popanz auf!) 

Diesen Gesetzen haftet von Anfang an der Ge-
burtsfehler an, daß sie das angestrebte Vertrauen 
des Bürgers in die Arbeit der Sicherheitsbehörden 
nicht schaffen können. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie haben etwas zu 
verbergen!) 

Wer Gesetze mit diesem Anspruch heimlich vorbe-
reitet und dann im Eilverfahren, lieber Herr Kol-
lege Hirsch, durchsetzen will, 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das ist doch 
bösartig!) 

der hat etwas zu verbergen. Ich weiß, daß Ihnen das 
unangenehm ist. Aber die Wahrheit ist nicht immer 
angenehm. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wenn er recht hat, soll 
er das laut sagen!) 

Was wir statt dessen brauchen, lieber Kollege 
Rumpf, ist eine breite, ist eine offene Diskussion 
dieser Gesetze, übrigens auch unter frühzeitiger 
Einbeziehung der Länder. Wer das nicht will, wer 
den Bundesrat nicht von Anfang an in die Gesetzge-
bung einbeziehen will, der kündigt, Herr Bundesin-
nenminister, mutwillig den Konsens zwischen 
Bund und Ländern in wesentlichen Grundsätzen 
der Sicherheitspolitik auf. Nicht umsonst haben die 
Innenminister aller Länder — aller Länder, gleich-
gültig ob sie CDU/CSU oder sozialdemokratisch ge-
führt sind — den Bundesinnenminister auf der letz-
ten Innenministerkonferenz aufgefordert sicherzu-
stellen, daß der Bundesrat von Anfang an die Mög-
lichkeit der Beteiligung an der Gesetzgebung er-
hält. 

Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
irren übrigens, wenn Sie meinen, Sie könnten sich 
mit einem solchen Verfahren elegant an der öffent-
lichen Kritik vorbeimogeln. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nein!) 

Wir Sozialdemokraten werden jedenfalls dafür sor-
gen, daß das Für und Wider dieser Gesetze in öf-
fentlichen Anhörungen des Bundestages sehr ge-
nau abgewogen wird. Für uns wird dabei die Mei-
nung der Bürger, der Datenschutzbeauftragten und 
der Polizei — beispielhaft der Gewerkschaft der Po-
lizei — eine gewichtige Stimme sein. 

Bislang sind wir, was das endgültige Aussehen 
dieser Entwürfe angeht — Sie wollen sich ja dem 
Vernehmen nach heute nach zweijährigem Bemü-
hen auf Grundsätze einigen, meine Damen und 
Herren von der Koalition —, auf vereinzelte Presse-
veröffentlichungen sowie auf den Stand der Ent-
würfe, lieber Kollege Hirsch, von Ende August, An-
fang September angewiesen. Diese Entwürfe lassen 
freilich Schlimmes befürchten. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

Während die Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf unsere achte Frage dem Zweckbindungsprinzip 
hohe Bedeutung beimißt, scheint sie durch das von 
ihr beabsichtigte Zusammenarbeitsgesetz, durch 
das der Datenaustausch zwischen den Sicherheits-
behörden „geregelt" werden solle — in Wirklichkeit 
in komfortabler Weise erlaubt werden soll —, dieses 
Prinzip geradezu ad absurdum führen zu wollen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Hier wird — um noch einmal ein Wortspiel der letz-
ten Tage aufzugreifen — keine bequeme Hose ge-
schneidert, hier wird ein Kleidungsstück gemacht, 
das so groß ist, daß mehrere zugleich darin Platz 
haben oder daß es wechselweise benutzt werden 
kann. 

(Ströbele [GRÜNE]: Für die Agententätig

-

keit!) 

Leider ist das alles viel weniger lustig, als es klingt; 
denn hier wird die Forderung des Bundesverfas-
sungsgerichts, zwangsweise erhobene Daten müß-
ten einem „amtshilfefesten" Schutz unterstellt wer-
den, voll unterlaufen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das wird auf den Kopf 
gestellt!) 

Im Bereich des Bundesamts für Verfassungs-
schutz haben wir im Verlauf der Diskussion über 
die Tätigkeit zu Prüfberichten des Bundesbeauf-
tragten für Datenschutz im Innenausschuß von 
schlimmen Praktiken erfahren müssen. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr wahr! Leider! — 
Ströbele [GRÜNE]: Das haben wir schon 

immer geahnt!) 

Gerade hinsichtlich dieses Bereichs, Herr Kollege 
Laufs, in dem freie Grundrechtsausübungen und le-
gitime staatliche Beobachtung von Extremisten zu 
einem vernünftigen Ausgleich gebracht werden 
müssen, scheint die Koalition wild entschlossen zu 
sein, alle bisherigen unhaltbaren Praktiken gesetz-
lich abzusichern. Nach allem, was an Informationen 
erhältlich ist — übrigens auch nach der Art und 
Weise, wie Sie sich im Innenausschuß an der Dis-
kussion über die Datenschutzberichte beteiligen: 
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durch glänzendes Desinteresse, ohne aktive Mitar-
beit —, 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es! Das sind Ent

-

lastungsgefechte!) 

wird durch die von der Koalition beabsichtigten Ge-
setzesformulierungen nichts an bedenklichen Prak-
tiken verboten, die der Datenschutzbeauftragte 
festgestellt und von denen er berichtet hat. Statt 
dessen soll mit schwammigen Formulierungen alles 
abgesichert werden, was derzeit praktiziert wird, 
und darüber hinaus bequemer Spielraum für die 
Zukunft geschaffen werden. Der Bürger wird, sollte 
das Gesetz in dieser Form verabschiedet werden, 
kein bißchen mehr wissen, wer was wann bei wel-
cher Gelegenheit über ihn speichert. 

Dabei — und dies ist das Pikante — werden diese 
Gesetze von einem Minister vorbereitet, der uns in 
einem anderen Fall gern in dem Glauben lassen 
möchte, Rücksichten aus rechtsstaatlichen Grün-
den hätten dazu geführt, daß das ihm unterstellte 
Bundesamt für Verfassungsschutz zwei wichtige 
Spione nicht überführen und entlarven konnte. 

(Zuruf des Abg. Fellner [CDU/CSU]) 

Soll dies wirklich glaubwürdig sein, Herr Bun-
desinnenminister Zimmermann: erbarmungslose 
Härte gegen vermeintliche Extremisten bis hin zur 
Mißachtung wichtiger Grundsätze des höchsten Ge-
richts einerseits, vornehme rechtsstaatliche Zu-
rückhaltung gegen Spionageverdächtige anderer-
seits? 

Wir Sozialdemokraten wünschen rechtsstaatli-
ches Handeln, auch und gerade im sensiblen Be-
reich der Geheimdienste. Aber der Rechtsstaat, 
meine Damen und Herren, ist nicht teilbar. Wun-
dern Sie sich also nicht, Herr Bundesinnenminister 
und meine Herren von der Koalition, wenn wir bei 
dem neuen Verfassungsschutzgesetz dieselben 
rechtsstaatlichen Grundsätze anlegen, die Ihr Han-
deln, Herr Minister, angeblich in jenem Spionage-
skandal bestimmt haben. 

(Zuruf des Abg. Dr. Penner [SPD]) 

Wem von uns wäre nicht die Kießling-Wörner-
Affäre in unguter Erinnerung! Neben einem politi-
schen Versagen von Minister Wörner sind im Laufe 
der Affäre vor allem Methoden der Datenerhebung 
und Datenverarbeitung im MAD zutage getreten, 
die den Gesetzgeber zum Handeln zwingen. 

Fast zur gleichen Zeit wurden Speicherpraktiken 
bekannt. Ich erwähne nur die Basisdatei „Zerset-
zung", die eine einschränkende Regelung der Da-
tenverarbeitung beim MAD dringend geboten er-
scheinen läßt. 

Allem Anschein nach plant die Bundesregierung 
eher das Gegenteil. Wenn ich Ihren Gesetzentwurf 
— Stand: Ende August — nehme, Herr Kollege 
Hirsch, stelle ich fest, daß dem MAD Rechte der 
Verfassungsschutzbehörden gegeben werden sol-
len. Sogar gemeinsame Datenbestände soll es ge-
ben. Ich wäre froh, Herr Hirsch, wenn Sie sagen 
würden: Das machen wir nicht mit, das kommt 
nicht. 

Militärischer Abschirmdienst und Verfassungs-
schutz sollen sogar gemeinsame Datenbestände ha-
ben können. 

(Zuruf des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Wie soll der vom Bundesverfassungsgericht festge-
schriebene Grundsatz der Zweckbindung eingehal-
ten werden, wenn Daten in gemeinsamen Dateien 
geführt werden? 

(Ströbele [GRÜNE]: Wenn es um die Macht 
geht, machen Liberale alles!) 

Wie lange der angebliche Widerstand der FDP 
gegen diese Pläne hält, kann niemand sagen. Wir 
wünschen uns, Herr Kollege Hirsch, im Interesse 
der Bürgerrechte, daß Ihre Fraktion unnachgiebig 
bleibt. Freilich, meine Damen und Herren: Ein 
Umfall der FDP auch in dieser Frage wäre jeden-
falls für die diese Partei nichts Neues. 

(Zustimmung des Abg. Tietjen [SPD]) 

Fassen wir zusammen, meine Damen und Her-
ren: Die Antwort der Bundesregierung auf die de-
taillierten Fragen der SPD-Fraktion ist dürftig. Sie 
läßt kein Konzept erkennen, wie das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung im Sicher-
heitsbereich verwirklicht werden soll. Die jetzt in 
Bruchstücken bekanntgewordenen Pläne der Koali-
tion — Herr Kollege Hirsch, wir können uns über 
die strittigen Punkte gern unterhalten — für neue 
Gesetze im Sicherheitsbereich machen deutlich, 
daß hier nicht nur eine parlamentarische Anfrage 
schlecht und nicht überzeugend beantwortet wor-
den ist. Im Gegenteil: Die Regierung hat gar kein 
Konzept, wie das Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung verwirklicht werden soll. Sie hat 
nur ein Konzept, wenn man das so nennen will, 
nämlich: Sicherheit geht in jedem Fall und um fast 
jeden Preis vor Datenschutz. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist leider wahr!) 

Diese ideologisch gefärbte Grundhaltung ver-
sperrt dem Bundesinnenminister den Blick auf eine 
ruhige, auf eine sachliche Diskussion, in der ent-
sprechend der Forderung des Bundesverfassungs-
gerichts ein vernünftiger Ausgleich zwischen dem 
Grundrecht auf Datenschutz und der Sicherheit ge-
funden werden muß. 

(Mann [GRÜNE]: Haben Sie von diesem 
Minister etwas anderes erwartet?) 

Sie schaden damit auch den Interessen der Si-
cherheitsbehörden selbst, weil Sie diese dadurch 
mutwillig ständigem Mißtrauen der Bürgerschaft 
aussetzen. 

Wir Sozialdemokraten sind bereit, an dem Aus-
gleich zwischen Sicherheitsbedürfnissen und Da-
tenschutz mitzuwirken und alles zu tun, um den 
Anforderungen des Volkszählungsurteils gerecht zu 
werden. Die CDU/CSU war dazu von Anfang an 
nicht bereit. Die FDP ist es, wie schon so oft und 
aus welchem Grund auch immer, offenbar nicht 
me hr.  
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Ich bedanke mich bei Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Sollten Sie Ihre Große Anfrage, 
meine Damen und Herren von der SPD, mit der 
Erwartung eingebracht haben, über ausbleibende 
Gesetzesvorlagen der Bundesregierung klagen und 
sich an einem heftigen Meinungsstreit zwischen 
den Koalitionspartnern weiden zu können, so ha-
ben Sie sich gründlich getäuscht. 

(Glos [CDU/CSU]: Wie so oft!) 

Die Koalition der Mitte, der Sie so gut wie keine 
innen- und rechtspolitischen Gemeinsamkeiten zu-
trauen, zeigt sich gerade bei der Verwirklichung der 
Grundsätze des Volkszählungsurteils des Bundes-
verfassungsgerichts ausgesprochen handlungsfä-
hig. 

Wir haben in diesem Jahr die neuen Gesetze für 
den Mikrozensus und die Volkszählung gemacht. 
Die Arbeit an fünf Gesetzesnovellen und zwei 
neuen Gesetzen zur außerordentlich komplizierten 
Rechtsmaterie des Datenschutzes im Sicherheitsbe-
reich ist nahezu abgeschlossen. Noch in dieser Le-
gislaturperiode soll dieses ganze Bündel von Ge-
setzentwürfen verabschiedet werden. 

Vermißt habe ich in Ihrer Anfrage, meine Damen 
und Herren von der SPD, und auch in Ihrem Rede-
beitrag, Herr Kollege Schäfer, die Frage nach der 
Sicherheitslage in unserem Land. Es ist doch leider 
nicht so, als könnten unsere Bürger, das fröhliche 
Lied von der informationellen Selbstbestimmung 
auf den Lippen, unbehelligt von Kriminalität, Terro-
rismus, Politchaoten, Links- und Rechtsextremisten 
und Agenten des Ostblocks, in einem sicherheitspo-
litischen Paradies leben. Tatsache ist doch, daß sich 
die Zahl der Straftaten seit 1963 auf 4,1 Millionen 
im vergangenen Jahr weit mehr als verdoppelt hat 
und die Aufklärungsquote auf unter 47 % gesunken 
ist. Rauschgiftkriminalität und organisierte Krimi-
nalität haben in bedrohlicher Weise auf das Bun-
desgebiet übergegriffen. 

(Mann [GRÜNE]: Deswegen müssen wir 
verdatet werden, Herr Laufs, nicht?!) 

Die Verfassungsschutzberichte der letzten Jahre 
belegen Punkt für Punkt, wie bitter ernst wir die 
Verpflichtung unseres Grundgesetzes zur wehrhaf-
ten Demokratie nehmen müssen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
Sie sollten langsam zur Kenntnis nehmen und, 
wenn nötig, Nachhilfeunterricht bei Ihren SPD-In-
nenministern nehmen, 

(Mann [GRÜNE]: Sie sollten Nachhilfeun

-

terricht in Kriminalpolitik nehmen, Herr 
Laufs!) 

daß die Zahl der Brand- und Sprengstoffanschläge 
in den letzten Monaten wieder eine beängstigende 

Größenordnung erreicht hat, daß das Potential der 
Extremisten links und rechts ansteigt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Alles verdaten!) 

die Ausspähungsangriffe des Ostens gegenüber öf-
fentlichen und privaten Einrichtungen mit unver-
minderter Intensität weitergehen, der Terrorismus 
international und leider auch im Bundesgebiet eine 
seit langem nicht mehr erreichte Gefährlichkeit 
aufweist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ich denke, das erledigt 
Herr Mauss für Sie?) 

— Daß Sie das verharmlosen und die Augen davor 
verschließen, wissen wir, Herr Kollege Ströbele. 

Unsere Sicherheitsbehörden, angefangen von den 
Polizeien der Länder, über das Bundeskriminalamt, 
den Bundesgrenzschutz bis hin zu den drei nach-
richtendienstlich tätigen Behörden, haben sich in 
der Vergangenheit rechtsstaatlich verhalten. Wenn 
jetzt von bestimmter Seite behauptet wird, die Exi-
stenz und Tätigkeit dieser Behörden sei eine Ge-
fahr für unsere Demokratie und unsere Bürger, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Ganz genauso 
ist es!) 

handelt es sich schlicht um eine böswillige Verdre-
hung der Tatsachen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ständiger Verf as

-

sungsbruch!) 

Meine Fraktionskollegen und ich empfinden es ge-
radezu als eine Zumutung an den Gesetzgeber, im 
Sicherheitsbereich unter der Überschrift „Daten-
schutz" Regelungen treffen zu sollen, die vom Miß-
trauen gegenüber der rechtsstaatlichen Gesinnung 
der Beamtenschaft getragen wären. 

(Ströbele [GRÜNE]: Überlegen Sie mal, wo

-

her das kommen könnte!) 

Lassen Sie mich kurz die wesentlichen Grund-
sätze der Unionsparteien darstellen, die Gesetzge-
ber und Exekutive in dem von der Großen Anfrage 
beschriebenen Bereich zu beachten haben. 

Erstens. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist 
entschieden der Auffassung, daß der Polizei und 
den anderen Sicherheitsbehörden alle diejenigen 
Möglichkeiten der modernen Informationstechnik 
und Datenverarbeitung zur Verfügung stehen müs-
sen, die sie brauchen, um die Bürger und unsere 
freiheitlich-demokratische Ordnung möglichst gut 
zu schützen. 

(Mann [GRÜNE]: Also doch Überwa

-

chungsstaat, Herr Laufs!) 

Die Angreifer auf die Rechtsgüter der einzelnen 
und die demokratische Ordnung sind mit ihren Mit-
teln und Methoden nicht im 19. Jahrhundert stehen-
geblieben. Sie sind über Orts- und Ländergrenzen 
hinweg mobil, arbeiten konspirativ und bedienen 
sich modernster Technik. 

(Ströbele [GRÜNE]: Reden Sie von der Po

-

lizei?) 
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Die Mitarbeiter von Polizei- und Nachrichtendien-
sten dürfen nicht zu modernen Don Quichotes de-
gradiert werden. 

Zweitens. Für die Unionsparteien gibt es keinen 
wirklichen Gegensatz zwischen der Notwendigkeit 
etwa von Polizei und Verfassungsschutz und dem 
Datenschutz. Die Bediensteten der Sicherheitsbe-
hörden sammeln die Daten von Rechtsbrechern, 
von Terroristen, Spionen und Extremisten 

(Ströbele [GRÜNE]: Und von Demonstran

-
ten!) 

nicht zur Befriedigung ihrer Neugier oder um eine 
Wahnidee der perfekten inneren Sicherheit zu ver-
wirklichen. 

(Mann [GRÜNE]: Aber vielleicht wegen ei

-

ner sich verselbständigenden Sicherheits

-

bürokratie, Herr Laufs!) 

Bei allem geht es doch um die Erhaltung einer 
funktionsfähigen Demokratie sowie der Rechte und 
Freiheiten aller Bewohner unseres Landes. 

Weil wir in der inneren Sicherheit keinen Selbst-
zweck, sondern die unverzichtbare Vorbedingung 
für Freiheit und Entfaltung jedes einzelnen sehen 
und weil wir für eine rechtsstaatlich eingebundene 
Polizei und ebenso dem Rechtsstaat verpflichtete 
Nachrichtendienste eintreten, haben die CDU und 
die CSU mit datenschutzrechtlichen Regelungen im 
Sicherheitsbereich keine Probleme, 

(Mann [GRÜNE]: Die CDU als Anwalt der 
Bürgerrechte, daß ich nicht lache! — Wei

-

tere Zurufe von den GRÜNEN) 

ebensowenig im übrigen wie die betroffenen Sicher-
heitsbehörden, wie man den Tätigkeitsberichten 
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz ent-
nehmen kann, der von einer durchaus kooperativen 
Zusammenarbeit berichtet und dessen Beanstan-
dungen, wenn sie notwendig wurden, aufgegriffen 
wurden und zu Verbesserungen geführt haben. Das 
wissen Sie doch so gut wie wir. 

(Mann [GRÜNE]: Das sollten Sie nach der 
Sitzung des Innenausschusses von gestern 

hier wirklich nicht sagen!) 

Was sollen denn diese maßlosen Anwürfe? 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sind keine maßlo

-

sen Angriffe!) 

Das beraten wir doch im Innenausschuß nun wirk-
lich in allen Einzelheiten. 

(Mann [GRÜNE]: Mit welchen Konsequen

-

zen denn?) 

Die Unionsparteien erteilen aber denen eine Ab-
sage, die Datenschutz sagen und in Wirklichkeit die 
Einschränkung der polizeilichen Befugnisse und 
Abschaffung des Verfassungsschutzes meinen. So-
wohl das Persönlichkeitsrecht der Bürger und das 
daraus abgeleitete Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung als auch die Sicherheit des Staa-
tes und seiner Bevölkerung sowie der Bestand un-
serer freiheitlichen Demokratie sind Werte unseres 
Grundgesetzes. Ich verweise hier nur auf Art. 21 
Abs. 2, Art. 73 Nr. 10 und Art. 87 Abs. 1 unseres 

Grundgesetzes. Bundeskriminalamt und Bundes-
amt für Verfassungsschutz haben, was von man-
chen nur zu gerne verdrängt wird, Verfassungsrang 
erhalten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Laufs, meinen Sie, 
daß das Vertrauen der Bürger in den Datenschutz, 
den Sie gerade beschworen haben, dadurch steigt, 
daß wir im Innenausschuß in dieser Woche vom 
Bundesinnenministerium erfahren konnten, daß 
Tausende Namen von Demonstranten, die im Zu-
sammenhang mit Friedensblockaden in Erschei-
nung getreten sind, gespeichert sind? Das hat das 
Innenministerium auf meine Feststellungen hin 
nicht in Abrede gestellt. 

(Ströbele [GRÜNE]: In einer widerlichen 
Art und Weise!) 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Kollege Mann, Sie 
wissen doch als Richter ganz genau, 

(Mann [GRÜNE]: Lassen Sie einmal den 
Richter weg!) 

daß Blockaden in dieser Form Nötigung — und da-
mit Gewalt — 

(Ströbele [GRÜNE]: Und deshalb werden 
die Intimdaten gespeichert! — Werner 
[Ulm] [CDU/CSU]: Offene Rechtsbrüche 

sind das!) 

und offene Rechtsbrüche sind. Was müßten das für 
Sicherheitsbehörden sein, die sich dafür nicht inter

-

essierten. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist sehr aufschluß

-

reich!) 

Drittens. Bei der anstehenden Gesetzgebungsar-
beit im Sicherheitsbereich wird das Persönlich-
keitsrecht der Bürger umfassend und in einer in 
der deutschen Rechtstradition unbekannten Aus-
führlichkeit geschützt. Wir werden die Datenverar-
beitung einer strengen Zweckbindung unterwerfen, 
erweiterte Auskunfts- und Widerspruchsrechte ein-
führen, Kontrollbefugnisse und Schadensersatzan-
sprüche stärken und eine Fülle neuer Regelungen 
im Interesse des Persönlichkeitsrechts des Bürgers 
treffen. 

Das Persönlichkeitsrecht wird allerdings, soweit 
es die Sicherheit der Bevölkerung und die Sicher-
heit unseres Staatswesens erfordern, unter Beach-
tung des Gebots der Verhältnismäßigkeit einge-
schränkt. Es sollte in diesem Hause nun wirklich 
keine Meinungsverschiedenheiten darüber geben, 
daß gegenüber der Aufklärung einer Straftat, der 
Abwehr einer polizeilichen Gefahr oder verfas-
sungsfeindlicher Aktivitäten das Selbstbestim-
mungsrecht des Rechtsbrechers, Störers oder Ex-
tremisten zurücktreten muß. 
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Dr. Laufs 
In diesem Sinne werden wir in dem Gesetz zur 

Novellierung des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes, in dem neuen MAD-Gesetz, in dem Gesetz über 
die Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden in 
Angelegenheiten des Staatsschutzes 

(Tietjen: [SPD]: Wann denn?) 

und bei der Nutzung der Datenbestände des Kraft-
fahrtbundesamtes einen verfassungskonformen 
Ausgleich der verschiedenen Verfassungswerte vor-
nehmen. 

Viertens. Die Unionsparteien werden an der — 
ich betone: organisatorischen — Trennung von Po-
lizei und Nachrichtendiensten, wie wir sie in der 
Bundesrepublik Deutschland nach den unheilvollen 
Erfahrungen mit dem Nationalsozialismus einge-
führt haben, festhalten. 

(Mann [GRÜNE]: Das hat sich aber ganz 
anders angehört! — Ströbele [GRÜNE]: Die 

Texte sprechen eine andere Sprache!) 

Es darf aber keine Informationsabschottung zwi-
schen beiden Bereichen geben. Ein derartiges in-
haltliches Trennungsgebot läßt sich weder aus der 
Verfassung noch aus anderen Prinzipien ableiten. 
Mit dem novellierten Verfassungsschutzgesetz und 
dem Zusammenarbeitsgesetz werden den Nachrich-
tendiensten in keiner Weise polizeiliche Zwangsbe-
fugnisse gegeben oder auch nur vermittelt. 

Davon klar zu trennen und für die Wahrung der 
inneren Sicherheit unverzichtbar ist aber die Ge-
währleistung einer reibungslosen informationellen 
Zusammenarbeit zwischen beiden Bereichen. Poli-
zei und Nachrichtendienste müssen, wo dies für 
ihre Aufgabenerfüllung notwendig ist, die jeweils 
bei ihnen vorhandenen Daten austauschen, über-
mitteln und weiterleiten. So war und ist es eine 
Selbstverständlichkeit, daß etwa das Bundesamt 
für Verfassungsschutz — um ein Beispiel zu brin-
gen — die ihm zugänglich gewordene Mitgliederli-
ste der neonazistischen Vereinigung „Aktionsfront 
Nationaler Sozialisten/Nationaler Aktivisten" nach 
dem Vereinsverbot von 1983 den Strafverfolgungs-
behörden übergeben hat. 

Umgekehrt muß es weiterhin möglich sein, daß — 
wie es unlängst geschehen ist — die Polizei das bei 
einer Hausdurchsuchung vorgefundene berüchtigte 
Würfelspiel „Jude, ärgere dich nicht" an den Verfas-
sungsschutz zur weiteren Beobachtung von Extre-
misten weiterleitet. 

Der politische Mord an dem Exillibyer Denali am 
Ostersamstag dieses Jahres in Bonn ist ein tragi-
scher Beweis für die Notwendigkeit der engen und 
ständigen Zusammenarbeit zwischen örtlicher Poli-
zei, Ausländerbehörden, Grenzpolizei, Bundeskri-
minalamt und Bundesamt für Verfassungsschutz. 

Die Innenministerkonferenz hat — bemerkens-
werterweise einstimmig — 

(Ströbele [GRÜNE]: Schlimm genug!) 

Vor wenigen Wochen eine ganze Reihe von Rege-
lungen zur Verbesserung dieser Informationszu-
sammenarbeit verabschiedet. 

Wenn die örtliche Polizei — so das Brokdorf

-

Urteil des Bundesverfassungsgerichts — vor ver-
sammlungsrechtlichen Maßnahmen zunächst eine 
sorgfältige Gefährdungsprognose anstellen soll, 
braucht sie für ihr Lagebild unbedingt die Erkennt-
nisse des Verfassungsschutzes über extremistische 
Gewalttäter. Umgekehrt muß die Polizei imstande 
sein, nach einer Demonstration die aufgetretenen 
Politstörer dem Verfassungsschutz zu benennen, 
damit dieser die Gewaltbereitschaft der extremisti-
schen Gruppierungen registrieren und beurteilen 
kann. 

Ich komme auf die eingangs erwähnten von den 
Koalitionsfraktionen vorbereiteten Gesetzentwürfe 
zur Informationszusammenarbeit im Sicherheitsbe-
reich zurück. 

(Tietjen [SPD]: Wann werden sie denn nun 
eingebracht, Herr Laufs?) 

Obwohl es sich hierbei um äußerst komplexe und 
schwierige Fragen handelt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Wann werden sie denn 
verabschiedet?) 

bei denen wir — auch international gesehen — ge-
setzgeberisches Neuland betreten, können wir fest-
stellen, daß die Koalition das Gesetzesbündel in er-
staunlich kurzer Zeit erarbeitet und nahezu fertig-
gestellt hat. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das haben Sie 1984 
auch schon gesagt!) 

Wer in diesem Zusammenhang, Herr Kollege 
Schäfer, von „Geheimgesetzentwürfen" spricht, ver-
breitet die Unwahrheit. 

(Ströbele [GRÜNE]: Legen Sie sie doch vor! 
Wo sind sie denn?) 

Es ist doch etwas gerade im parlamentarischen Be-
reich Selbstverständliches, daß Fraktionen intern 
mit ihren Fachleuten und Beratern und mit Unter-
stützung 

(Ströbele [GRÜNE]: Der Ministerien!) 

der betroffenen Ministerien Entwürfe erarbeiten, 
die der Öffentlichkeit erst dann vorgestellt werden, 
wenn sie reif für die Einbringung im Bundestag 
sind. 

(Mann [GRÜNE]: Wo bleibt da die parla

-

mentarische Kontrolle? — Zurufe von der 
SPD) 

— Meine Damen und Herren von der Opposition, 
dort werden Sie im Plenum und in den Ausschüs-
sen ausreichend Gelegenheit haben, an der Verab-
schiedung dieser wichtigen Gesetzesvorhaben mit-
zuwirken. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nein, alles nur noch 
Formalkram!) 

Dann werden Sie beweisen können, ob es Ihnen mit 
den Bürgerrechten und der inneren Sicherheit die-
ses Staates wirklich ernst ist oder ob dies alles 
Ihnen nur als Vehikel für parteipolitische Polemik 
dient. Ihre Einlassungen vermitteln uns leider den 
Eindruck, daß es Ihnen vor allem um diese Polemik 
geht, und das bedauern wir sehr. 
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Dr. Laufs 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Große Anfrage der SPD zu dem Thema 
„Datenverarbeitung im Sicherheitsbereich" ist ei-
nes der Beispiele aus der Serie von Versprechungen 
der letzten Jahre, nun endlich auch in der Öffent-
lichkeit Farbe zu bekennen und der Öffentlichkeit 
die Gesetzentwürfe vorzulegen und zur Diskussion 
zu stellen. Seit mehr als einem Jahr mauscheln Sie 
hinter verschlossenen Türen, lassen hin und wieder 
etwas heraussickern und geben dem einen oder an-
deren Pressevertreter hin und wieder etwas; Sie 
werfen ihnen das wie einen Knochen vor, damit sie 
etwas darüber schreiben und Ihre Gesetze in der 
Öffentlichkeit vorbereiten. Bis heute enthalten Sie 
dem Parlament, wo die Diskussion eigentlich ge-
führt werden sollte, die Gesetzentwürfe vor, so daß 
die Opposition — hier: die GRÜNEN — Veranlas-
sung hatte, diese Gesetze — wenn auch in der Fas-
sung vom letzten Sommer — der Öffentlichkeit zu 
übergeben und die Diskussion über diese Gesetze 
endlich auch in den Bundestag, hier in das Plenum 
hineintragen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Das Presseecho hat Ihnen ja 
gezeigt, wie unsinnig dieses Unterfangen 

ist!) 

Wir brauchen ja nicht lange herumzureden; wir 
brauchen uns auch nicht lange mit dieser Antwort 
der Bundesregierung zu beschäftigen. Wie wir in-
zwischen aus zahlreichen Presseveröffentlichun-
gen, aber nicht nur von daher wissen, werden Tau-
sende von Bürgern in den verschiedenen Daten-
speichern des Bundesamts für Verfassungsschutz 
sogar mit ihren Intimdaten gespeichert. Es ist be-
zeichnend, daß die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort zur gleichen Zeit behauptet, Persönlichkeits-
profile würden nicht gespeichert. Wir wissen, daß 
das eine Lüge gewesen ist. 

Aber wir wollen nicht lange herumreden, sondern 
wir wollen uns konkret mit dem auseinandersetzen, 
was wir aus den Gesetzentwürfen, die wir der Öf-
fentlichkeit vorgelegt haben, und aus Ihren Bemer-
kungen auf Veranstaltungen und auch hier im Ple-
num dazu gehört haben. Wir sind der Auffassung, 
daß mit diesen Gesetzen ein informationeller Su-
per-Geheimdienst geschaffen wird: Polizei, Bundes-
grenzschutz und die drei Geheimdienste werden in-
formationell zusammengefaßt. Die Fassade bleibt 
die alte, die Dienste, die Polizei und der Bundes-
grenzschutz bleiben organisatorisch getrennt. Der 
eine residiert in Köln, der andere weiterhin in Pul-
lach. Aber das Wissen über die Bürger, die Daten, 
sind faktisch im gemeinsamen Pool der Geheim-
dienste für alle Geheimdienstler verfügbar. Was die 
Polizei weiß, soll in Zukunft auch der Geheimdienst 
wissen. Was der Bundesgrenzschutz über die einzel-
nen Bürger an der Grenze erfährt, notiert und spei-
chert, weiß in Zukunft auch der Geheimdienst. 

Noch vor ein paar Jahren hat sich der damalige 
Bundesinnenminister, Herr Baum, auch öffentlich 
energisch dagegen gewandt, daß Datensammlun-
gen von Stellen des Bundesgrenzschutzes direkt an 
den Bundesnachrichtendienst weitergegeben wer-
den, daß der Bundesgrenzschutz praktisch im Auf-
trage des Bundesnachrichtendienstes arbeite. 

Derselbe Minister, der sich in der Öffentlichkeit 
dagegen gewandt hat, will jetzt im Koalitionsinter-
esse, im Interesse der Erhaltung der Macht 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Bäumchen, 
Bäumchen, wechsle dich!) 

alle diese Gesetze schlucken und die Praxis, gegen 
die er früher noch protestiert hat, gesetzlich fest-
schreiben und legitimieren. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist die freidemokra

-

tische Umfallpolitik!) 

Sie verkehren den Sinn des Urteils des Bundes-
verfassungsgerichts in Sachen Volkszählung in das 
Gegenteil. Sie mißbrauchen den Auftrag des Bun-
desverfassungsgerichts, den Auftrag, endlich Ge-
setze zu machen, die das Recht der Bürger auf 
Sicherung der Grundrechte und auf informationelle 
Selbstbestimmung garantieren sollen, dazu, die be-
stehende Praxis des Datenverbundes der Dienste, 
der Amtshilfe durch Polizei und Bundesgrenzschutz 
für die Geheimdienste auf eine gesetzliche Grund-
lage zu stellen und — weit schlimmer noch — diese 
Praxis zu perfektionieren. 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

Sie beugen damit die Verfassung, 

(Widerspruch des Abg. Bohl [CDU/CSU]) 

und Sie verletzen die alliierten Vorbehalte, die dem 
Grundgesetz zugrunde liegen und die Herr Spran-
ger, wie er im Innenausschuß ja bekannt hat, gar 
nicht einmal mehr kennen will. Die Trennung der 
Dienste sowie die Trennung dieser Dienste von der 
Polizei werden aufgehoben. Die noch bestehenden 
Schranken zwischen den Datensammlungen wer-
den eingeebnet. Der Polizei werden nachrichten-
dienstliche Mittel zur Verfügung gestellt, die sie seit 
der Gestapo in Deutschland (West) aus gutem 
Grunde nicht gehabt hat. 

(Tietjen [SPD]: Na, na! Mehr Vorsicht, Herr 
Ströbele!) 

Die Polizei wird zum Hilfsorgan der Geheimdienste. 
Den Diensten werden damit entgegen der Verfas-
sung polizeiliche Befugnisse übergeben. 

(Dr. Rumpf [FDP]: Ich glaube, Sie wissen 
gar nicht, was Sie sagen!) 

— Hören Sie einmal genau zu. — Wer zwangsweise 
Daten erhebt — ob an der Grenze, bei Durchsu-
chungen oder bei Straßenkontrollen —, bekommt 
über Exekutivbefugnisse Informationen von den 
Bürgern, und diese werden direkt an die Geheim-
dienste weitergeleitet, die allein entscheiden, ob sie 
diese Daten für ihre Aufgaben verwenden wollen 
oder nicht. Damit werden die gesammelten Geheim- 
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Ströbele 
dienste zur informationellen Supermacht in der 
Bundesrepublik. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das ist doch 
dummes Zeug!) 

Spätestens seit 007 und James Bond weiß jedes 
Kind, 

(Bohl [CDU/CSU]: So sehen Sie auch aus! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: 

Dallas!) 

daß nicht entscheidend ist, wer zu welchem Dienst 
gehört, sondern wo das Superhirn sitzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das Superhirn in der Bundesrepublik Deutschland 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: ... heißt 
Ströbele!) 

ist der Supergeheimdienst im informationellen Be-
reich. 

Die von dem ehemaligen Chef des Bundeskrimi-
nalamtes erträumte informationelle Kontrolle der 
Bevölkerung zur vorbeugenden Verbrechensbe-
kämpfung rückt näher. Eine Gesellschaft, in der ge-
sellschaftliche Konflikte von den Diensten vorbeu-
gend rechtzeitig erkannt und gelöst werden sollen, 
wird wahrscheinlicher. 

Nun fragen wir uns: Warum machen Sie das al-
les? Sind Sie alle Polizeifanatiker? Oder wie kom-
men Sie darauf? Ihnen sitzt offenbar — genauso 
wie den Diensten und der Polizei — der millionen-
fache Protest auf der Straße gegen AKWs, gegen 
Aufrüstung in der Bundesrepublik und gegen Woh-
nungsspekulation noch als Horror in den Knochen. 

(Mann [GRÜNE]: Und auch gegen die 
Volkszählung!) 

Gegen diesen millionenfachen Protest hatten die 
Dienste kein Rezept. Dazu fiel ihnen nichts ein als 
Bespitzelung, Verkabelung, Verkartung mit Merk-
malen wie Sexualverhalten, Eß- und Trinkgewohn-
heiten und ähnliches. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Dr. Laufs 
[CDU/CSU]: Das ist eine Geistesverwir

-

rung größten Ausmaßes! — Dr. Blens 
[CDU/CSU]: Er hält eine Büttenrede!) 

Ihre Polizei, Ihre Dienste und Sie selbst haben 
Angst, daß solche unkontrollierten Bewegungen je-
derzeit wieder losbrechen können. Anlässe dafür 
gibt es genug. Solchem massenhaften demokrati-
schen Protest fühlen Sie sich nicht gewachsen. Den 
Forderungen nach mehr Demokratie können Sie 
nichts entgegensetzen als Ihre allwissenden 
Dienste. 

Wir Alternativen und GRÜNEN werden uns weh-
ren. Wir wollen wirklich mehr Demokratie auch im 
Bereich des Datenschutzes, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

mehr demokratische Kontrolle, über die heute mor-
gen ja auch diskutiert worden ist. Wir wollen Abrü-
stung der Polizei. Wir wollen die Aufrechterhaltung 
der strengen Trennung der Dienste von der Polizei 
und der Dienste untereinander, wie es vom Grund

-

gesetz vorgesehen ist, und wir wollen letztlich die 
Abschaffung dieser Dienste. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Das habe ich 
erwartet!) 

Jeder neue Skandal beweist uns, wie richtig diese 
unsere Forderung ist. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Den Schutz 
übernehmen die GRÜNEN!) 

Danke sehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Ströbele, 
man kann über dieses Thema außerordentlich un-
terschiedlicher Meinung sein und hier voll und of-
fen darüber diskutieren, wie wir es getan haben. 
Der Vergleich mit der Gestapo ist aber in jeder Hin-
sicht unangemessen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Ströbele [GRÜNE]: Das ist unsere 

Geschichte, Herr Präsident!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Hirsch. 

(Mann [GRÜNE]: Wir sollten auch ständig 
bereit sein, aus unserer Vergangenheit zu 

lernen!) 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das war eine sehr är-
gerliche Rede. Ich glaube, Sie haben zu viele Krimi-
nalromane gelesen, Herr Kollege Ströbele. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Sie sprechen nicht von irgendeinem totalitären 
Staat, Sie sprechen auch nicht von Deutschland 
(West), sondern von der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

Sie sprechen von einem Verfassungsstaat, wie er 
noch nie in dieser Form auf deutschem Boden be-
standen hat. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: So soll er 
auch bleiben!) 

— Und so soll er bleiben. Wir werden dafür sorgen, 
daß er so bleibt. Darauf können Sie sich verlassen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Lieber Herr Schäfer, in welcher Gesellschaft be-
finden Sie sich? 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Es tut mir etwas leid. Ich muß ein paar Ihrer Fra-
gen einfach auf das normale Maß zurückführen, 
auch ein paar der Bemerkungen, die Sie gemacht 
haben. Es ist in der Tat leichter, Fragen zu stellen, 
als sie zu beantworten. Ich stimme Ihnen zu, es 
wäre uns allen recht, wenn wir auch in der Gesetz-
gebung in diesem schwierigen Gebiet etwas weiter 
wären. Aber wenn Sie sagen „schrecklicher Um-
gang mit Daten" und als Beleg die Bundeswehrda-
tei „Zersetzung", meinetwegen, wie ich hinzufügen 
könnte, auch die Datei „P 2", anführen, muß ich dar-
auf hinweisen: Diese Dateien, auch die Bundes- 
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Dr. Hirsch 
wehrdatei „Zersetzung", sind ja nicht in dieser Le-
gislaturperiode entstanden. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Habe ich das 
behauptet?) 

— Nein, nur Sie haben es nicht gesagt. — Sie ist 
sehr viel älter. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Innenminister 
Baum!) 

— Nein, das war nicht Innenminister Baum, son-
dern das waren die Verteidigungsminister, die zu 
einem großen Teil, wenn ich das richtig im Kopf 
habe, der Sozialdemokratischen Partei angehörten. 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Sie wissen, verehrter Herr Kollege, daß die Bun-
deswehrdatei „Zersetzung" gelöscht ist. Das ist 
eben eine der Konsequenzen der Kontrolle, die wir 
in diesem Bereich ausüben. Das wollen wir auch so 
fortsetzen. 

(Abg. Schäfer [Offenburg] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Eine Sekunde. 

Sie beklagen sich, es würden Geheimverhandlun-
gen geführt. Dies ist doch nicht die erste Koalition, 
die es im Deutschen Bundestag gibt. Ich erinnere 
mich an eine ganze Reihe von Gesetzen, die ganz 
vernünftig waren, die wir ausgehandelt haben. Das 
haben wir auch nicht auf dem offenen Markt ge-
tan, 

(Mann [GRÜNE]: Aber irgendwann muß 
das auf den freien Markt!) 

sondern wir haben, um die Einigungsmöglichkeiten 
zu vergrößern, sie zunächst einmal unter uns ausge-
handelt, bevor wir sie der Öffentlichkeit vorgestellt 
haben. Wenn Herr Ströbele das als Mauscheln be-
zeichnet, 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

dann zeigt er mir, daß er von der Demokratie und 
von den Regeln der Demokratie überhaupt keine 
Ahnung hat oder sie verachtet; 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

denn Demokratie lebt davon, daß nicht einer alleine 
entscheiden kann, wie er es denn gerne hätte, son-
dern daß man sich zusammenfindet, um gemein-
sam eine vernünftige, vertretbare und rationale Po-
litik zu machen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber der Diskussions

-

prozeß ist öffentlich!) 

Und das ist nicht Mauscheln, das ist die Praxis der 
Demokratie. Und wenn Sie sie verhöhnen, frage ich 
mich, was Sie in diesem Raum suchen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter 
Hirsch, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Schäfer? 

Dr. Hirsch (FDP): Aber ja, natürlich.  

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 
(Ströbele [GRÜNE]: Ich will hier darüber 

diskutieren!) 
— Ich habe dem Herrn Abgeordneten Schäfer das 
Wort zu einer Zwischenfrage erteilt, und ich bitte 
Sie, nicht permanent dazwischenzurufen. Es gibt 
die Möglichkeit zu Zwischenfragen. Allerdings sind 
einzelne Zwischenrufe selbstverständlich in Ord-
nung. 

Bitte sehr. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Kollege Hirsch, 
Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, daß ein 
Teil der Praktiken, die wir, was die Datenspeiche-
rung angeht, bei Sicherheitsorganen und -behörden 
des Bundes kritisieren, in die Zeit der soziallibera-
len Koalition zurückreichen. 

Dr. Hirsch (FDP): Ja, natürlich. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Würden Sie zustim-
men, daß, bislang jedenfalls, SPD und FDP im zu-
ständigen Innenausschuß ohne Rücksicht auf die 
jeweilige Regierung penibel, sorgsam danach ge-
trachtet, darauf hingearbeitet haben, daß die Miß-
stände abgestellt werden und daß der qualitative 
Unterschied im Gegensatz zur früheren Regierung 
bei diesem Minister darin liegt, daß die geltenden 
zu beanstandenden Praktiken nunmehr legalisiert 
werden sollen? 

Dr. Hirsch (FDP): Nein, das ist überhaupt nicht der 
Fall. Wir beraten nach wie vor im Innenausschuß. 
Dort haben wir gemeinsam den sechsten und sie-
benten Tätigkeitsbericht vorliegen, und wir gehen 
das akribisch durch 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] [SPD]) 
— wir gemeinsam im Innnenausschuß, die Bericht-
erstatter —, wie wir das auch in der Vergangenheit 
getan haben. Sie wissen, daß diese beiden hochin-
teressanten Datenschutzberichte ebenso wie übri-
gens die meisten Datenschutzberichte der Länder 
nicht etwa zeigten, daß von der Verwaltung mit gro-
ßer Bösartigkeit — man hat ja, wenn man Herrn 
Ströbele hört, den Eindruck, das seien alles lauter 
geheimnisvolle Orwells, die herumrennen und 
nichts anderes im Sinn haben würden, als Leute zu 
beschnüffeln, neurotisch, diese Vorstellung — vor-
gegangen würde, sondern es ist so, daß es in der Tat 
auch im Bereich der Datenverarbeitung Dinge gibt, 
die uns gemeinsam nicht gefallen, wo wir sagen: 
Das muß geändert werden, das muß in Ordnung 
gebracht werden. — Und das geschieht auch. Aber 
Sie wissen auch, daß in keinem dieser Berichte 
etwa gesagt worden wäre: Hier wird bewußt und 
vorsätzlich in bösartiger Weise gegen die Grundre-
geln des Datenschutzes oder der Verfassung ver-
fahren. Vielmehr ist Datenschutz ein Prozeß. Seit-
dem wir in diesem Hause über Datenschutz spre-
chen — das ist seit 1972/73 —, haben sich Verhal-
tensweisen, auch Einstellungen, auch Bewertungen, 
nicht nur in der Öffentlichkeit, sondern auch in der 
Verwaltung, allmählich verändert. Als wir angefan-
gen haben, über Datenschutz zu reden, haben die 
Leute gesagt: Das sind alles nervenschwache Men- 
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schen. Datum hat irgend etwas mit Kalender zu tun. 
Irgendwann hat man auch in der Öffentlichkeit be-
griffen, daß es sich um den Schutz der Privatsphäre 
handelt. Das ist ein Prozeß, den wir gemeinsam 
durchmachen, in der Verwaltung ebenso wie in der 
Öffentlichkeit. 

Ich muß sagen: Bei allem Ärger, den man bei ein-
zelnen Vorgängen spürt, kann ich nicht sagen, daß 
im Bund oder in einem Land bewußt mit den 
Grundregeln Kleinholz gespielt würde. Es ist ein 
unterschiedlich schneller Vorgang, eingefahrene 
Regeln so zu verändern, wie die Verfassung es ver-
langt, um der Privatsphäre auch unter den Metho-
den der modernen Technik den Rang und den 
Schutz einzuräumen, den sie braucht. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Sie wollen eine Frage stellen? — Bitte schön. 

Vizepräsident Stücklen: Das ist zwar meine Aufga-
be, aber bitte schön, das ist der sogenannte kleine 
Dienstweg. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Amtshilfe!) 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Dr. Hirsch, wir ha-
ben nicht mehr sehr viel Zeit für eine sachgerechte 
Beratung. 

(Fellner [CDU/CSU]: Ihr seid ohnehin 
nicht mehr da!) 

Finden Sie es von daher nicht das selbstverständli-
che Recht der Opposition, also unserer Fraktion in 
diesem Falle, einzufordern, daß diese wichtigen Dis-
kussionen aus der Geheimsphäre notwendiger Ko-
alitionsverhandlungen in die dafür geschaffenen 
parlamentarischen Gremien wie den Innenaus-
schuß und auch diesen Bundestag mit der ersten 
Lesung endlich einmal kommen? 

Dr. Hirsch (FDP): Sie sagen: „Wir haben nicht 
mehr viel Zeit." Ich weiß nicht, wen Sie meinen. Wir 
rechnen auf etwas längere Zeiträume. Wir wollen 
noch länger zusammenarbeiten und werden nach 
meiner Überzeugung auch länger hier im Parla-
ment sein. — Nein, ich will aber nicht polemisch 
antworten. Wir werden, wie Herr Laufs das ange-
kündigt hat, 

(Ströbele [GRÜNE]: Zum x-ten Mal!) 

in dieser Legislaturperiode die wesentlichen Ge-
setze in diesem Bereich, die wesentlichen Neufor-
mulierungen vorlegen und, wie ich hoffe, auch ver-
abschieden. Aber ich komme im Laufe dessen, was 
ich sagen will, noch etwas näher darauf zurück. 

Herr Schäfer, Sie haben das Wortspiel von dem 
Schneidern der Hosen aufgegriffen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Stümper!) 

Es ging darum, daß wir zum Polizeirecht der Län-
der gesagt haben, diese Hosen werden so weit ge-
schnitten, daß sie auch in zehn Jahren noch nicht 
kneifen. Herr Stümper hat gesagt, sie dürfen nicht 
so eng sein, daß sie beim zweiten Schritt reißen. 
Meine Antwort ist: Wir dürfen nicht allein die Ho-
sen vermessen, wir müssen auch den Hintern ver

-

messen, der drinsteckt. Das heißt, wir müssen in 
der Tat, wie das Volkszählungsurteil es verlangt, 
nicht den gegebenen Zustand legitimieren, sondern 
wir müssen in der Tat fragen: Können wir denn die 
bisherige Praxis einfach schlicht übernehmen, ihr 
eine Rechtsgrundlage unterziehen? 

(Ströbele [GRÜNE]: Das machen Sie 
aber!) 

— Nein, das tun wir eben nicht. Das haben Sie lei-
der noch nicht verstanden, Herr Ströbele. Sie kom-
men noch dahinter. 

(Ströbele [GRÜNE]: Soll ich Ihnen die Ge -
setze vorlesen?) 

Wir müssen sehen: Was ist wirklich notwendig, und 
was entspricht den Grundsätzen unserer Verfas-
sung? Das, in der Tat, müssen wir formulieren. 

Ich habe hier schon mehrfach von dieser Stelle 
aus gesagt: Das Volkszählungsurteil, das manche 
für ärgerlich halten, 

(Mann [GRÜNE]: Auch der Bundesinnen

-

minister!) 

ist ein wesentlicher Schritt der deutschen Rechts-
entwicklung. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Das informationelle Selbstbestimmungsrecht ist 
notwendig. Es ist auch für unsere Begriffe eine Ein-
trittskarte für den notwendigen Gebrauch moder-
ner Technik. Denn man kann moderne Technik 
nur dann akzeptieren — sie wird nur dann akzep-
tiert —, wenn der Bürger nicht das Gefühl be-
kommt, er wird zum Objekt der Verwaltung, er wird 
gläsern, er sieht sich einem allmächtigen Apparat 
gegenüber. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Die moderne Technik wird nur dann akzeptiert, 
wenn sie menschlich bleibt. 

(Beifall bei der FDP und den GRÜNEN) 

Es ist gegenüber den klassischen Habeas-corpus-
Rechten der Freiheit, der Unverletzlichkeit der 
Wohnung usw. das Entscheidende an dieser Tech-
nologie, daß die unmerkliche Verletzung der Privat-
sphäre in einer Weise ermöglicht wie nie vorher. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Und daß in der Tat der Staat die Möglichkeit hat, 
weit mehr Informationen über den einzelnen zu 
sammeln, zusammenzuführen, aufzubewahren, ver-
fügbar zu haben als in irgendeiner vorherigen Zeit. 

Deswegen ist dieses informationelle Selbstbe-
stimmungsrecht nicht irgendeine theoretische und 
an sich merkwürdige Erfindung. Das Wort ist nicht 
sehr glücklich gewählt. Die Sache ist notwendig. 

Das Verfassungsgericht sagt nun aber — und das 
muß man dann auch sagen —: Es ist nicht ein abso-
lutes Recht etwa in dem Sinn, daß alle anderen 
Wertvorstellungen der Verfassung bedingungslos 
diesem informationellen Selbstbestimmungsrecht 
unterzuordnen seien. Es sagt: Wir brauchen eine 
gesetzliche Regelung da, wo dieses Selbstbestim-
mungsrecht eingeschränkt sein soll; diese gesetzli- 
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che Regelung muß der Verhältnismäßigkeit der 
Probleme entsprechen, und sie muß klar und ein-
sichtig sein. 

Das ist eine ganz schwierige Aufgabe, weil wir zu 
einem großen Teil gesetzgeberisches Neuland be-
treten und weil die schlichte Unschuld, in der man 
mit Amtshilferegelungen umgegangen ist, in dieser 
Form nicht mehr geht. Da kann man wirklich sa-
gen: Hier steckt nicht der Teufel im Detail, sondern 
hier steckt eine ganze Hölle im Detail. Es ist eine 
ganze Fülle von Problemen, die man sehr sorgfältig 
lösen muß, weil wir nicht wie eine Horde von Robin-
sonen nebeneinander leben, sondern weil diese Ge-
sellschaft nur funktioniert, wenn wir auch die an-
dere Seite der Medaille sehen, daß nämlich ein In-
formationsverbund von Wissen über gesellschaftli-
che Zusammenhänge notwendig ist, wenn dieser 
Staat funktionieren soll. 

Das führt mich zu dem Problem der schwierigen 
Verzahnung der Rechtsverhältnisse des Bundes 
und der Länder. Das ist gerade im Polizeirecht von 
ausschlaggebender Bedeutung. Wir haben das bei 
der Anhörung zum Personalausweis doch in allen 
Einzelheiten gehört, wie schwierig es etwa ist, poli-
zeirechtliche Überlegungen in das Bundesgesetz 
über einen Personalausweis hineinzubringen. Da 
sagten uns die Sachverständigen: Verehrte Abge-
ordnete, das ist eine Sache der Länder. Dem muß 
man j a Rechnung tragen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: BKA!) 

— Von Geheimverhandlungen, lieber Herr Schäfer, 
kann doch gar keine Rede sein. Volkszählung und 
Mikrozensus haben gezeigt, wie schwierig das ist. 
Das ist erledigt. Das haben wir gemeinsam ge-
macht. Ich bedanke mich für Ihre Hilfe. 

Dann haben wir das Personalausweisgesetz und 
das Paßgesetz eingebracht. Wir haben lange dar-
über verhandelt, wie das aussehen soll — auch in-
tern, verehrter Herr Ströbele, wenn Sie so wollen; 
im geheimen. Wir haben das also eingebracht. Dann 
haben wir das vor der Sommerpause einer Anhö-
rung unterworfen. Jede Fraktion des Deutschen 
Bundestages konnte auf der Grundlage der Anhö-
rung ihre Vorstellungen hier vortragen und einbrin-
gen. Von Ihnen ist j a nichts gekommen. Nun kön-
nen Sie sagen: Das ist Sache der Regierung. Nein! 
Wir haben gesagt: 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Es ist unsere Sache. Wir haben wochenlang intensiv 
darüber verhandelt. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

Wir werden Ihnen unsere Vorschläge dazu in rela-
tiv kurzer Zeit vorlegen. Es wird Ihnen möglicher-
weise zu schnell gehen. Aber wir werden unsere 
Vorstellungen vorlegen. 

Genauso beim Bundesdatenschutzgesetz. 

(Ströbele [GRÜNE]: In zwei Tagen! — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wie beim De

-

monstrationsrecht!) 

— Lassen Sie doch! — Sie haben einen Gesetzent-
wurf zum Bundesdatenschutzgesetz eingebracht. 
Wir haben dazu vor der Sommerpause eine Anhö-
rung gehabt. Die war hochinteressant. Jede Frak-
tion war frei, auf der Grundlage der Anhörung zu 
sagen: Das machen wir; das ändern wir. Wir haben 
uns zusammengesetzt. Wir haben Monate darüber 
beraten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Noch nicht zu Ende!) 

— Es ist ausformuliert. Es ist fertig. Wir haben 
nicht nur Grundsätze; es ist ausformuliert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja wo ist es denn?) 

— Sie kriegen es. Nur Geduld! Ich sage Ihnen: Es 
wird Ihnen noch zu schnell gehen. Wir werden Ih-
nen das vorlegen. Es kann keine Rede davon sein, 
daß irgendetwas ausgespart bleibt. Natürlich wird 
die Zweckbestimmung beachtet. Natürlich werden 
sich aus dem Bundesdatenschutzgesetz Folgerun-
gen für den Sicherheitsbereich ergeben: Regelun-
gen über On-line-Anschlüsse, über Datenstatute, 
über das Erfordernis der Zustimmung des parla-
mentarisch Verantwortlichen für bestimmte Daten

-

verbünde, Auskunftsrechte, Verbesserung der Kon-
trollrechte. All das werden wir einbringen. Ich bin 
eigentlich sehr neugierig darauf, wie Sie und die 
Öffentlichkeit sich dann zu dem stellen, was wir 
Ihnen vorlegen werden. 

Herr Laufs hat versucht, ein paar Grundsätze sei-
ner Fraktion darzustellen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Es wird hier immer so 
ein Knochen hingeworfen!) 

Ich habe mir, während Sie sprachen, überlegt: Was 
bewegt uns dabei? Es ist ganz sicherlich richtig, daß 
nicht nur die Verwaltung, sondern auch der Sicher-
heitsbereich — Polizei, Verfassungsschutz — ohne 
moderne Technik, ohne moderne Datenverarbei-
tung nicht auskommt. Wer das abschaffen wollte, 
würde ein Chaos anrichten und weite Teile auch der 
schlichten, normalen Kriminalitätsbekämpfung 
lahmlegen; daran kann gar kein Zweifel sein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist Unsinn!) 

Also, wenn wir über Datenschutz reden, ist das Ziel 
nicht etwa, den Staat lahmzulegen oder, wie Herr 
Ströbele es am liebsten möchte, den ganzen Verfas-
sungsschutz abzuschaffen; das wollen wir nicht. Da 
wir — im Gegensatz zu Ihnen, Herr Ströbele — 
sicher sind, daß ein schwacher Staat den starken 
Mann nicht nur provoziert, sondern den starken 
Mann auch produziert — das ist das Problem —, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Wir wollen den starken 

Bürger!) 

halten wir es für notwendig, darauf zu achten, daß 
wir die Grenzen staatlichen Handelns in ruhigen 
Zeiten exakt ziehen — kaltblütig 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

— ja, ganz ruhig, abgewogen und überlegt — und 
wissen, daß diese Regeln auch dann gelten müssen, 
wenn es ernst wird. Ich möchte nicht wieder in eine 
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Lage kommen, in der sich eine Verwaltung in den 
Notstand gedrängt fühlt 

(Ströbele [GRÜNE]: So wie heute mor

-

gen!) 

oder in der irgendwelche Politiker die Contenance 
verlieren und sagen: Dieses ganze Regelwerk an 
juristischen Dingen muß weg, jetzt muß gehandelt 
werden. Dieses ganze Regelwerk an juristischen 
Dingen ist der Rechtsstaat, und den wollen wir 
wahren. Wir müssen dafür sorgen, daß der Staat in 
den Regeln des Rechts — nicht unter Berufung auf 
den Notstand — das Recht bewahrt. Das ist der 
Sinn von Datenschutz. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Mann  [GRÜNE]: Aber das geht nur mit 
Bürgern mit aufrechtem Gang, Herr 

Hirsch, aber nicht mit Duckmäusern!) 

Der Staat muß handeln, und zwar unlösbar von 
den Regeln des Rechts, und zu diesen Regeln des 
Rechts gehört auch das informationelle Selbstbe-
stimmungsrecht. Wir wollen die Datenverarbeitung 
mit einem Maximum an Transparenz versehen, so-
weit das irgend möglich ist, ohne staatliche Aufga-
ben zu gefährden. Wir wollen — mehr als bisher — 
die  notwendige Kontrolle sicherstellen. Auch der 
Bürger muß wissen, daß die Transparenz und die 
notwendige Kontrolle gesichert sind. Sonst würde 
er sich als Objekt und nicht als Subjekt des Staates 
fühlen. Wir wollen in der Tat, daß der Staat nicht 
göttlich, daß er nicht allwissend und der Bürger ihm 
gegenüber nicht gläsern wird. 

Ich denke, das werden wir erreichen. Wir werden 
die Gesetze — ich denke, in aller Kürze — der 
Öffentlichkeit vorstellen und einbringen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das haben Sie schon 
ein paarmal gesagt!) 

Ich wäre dankbar, wenn auch die Länder in 
diesem Bereich dann tun, was notwendig ist. Ich 
bin besorgt darüber, daß das Polizeirecht der Län-
der — — 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

— Bitte, Sie wollen eine Frage stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Ich mache nur darauf auf-
merksam, daß ich die Zeit für Zwischenfragen auf 
Ihre Redezeit nicht angerechnet habe, Sie aber jetzt 
dennoch am Ende Ihrer Redezeit sind. — Bitte 
sehr. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege Hirsch, eine 
ganz konkrete Frage zu dem, was ich auch vorhin 
angesprochen habe: Ist es so, daß Sie in Zukunft 
einführen wollen, daß die Polizei die Daten, die sie 
bei den verschiedensten Gelegenheiten sammelt, 
alle den Geheimdiensten zur Verfügung stellt und 
diese dann entscheiden, welche sie davon für ihre 
Aufgabenerfüllung brauchen oder nicht, ist das so 
oder nicht? 

Dr. Hirsch (FDP): Jetzt leuchtet das gelbe Licht 
auf, aber ich würde es Ihnen trotzdem gern noch im 

Detail beantworten. Ehe Sie darüber eine Wertung 
abgeben, würde ich Ihnen empfehlen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ist es so oder nicht?) 
sich die geltenden gesetzlichen Regelungen über 
den Verfassungsschutz anzusehen. Sie können sich 
darauf verlassen, daß wir auch über die Frage des 
Umfangs des Wissensverbundes zwischen Polizei, 
Verfassungsschutz und anderen Behörden hier in 
epischer Breite reden werden. 

Ich möchte noch eine Bemerkung an die Länder 
richten. Ich sehe mit großer Sorge, daß das Polizei-
recht der Länder auseinanderzudriften beginnt. 
Das wäre für die Zusammenarbeit der Polizeien 
verheerend, das wäre ein großer, ein schwerer 
Nachteil. Ebenso wie wir uns hier in diesem Hause 
bemühen, das nach dem Urteil der verschiedenen 
Fraktionen Notwendige und Wünschenswerte mit-
einander zu verbinden, so sollten auch die Länder 
nach unserer Überzeugung das Äußerste tun — nie-
mand sollte unbelehrbar auf seinem Standpunkt 
verharren — urn im Interesse unseres Staates die 
größtmögliche Einheitlichkeit des Polizeirechts zu 
bewahren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Mann  [GRÜNE]: Schwacher Beifall bei der 

CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Ich erteile das Wort dem 
Herrn Bundesminister des Innern. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was, der traut sich 
auch noch?) 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zu der 
Großen Anfrage der SPD über die Datenverarbei-
tung im Sicherheitsbereich hat die Bundesregie-
rung in ihrer Antwort vom März dieses Jahres aus-
führlich Stellung genommen. Sie hat dabei die Lö-
sungskonzepte aufgezeigt, die notwendig sind, um 
die im Volkszählungsurteil des Bundesverfassungs-
gerichtes aufgestellten Anforderungen an den 
Schutz des Rechts auf informationelle Selbstbe-
stimmung bei der Datenverarbeitung durch die Si-
cherheitsbehörden zu erfüllen. Daß die Antwort auf 
die umfangreiche und sehr detaillierte Fragestel-
lung zu bekanntermaßen — — 

(Abg. Schäfer [Offenburg] [SPD] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Sie können sich ruhig wieder hinsetzen! 

Vizepräsident Stücklen: Sie wünschen also, keine 
Zwischenfragen zuzulassen? 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: So 
ist es, Herr Präsident. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: So springt 
man mit dem Parlament um! — Mann 

[GRÜNE]: Das ist typisch für ihn!) 

— — schwierigen Problempunkten in diesem Be

-

reich verhältnismäßig rasch erteilt werden konnte, 
unterstreicht die Entschlußkraft und Handlungsfä- 
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higkeit der Regierung. — Wenn jemand schon fra-
gen will, bevor der Redner überhaupt den ersten 
Satz ausgesprochen hat, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der erste Satz 
war schon falsch!) 

kann man sich vorstellen, was da an Frage zu er-
warten ist: nichts als Polemik. Deswegen Nein. So 
ist es. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schäfer [Of

-
fenburg] [SPD]: Angst haben Sie!) 

Die mit Nachdruck, zum Teil auch unter Beteili-
gung der Länder betriebenen Arbeiten an den aus 
dem Volkszählungsurteil zu ziehenden gesetzgebe-
rischen Konsequenzen sind weit fortgeschritten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, ebenso wie die 
Koalitionsfraktionen, im Zusammenhang mit der 
Verabschiedung der Gesetze über den neuen, 
fälschungssicheren Personalausweis und einen 
ebenso neuen Paß eine Reihe von Gesetzentwürfen 
vorzulegen, die von der Koalition unter Mitarbeit 
von Experten des Innen- und Justizministeriums 
beraten und formuliert worden sind. Dabei wird an-
gestrebt, das Personalausweisgesetz und das Paß-
gesetz noch in diesem Jahr und die übrigen Vorha-
ben bis zur Sommerpause nächsten Jahres zu ver-
abschieden. 

(Mann [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Ziel dieser Arbeiten ist es, insbesondere für die 
informationelle Zusammenarbeit der Sicherheits-
behörden, die bislang ohne bereichsspezifische Re-
gelung im Wege des allgemeinen Amtshilferechts 
erfolgt, eingehende gesetzliche Bestimmungen zu 
schaffen, um den Anforderungen an den Schutz des 
Persönlichkeitsrechts bei der Informationsgewin-
nung und -verarbeitung durch staatliche Stellen ge-
recht zu werden. Den Sicherheitsbehörden sollen 
für den Umgang mit personenbezogenen Daten si-
chere gesetzliche Grundlagen gegeben, und dabei 
sollen die Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit 
und des Persönlichkeitsschutzes des einzelnen zu 
einem vernünftigen Ausgleich gebracht werden. 

Im einzelnen wurde Einvernehmen erzielt über 
eine umfassende Novellierung des Bundesdaten-
schutzgesetzes, welche den Anforderungen aus dem 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts Rechnung 
trägt, eine Änderung des dem Bundestag vorliegen-
den Entwurfs eines Gesetzes über den neuen Perso-
nalausweis sowie eine Novelle des Paßgesetzes in 
einigen wenigen Punkten und eine gesetzliche Re-
gelung der Nutzung der Datenbestände des Kraft-
fahrtbundesamtes. 

Außerdem werden noch beraten eine Novelle zum 
Verfassungsschutzgesetz, welche insbesondere die 
Informationsbeziehungen zwischen Bundesamt, 
Landesämtern und der übrigen öffentlichen Ver-
waltung regelt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Zack! Zack! Zack!) 

ein eigenständiges Gesetz über den MAD, das in 
Anlehnung an das Bundesverfassungsschutzgesetz 
die Aufgaben des Militärischen Abschirmdienstes 
beschreibt und seine Befugnisse sowie die informa

-

tionelle Zusammenarbeit mit anderen Behörden re-
gelt, und drittens ein Gesetz, mit dem erstmals die 
Informationszusammenarbeit von Bund und Län-
dern -- und dort insbesondere der Nachrichten-
dienste mit der Polizei und den Staatsanwaltschaf-
ten in Angelegenheiten des Staats- und Verfas-
sungsschutzes —, geregelt wird. 

(Ströbele [GRÜNE]: Also doch: Zack! Zack! 
Zack!) 

In dieses Gesetz sollen auch besondere Regelun-
gen über die Amtshilfe der Grenzpolizeibehörden 
für die Nachrichtendienste aufgenommen werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Aha, das ist es!) 

Der Vorteil vor allem dieses Gesetzgebungsvorha-
bens liegt darin, daß die Voraussetzungen und Mo-
dalitäten des Informationsaustausches der Sicher-
heits- und Strafverfolgungsbehörden auf dem Ge-
biet des Staats- und Verfassungsschutzes in einem 
Gesetz zusammenfassend geregelt werden. 

Die Novelle des Bundesverfassungsschutzgeset-
zes, des Entwurfs eines MAD-Gesetzes sowie eines 
Zusammenarbeitsgesetzes befinden sich in einem 
weit fortgeschrittenen Beratungsstadium. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Schon seit 
zwei Jahren!) 

Ich bin zuversichtlich, daß die noch diskutierten 
Fragen in dem von der Koalition festgelegten Zeit-
plan abschließend geklärt werden 

(Ströbele [GRÜNE]: Können Sie uns we

-

nigstens den Zeitplan nennen?) 

und damit die notwendigen gesetzgeberischen Fol-
gerungen aus dem Volkszählungsurteil in wichtigen 
Bereichen der inneren Sicherheit vom Parlament 
diskutiert und verabschiedet werden können. 

Was den Zeitplan der Koalition anbetrifft, so müs-
sen Sie sich nicht an die Regierung, sondern an die 
Koalition wenden, die für die Beantwortung dieser 
Frage zuständig ist. Vielleicht wird der Herr Kol-
lege Fellner nachher noch etwas dazu sagen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Da bin ich nicht si

-

cher!) 

In der Antwort der Bundesregierung ist außer-
dem dargelegt, daß auch für die Gesetzgebung im 
Polizeibereich Konsequenzen aus dem Volkszäh-
lungsurteil zu ziehen sind. Für den Bund geht es 
um die Normierung spezieller Regelungen im BKA- 
Gesetz und im BGS-Gesetz in bezug auf die polizei-
liche Informationsverarbeitung. Ebenso muß für 
den Strafverfolgungsbereich die Strafprozeßord-
nung ergänzt werden. 

(Zuruf des Abg. Schäfer [Offenburg] 
[SPD]) 

Neben den zahlreichen anderen Vorhaben auf 
dem Gebiet der Innen- und Rechtspolitik, über die 
die Koalition jetzt Konsens erzielt hat, können beim 
besten Willen die soeben genannten Vorhaben nicht 
mehr in dieser Legislaturperiode verabschiedet 
werden. An ihnen wird jedoch weiter gearbeitet. 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß mannigfacher Ab-
stimmungsbedarf besteht, nämlich insbesondere zu 
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dem Musterentwurf eines einheitlichen Polizeige-
setzes, 

(Ströbele [GRÜNE]: Rechtsstaatlich gese

-

hen ist das ein unerhörter Entwurf!) 

der nach dem Innenministerkonferenz-Beschluß 
vom 17. Oktober 1985 im Hinblick auf zwischenzeit-
liche Stellungnahmen noch einmal überprüft wer-
den soll, und zur Strafprozeßordnung. Hierzu liegt 
bisher ein Problempapier des Justizministers mit 
einzelnen Formulierungsvorschlägen vor: 

Die Harmonisierungsphase zwischen der Ergän-
zung des Musterentwurfs eines einheitlichen Poli-
zeigesetzes und den StPO-Regelungen steht noch 
am Anfang. Der Bund hat der Bitte der Innenmini-
sterkonferenz Rechnung getragen, die Novellierung 
der vorgenannten bereichsspezifischen Vorhaben 
einzuleiten. Entsprechende Entwürfe werden im 
Zuge der fortgeschrittenen Abstimmung der oben 
genannten Vorhaben vorgelegt. 

Insgesamt läßt sich zu den Gesetzesinitiativen 
der Koalition folgendes feststellen. Die Entwürfe 
werden wirksamen Datenschutz bei Wahrung der 
inneren Sicherheit gewährleisten. Sie werden dem 
einzelnen Bürger den größtmöglichen Schutz seiner 
persönlichen Daten garantieren, andererseits aber 
sicherstellen, daß die mit dem Schutz unserer 
Rechtsordnung betrauten Behörden den techni-
schen Fortschritt auf dem Gebiet der Daten- und 
Informationstechnik nutzen können. Die Sicher-
heitsbehörden werden diejenigen Informationen er-
halten, die notwendig sind, um die ihnen gesetzlich 
übertragenen Aufgaben zu erfüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Tietjen. 

Tietjen (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Abgeordnete Strö-
bele ist nicht im Saal. Aber vielleicht können Sie 
ihm eine persönliche Botschaft von mir übermit-
teln: Es war eine unverschämte Frechheit — 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

ich empfinde es als persönliche Beleidigung, weil 
ich selber Polizist bin —, die Kolleginnen und Kolle-
gen der Polizei der Länder und des Bundes mit der 
Gestapo zu vergleichen. Das ist eine ungeheure Be-
leidigung. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP — Vogel [München] [GRÜNE]: Sie ha-
ben nicht zugehört! — Mann [GRÜNE]: Sie 
sollten besser zuhören. Sie können das ja 
vielleicht noch einmal im Protokoll nachle-
sen, was der Kollege Ströbele gesagt hat!) 

— Es ist in dieser Woche das zweite Mal gewesen, 
daß ich das hören mußte. Ich habe diese Worte im 
Ausschuß ertragen müssen und hier noch einmal 
heute morgen. Es ist das zweite Mal in dieser Wo-
che. Wenn ich zu einem Staatsorgan, wie es die Poli

-

zei ist, eine solche Einstellung hätte, wollte ich nicht 
im Deutschen Bundestag sitzen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Anlaß für die Große Anfrage der SPD-Fraktion, 
die wir am 5. Dezember 1984 in den Deutschen Bun-
destag eingebracht haben, war das Urteil — das ist 
schon gesagt worden — des Bundesverfassungsge-
richtes vom 15. Dezember 1983. Ich sage Ihnen 
gleich zu Anfang ganz deutlich, meine Damen und 
Herren der Rechtskoalition — im Gegensatz zu 
Herrn Laufs bin ich der Auffassung, daß es eine 
Rechtskoalition ist —, 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Weil wir das Recht 
beachten!) 

daß die Antwort der Bundesregierung auf der 
Drucksache 10/3035 vom 14. März 1985 in gar keiner 
Weise — in gar keiner Weise! — unseren Erwartun-
gen gerecht wird. Ich werde darauf im einzelnen 
noch eingehen. 

(Mann [GRÜNE]: Hatten Sie etwas ande-
res erwartet?) 

Vorweg lassen Sie mich aber feststellen, daß auch 
in diesem Falle der Herr Ankündigungsminister 
Dr. Zimmermann wieder einmal seinen eigenen An-
kündigungserklärungen nicht gerecht geworden 
ist. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Leider wahr!) 

Deshalb lassen Sie mich feststellen: Außer Reden 
auch in diesem Fall, Herr Minister Zimmermann, 
nichts gewesen. 

Das von mir schon genannte Urteil zum Volks-
zählungsgesetz verlangt vom Gesetzgeber die 
Schaffung präziser bereichsspezifischer Rechts-
grundlagen für die Datenerhebung und Datenver-
arbeitung. Dabei ist das vom Bundesverfassungsge-
richt festgestellte Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung in den Polizeigesetzen zu verankern. 

Ich will vorweg für die SPD-Fraktion ganz deut-
lich sagen, daß sich unserer Auffassung nach poli-
zeiliche Tätigkeit und Datenschutz gegenseitig 
überhaupt nicht beißen oder behindern. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Polizeiliche Arbeit und Schutz von Daten unserer 
Bürgerinnen und Bürger sind durchaus miteinan-
der zu vereinbaren. Deshalb trifft der aus dem 
rechtskonservativen Lager dieses Hauses vielfach 
kommende Vorwurf, wir Sozialdemokraten wollten 
durch einen übertriebenen Schutz von Daten unse-
rer Bürgerinnen und Bürger der Polizei Handschel-
len anlegen, überhaupt nicht. 

Im Gegenteil, meine sehr verehrten Damen und 
Herren: Innere Sicherheit und Datenschutz sind 
gleichermaßen wichtig. Wir lassen uns in dieser 
Frage von Ihnen oder sonst jemandem überhaupt 
nicht auseinanderdividieren. 

Der Einsatz der elektronischen Datenverarbei-
tung für die effektive Tätigkeit der Polizei des Bun-
des und der Länder ist unverzichtbar und dient der 
Wahrung unserer inneren Sicherheit. 
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Bei der Schaffung präziser gesetzlicher Regelun-

gen kann es jedoch nicht darum gehen, die derzei-
tige Praxis durch eine Ausweitung der Datenverar-
beitung festzuschreiben. Sie muß vielmehr im 
Sinne des Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
überprüft werden. Der Umfang der zulässigen In-
formationsverarbeitung muß durch spezielle Befug-
nisnormen konkret bestimmt und begrenzt wer-
den. 

Ich stelle für die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion fest, daß diese Bundesregierung bisher 
für den Militärischen Abschirmdienst, für den Bun-
desnachrichtendienst und die Zusammenarbeit der 
Sicherheitsbehörden dem Parlament keine geeigne-
ten Gesetzentwürfe vorgelegt hat. Die Bundesregie-
rung hat es bisher versäumt, die notwendigen ge-
setzgeberischen Konsequenzen aus dem Volkszäh-
lungsurteil des Bundesverfassungsgerichts zu zie-
hen. 

Dadurch wird, wie ich sagen muß, die Arbeit der 
Länder bei der Anpassung ihrer Verfassungs-
schutzgesetze erschwert. Ich fordere deshalb die 
Bundesregierung förmlich auf, gemeinsam mit den 
Ländern die Polizeigesetze des Bundes und der 
Länder, die Strafprozeßordnung sowie die Verfas-
sungsschutzgesetze des Bundes und der Länder 
umgehend den Grundsätzen des Volkszählungsur-
teils anzupassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das machen wir 
doch!) 

— Sie werden es irgendwann tun und es dann 
ebenso wie das Demonstrationsrecht durchpeit-
schen. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Wegen der engen Beziehung zwischen polizei-
rechtlicher und strafprozeßrechtlicher Aufgabener-
füllung im täglichen Polizeidienst sind dabei für 
beide Rechtsgebiete in Regelungsdichte und Rege-
lungstiefe aufeinander abgestimmte Vorschriften 
für mich und meine Fraktion unverzichtbar. Die 
Befugnisse der Polizei zur Erhebung, Verarbeitung, 
Aufbewahrung und Weitergabe persönlicher Daten 
im Rahmen der Strafverfolgung sind nach Auffas-
sung der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion 
nun endgültig gesetzlich zu regeln. Dabei kann man 
nicht allein mit leeren Worthülsen umgehen, Herr 
Bundesinnenminister. 

Die Bundesregierung wird also aufgefordert, un-
verzüglich in enger inhaltlicher Abstimmung mit 
den Ländern — das ist wichtig — die Novellierung 
der Strafprozeßordnung, des BKA-Gesetzes, des 
BGS-Gesetzes und des Verfassungsschutzgesetzes 
einzuleiten. 

Lassen Sie mich einige wenige konkrete Auffas-
sungen meiner Fraktion zu den zu erwartenden Ge-
setzentwürfen der Bundesregierung hier und heute 
sagen. 

Ich komme zunächst zum Gesetz für den Militä-
rischen Abschirmdienst. Der Militärische Ab-
schirmdienst darf nach unserer Auffassung nicht 
zu einer weiteren Verfassungsschutzbehörde des 
Bundes werden. Der Zuständigkeitsbereich des 

Militärischen Abschirmdienstes ist auf den engeren 
Bereich der Bundeswehr sowie die damit verbun-
dene Sicherheitsüberprüfung zu begrenzen. Es gilt 
— das sage ich für die Bundestagsfraktion der 
SPD —, zu verhindern, daß der MAD originäre Auf-
gaben von Verfassungsschutzbehörden übernimmt 
und sich künftig in die Dateninformationssysteme 
der Sicherheitsbehörden des Bundes und der Län-
der einschaltet. 

Das zweite ist, daß ein Gesetz über die Zusam-
menarbeit der Polizei mit den übrigen Sicherheits-
behörden den Grundsätzen des Bundesverfas-
sungsgerichts im schon genannten Volkszählungs-
urteil gerecht werden muß. Dabei ist zu beachten, 
daß es wegen der Rückwirkung auf die entspre-
chenden Landesgesetze insbesondere auch einer 
eingehenden Prüfung bedarf, inwieweit Daten zwi-
schen den Verfassungsschutzbehörden und den 
Landespolizeibehörden unter Berücksichtigung des 
Trennungsgebotes übermittelt werden dürfen. 

Lassen Sie mich drittens das Bundesverfassungs -
schutzgesetz nennen. Hier wird die Bundesregie-
rung ebenfalls von der SPD-Bundestagsfraktion 
aufgefordert, einen neuen Entwurf zum Bundesver-
fassungsschutzgesetz vorzulegen, der auch den 
neueren Stand der Diskussion um die Stellung-
nahme des Bundesdatenschutzbeauftragten be-
rücksichtigt. Dieses ist übrigens von der Bundesre-
gierung selber schon sehr häufig angekündigt wor-
den. 

Viertens lassen Sie mich sagen, daß der Bund 
auch für den Bundesnachrichtendienst bis zum 
heutigen Tage die Konsequenzen aus dem Volks-
zählungsurteil immer noch nicht gezogen hat. Ohne 
die erforderliche gesetzliche Grundlage — ich for-
dere die Bundesregierung zum wiederholten Male 
auf, diese zu schaffen — ist die Zusammenarbeit 
der Verfassungsschutzämter und der Bundesländer 
mit dem Bundesnachrichtendienst wirklich proble-
matisch. 

Daß fünftens und damit für diesen Teil abschlie-
ßend nun endlich diese Bundesregierung — hier 
wiederum der Herr Bundesinnenminister Dr. Zim-
mermann — eine Novellierung des Bundesdaten-
schutzgesetzes eben in Sicht auf die von mir vorhin 
genannten Punkte vorzulegen hat, bedarf keiner 
weiteren Erörterung; denn bei der Betrachtung der 
Tätigkeitsberichte des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz kann diesem jeder entnehmen, welche 
Neuerungen in der Datenverarbeitung der Sicher-
heitsbehörden in den nächsten Jahren auf uns zu-
kommen. 

Die Koalition hat offenbar nicht die Kraft oder 
nicht den Willen oder sie will uns nicht die Zeit 
dazu lassen, die Gesetzesnovellierungen ordentlich 
ins Parlament einzubringen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die haben Angst!) 

Daß nun aber ausgerechnet die nach dem Karlsru-
her Volkszählungsurteil notwendigen neuen Ge-
setze für Polizei, Verfassungsschutz und die ande-
ren Bereiche der inneren Sicherheit dem Wähler 
die Handlungsunfähigkeit der Koalition vorführen, 
ist ein riskantes Abenteuer dieser Rechtskoalition 



13176 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 

Tietjen 
und besonders der Führung des Hauses, des An-
kündigungsministers Dr. Zimmermann. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Es handelt sich schließlich nicht um eine Lappalie, 
sondern um eine sehr wichtige Güterabwägung zwi-
schen den notwendigen Interessen der Sicherheits-
organe und den Rechten der Bürgerinnen und Bür-
ger in diesem unserem Lande. 

Durch diese Problemfelder — das sage ich Ihnen, 
meine Damen und Herren — kann man nicht unge-
straft mit dem parteitaktischen Schnellzug fahren 
und in kurzer Zeit die wichtigen Gesetzentwürfe 
von diesem, dem 10. Deutschen Bundestag, soweit 
er es überhaupt noch machen kann, verabschieden 
lassen. 

Finden Sie sich in Ihrer Koalition nun wirklich 
bald zurecht — ich glaube nicht daran, daß das 
schon alles gelaufen ist —, und legen Sie endlich 
Ihre Gesetzentwürfe dem Deutschen Bundestag 
vor! Dabei ist es ohne Frage unabdingbar, wegen 
der Rückwirkung der Gesetze auf die Länder eine 
sorgfältige, rechtzeitige Abstimmung mit den Bun-
desländern vorzunehmen. Wir unterstützen daher 
als sozialdemokratische Bundestagsfraktion die 
SPD-regierten Bundesländer in der von ihnen ge-
genüber Bundesinnenminister Zimmermann erho-
benen Forderung nachhaltig, daß die Bundesregie-
rung die genannten und angekündigten Entwürfe 
als Regierungsentwürfe in die parlamentarische 
Beratung einbringt und damit in der sonst üblichen 
Weise mit den Bundesländern vorabstimmt. Das ist 
dann ein langer Weg. 

Wenn die Gesetzentwürfe, wie Teile der Koalition 
offenbar beabsichtigen, als Fraktionsentwürfe ein-
gebracht werden, ist eine rechtzeitige Beteiligung 
der Länder im Bundesrat nach unserer Auffassung 
nicht gewährleistet. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Nach § 30 unserer Ge-
schäftsordnung hat das Wort der Herr Abgeordnete 
Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Hier ist behauptet worden, ich 
hätte die bundesrepublikanische Polizei von heute 
mit der Gestapo gleichgesetzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Stimmt auch!) 

Das ist natürlich Quatsch. So einen Quatsch würde 
ich nie behaupten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Halten Sie sich einmal 
ein bißchen zurück; es können nicht alle so 
schlau sein wie Sie! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

— Ich lese Ihnen den Satz gleich noch einmal vor. 

Aber unser — ich betone: unser — aller Vergan-
genheit im polizeilichen Bereich, unsere deutsche 

Vergangenheit, ist nun einmal die Gestapo. Gerade 
die Gesetze, mit denen wir es hier zu tun haben; 

(Dr. Rumpf [FDP]: Es wird ja immer 
schlimmer! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

werden aus diesen Erfahrungen heraus geprägt. 
Wir müssen sie an diesen Erfahrungen messen. 

In dem Polizeibrief, den die Allierten 1949 als 
Grundlage für das Genehmigungsschreiben des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland 
herausgegeben und an den Parlamentarischen Rat 
geschickt haben, wird ausdrücklich festgelegt, daß 
aus den Erfahrungen mit der Gestapo bis 1945 her-
aus Regelungen getroffen werden. Das sind insbe-
sondere die Regelungen, daß die Polizei keine nach-
richtendienstlichen Aufgaben übernehmen darf, 
keine derartigen Befugnisse haben darf und daß 
auf der anderen Seite die Geheimdienste keine poli-
zeilichen Befugnisse haben. Diese strikte Trennung 
ist ausdrücklich aus den Erfahrungen mit der Ge-
stapo begründet worden. 

Das können Sie in jedem Grundgesetzkommentar 
nachlesen. 

Der Satz, den ich Ihnen jetzt wiederhole — Sie 
hätten ihn sonst im Protokoll nachlesen können, 
aber jetzt hören Sie ihn hier noch einmal —, lautet: 
„Der Polizei", so habe ich vorhin gesagt, „werden 
nachrichtendienstliche Mittel zur Verfügung ge-
stellt, die sie seit der Gestapo in Deutschland (West) 
aus gutem Grunde nicht gehabt hat."  

Danke sehr. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Bohl [CDU/ 
CSU]: Es soll aber etwas ganz anderes insi

-

nuiert werden! Das ist immer das gleiche 
bei Ihnen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Herr Kollege 
Ströbele, Sie haben es ja mit Ihrer weiteren Wort-
meldung eben nicht gerade besser gemacht, son-
dern in einer ganz bösartigen Art und Weise noch 
einmal das unter das Volk gebracht, was Sie eigent-
lich sagen wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Vergangenheit unserer Polizei ist eben nicht 
die Gestapo. Unsere Polizei, wie sie jetzt steht und 
wie wir ihre Arbeit in unseren Gesetzentwürfen 
weiter gestalten wollen, hat eine Tradition in einem 
demokratischen Rechtsstaat und ist aufgebaut, un-
sere Verfassung und unsere Bürger zu schützen. Sie 
sollten die Grenze, die zu anderen Organisationen 
zu ziehen ist, hier ziehen und beachten und nicht 
solche Reden halten. 

Bei aller Unbedarftheit, die ich Ihnen, Herr Kol-
lege Ströbele, zubillige, finde ich Ihre Anwürfe ge-
gen unseren Staat schon ungeheuerlich. Wie unge-
recht diese Vorwürfe sind, müssen Sie allein daran 
sehen, daß es dieser Staat, den Sie in Form seiner 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 	13177 

Fellner 
Polizei verleumden, zuläßt, daß Sie von diesem Pult 
aus solche Reden halten. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Na, na, na!) 

Herr Kollege Tietjen, ich begrüße es, daß Sie sich 
so darüber entsetzt haben. Aber beherzigen Sie es 
bitte, wenn sie mit den Herren irgendwo zu turteln 
anfangen. Da sollten gerade solche Reden Sie auf 
Dauer davor abschrecken, auch nur irgendwo eine 
Gemeinsamkeit zu suchen. 

(Senfft [GRÜNE]: Sie turteln doch auch!) 

Ich will jetzt über die Zeitpläne, wie wir unsere 
Gesetze fertigmachen und wie wir sie einbringen 
und beraten, nichts sagen, auch wenn mir der In-
nenminister das zutraut. Wir müssen jetzt offenbar 
mit dem Vorwurf leben, daß wir etwas geheimhal-
ten. Dann halten wir gerne auch noch die Zeitpläne 
geheim. Herr Kollege Schäfer, Sie dürfen sich aber 
ruhig darauf einrichten, daß Ihnen die Arbeit recht-
zeitig auf dem Gabentisch liegen wird. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Weihnachten? 
— Ströbele [GRÜNE]: Weihnachten oder 

Ostern?) 

Ich bin gespannt, ob Sie die Begeisterung, die Sie 
jetzt zum Ausdruck bringen, auch dann noch auf-
bringen, wenn Sie die Arbeit, die wir uns über ein 
oder zwei Jahre gemacht haben — wirklich sorgfäl-
tige Arbeit —, nachvollziehen dürfen, um Ihren ei-
genen hohen Ansprüchen, die Sie gestellt haben, 
überhaupt gerecht werden zu können. 

(Duve [SPD]: Das ist ja nett, daß wir die 
nachvollziehen dürfen!) 

Es ist ja heute schon betont worden, daß das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes sicherlich 
beachtliche Aussagen zur Bedeutung des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung gemacht hat 
und eine Bedeutung in allen Bereichen der Verwal-
tung und insbesondere dort hat, wo zwangsweise 
Daten erhoben werden. Ich möchte aber darauf hin-
weisen, daß entgegen einer weitverbreiteten und 
meines Erachtens völlig überhöhten Interpretation 
des Urteils diese Aussage des Gerichts eben nicht 
bedeutet, daß die Verfügungsmöglichkeit über seine 
personenbezogenen Daten allein dem einzelnen zu-
stünde und daß er allein zu einer Entscheidung dar-
über befugt wäre. 

Es ist bei Entscheidungen der Verwaltung — und 
vorrangig auch des Gesetzgebers — auch das Allge-
meininteresse, beispielsweise das Sicherheitsinte-
resse des Staates als solchen und das Sicherheitsin-
teresse seiner Bevölkerung, zu berücksichtigen. Die 
Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf Ihre An-
frage — und das sollten Sie dann auch nachlesen — 
das Urteil in folgender Passage zitiert — ich wieder-
hole das hier —: 

Dieses Recht auf „informationelle Selbstbe-
stimmung" ist nicht schrankenlos gewährlei-
stet. Der einzelne hat nicht ein Recht im Sinne 
einer absoluten, uneinschränkbaren Herrschaft 
über „seine" Daten; 

(Ströbele [GRÜNE]: Aber die Polizei hat 
auch kein Recht!) 

er ist vielmehr eine sich innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft entfaltende, auf Kommunikation 
angewiesene Persönlichkeit. Information, auch 
soweit sie personenbezogen ist, stellt ein Abbild 
sozialer Realität dar, das nicht ausschließlich 
dem Betroffenen allein zugeordnet werden 
kann ... Grundsätzlich muß daher der einzelne 
Einschränkungen seines Rechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung im überwiegenden 
Allgemeininteresse hinnehmen ... 

Das heißt natürlich auch, meine Kollegen von den 
GRÜNEN, daß es eine Polizei und daß es einen Ver-
fassungsschutz und daß es selbstverständlich auch 
weiterhin einen MAD und einen BND geben darf 
und muß 

(Ströbele [GRÜNE]: Sie brauchen den, ich 
nicht!) 

und daß dort im Rahmen der Aufgabenerfüllung 
dieser Behörden und nach möglichst präzisen ge-
setzlichen Vorgaben personenbezogene Daten erho-
ben und verarbeitet werden dürfen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Schlimm genug!) 

Wir haben uns bemüht und bemühen uns noch, 
diese gesetzlichen Vorgaben zu formulieren. Die 
Art, auf die wir in der Koalition unsere Arbeit ma-
chen, ist weder Anlaß für Ungeduld, die man aus 
den Reihen der SPD zu vernehmen meint, noch 
Anlaß für bösartige Verdächtigungen, die in den 
letzten Tagen und auch heute hier wieder vorge-
bracht worden sind. Ich muß sagen, wenn die SPD 
diese Debatte nicht verlangt hätte — wobei es na-
türlich ihr Recht ist, sie zu verlangen —, wären wir 
mit all diesen Gesetzen zu dieser Stunde vielleicht 
schon zu Ende gekommen. Es ist Ihnen also wieder 
einmal gelungen, dieses Parlament in einer sorgfäl-
tigen Arbeit zu behindern. 

(Lachen bei der SPD) 

Ich denke, daß auch DIE GRÜNEN diese Gesetze 
noch rechtzeitig offiziell zu Gesicht bekommen wer-
den. Herr Kollege Ströbele, Sie brauchen aus die-
sem Grunde nicht in Papierkörben zu wühlen. Ich 
muß Ihnen einmal sagen: Wer von Datenschutz 
spricht, aber von Indiskretionen lebt, sollte einmal 
in den Spiegel schauen — nicht in das Pamphlet, 

(Ströbele [GRÜNE]: Da steht aber viel 
drin!) 

sondern in den Spiegel —, und es würde ihm dabei 
wahrscheinlich schlecht werden. 

Herr Kollege Ströbele, wir haben beileibe nicht 
die Absicht, diese Gesetze ohne das Parlament zu 
verabschieden; das darf ich Ihnen als Trost fürs 
Wochenende mitgeben. 

(Duve [SPD]: Bravo! Diese Verfassungs

-

treue! Sie haben nicht die Absicht! Toll!) 

Wir wollen allerdings diese Gesetzentwürfe im In-
teresse einer zügigen Bearbeitung möglichst gut in-
nerhalb der Koalition abstimmen. Dieses Recht 
werden Sie uns zubilligen. Wenn Sie im Ausschuß 
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Fellner 
mitarbeiten wollen, was leider oftmals sehr zweif el

-

haft  ist, 

(Duve [SPD]: Und das dürfen wir auch 
noch! — Ströbele [GRÜNE]: Ich bin häufi

-

ger im Ausschuß als Sie! — Duve [SPD]: 
Die Großzügigkeit der CSU kennt keine 
Grenzen! Wir dürfen sogar mitarbeiten! 

Toll!) 

werden Sie noch reichlich Gelegenheit haben, an 
der Bearbeitung dieser Gesetze mitzuwirken. 

Lassen Sie mich zu einem Thema dieser Sicher-
heitsgesetze etwas sagen. Es wird immer kritisiert, 
es würden zu weite Ermächtigungen geschaffen. 
Ich meine, daß man auch im Sicherheitsbereich 
nicht auf angemessene Generalklauseln verzichten 
kann. Man kann als Gesetzgeber nicht alle Lebens-
sachverhalte definieren. 

(Duve [SPD]: Was ist eine unangemessene 
Generalklausel?) 

— Herr Kollege Duve, Sie plärren nur herum! Hö-
ren Sie doch einmal zu! Wenn Sie von den Dingen 
schon nichts verstehen, nutzen Sie doch, wenn Sie 
zufällig hier im Parlament sind, wenigstens die Ge-
legenheit, einmal zuzuhören. 

(Duve [SPD]: Das war eine Antwort!) 

— Herr Kollege Duve, man kann als Gesetzgeber 
nicht alle Lebenssachverhalte definieren; man kann 
nicht jedes Handeln der Verwaltung im einzelnen 
vorgeben. Deshalb braucht man Generalklauseln. 
Ich sage aber auch, daß wir bemüht sind, möglichst 
detaillierte bereichsspezifische gesetzliche Bestim-
mungen festzuschreiben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Bemüht!) 

Durch diese Befugnisse sollen die Sicherheitsbe-
hörden ihre im Bürgerinteresse liegenden Aufga-
ben wirksam erfüllen können. 

Lassen Sie mich noch ein paar Sätze zu dem 
Bereich innerhalb der Sicherheitsbehörden sagen, 
der von vielen leider geringgeschätzt und von ande-
ren aus verständlichen Gründen verachtet wird, 
nämlich zum Verfassungsschutz. Wohin es führen 
kann, wenn eine freiheitlich-demokratische Gesell-
schaft ihren Feinden das Feld überläßt, hat die Wei-
marer Republik gezeigt. Wir haben aus diesen Feh-
lern gelernt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Haben wir da keine 
Geheimpolizei gehabt?) 

Der Kampf gegen die Verfassungsfeinde und gegen 
Gewaltanwendung beginnt im Vorfeld der Gefahr 
und im Vorfeld der Gewaltanwendung. Der Verfas-
sungsschutz muß rechtlich und tatsächlich in die 
Lage versetzt werden, diese Aufgaben zu erfüllen. 
Er muß die notwendigen Erkenntnisse gewinnen 
und vorhandene Informationsquellen nutzen kön-
nen. Dies setzt die Zusammenarbeit der Verfas-
sungsschutzbehörden von Bund und Ländern, die 
Zusammenarbeit der Nachrichtendienste unterein-
ander und des Verfassungsschutzes mit der Polizei 
voraus. 

Ich sage in diesem Zusammenhang aber auch, 
daß Datenschutz auch im Bereich der inneren Si-
cherheit zu gewährleisten ist. Datenschutz ist eine 
Aufgabe von hoher Bedeutung. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat dem Datenschutz ja eindeutig Ver-
fassungsrang zugebilligt. Wenn Sie sich das bayeri-
sche Datenschutzgesetz anschauen, das jetzt aller-
dings schon etwas älter ist, dann können Sie mit 
Fug und Recht sagen, daß sich gerade die CSU als 
eine Partei, die für Freiheit und die Rechte der Bür-
ger eintritt, 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

zum Datenschutz bekennt. 

Wogegen wir uns allerdings wehren müssen, ist 
der Versuch, einen unauflösbaren Gegensatz zwi-
schen Datenschutz und innerer Sicherheit zu kon-
struieren. Die von den Verfechtern dieser These ge-
zogene Konsequenz, Datenschutz müsse Vorrang 
vor der inneren Sicherheit haben, ist ohne Zweifel 
falsch. Was nützt dem Bürger der schönste Daten-
schutz, wenn er nicht mehr sicher vor den Gegnern 
unserer Demokratie ist? Ich meine, der Verfas-
sungsschutz braucht das Vertrauen unserer Bürger. 
Deshalb muß im Bewußtsein der Öffentlichkeit die 
Notwendigkeit der Institution Verfassungsschutz 
fest verankert sein. 

Mit den Gesetzen, die wir Ihnen in kürzester Zeit 
vorlegen werden, gewährleisten wir einerseits das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Wir 
werden andererseits allerdings auch den Anforde-
rungen des Datenschutzes und den Anforderungen 
der inneren Sicherheit gerecht. Ich bin auf Ihre Re-
aktion zu den Gesetzentwürfen gespannt, die wir 
Ihnen vorlegen. Ich möchte Sie nur bitten, daß Sie, 
um darüber hinaus überhaupt noch etwas fordern 
zu können, im Rahmen der Beratungen nichts Un-
sinniges fordern. Ansonsten freue ich mich auf die 
Beratung dieser Entwürfe im Innenausschuß. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
ist die Aussprache abgeschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 9 der Tagesordnung 
auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
über die Errichtung eines gemeinschaftli-
chen Informationssystems über Unfälle 
durch Konsumgüter 
— Drucksache 10/2952 Nr. 21, 10/4261 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Frau Steinhauer 

Das Wort dazu wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung auf Drucksache 10/4261 zuzustimmen 
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Vizepräsident Stücklen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Diese Beschlußemp-
fehlung ist bei einigen Enthaltungen angenom-
men. 

Ich rufe nunmehr Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/4197, 10/4222, 10/4224 — 

Ich rufe zunächst die Dringlichkeitsfrage der Ab-
geordneten Frau Borgmann auf: 

Was hat die Bundesregierung auf Grund des Appells des 
Ratspräsidenten der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land unternommen, sich für den von den südafrikanischen 
Behörden inhaftierten und mittlerweile im Hungerstreik 
befindlichen Berliner Pastor Gottfried Kraatz einzusetzen 
und mit welchem Ergebnis? 

Zur Beantwortung der Frage steht uns Herr 
Staatsminister Möllemann zur Verfügung. — Bitte 
sehr. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Frau Kollegin Borgmann, von der Verhaftung von 
Pastor Kraatz hat die Bundesregierung durch die 
Berliner Mission erfahren. Gleichzeitig mit dieser 
Information übermittelte uns die Berliner Mission 
den Hinweis von Pastor Kraatz, er wünsche keine 
auf ihn selbst beschränkte Intervention bei den 
südafrikanischen Stellen. Vielmehr solle die Bun-
desregierung gleichzeitig die Freilassung aller mit 
ihm verhafteten Südafrikaner verlangen. 

Daraufhin wurde das Generalkonsulat Kapstadt 
aufgefordert, mit Frau Kraatz Kontakt aufzuneh-
men und Pastor Kraatz gleichwohl konsularische 
Betreuung anzubieten. Frau Kraatz bat bei dieser 
Gelegenheit das Generalkonsulat, es möge zunächst 
keinen Besuch in der Haftanstalt durchführen, um 
die eigenen Besuchsmöglichkeiten von Frau Kraatz 
nicht zu gefährden. 

Auf Weisung des Auswärtigen Amts nahm das 
Generalkonsulat erneut Kontakt mit Frau Kraatz 
auf, um ihre Bedenken auszuräumen und für die 
politischen Demarchen und die konsularische Be-
treuung grünes Licht zu erhalten. Dem hat Frau 
Kraatz inzwischen zugestimmt. 

Botschaft und Generalkonsulat sind daher ange-
wiesen worden, für die Freilassung von Pastor 
Kraatz und seiner Mithäftlinge zu demarchieren 
und gleichzeitig die konsularische Betreuung fort-
zusetzen. 

Dieser Ablauf zeigt, daß die Bundesregierung ei-
ner besonderen Aufforderung zu politischer oder 
konsularischer Hilfestellung nicht bedurfte. Sie 
hatte bereits vor dem Appell des Ratspräsidenten 
der Evangelischen Kirche in Deutschland die not-
wendigen Schritte eingeleitet. Es ist für uns eine 
politische, moralische und rechtliche Selbstver-
ständlichkeit, für in Südafrika und anderswo inhaf-
tierte Deutsche einzutreten. Außerdem hat sich die 
Bundesregierung wiederholt auf verschiedenen 
Ebenen bilateral und multilateral bei der südafrika-
nischen Regierung für die Freilassung aller politi-
schen Gefangenen eingesetzt. Sie wird dies auch in 
Zukunft tun. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Sieht die Bundesregie-
rung durch die willkürliche Verhaftung aller dieser 
Menschen ihre Ansicht bestätigt, daß die Botha

-

Regierung dabei sei, das Regime in Südafrika zu 
liberalisieren, oder beweist all dies nicht vielmehr 
eine Verschärfung im Kurs des Apartheidregimes? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
sieht sich durch Vorgänge wie diese in ihrer Auffas-
sung bekräftigt, daß es in Südafrika dringend der 
Überwindung der Apartheid bedarf, und ermutigt 
alle Schritte in dieser Richtung. Wie halten es im 
übrigen für einen besonders schwerwiegenden Feh-
ler der südafrikanischen Regierung, die Leute, mit 
denen man den Dialog führen könnte, einzusperren, 
statt mit ihnen über eine bessere Zukunft dieses 
Landes zu reden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Borgmann (GRÜNE): Ist die Bundesregie-
rung bereit, sich dafür einzusetzen, daß Pastor 
Kraatz nach seiner Haftentlassung weiter als Ge-
meindepfarrer in seiner Gemeinde tätig sein kann, 
also aus Südafrika nicht ausgewiesen wird? 

Möllemann, Staatsminister: Wenn dies notwendig 
sein sollte, wird geprüft, ob das hilfreich ist, sprich: 
ob es zu dem genannten Zweck beitragen kann. Wir 
werden uns dann ganz sicher mit dem Ratsvorsit-
zenden der Evangelischen Kirche in Deutschland 
ins Benehmen setzen, weil dies ja eine Maßnahme 
ist, die zunächst die Kirche berührt. Wenn uns die 
Kirche um unsere Unterstützung ersuchen sollte, 
werden wir sie ganz sicher geben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Möllemann, kann 
die Bundesregierung die Meldung der „Frankfurter 
Rundschau" vom 12. November bestätigen, wonach 
allein in der Provinz Kapstadt 450 Personen nach 
Kriegsrecht inhaftiert sind, und ist der Bundesre-
gierung die Zahl aller in Südafrika nach Kriegs-
recht Inhaftierten bekannt? 

Möllemann, Staatsminister: Nein, die Zahl, die 
hier angesprochen worden ist, kann die Bundesre-
gierung aus eigener Kenntnis nicht bestätigen. Es 
gibt auch keine Möglichkeit für uns, die Zahl der in 
Südafrika Inhaftierten en détail und gar noch nach 
Regionen und Provinzen zu überprüfen. Es ist nach 
unserem Kenntnisstand aber unstreitbar, daß es 
eine relativ große Zahl von Inhaftierten gibt. Ich 
erwähnte bereits — ich wiederhole es —, daß wir 
uns für die Freilassung derjenigen einsetzen, die als 
politische Gefangene inhaftiert sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatsminister, hat sich 
die Bundesregierung bemüht, für den inhaftierten 
politischen Gefangenen Pastor Kraatz in Südafrika 
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Ströbele 
anwaltliche Hilfe zu besorgen, und ist sie bereit, 
eine solche anwaltliche Hilfe auch finanziell zu för-
dern und zu unterstützen? 

Möllemann, Staatsminister: Ich sagte bereits, daß 
sich die Bundesregierung von Anfang an um Pastor 
Kraatz — wie um jeden anderen im Ausland inhaf-
tierten Deutschen — konsularisch bemüht hat. Ich 
habe beschrieben, welche Schwierigkeiten auf 
Grund der persönlichen Bitten dem zunächst entge-
gengestanden haben. Das, was notwendig ist, ge-
schieht in diesem Zusammenhang, und zwar, wie 
ich bereits sagte, in Abstimmung mit dem Dienst-
herrn. Fragen nach Einzelheiten, etwa mit Bezug 
auf Finanzierungsfragen, kann ich Ihnen hier nicht 
beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatsminister, kann die Bun-
desregierung Angaben darüber machen, inwieweit 
eine Zusammenarbeit zwischen den europäischen 
Botschaften und vielleicht auch der Botschaft Ka-
nadas und der Vereinigten Staaten in Einzelfällen 
derartiger Verhaftungen von Personen — auch an-
derer Nationalität —, die wie Pfarrer Kraatz fest im 
kulturellen Leben Südafrikas verwurzelt sind, statt-
findet, wie also der Druck koordiniert verstärkt 
werden kann? 

Möllemann, Staatsminister: Ja, Herr Kollege, das 
kann man machen, indem man beispielsweise dar-
auf hinweist, daß wir im Rahmen der Gemeinschaft, 
also im Rahmen der Botschafter der Gemeinschaft, 
die dort präsent sind, oder ihrer ständigen Vertre-
ter, uns regelmäßig über das Vorgehen abstimmen 
und daß in besonders herausragenden Fällen — 
und hier handelt es sich um einen solchen — auch 
schon mal ein einzelner Botschafter im Auftrag der 
Gemeinschaft demarchiert, um deutlich zu machen, 
daß es hier ein über den nationalen Rahmen hin-
ausgehendes Interesse gibt. Das geschieht auch in 
diesem Fall. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Wir kommen zu weiteren Dringlichen Fragen, 
und zwar aus dem Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Verkehr. Zur Beantwortung dieser 
Dringlichen Fragen steht uns Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär Schulte zur Verfügung. 

Ich rufe die Dringliche Frage 1 des Herrn Abge-
ordneten Schäfer auf: 

Ist es richtig, daß die Bundesregierung über ein Tempoli-
mit auf Bundesautobahnen und Außerortsstraßen bereits am 
19. oder 21. November 1985, also zu einem Zeitpunkt beschlie-
ßen will, zu dem sie noch keine Kenntnis über den detaillier-
ten Endbericht zum Großversuch, dessen Vorlage erst zum 
Jahresende 1985 geplant ist, haben wird? 

Bitte sehr. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Kollege Schäfer, die Bun-
desregierung rechnet damit, daß bereits nächste 

Woche ausreichende Entscheidungsgrundlagen vor-
handen sein werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ab welchem Minderungspotential an Stickoxidemis-
sionen bei Pkw würde die Bundesregierung ein 
Tempolimit von 100 km/h aus umweltpolitischen 
Gesichtspunkten als geboten ansehen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Sie wissen, daß 
eine Entscheidung darüber noch nicht gefallen ist. 
Sie wird auch in der Fragestunde heute nicht fal-
len. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Heißt dies, daß sich 
die Bundesregierung bislang mit dieser Frage noch 
nicht befaßt hat? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung hat wie im übrigen auch die Koalitionsfrak-
tionen mehrfach beraten. Es gab mehrere Sitzun-
gen des Deutschen Bundestages mit diesem Thema. 
Aber eine Entscheidung ist noch nicht gefallen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Frage, bitte 
schön, Herr Abgeordneter Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
ist es richtig, daß der TÜV Rheinland zur Zeit in 
Tag- und Nachtarbeit an der Auswertung des Groß-
versuches Tempolimit sitzt und daß auf Grund des 
großen Zeitdruckes durch die Bundesregierung mit 
einem seriösen Ergebnis bis Mitte nächster Woche 
gar nicht zu rechnen ist?  

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, daß das Ergebnis seriös sein wird. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Nachdem sich die 
Bundesregierung jetzt mit Hilfe dieses Großversu-
ches über ein Jahr lang Zeit gelassen hat: Was ist 
der eigentliche Grund, diese Entscheidung jetzt in 
einer so kurzen Zeitspanne nach Abgabe der Ergeb-
nisse zu treffen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Gehen Sie bitte 
davon aus, daß die Bundesregierung eine Entschei-
dung nur treffen wird, wenn die Entscheidungs-
grundlagen ausreichend sind und wenn sie genü-
gend Zeit zur Beratung hatte. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Staatssekretär, ist für die Bun-
desregierung klar, daß unabhängig vom Ausgang 
des Großversuchs die Resultate der technischen 
Möglichkeiten, die z. B. durch Katalysator oder für 
die Nachrüstung geeignete Aggregate gegeben sind, 
einer Schadstoffreduzierung auf Grund eines Tem-
polimits in jedem Fall deutlich überlegen sind? 
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Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: So ist es, Herr 
Kollege. 

(Duve [SPD]: Im Jahre 2020, ja! — Weitere 
Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, so steht es in der Geschäftsordnung: kurze Fra-
gen, kurze Antworten. Das Präziseste ist, wenn man 
ja oder nein sagen kann. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Sehr gut, 
Herr Präsident!) 

Eine weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Küb-
ler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie spra-
chen davon, daß das nächste Woche eine seriöse 
Entscheidung werden würde: Auf welche seriösen 
Kriterien werden Sie diese Entscheidung gründen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Auf eine seriöse 
Vorlage des TÜV und auf die übrigen Diskussions-
punkte, die Ihnen bekannt sind und die im Proto-
koll des Deutschen Bundestages mehrfach nachge-
lesen werden können. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Müller (Düsseldorf). 

Mü ller (Düsseldorf) (SPD): Ab welcher Schadstoff-
minderung ist die Bundesregierung für ein Tempo-
limit? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Das hat ein an-
derer Kollege vorher schon einmal gefragt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Und keine 
Antwort gekriegt!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, aus wel-
chen Gründen hat die Bundesregierung, wenn sie 
der Auffassung ist, daß nächste Woche ausrei-
chende Fakten zur Verfügung stehen werden, um 
eine Entscheidung zu treffen, die Große Anfrage 
unserer Fraktion vom April dieses Jahres zu dem 
Themenkomplex Geschwindigkeitsbegrenzungen 
auf Autobahnen und Landstraßen bis heute noch 
nicht beantwortet? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, diese 
Frage steht nicht in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Frage, die der Herr Abgeordnete Schäfer 
(Offenburg) gestellt hat. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Der kann sich 
allein verteidigen!) 

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 
Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Angesichts des großen Inter-
esses, das die Frage des Tempolimits in der Indu-
strie, aber auch in der Bevölkerung hat: Hält es die 
Bundesregierung dann nicht für richtig, vor einer 
Entscheidung das Parlament als das verfassungsge-
mäß gegebene Organ mit der Diskussion über diese 

Frage und mit den Ergebnissen des Versuchs erst 
noch zu befassen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das Parlament kann allemal zu dieser Frage Stel-
lung nehmen. Aber Sie als Jurist wissen, daß es 
durchaus üblich ist, daß z. B. bei einem Gesetzent-
wurf erst einmal das Kabinett entscheidet. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Schulte, Herr 
Staatssekretär Schulte, wie sieht zur Zeit die Ab-
stimmung zwischen der Bundesregierung und der 
Europäischen Kommission hinsichtlich des Tempo-
limits  aus?  Gibt es da konkrete Gespräche? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Es arbeiten alle 
EG-Staaten an der Vorlage einer Richtlinie, die 
möglicherweise noch in diesem Jahr endgültig be-
raten wird. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Dringliche Frage 2 des Abgeordneten 
Schäfer (Offenburg) auf: 

Aus welchem Grund hält es die Bundesregierung für ver-
tretbar, bei ihrer Entscheidungsfindung zum Tempolimit 
den Endbericht des 14 Mio. DM teuren Großversuchs mit 
seinen Details, Einzelbewertungen und Einzelergebnissen 
außer acht zu lassen, obwohl es doch gerade Zweck des 
Großversuchs war, über die schon 1983 bekannten Berech-
nungen zur Schadstoffminderung durch Tempolimit hin-
aus neues und detailliertes Informationsmaterial zu erhal-
ten? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schäfer, ich kann bei Ihrer zweiten Frage nur auf 
meine Antwort zu Ihrer ersten Frage verweisen. 

(Beifall bei Abg. Schmidbauer [CDU/ 
CSU]) 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Da Sie die erste Frage 
ebensowenig wie die zweite beantwortet haben, 
frage ich nach, ob es nicht angemessen gewesen 
wäre, den gesamten Bericht über den Großversuch 
mit allen Ergebnissen zumindest vorliegen zu ha-
ben, bevor die Bundesregierung in der Sache ent-
scheiden will. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schäfer, wir erwarten in der nächsten Woche die 
Vorlage eines Berichts mit den entscheidenen Da-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Würden Sie bitte be-
stätigen, daß im Auftrag der Bundesregierung an 
den TÜV Rheinland als Abgabetermin für den Be-
richt über den Großversuch mit allen notwendigen 
Details Ende 1985 genannt worden ist? 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Na und?) 
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Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Das gilt für 
sämtliche Anlagen und Statistiken, Herr Kollege. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, Ihre Ant-
worten sind sehr, sehr unbefriedigend. Teilen Sie 
unseren Standpunkt, daß diese Antworten sowohl 
gegenüber dem Parlament wie auch gegenüber der 
hier anwesenden Öffentlichkeit einer Desavou-
ierung des Parlaments gleichkommt?  

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Küb-
ler, es gibt von der Geschäftsordnung her keine 
Möglichkeit, die Antworten zu erzwingen, die Sie 
erwarten. Es muß im Ermessen der Bundesregie-
rung und der Vertreter der Bundesregierung sein. 

Ich bitte also, Fragen zu der aufgerufenen Frage 
zu stellen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist ja das Schlim

-

me!) 
Weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
nächste Woche dieser Bericht über den Großver-
such der Bundesregierung vorliegt, muß doch ge-
fragt werden, warum das Kabinett dann schon in 
der gleichen Woche einen Beschluß darüber faßt, 
obwohl die Minister, die Staatssekretäre und die 
zuständigen Beamten, die derartige Kabinetts-
beschlüsse vorbereiten, über den Inhalt des Be-
richts wahrscheinlich überhaupt noch gar nicht in-
formiert sein können. Finden Sie das richtig? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon 
aus, daß seriös beraten werden kann. Die Bundesre-
gierung will allerdings schnell entscheiden, um dem 
Vorwurf der Opposition zu entgehen, sie tue dies 
etwa nicht oder sie verzögere unzulässig. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Dann hätten wir 
das vor einem Jahr machen können!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schulte. — Wir haben eine Frage-
stunde hier, keine Zwischenrufstunde. 

(Senfft [GRÜNE]: Aber Zwischenrufe sind 
noch erlaubt!) 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Sie sagten eben, daß 
die Bundesregierung eine seriöse Entscheidung 
treffen will, und gaben gleichzeitig von sich, daß 
erst Ende des Jahres alle Unterlagen vorliegen. Wie 
paßt das zusammen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Es geht um zu-
sätzliche Informationen, die bis Ende des Jahres 
kommen sollen. Die entscheidenden Daten sollen in 
der nächsten Woche vorliegen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, die Bundesre-
gierung steht vor einer wichtigen Entscheidung. Es 
ist meines Wissens das erste Mal, jedenfalls solange  

ich im Parlament bin, daß sie die Kriterien dieser 
Entscheidung zu einer geheimen Staatssache er-
klärt und nicht bereit ist, die Kriterien für die Ent-
scheidungsfindung hier wenigstens andeutungs-
weise zur Kenntnis zu geben, was das Ausmaß der 
Stickoxid-Einsparung betrifft, nach denen sie bereit 
wäre, die Entscheidung so oder so zu treffen. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Duve, es wird viele Komponenten bei der Vorlage 
dieses Berichts geben. Sie müssen in der Gesamt-
heit bewertet werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
treffen Informationen zu, daß Beratungsgrundlage 
nicht die Ergebnisse bestimmter bayerischer Auto-
bahnen, z. B. der Teststrecke 100 zwischen Mün-
chen und Garmisch, sein werden, und, wenn  ja,  aus 
welchen Gründen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Mir ist das, was 
Sie gerade sagen, nicht bekannt. Aber ich gehe da-
von aus, daß die Ergebnisse aller Teststrecken in 
den Bericht einfließen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Schulte, stimmen 
Sie mir darin zu, daß der eigentliche Grund für die 
Art der Entscheidungsfindung der Bundesregie-
rung darin liegt, daß die deutsche Automobilindu-
strie an dem Entscheidungsprozeß besser beteiligt 
wird als der Deutsche Bundestag? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Nein. 
(Unruhe) 

— Herr Präsident, ich habe bereits „Nein" gesagt, 
wie Sie es vorher vorgeschlagen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Das ging so schnell, daß 
ich es nicht mitgekriegt habe. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Er wird 
immer besser! — Mann [GRÜNE]: Ich sage 

„Ja", Herr Schulte!) 
Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 

Müller (Düsseldorf). 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist es richtig, daß dieser Bericht oder diese Vorlage 
an die Bundesregierung bestenfalls drei Seiten be-
tragen soll, obwohl doch in der Zwischenzeit schon 
erhebliche Kritik an der Art der Durchführung des 
Großversuchs geäußert wurde? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
stimmen Sie mir zu, daß die SPD, die hier heute 
eine weitere Hektik zeigt, 13 Jahre lang Zeit gehabt 
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Schmidbauer 
hätte, eine solche Entscheidung äußerst gründlich 
für uns vorzubereiten? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Ihr GRÜNEN 
nicht, weil Ihr nicht da wart!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich habe, Herr 
Kollege Schmidbauer, den Eindruck, daß es der 
SPD darum geht, kurz vor der Entscheidung noch 
einmal etwas Wind zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Mann  [GRÜNE]: Das gehört sich nicht von 
dieser Bank aus! — Duve [SPD]: Das ist die 

Qualität der Entscheidungsfindung!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Antretter. 

(Unruhe) 
— Meine Damen und Herren, wir haben doch hier 
kein Zwischengespräch. Es sind so viele Fragen ge-
stellt worden, die noch behandelt werden sollen. Ich 
möchte ganz gern, daß die, die am Freitag zu dieser 
Stunde noch da sind, zu ihren Fragen kommen. 

Herr Abgeordneter Antretter, stellen Sie bitte 
Ihre Zusatzfrage. 

Antretter (SPD): Herr Staatssekretär, treffen In-
formationen zu, der Herr Bundesverkehrsminister 
habe dem Herrn Bundeskanzler einen Brief ge-
schrieben, in dem er zum Ausdruck bringt, er könne 
sich für eine Geschwindigkeitsbegrenzung nicht 
aussprechen, da dies dem Wunsch der deutschen 
Automobilindustrie widerspräche? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Staatssekretär, kann man da-
von ausgehen, daß das Ergebnis des Großversuchs 
weder die Bundesregierung noch die Parteien die-
ses Hauses, noch die Öffentlichkeit besonders über-
raschen wird, da zahlreiche vorausgegangene Un-
tersuchungen bereits bewiesen haben, daß eine 
Schadstoffentlastung durch Tempolimit nur zu 
ganz wenigen Prozenten möglich sein wird? 

(Mann [GRÜNE]: Unfug, Herr Hoffie! — 
Senfft [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hoffie, wir kennen das Ergebnis des Großversuchs 
nicht, aber wir haben j a mehrmals die Spanne dis-
kutiert, innerhalb derer sich das Ergebnis bewegen 
könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
vorhin davon gesprochen, daß bei der Prüfung der 
Frage, ob ein Tempolimit für die Bundesregierung 
in Frage kommt, eine Vielzahl von Komponenten 
ausschlaggebend sei. Könnten Sie diese für die 
Bundesregierung entscheidungserheblichen Kom-
ponenten hier bitte nennen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Es geht z. B. um 
den Befolgungsgrad, Herr Kollege, um ein wichiges 
Beispiel zu nennen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatssekretär, in wel-
cher Weise wird die Bundesregierung bei ihrer Ent-
scheidung über das Tempolimit die Erfahrungen 
berücksichtigen, die in den Vereinigten Staaten mit 
einem Tempolimit seit vielen Jahren gemacht wor-
den sind? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Wir werden alle 
Erfahrungen aus dem Ausland in unsere Beratun-
gen einfließen lassen. 

(Duve [SPD]: Über das Wochenende!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Frage hat 
der Abgeordnete Tischer. 

Tischer (GRÜNE): Herr Staatssekretär, warum 
hat man ähnliche Untersuchungen zur Geschwin-
digkeitsbegrenzung, wie sie jetzt auf der Autobahn 
angestellt worden sind, nicht auch auf der Land-
straße durchgeführt? 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Da haben 
wir doch Geschwindigkeitsbegrenzungen!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Dies wäre ein 
äußerst aufwendiger, ein sehr teurer Versuch ge-
worden. Im übrigen kann man von dem Ergebnis 
auf den Autobahnen auf das Ergebnis auf den 
Landstraßen schließen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Senfft. — Waren Sie nicht schon 
dran?  

(Senfft [GRÜNE]: Nein!) 
— Bitte sehr. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wird die 
Bundesregierung bei der Entscheidung über ein 
Tempolimit auch die in unserer Großen Anfrage 
angesprochenen Bereiche Verkehrssicherheit, 
Lärmminderung, Energieverbrauch usw. berück-
sichtigen, und, wenn j a, in welcher Weise? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das Anforderungsprofil ist Ihnen genau bekannt; es 
wurde Ihnen schriftlich mitgeteilt. Ich verweise auf 
diese Drucksache des Verkehrsausschusses. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Staatssekretär, wie beurteilt 
die Bundesregierung eine vorliegende Studie aus 
den Vereinigten Staaten von Amerika, in der eine 
zehnjährige Erfahrung mit einem flächendecken-
den Tempolimit von ungefähr 90 Stundenkilome-
tern sehr systematisch ausgewertet worden ist? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe vorhin bereits gesagt, daß ich der Entschei-
dung des Kabinetts in dieser Fragestunde nicht vor- 
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Parl. Staatssekretär Dr. Schulte 
greifen kann, und das, was Sie hier angesprochen 
haben, ist ein Teil der Beratungen des Kabinetts. 

(Tischer [GRÜNE]: Das ist doch keine Ant

-

wort, Mensch!) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
standen Ihnen denn bei Amtsantritt sachlich aufbe-
reitete Unterlagen aus der Amtszeit des Verkehrs-
minister Hauff zur Verfügung, die es Ihnen ermög-
licht hätten, auf der Basis vorangegangener zehn-
jähriger Tätigkeit und der notwendigen Einlassun-
gen und Vorbereitungen des Verkehrsministers 
Hauff entsprechende Entscheidungen vorzuberei-
ten? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich habe da 
nichts gefunden. Ich habe mich gerade auch bei den 
Beamten aus dem Verkehrsministerium, die dafür 
verantwortlich gewesen wären, vergewissert, daß 
solches nicht vorliegt. 

(von Hammerstein [CDU/CSU]: Das ist ja 
sehr interessant! — Schmidbauer [CDU/ 

CSU]: Setzen, fünf!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Dringliche Frage 3 des Herrn Abge-
ordneten Müller (Düsseldorf) auf: 

Wird die Bundesregierung bei ihrer Entscheidungsfin-
dung zum Tempolimit am 19. oder 21. November 1985 we-
nigstens die unter umweltpolitischen, verkehrssicher-
heitspolitischen und energiepolitischen Gesichtspunkten 
positive Bewertung von Tempo 100 km/h auf Bundesauto-
bahnen und 80 km/h auf Landstraßen durch das Arbeits-
papier der EG-Kommission vom 15. Oktober 1985 einbe-
ziehen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
muß jetzt zum Teil wiederholen: Die Bundesregie-
rung wird alle einschlägigen Überlegungen in ihre 
Beratungen einbeziehen. Hierbei muß aber darauf 
hingewiesen werden, daß die von Ihnen zitierte Ar-
beitsunterlage der EG-Kommission nicht zu einer 
positiven Bewertung kommt, wie Sie es unterstel-
len. Die Bewertung ist durchaus differenziert und 
abwägend. 

Im übrigen haben die Sachverständigen aller EG- 
Mitgliedstaaten am 4. November dieses Jahres eine 
Geschwindigkeitsbegrenzung von 100 Stundenkilo-
metern auf Autobahnen nicht befürwortet. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage? — Bitte. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Wie bewertet die Bun-
desregierung die Prognose in diesem Arbeitspapier 
vom 15. Oktober 1985, daß die Einführung eines 
Tempolimits 100 120 Menschenleben retten könn-
te? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
gebe heute keine solchen Bewertungen ab. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Teilt die Bundesregie-
rung die Auffassung, daß die dort gemachte Rech-
nung sehr zynisch ist, daß nämlich der Zeitverlust 
durch ein Tempolimit volkswirtschaftlich sehr viel 
problematischer zu bewerten sei als der Positiv-
saldo der Rettung von 120 Menschenleben? 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Also, mit 30 km/h 
kann man noch mehr retten!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist die Auffassung der EG. Die Bundesregie-
rung wird zu diesen Fragen Stellung nehmen, wenn 
in der nächsten Woche die Entscheidung fallen 
kann. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, da hier öfter auf 
die 70er Jahre abgehoben worden ist: Ist Ihnen be-
kannt, daß die Einwirkung von Stickoxid auf den 
Wald und die dadurch verursachten Waldschäden 
etwa seit dem Jahre 1981/82 und nicht vorher in der 
Diskussion waren und diese polemischen Zwischen-
fragen, die hier von CDU-Kollegen gestellt worden 
sind, insofern ins Leere gehen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Duve, mir ist bekannt, daß Ende der 70er, Anfang 
der 80er Jahre zunächst der Begriff des Baumster-
bens, dann der Begriff des Waldsterbens kam. Von 
daher kann man sicherlich nicht alle 13 Jahre zu-
sammenrechnen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie den oder die sachlichen Gründe nen-
nen, die die Bundesregierung dazu führen, nach-
dem sie fast ein Jahr untätig und entscheidungsun-
fähig hat verstreichen lassen, jetzt in einer Nacht- 
und Nebel-Aktion über das Tempolimit zu entschei-
den? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, er-
stens war die Bundesregierung nicht untätig. Aber 
wenn die Ergebnisse vorliegen, dann will sie zügig 
entscheiden. Würde die Bundesregierung dies nicht 
tun, dann würden Sie dies ganz gewiß kritisieren. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pfeffermann. 

Pfeffermann (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, um 
auf die beginnenden 80er Jahre Bezug zu nehmen, 
von denen eben der Kollege Duve sprach: Sind Ih-
nen Entscheidungshilfen aus der Amtszeit des Ver-
kehrsministers Hauff zugegangen, der in dieser 
Zeit, den von den Kollegen angesprochenen Jahren 
1980, 1981 und 1982, noch Minister war, die bei ihrer 
anstehenden Entscheidung dienlich sein könnten? 

(Duve [SPD]: Als Pfeffermann noch „Freie 
Fahrt für freie Bürger" wünschte! Das ist 
unglaublich! Pfeffermann, der Raser! Also 

so etwas!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Nein. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
sagten, die Bundesregierung wolle in diesem Fall 
schnell entscheiden. Aber wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, haben Sie vorhin vor dem Deutschen 
Bundestag ausgeführt, daß der Bericht über den 
Großversuch letztendlich noch nicht da ist. Deshalb 
frage ich Sie: Wie soll denn dieser Entscheidungs-
prozeß binnen drei, vier Tagen innerhalb der Bun-
desregierung vonstatten gehen, zumal man weiß, 
daß es in der Bundesregierung Minister und Staats-
sekretäre gibt, die zum Thema Tempo 100 durchaus 
eine positive Einstellung haben, und können Sie 
vielleicht zusätzlich einige Sätze dazu sagen, 
warum denn die europäischen Länder ein derarti-
ges Tempo eingeführt haben, was in dem angespro-
chenen Bericht der EG-Kommission doch wohl ein 
gewichtiger Punkt ist, der dafür spricht, — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Stahl, 
bitte! 

Stahl (Kempen) (SPD): — — Waldschäden zu ver-
meiden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Stahl, 
Ihre Frage lautet also, die Bundesregierung solle 
sagen, warum sie am 21. November dieses Jahres 
entscheiden will. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
Das ist die Frage, und darauf werden Zusatzfragen 
aufgebaut. — Also, bitte schön, Herr Staatssekre-
tär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung wird nur entscheiden, wenn die 
Entscheidungsgrundlagen ausreichen. Ich habe das 
vorhin bereits mehrfach gesagt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben 
vorhin bei den nicht allzu vielen inhaltlichen Aus-
künften, die Sie uns gegeben haben, gesagt, daß bei 
der Beurteilung die Befolgung eine Rolle spiele. Ich 
möchte Sie vor dem Hintergrund dieser Antwort 
fragen, ob die Bundesregierung der Auffassung ist, 
daß die Übertretung von Gesetzen oder Verordnun-
gen im Straßenverkehr kein Hindernis sein kann, 
auf der Einhaltung von Rechtsvorschriften im Stra-
ßenverkehr zu bestehen. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
wird darauf ankommen, wie eine Maßnahme der 
Bundesregierung auf den Wald wirkt. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
da Sie eben gesagt haben, man könne von den Er-
gebnissen, die auf Autobahnen ermittelt werden, 
auch auf die Landstraßen schließen, frage ich Sie: 
Wird die Bundesregierung bei ihrer Entscheidung  

in der nächsten Woche diese Ergebnisse berück-
sichtigen, wird sie also Tempo 80 und Tempo 100 
beurteilen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung wird überlegen, was angemessen ist in be-
zug auf die Rettung unseres Waldes. Sie wird die 
Ergebnisse von den Autobahnen ganz gewiß auf die 
Außerortsstraßen zu übertragen versuchen. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete Harten-
stein. 

Frau Dr. Hartenstein (SPD): Herr Staatssekretär, 
in welcher Weise wird die Bundesregierung die Er-
gebnisse nicht des Großversuchs, sondern längst 
vorliegender Untersuchungen berücksichtigen, wo-
nach auf den Autobahnen der Bundesrepublik zwar 
nur 27 % des Verkehrs abgewickelt werden, dort 
aber 45 % der gesamten Stickoxidemissionen des 
Kraftfahrzeugverkehrs anfallen, und zwar wegen 
der höheren Geschwindigkeit, demzufolge gerade 
auf den Autobahnen eine drastische Beschränkung 
der Geschwindigkeit nötig wäre, wenn Sie den Wald 
retten wollen, wie Sie uns dies sagen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
bei aller Sympathie: Ich kann dem Ergebnis der 
Beratungen des Kabinetts in dieser heutigen Frage-
stunde nicht vorgreifen. Danach haben Sie wie-
derum gefragt, wenn auch in anderer Form. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hauff. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Staatssekretär Schulte, an-
gesichts Ihrer Aussage, sie hätten hinsichtlich der 
Zeit, in der ich als Bundesminister tätig war, keiner-
lei Entscheidungsgrundlagen vorgefunden, möchte 
ich Sie bitten, im Deutschen Bundestag Auskunft 
zu geben, ob sich in der Zeit, in der ich der Bundes-
regierung als Bundesminister angehört habe, das 
Kabinett mit dieser Frage beschäftigt hat und ob 
sich in dieser Zeit die Bundesanstalt für das Stra-
ßenwesen mit diesem Thema auseinandergesetzt 
und Entscheidungsgrundlagen erarbeitet hat. Sind 
Sie, wenn sich dabei herausstellen sollte, daß Sie 
sich geirrt haben, bereit, die Aussage öffentlich zu-
rückzunehmen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hauff, wir werden das alles prüfen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Erst die Aussage machen 
und dann prüfen!) 

— Ich nehme doch an, daß Sie mich etwas gefragt 
haben. — Wir werden das auf Grund Ihrer neuerli-
chen Frage alles prüfen. Ich habe aber vorher, in 
meiner ersten Antwort, ausdrücklich gesagt, daß ich 
mich bei dem zuständigen Beamten des Verkehrs-
ministeriums vergewissert habe. 

(Duve [SPD]: Sie waren doch damals Ob

-

mann Ihrer Fraktion! — Frau Dr. Timm 
[SPD]: Das ist nicht zu fassen! — Gegenruf 
des Abg. Pfeffermann [CDU/CSU]: Er hat

-

nichts gemacht und reißt jetzt das Maul 
auf!) 
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Vizepräsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Mann. 

Mann (GRÜNE): Herr Kollege Schulte, macht es 
der Zustand unserer — nicht nur in der Bundesre-
publik, sondern in ganz Europa — sterbenden Wäl-
der nicht notwendig, unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse des Großversuches, der in der Fachwelt 
bekannten Auswirkungen eines Tempolimits ge-
meinsam mit diesem Parlament auf europäischer 
Ebene, auf der Umweltministerkonferenz am 
26. November 1985 neue Anstrengungen zu unter-
nehmen, um tatsächlich zu einem europaweiten 
Tempolimit einschließlich des Schlußlichtes Bun-
desrepublik Deutschland zu kommen? 

(Hoffie [FDP]: In anderen Ländern, wo es 
ein Tempolimit gibt, stirbt der Wald doch 
auch, und nicht wegen der Bundesregie

-

rung!) 

Dr. Schulte, 	Parl. Staatssekretär: Wir wollen 
schnell entscheiden, damit uns kein Vorwurf ge-
macht werden kann, wir würden zögerlich oder gar 
nicht handeln. Im übrigen werden diese Fragen im 
Gesamtkomplex auf europäischer Ebene noch in 
diesem Jahr weiter behandelt. 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe die Dringliche 
Frage 4 des Herrn Abgeordneten Müller (Düssel-
dorf) auf: 

Wird die Bundesregierung bei ihrer Entscheidungsfin-
dung zum Tempolimit am 19. oder 21. November 1985 auch 
das Schadstoffminderungspotential einbeziehen, das 
durch Tempo 80 km/h auf Außerortsstraßen zu erzielen ist 
und das nach Schätzungen des Umweltbundesamtes oder 
der Bundesanstalt für Straßenwesen rund 80 000 t jährlich 
beträgt? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
der Großversuch bezieht sich auf Autobahnen. Vor-
aussichtlich werden Abschätzungen hinsichtlich 
der anderen Außerortsstraßen möglich sein. Ich 
habe das vorher auf eine andere Frage bereits ge-
sagt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Wie bewertet denn die 
Bundesregierung die Tatsache, daß selbst der Ver-
band der Automobilindustrie und der ADAC eine 
Minimierung der Stickoxidemissionen um mehr als 
50 000 t jährlich angeben? 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
ich habe vorher mehrfach gesagt, daß ich heute 
keine Bewertungen abgeben kann. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Die Bundesregierung 
hat im Zusammenhang mit der TA Luft eine Marge, 
eine Größenordnung angegeben und das als großen  

umweltpolitischen Erfolg verkündet. Wird sie eine 
ähnliche Marge bei einem Tempolimit auf Autobah-
nen und außerorts zur Grundlage machen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Marge wird sicherlich einen Teil der Entschei-
dungsgründe darstellen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Boroffka. 

Boroffka (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, trifft 
es zu, daß, wenn man die UBA-Studie aus dem vori-
gen Jahr zugrunde legt, eine Verminderung der 
Stickoxidemission von 80 000 t einer Verminderung 
der Gesamtstickoxidemission der Bundesrepublik 
Deutschland von weniger als 3% entspricht, wie je-
der, der über Prozentrechnungskenntnisse verfügt, 
selber leicht ausrechnen kann, und würden Sie mir 
zustimmen, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nur eine Fra

-

ge!) 

daß es schon außerordentlich komisch ist, wenn die 
gleichen, die einmal sagen, weniger als 3% sei uner-
träglich wenig, nun bezüglich eines anderen Gebie-
tes sagen, weniger als 3% sei entscheidend? 

(Duve [SPD]: Es kommt auf den Zeitpunkt 
an!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihre 
Daten bestätigen. Ich kann aber auch Ihnen gegen-
über eine Bewertung nicht abgeben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem wir 
hier nun alle Zeugen der Reduktion Ihrer Eloquenz 
auf Jasager und Neinsager im Brechtschen Sinne 
geworden sind, stelle ich nur die Frage: Ist die 
Frage des deutschen Tempolimits zu dieser Stunde 
an diesem Freitag noch offen, oder ist sie bereits 
entschieden? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Entschei-
dung ist noch nicht gefallen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Staatssekretär, erinnern 
Sie sich mit mir, daß der Verkehrsausschuß des 
Deutschen Bundestages bereits in der Zeit, in der 
Sie der verkehrspolitische Sprecher der Unions-
fraktion waren, über eine Initiative des damaligen 
Verkehrsministers Hauff zur Geschwindigkeitsbe-
grenzung gesprochen hat, diese aber von den Ver-
tretern der Christlichen Demokraten und auch von 
Teilen der FDP heftig kritisiert wurde? 

(Duve [SPD]: Vor allen Dingen Herr 
Hoffie!) 
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Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Ich meine mich 
erinnern zu können, daß dies aus anderen Gründen 
ins Gespräch gekommen ist. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: So ist es!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Staatssekretär, 
was hält die Bundesregierung von einem gespalte-
nen Tempolimit, wie es beispielsweise Herr Mini-
sterpräsident Späth aus Baden-Württemberg befür-
wortet? 

(Duve [SPD]: Und wie es auch der Abge

-

ordnete Hoffie hier im Deutschen Bundes

-

tag dreimal gefordert hat!) 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schäfer, Sie bekommen heute keine Antwort dar-
auf. Sie wissen das. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stahl. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Staatssekretär, nun 
hat sicherlich jeder Verständnis dafür, daß Sie 
heute nichts zum Endbericht sagen, wenn dieser 
noch nicht vorliegt. Es ist aber normalerweise so, 
daß der Auftragnehmer einer derart großen Studie 
im zuständigen Ministerium einen Vorbericht ab-
gibt. Können Sie sagen, was im Vorbericht zu dieser 
Studie zum Punkt Tempobeschränkung, Verringe-
rung von Stickoxiden, um dem Wald zu helfen, 
steht? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Es gibt bisher 
keinen Vorbericht. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Staatssekretär, ist Ihnen aus 
der Zeit der Verantwortung des Verkehrsministers 
Dr. Hauff ein Schriftwechsel von Anfang der 80er 
Jahre z. B. mit dem BUND bekannt, der ausdrück-
lich erklärt, warum aus der Sicht der damaligen 
Bundesregierung ein generelles Tempolimit auf 
Autobahnen nicht möglich und durchsetzbar sei? 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Duve, 
so geht es nicht in einer Fragestunde. Es geht auch 
sonst in Plenarsitzungen nur sehr schwer. 

(Mann [GRÜNE]: Wenn das Parlament 
ernster genommen würde! — Zuruf der 

Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 
Herr Staatssekretär Dr. Schulte, Sie haben das 

Wort. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hoffie, ich werde dieser Frage nachgehen und die 
Antwort auch Herrn Hauff übermitteln. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Nachdem sich die 
Bundesregierung in der Vergangenheit sehr oft 
dem Vorwurf ausgesetzt sah, sie sitze entschei-
dende Fragen aus, befürchtet die Bundesregierung 
in dieser Frage nicht den anderen Vorwurf, daß sie 
diesmal völlig unbegründet überstürzt handeln 
wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Stücklen: Ich muß sehen, wie viele 
Fragen ich heute überhaupt noch unterbringen 
kann; denn ein bißchen sollte man schon auf die 
anderen Kollegen Rücksicht nehmen. 

Jetzt hat Herr Hauff eine Zusatzfrage. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Staatssekretär, bei allem 
Verständnis für die Offenheit der Entscheidung: 
Können Sie ausschließen, daß bei dem Modell eines 
gesplitteten Tempolimits nicht nur die Katalysator-
fahrzeuge keinem Tempolimit unterlägen, sondern 
gleichzeitig auch diejenigen Fahrzeuge, die Sie als 
schadstoffarm bzw. bedingt schadstoffarm bezeich-
nen? Ist dieses Modell möglich, oder kann man es 
heute bereits ausscheiden? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
eine Entscheidung ist noch nicht gefallen, wie ich 
mehrfach gesagt habe. Sie müssen bitte Verständ-
nis dafür haben, daß ich alles vermeide, was irgend-
einen Verdacht nahelegen könnte, in Wirklichkeit 
habe die Bundesregierung bereits beschlossen. 

Vizepräsident Stücklen: Wir haben noch zwei Zu-
satzfragen. Die erste kommt von Herrn Abgeordne-
ten Kübler. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatssekretär, Sie hatten 
auf die Frage des Kollegen Stahl geantwortet, daß 
es in diesem Fall den Vorbericht nicht gegeben hat. 
Würden Sie es für normal halten, daß bei einer so 
großen Studie nicht das übliche Verfahren des Vor-
berichts und auch der Vorabstimmung zwischen 
den zuständigen Fachabteilungen gehandhabt 
wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Bundesre-
gierung wollte ganz bewußt und gezielt den Ver-
dacht ausschließen, als würde sie möglicherweise 
diesen Großversuch beeinflussen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Also doch Geheim

-

niskrämerei!) 

Vizepräsident Stücklen: Die letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, da Sie 
heute nicht in der Lage waren, auf die Fragen hier 
konkrete Antworten zu geben, darf ich Sie fragen: 
Welche Fragen können denn hier von den Parla-
mentariern gestellt werden, wo Sie in der Lage sind, 
heute eine Antwort zu geben? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, das ist 
keine Zusatzfrage, bezogen auf die Frage. 

(Abg. Mann [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zusatzfrage) 
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Vizepräsident Stücklen 
-- Herr Abgeordneter Mann, der amtierende Präsi-
dent entscheidet, wie lange Zusatzfragen zugelas-
sen werden. Ich habe erklärt, daß ausreichend Mög-
lichkeit bestand, zu diesem Fragenkomplex Zusatz-
fragen zu stellen, und ich habe diese Zusatzfragen 
abgeschlossen. Ich bitte Sie sich auch daran zu hal-
ten. Das geht doch nicht so. 

(Mann [GRÜNE]: Dann sorgen Sie auch 
mal für die Achtung des Parlaments!) 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen 
auf. Zur Beantwortung steht uns Herr Staatsmini-
ster Möllemann zur Verfügung. 

Die Fragen 25 und 26 des Abgeordneten Kolbow, 
27 des Abgeordneten Gansel, 28 und 29 des Abge-
ordneten Horn, 30 und 31 des Abgeordneten Jung-
mann, 32 und 33 der Abgeordneten Frau Fuchs 
(Verl), 34 und 35 des Abgeordneten Klose, 36 des 
Abgeordneten Dr. Müller (Bremen), 37 und 38 des 
Abgeordneten Heistermann, 39 und 40 des Abgeord-
neten Leonhart und 41 und 42 des Abgeordneten 
Klejdzinski sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 43 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Kann die Bundesregierung die jüngsten Nachrichten aus 
Rumänien bestätigen, denen zufolge in den deutschsprachi-
gen Klassenzügen deutsche Lehrkräfte nicht mehr Unter-
richt erteilen dürfen? 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Dr. Hupka, Meldungen, denen zufolge in den 
deutschsprachigen Klassenzügen in Rumänien 
deutsche Lehrkräfte nicht mehr Unterricht erteilen 
dürfen, können von der Bundesregierung nicht be-
stätigt werden. Jüngste Erkenntnisse, die aus eini-
gen der betroffenen Gymnasien vorliegen, ergeben 
keine Anhaltspunkte für grundsätzliche Änderun-
gen der bekannten Situation. Angesichts der be-
schleunigten Abwanderung von Volksdeutschen 
gibt es immer weniger deutschstämmige Lehrkräf-
te. Diejenigen, die die Ausreiseerlaubnis beantra-
gen, werden aus dem Lehramt entlassen. 

Anlaß der Meldungen könnten folgende Eigen-
tümlichkeiten des zentralen Verfahrens der Lehrer-
versetzung sein. Da offene Stellen nicht immer die 
erforderliche Spezifizierung erhalten haben, wurde 
gelegentlich ein nicht deutschsprachiger Fachleh-
rer an einen deutschsprachigen Zug versetzt, ob-
wohl ein deutscher Lehrer verfügbar war. Zwischen 
den Schulen wird zur Korrektur dieser Fehlbeset-
zungen jedoch ein Stellenaustausch nach Abschluß 
des amtlichen Zuweisungsverfahrens praktiziert. 
Gelegentlich machen die Aufsichtsbehörden den 
Stellenaustausch wieder rückgängig, sofern die be-
treffenden Lehrer noch nicht unersetzbar sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hupka CDU/CSU: Herr Staatsminister kann, 
aus der von Ihnen getroffenen Feststellung, daß 
Lehrer, die sich um eine Ausreise bemühen, aus 
dem Lehramt entlassen werden, gefolgert werden, 
daß weniger deutschsprachige Lehrer für die deut-
schen Klassenzüge zur Verfügung stehen? 

Möllemann, Staatsminister: Ja, das ist die logische 
Folgerung aus dieser unerfreulichen Verhaltens-
weise. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, be-
steht denn eine Möglichkeit, die rumänische Regie-
rung darauf zu verweisen, daß es dem Korb 3 der 
KSZE-Schlußakte und auch den Absprachen zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und Rumä-
nien widerspricht, daß Lehrer Pressionen ausge-
setzt sind, wie die Entlassung eine ist, sobald sie 
sich zur Aussiedlung gemeldet haben? 

Möllemann, Staatsminister: Ganz generell empfin-
den wir eine Behandlung von Menschen, die die 
Ausreise beantragen, die auf diese Art und Weise 
erfolgt, als diskriminierend, als ungerechtfertigt, 
weil sie im Widerspruch zum Geist der KSZE- 
Schlußakte steht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 44 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

In welcher Weise hat die Bundesregierung darauf geant-
wortet, als auf der Sitzung des UN-Rassendiskriminierungs-
Ausschusses die Volksrepublik Polen erklärte, daß es keine 
deutsche Volksgruppe mehr gebe, denn alle Deutschen hät-
ten Polen „nach eigenem freien Willen" verlassen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Hupka, 
der nach Art. 8 des Internationalen Übereinkom-
mens zur Beseitigung von Rassendiskriminierung 
eingesetzte CERD-Ausschuß setzt sich aus 18 unab-
hängigen Experten zusammen. Regierungsvertre-
ter können zwar an den Sitzungen als Beobachter 
teilnehmen, sie können sich jedoch nur bei der Be-
handlung des eigenen Staatenberichts zu Wort mel-
den. Aus diesem Grunde konnte die Bundesregie-
rung nicht auf die Erklärungen des polnischen Ver-
treters in dieser Sitzung eingehen. Die Prüfung der 
Staatenberichte vor diesem Ausschuß läuft nach 
folgendem Verfahren ab: Zunächst erfolgt die Prä-
sentation des Staatenberichts durch einen Vertre-
ter des Vertragsstaats, dann kommen die Fragen 
der Ausschußmitglieder. Es erfolgt dann eine zu-
sammenfassende Beantwortung durch den Regie-
rungsvertreter und das Schlußwort des Ausschuß

-

vorsitzenden. 
Eine Reaktion der Ausschußmitglieder auf die 

Antworten des Regierungsvertreters oder eine Be-
wertung des Berichts durch den Ausschuß ist we-
gen dieses Verfahrens nicht üblich. 

Auf der 32. Tagung des Ausschusses vom 5. bis 23. 
August 1985 in Genf erklärte der polnische Vertre-
ter auf eine entsprechende Frage des deutschen 
Mitglieds Professor Karl Josef Partsch, es gebe in 
Polen keine deutsche Minderheit, da alle polnischen 
Bürger, die sich als deutschstämmig betrachteten, 
Polen in Übereinstimmung mit der Schlußakte von 
Helsinki auf eigenen Wunsch verlassen hätten. Aus 
diesem Grunde sei die in einem früheren Staaten-
bericht aufgeführte deutsche Vereinigung nicht er-
wähnt worden, obwohl sie formell nicht aufgelöst 
worden sei. 
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Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, es 
hat aber dazu eine Presseverlautbarung vom 12. Au-
gust seitens der Vereinten Nationen gegeben, in der 
das, was Sie eben noch einmal dargestellt haben, 
wiedergegeben ist, daß es nämlich keine deutsche 
Volksgruppe oder Minderheit in der heutigen 
Volksrepublik Polen gebe und daß alle die Mutter-
sprache gebrauchen könnten, wenn sie es wollten. 
Wäre es dann nicht angebracht gewesen, nach die-
ser Presseverlautbarung unsererseits Protest zu er-
heben? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Hup-
ka, wir haben über den Sachverhalt, um den es hier-
bei geht, ja in einer größeren Zahl von Fällen auch 
im Deutschen Bundestag bereits gesprochen. Wir 
haben bei Gelegenheiten, die sich dafür eigneten, 
immer wieder deutlich gemacht, daß diese Feststel-
lungen, die Anlaß Ihrer Frage sind, unzutreffend 
sind. Zwar liegen uns keine statistisch gesicherten 
Angaben zur Zahl der in Polen lebenden Personen 
deutscher Volkszugehörigkeit vor, aber allein die 
Tatsache, daß uns nach wie vor ca. 140 000 Ausreise-
wünsche namentlich bekannt sind, spricht dafür, 
daß diese Feststellung unzutreffend ist. Ich will das 
in aller Deutlichkeit unterstreichen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Indem ich mich, Herr 
Staatsminister, für diese Auskunft bedanke, noch 
einmal die Frage: Wäre es nicht angebracht gewe-
sen, unmittelbar nach Bekanntwerden der falschen 
Angaben durch die Volksrepublik Polen seitens der 
Bundesrepublik Deutschland Widerspruch in der 
Öffentlichkeit mitzuteilen? 

Möllemann, Staatsminister: Wie ich bereits sagte, 
ist über den Sachverhalt von seiten der Bundesre-
gierung in zahlreichen Fällen bilateral wie auch 
multilateral und auch im Parlament berichtet wor-
den. Ich glaube nicht, daß es tatsächlich eine Un-
kenntnis an irgendeiner Stelle über den Sachver-
halt gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 47 der Frau Abgeordneten Eid 
auf. — Die Frau Abgeordnete ist nicht im Saal. Die 
Frage wird, wie in der Geschäftsordnung vorgese-
hen, behandelt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Spranger zur 
Verfügung. 

Die Fragen 48 und 49 der Abgeordneten Frau Dr. 
Lepsius (SPD), die Fragen 50 und 51 des Abgeordne-
ten Jaunich (SPD), die Fragen 52 und 53 der Frau 
Abgeordneten Odendahl (SPD), die Fragen 56 und 
57 des Abgeordneten Lutz (SPD), die Fragen 58 und 
59 des Abgeordneten Duve (SPD), die Fragen 60 und 
61 des Abgeordneten Bachmaier (SPD) und die Fra-
gen 62 und 63 des Abgeordneten Schäfer (Offen-

burg) (SPD) sollen auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 64 des Herrn Abgeordneten 
Reimann auf: 

Gefährdet die im Bundesrat am 18. Oktober 1985 angenom-
mene TA Luft, nach der auch Ammoniakwerte gesenkt wer-
den müssen, die Produktion der Düngemittelindustrie und 
damit Arbeitsplätze? 

Spranger, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster des Innern: Herr Kollege Reimann, eine Ge-
fährdung der Produktion der Düngemittelindustrie 
und damit der Arbeitsplätze wird nicht erwartet. 
Bei Anwendung der neuen TA Luft haben die Län-
der gerade bei Altanlagen den neugeschaffenen § 17 
Abs. 2 des Bundesimmissionsschutzgesetzes zu be-
achten. Danach dürfen im Einzelfall keine unver-
hältnismäßigen Anforderungen gestellt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, dann frage 
ich mich: Wie kommt denn die Diskussion in der 
Industrie zustande, was die Gefährdung der Ar-
beitsplätze anbelangt? Haben die Bundesregierung 
bzw. die zuständigen Stellen vorher den Sachver-
stand vorrangig der chemischen Industrie zu dieser 
Verordnung eingeholt? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Rei-
mann, ich kann Ihnen nicht sagen, wie eine Diskus-
sion dieser Form, wie Sie sie vortragen, zustande 
kommt. Daß die TA Luft umfassend mit Experten 
vorberaten war, ist allerdings auch bekannt. 

Reimann (SPD): Eine zweite Frage, Herr Staatsse-
kretär, weil ich durch Hessen — auch und insbeson-
dere durch die chemische Industrie — aufge-
schreckt bin: Befürchten Sie also auch nicht, daß 
sich auf Grund dieser Maßnahmen irgendwelche 
Investitionen gezielt ins Ausland verlagern? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Rei-
mann, ich habe meiner Antwort nichts hinzuzufü-
gen. Ich weiß nicht, welche Kreise eine derartige 
Diskussion begonnen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage? 
(Reimann [SPD]: Ja!) 

— Sie haben hierzu keine Zusatzfragen mehr! 
(Reimann [SPD]: Ich habe zwei Fragen ein

-

gereicht!) 
— Es tut mir leid, zur ersten Frage hatten Sie 
bereits zwei Zusatzfragen, und Frau Weyel will 
hierzu noch eine Zusatzfrage stellen. Bitte schön! 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, wieweit Probleme des Wettbewerbs bei 
Überlegungen der Industrie, in der Produktion 
eventuell Einschränkungen vorzunehmen, eine 
Rolle spielen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Mir ist ganz allge-
mein bekannt, daß Überlegungen und Fragen des 
Wettbewerbs in der Industrie eine Rolle spielen, 
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aber ich sagte vorhin bereits, daß Gefährdungen 
der vom Kollegen Reimann angesprochenen Art an 
uns während der Diskussion in dieser Form noch 
nicht herangetragen worden sind. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 65 des Herrn Abgeordneten Rei-
mann auf: 

Welche Kosten verursachen die technischen Einrichtun-
gen, um die Ammoniakwerte auf 30 Milligramm/m 3  zu sen-
ken, wenn derzeit zwischen 150 Milligramm/m 3  und 500 Mil-
ligramm/m 3  in der Düngemittelproduktion ausgestoßen wer-
den sollen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Die durch den Be-
schluß des Bundesrates entstehenden Kosten sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. Auch Anhalts-
punkte liegen nicht vor, da in diesem Industrie-
zweig die Abgase im Hinblick auf Ammoniak bisher 
nicht gereinigt worden sind. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, heißt das, 
daß die Bundesregierung im Hinblick auf die Ge-
setzgebung Maßnahmen trifft, deren Auswirkungen 
- in diesem Falle finanzieller Art — und, dadurch 
bedingt, deren Durchführung unüberschaubar 
sind? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege. Rei-
mann, ich muß doch darauf hinweisen, daß die Bun-
desregierung Vorschriften mit einer Begrenzung, 
wie die Bundesländer Hessen und Saarland sie vor-
geschlagen haben und wie sie bei Ihnen entspre-
chende Befürchtungen und auch diese Fragen aus-
gelöst hat, nicht vorgesehen hat. Sie sollten daher 
diese Fragen und Befürchtungen besser an die Län-
der Hessen und Saarland richten, die für diesen im 
Bundesrat gemachten Vorschlag die Verantwortung 
tragen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? 
— Bitte. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie Hes-
sen und das Saarland nennen: Bin ich richtig infor-
miert, daß diese Drucksache eine einstimmige Vor-
lage des Bundesrates und damit aller Länder der 
Bundesrepublik Deutschland ist? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich kann nicht sa-
gen ob das eine einstimmige Entscheidung war. Es 
sind insgesamt etwa 180 Änderungsvorschläge ge-
kommen. Ein Teil davon wurde angenommen. Mit 
welchen Mehrheitsverhältnissen dieser Vorschlag 
konkret angenommen worden ist, kann ich Ihnen 
nicht sagen. Ich bin aber gerne bereit, Ihnen das 
nachzuliefern. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 66 der Abgeordneten Frau Weyel 
auf: 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß eine Verfügung 
der Grenzschutzdirektion Koblenz besteht, nach der im 
Grenzschutzeinzeldienst nur noch Teilzeitarbeitskräfte ein-

gestellt werden sollen, und wie weit hält die Bundesregie-
rung eine solche Verfügung im Hinblick auf die soziale Si-
cherheit der Betroffenen für vertretbar? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, die Bundesregierung kann nicht bestätigen, 
daß eine Verfügung der Grenzschutzdirektion Ko-
blenz besteht, nach der im Grenzschutzeinzeldienst 
nur noch Teilzeitarbeitskräfte eingestellt werden 
sollen. 

Mit Verfügung vom 19. Dezember 1984 hatte die 
Grenzschutzdirektion ihre nachgeordneten Dienst-
stellen darauf hingewiesen, daß bei der Einstellung 
von Aushilfskräften in der Hauptreisezeit oder von 
Ersatzkräften für Angestellte, die sich in der Mut-
terschutzfrist und anschließend im Mutterschafts-
urlaub befinden, aus kosten- und arbeitsmarktpoli-
tischen Gründen nicht auf bereits vorhandenes teil-
zeitbeschäftigtes Personal, dessen Arbeitszeit kurz-
fristig auf 40 Stunden wöchentlich erhöht werden 
könnte, zurückgegriffen werden sollte. Um einen 
Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu leisten, 
sollten vermehrt auch Teilzeitarbeitsplätze zur Ver-
fügung gestellt werden. So konnten im Jahre 1985 
27 teilzeitbeschäftigte Aushilfskräfte und 6 vollzeit-
beschäftigte Aushilfskräfte eingestellt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir dann erklären, wie es kommt, daß ein 
Grenzschutzamt eine Bewerberin für eine Vollzeit

-

stelle unter Hinweis auf diese Verfügung ablehnt 
bzw. ihr anbietet, einen Teilzeitarbeitsplatz zu über-
nehmen, und wie beurteilen Sie die Tatsache, daß 
qualifizierte Kräfte, die von ihrer Arbeit leben müs-
sen, solche Stellen dann nicht mehr annehmen kön-
nen, weil sie eben ihren Lebensunterhalt mit einer 
Teilzeitarbeit nicht sichern können? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Weyel, ich bitte um Nachsicht, wenn ich den kon-
kreten Fall, den Sie hier vortragen, nicht zu beurtei-
len vermag. Ich bin gern bereit, dem nachzugehen. 
Ich kann nur sagen: Die Verfügung, die ich darge-
stellt habe, hat nicht die Folgen, die Sie in Ihrer 
Frage vermuten. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Weyel (SPD): Herr Staatssekretär, gehen Sie 
davon aus, daß vor allem weibliche Bewerberinnen 
neben ihrer Erwerbsarbeit noch eine weitere Ein-
kommensquelle haben, und wie beurteilen Sie die 
soziale Absicherung von Arbeitskräften, die eine so 
geringe Arbeitszeit haben, daß ihnen der sozialver-
sicherungsrechtliche Schutz entgeht? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich möchte hier 
Schwierigkeiten und Notwendigkeiten zu weiteren 
Tätigkeiten nicht allein auf weibliche Arbeitskräfte 
beschränken. Bloß, auch hier kommt es auf den 
jeweiligen Einzelfall an, ob den sozialen Bedürfnis-
sen entsprochen werden kann. Die Verfügung soll, 
jedenfalls so wie sie erlassen worden ist, dazu füh- 
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ren, Leute, die keine Arbeit haben, zumindest in 
Teilzeitarbeit zu bringen. Ich glaube, das ist ein 
sinnvolles Bemühen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten 
Schulte (Menden) auf: 

Wie steht die Bundesregierung zu einer Meldung der Badi-
schen Zeitung vom 15. Oktober 1985, Kreisseite Lörrach, daß 
der Bundesminister des Innern, Dr. Zimmermann, Zustim-
mung zur Flußkühlung beim Atomkraftwerk Kaiseraugst bei 
einem Gespräch am 9. Oktober 1985 signalisiert habe? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Am 9. Oktober 
1985 hat in Bonn ein Gespräch zwischen Bundesin-
nenminister Zimmermann, Bundesrat Egli und Mi-
nister Weiser, dem Minister für Ernährung, Land-
wirtschaft, Umwelt und Forsten des Landes Baden-
Württemberg, stattgefunden. 

Bei der Besprechung hat die deutsche Seite der 
Forderung der Schweiz, daß das Kernkraftwerk 
Kaiseraugst ohne Kühlturm gebaut werden soll, 
nicht zugestimmt. Es wurde darauf hingewiesen, 
daß eine endgültige Entscheidung in dieser Frage 
erst getroffen werden könne, wenn bei den Ver-
handlungen zum Wärmeübereinkommen Rhein, die 
zur Zeit bei der Internationalen Kommission zum 
Schutz des Rheins gegen Verunreinigung geführt 
werden, für die internationalen Kontrollpunkte 
Grenzwerte für eine ökologisch vertretbare Wärme-
belastung des Rheins festgelegt worden seien. Au-
ßerdem ist es für die Beurteilung dieser Frage von 
entscheidender Bedeutung, wie die Kühlkapazität 
des Hochrheins im Rahmen der Durchführung des 
künftigen Übereinkommens zwischen der Schweiz 
und der Bundesrepublik Deutschland aufgeteilt 
wird. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Können Sie mir sa-
gen, wann diese Untersuchungen in etwa vorliegen 
und damit eine Entscheidung getroffen werden 
kann? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich darf Ihnen kei-
nen exakten Zeitpunkt nennen, aber wir drängen 
darauf, daß die Untersuchungen so schnell wie mög-
lich abgeschlossen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 55 des Herrn Abgeordneten 
Schulte (Menden) auf: 

Um wieviel Grad soll durch die Kühlung das Rheinwasser 
erwärmt werden? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Bei Flußwasser -
kühlung des Kernkraftwerkes Kaiseraugst würde 
höchstens eine thermische Leistung von 1 900 Me-
gawatt an das Flußwasser abgegeben. Die dadurch 
bedingte Aufwärmung hängt vom jeweiligen Abfluß 
des Hochrheins ab. Nimmt man z. B. den mittleren 
Abfluß, so würde durch den Betrieb des Kernkraft-
werkes Kaiseraugst das Rheinwasser an der Einlei-
tungsstelle um 0,4 Grad aufgewärmt. Dabei ist aller-

dings noch zu berücksichtigen, daß diese Tempera-
turerhöhung im weiteren Rheinverlauf infolge der 
Abkühlung kontinuierlich wieder zurückgeht. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Gibt es ökologische 
Gutachten, oder sind Sie bereit, solche zu erstellen, 
die genau die Erwärmung, die Sie gerade bekannt-
gegeben haben, in bezug auf ihre Wirkung auf Na-
tur und Umwelt untersuchen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Bei diesen Wärme-
graden ist die Auswirkung erkennbar minimal, so 
daß mir zusätzliche Gutachten zu dieser Frage 
nicht erforderlich erscheinen. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Können Sie auf je-
den Fall Auswirkungen auf die Brauchwasserent-
nahme der chemischen Industrie im weiteren Ver-
lauf des Rheins ausschließen? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Ich bin kein Wis-
senschaftler, aber ich bin gern bereit, Wissenschaft-
ler hierzu zu befragen, die es beurteilen können. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Tatge. 

Tatge (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie können 
Sie es sich vor dem Hintergrund dessen, was Sie 
heute gesagt haben, erklären, daß Sie im August 
dieses Jahres auf unsere mündlichen Anfragen jeg-
liche Antwort, was das Kernkraftwerk Kaiseraugst 
angeht, verweigert haben? 

Spranger, Parl. Staatssekretär: Wenn ich davon 
ausgehe, daß wir im August eine Sitzungspause 
hatten, dann gelange ich zu dem Schluß, daß ich 
Ihnen hier gar keine mündlichen Antworten geben 
konnte. 

Vizepräsident Stücklen: Diese Frage brauchen Sie 
gar nicht zu beantworten. Das steht hier nicht in 
Frage. 

Keine weiteren Zusatzfragen. 
Damit ist dieser Geschäftsbereich abgeschlos-

sen. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters der Finanzen auf. 
Alle Fragen — es sind dies die Frage 67 des Abge-

ordneten Peter (Kassel) sowie die Fragen 68 und 69 
des Abgeordneten Stahl (Kempen) sollen schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden als An-
lagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. Die Fragen 72 und 73 des Abgeordneten Eigen 
sollen schriftlich beantwortet werden. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 74 des Abgeordneten Werner (Dier-
storf) ist zurückgezogen. 

Damit ist dieser Geschäftsbereich erledigt. 
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Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Arbeit und Sozialordnung. 

Die Fragen 75 und 76 des Abgeordneten Vogel-
sang sind zurückgezogen worden. 

Die Fragen 77 und 78 des Abgeordneten Immer 
(Altenkirchen) werden auf Grund von Ziffer 2 Abs. 2 
der Richtlinien für die Fragestunde schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Fragen 79 und 80 des Abgeordneten Ewen 
und die Fragen 81 und 82 des Abgeordneten Kirsch-
ner sollen schriftlich beantwortet werden. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Der Geschäftsbereich ist damit abgeschlossen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. 

Die Fragen 83 und 84 des Abgeordneten Dr. 
Scheer und die Frage 85 des Abgeordneten Gansel 
sollen auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet werden. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 86 des Abgeordneten Lan-
ge. — Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Dann wird 
bei Frage 86 und ebenso bei der von dem Abgeord-
neten Lange eingebrachten Frage 87 so verfahren, 
wie in der Geschäftsordnung vorgesehen. 

Das gleiche gilt für die Fragen 88 und 89 des Ab-
geordneten Schily. 

Die Frage 90 des Abgeordneten Stiegler, die Fra-
gen 91 und 92 des Abgeordneten Gerstl (Passau) 
und die Fragen 93 und 94 des Abgeordneten Dr. 
Hirsch sollen schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Der Geschäftsbereich ist damit abgeschlossen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns Frau Parla-
mentarischer Staatssekretär Karwatzki zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 95 des Herrn Abgeordneten 
Tatge auf: 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die 
Vergiftung von in der Bundesrepublik Deutschland produ-
ziertem bzw. importiertem Wein mit Natriumazid vor? 

Bitte sehr. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit: 
Herr Kollege, der Bundesregierung liegen keine 
Hinweise darauf vor, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland Weinen entgegen den bestehenden 
Vorschriften der Stoff Natriumazid zugesetzt wird 
oder daß derartige nicht verkehrsfähige Weine in 
die Bundesrepublik Deutschland verbracht wer-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 96 des Abgeordneten Tatge 
auf: 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung getroffen, 
um sicherzustellen, daß in den Weinen, die in der Bundesre-
publik Deutschland hergestellt werden bzw. importiert wer-
den, die kriminelle Einbringung von Natriumazid entweder 
chemisch-analytisch ermittelt oder gänzlich ausgeschlossen 
werden kann? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kolle-
ge, das Bundesgesundheitsamt hat am 3. September 
1985 den Sachverständigen der Arbeitsgruppe Wein 
und Spirituosen der Arbeitsgemeinschaft lebens-
mittelchemischer Sachverständiger sowie den Mit-
gliedern der Wein- und Fruchtsaftanalysenkommis-
sion des Bundesgesundheitsamtes vorsorglich die 
vom Internationalen Weinamt herausgegebenen 
Blätter über Analysenmethoden zur Feststellung 
von Aziden übersandt. 

Das Bundesministerium für Jugend, Familie und 
Gesundheit hat am 29. und 30. Oktober die für die 
Weinüberwachung zuständigen Behörden der deut-
schen Bundesländer darüber unterrichtet, daß nach 
einer Pressemeldung vom 29. und einer Mitteilung 
der österreichischen Behörden vom 30. Oktober 
1985 in Österreich in mehreren österreichischen 
Weinen der Stoff Natriumazid tatsächlich festge-
stellt worden ist. Darüber hinaus wurden die Zollbe-
hörden angewiesen, alle österreichischen Weine ei-
ner Einfuhruntersuchung auf Natriumazid zuzufüh-
ren. 

Die für den Vollzug des Weinrechts zuständigen 
obersten Landesbehörden stellen sicher, daß ver-
dächtige Erzeugnisse auf Natriumazid geprüft und 
bei positivem Befund unverzüglich aus dem Ver-
kehr genommen werden. Diese Kontrollen können 
weitgehend, aber nicht völlig ausschließen, daß 
nicht rechtmäßig hergestellte Weine in den Verkehr 
gebracht werden. Bisher liegt dem Bundesministe-
rium für Jugend, Familie und Gesundheit keine 
Mitteilung einer Landesbehörde vor, daß mit Natri-
umazid verfälschten Wein festgestellt worden sei. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Tatge (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, hat die 
Bundesregierung eine Übersicht über die techni-
schen Möglichkeiten der einzelnen Untersuchungs-
ämter in den Bundesländern Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Württemberg, Hessen und Nordrhein-Westfa-
len, um zu wissen, ob sichergestellt ist, daß diese 
Untersuchungsämter Wein auf Natriumazid unter-
suchen können? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Ich gehe da-
von aus, daß die Untersuchungsämter die Voraus-
setzungen dafür geschaffen haben. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage. 

Tatge (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, meine 
Frage bezog sich ganz konkret auf diesen Stoff, weil 
ja in dem vorangegangenen Skandal bei Diethylen-
glykol das Problem aufgetreten ist, daß einige Un-
tersuchungsämter nicht die technische Ausstattung 
für Untersuchungen hatten. 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Diese Frage 
kann ich Ihnen nicht beantworten. Ich lasse das 
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prüfen, und Sie erhalten die Antwort schriftlich von 
mir. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reimann. 

Reimann (SPD): Frau Staatssekretärin, da ich aus 
einer Gegend komme, wo sehr viel Wein angebaut 
wird, frage ich Sie, nachdem eine große Verunsiche-
rung der Winzer durch Glykol ausgelöst wurde und 
die Folgen insbesondere die Kleinen treffen, obwohl 
die Großen gesündigt haben: Trifft die Bundesregie-
rung denn Vorsorge, daß es in diesem Fall nicht 
geschieht, daß die Kleinen wieder besonders gravie-
rend in diese Auseinandersetzung einbezogen wer-
den? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Reimann, wir haben nichts dazu beigetragen, daß 
die Kleinen hereingezogen worden sind, sondern 
dies haben Unternehmen getan. Was wir dazu bei-
tragen können, gerade den kleinen Winzern ein op-
timales Feld zu bereiten, das tun wir. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Die Fragen 97 und 98 des Herrn Abgeordneten 
Büchner (Speyer) und die Fragen 99 und 100 des 
Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen) sollen schrift-
lich beantwortet werden. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 101 des Herrn Abgeordneten 
Ströbele auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung besonders nach der De-
batte vom 7. November 1985 im Deutschen Bundestag z. B. 
den Versuch, eine Wiese, die das Schulzentrum Köln-Ost-
heim eingrenzt, weiträumig neu einzuzäunen und so die Be-
nutzung der Wiese durch Roma- und Sinti-Familien zu ver-
hindern? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
nach Auskunft der Stadt Köln hat es mit dem in 
Frage stehenden Gelände folgendes Bewenden: Das 
Wiesengelände gehört zum Schulzentrum Köln

-

Ostheim und wird zur Zeit als Außensportgelände 
in Verbindung mit dem angrenzenden Sportplatz 
genutzt. Es soll in absehbarer Zukunft mit einem 
Erweiterungsgebäude zu dem jetzigen Schulge-
bäude bebaut werden, um das Schulzentrum um 
eine Realschule zu erweitern. Nach Abschluß dieser 
Baumaßnahme ist vorgesehen, das gesamte Ge-
lände des Schulzentrums weiträumig mit einem 
Zaun zu umfassen. Dies ist eine übliche Maßnahme, 
um der Aufsichtspflicht im Bereich des Schulgelän-
des nachkommen zu können. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Stadt 
Köln schon seit Jahrzehnten große Anstrengungen 
unternimmt, um Sinti und Roma zu unterstützen. 
So hat die Stadt Köln unter Beteiligung von Sinti 
und Roma Siedlungen in Köln-Roggendorf-Thenho-
ven und Köln-Longerich für etwa 250 Sinti und 
Roma mit jeweils einem Sozialzentrum, Kindergar-
ten und anderen Sozialangeboten errichtet. 

Die Problematik des Fehlens eines geeigneten 
Durchfahrerplatzes ist der Stadt Köln bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Ströbele (GRÜNE): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß der Stadtrat Dr. Kuhlmann (CDU) in 
Köln eine Einzäunung des Geländes vor der Schule 
mit der Begründung betrieben hat, durch die Ein-
zäunung sollten angebliche Belästigungen durch 
dort kampierende Roma- und Sintifamilien verhin-
dert werden, denen sich die Schüler, Lehrer und 
Anwohner des Schulzentrums ausgesetzt fühlten? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das ist mir nicht bekannt. Ich habe dargelegt, aus 
welchen Gründen die Stadt Köln vorhat, eine Ein-
zäunung vorzunehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Ströbele (GRÜNE): Ist der Bundesregierung be-
kannt, daß sich Lehrerinnen und Lehrer des Gym-
nasiums im Schulzentrum Köln-Ostheim in einem 
Flugblatt vom 29. September 1985 öffentlich für die 
Vertreibung der Roma- und Sintifamilien von dem 
Gelände vor der Schule eingesetzt haben, während 
die Lehrer der ebenfalls zum Schulzentrum gehö-
renden Hauptschule für den weiteren Verbleib der 
Roma- und Sintifamilien eingetreten sind und sich 
sogar ausdrücklich dafür eingesetzt haben, Wasser-
anschlüsse, Toilettenwagen und Müllcontainer für 
die durchreisenden Roma und Sinti dort aufzustel-
len? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Nein, Herr 
Kollege, das ist mir nicht bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 102 des Herrn Abgeordneten 
Ströbele auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Ankündigung eines 
neuen Verhältnisses zu den deutschen Roma und Sinti da-
durch unter Beweis zu stellen, daß sie auf Kölner Behörden 
einwirkt, die Einzäunung der Wiese, die seit langem von 
durchreisenden Roma- und Sinti-Familien benutzt wird, zu 
unterlassen und im Gegenteil die Schule zu veranlassen, den 
Roma- und Sinti-Familien gutnachbarliche Unterstützung zu 
gewähren, z. B. durch die Benutzung der sanitären Anlagen 
der Schule für die Roma und Sinti? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ströbele, zu einer Einwirkung auf die Stadt Köln in 
der gewünschten Art sieht die Bundesregierung im 
Hinblick auf den soeben von mir mitgeteilten Sach-
verhalt keine Veranlassung. Die Bundesregierung 
hat wegen der grundsätzlichen Problematik von 
Durchfahrerplätzen schon früher Kontakt mit den 
kommunalen Spitzenverbänden aufgenommen und 
diese auf die Probleme hingewiesen. Die kommuna-
len Spitzenverbände haben ihre Mitglieder entspre-
chend unterrichtet und um Berücksichtigung der 
Belange durchreisender Sinti und Roma bei der 
Planung durch Bereithaltung von Stellplätzen gebe-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Ströbele (GRÜNE): Wird die Bundesregierung in 
Anbetracht dessen, was ich Ihnen gerade in meinen 
beiden ersten Zusatzfragen mitgeteilt habe, Gele- 
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Ströbele 
genheit nehmen, sich weiter um die Sache zu küm-
mern und gegebenenfalls zu versuchen, im Sinne 
der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers in der 
Debatte des Deutschen Bundestages dort einzuwir-
ken'? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Also, wir 
werden grundsätzlich immer, wenn wir auf solche 
Sachverhalte hingewiesen werden, mit den zustän-
digen Behörden sprechen. Aber wir haben keine 
Möglichkeiten, Einfluß zu nehmen. Sie wissen, daß 
nach unserer Gesetzgebung für solche ausführen-
den Bestimmungen der Stadtrat zuständig ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Ströbele (GRÜNE): Geben Sie mir recht, daß sich 
beispielsweise der Herr Bundeskanzler auch in an-
deren Angelegenheiten, die örtliche und regionale 
Probleme betreffen, durchaus mündlich oder auch 
schriftlich, durch Briefe, für eine bestimmte Rege-
lung in einem bestimmten Sinne verwandt hat? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Das tut der 
Herr Bundeskanzler grundsätzlich, wenn er auf ei-
nen Mißstand hingewiesen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 103 des Herrn Abgeordneten 
Werner (Dierstorf) auf: 

Wie hoch ist nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
der Anteil von agrarindustriellen Massentierhaltungsbetrie-
ben und von Lohnmästereien bei den Betrieben, die das ver-
botene Mittel eingesetzt haben (Anteil der Betriebe und Zahl 
der beschlagnahmten Kälber), und kann die Bundesregie-
rung den Schutz der Verbraucher vor Fleisch, das mit ge-
sundheitsgefährlichen Zusatzstoffen vergiftet ist, sichern an-
gesichts der Tatsache, daß die Konzentration in der Tiermast 
solche Praktiken begünstigt und daß ein solcher Skandal 
staatlicherseits hätte verhindert werden müssen, da schon 
mindestens seit Juni 1985 bekannt war, daß verbotene Hor-
mone innerhalb der EG verwendet und illegal in die Bundes-
republik Deutschland eingeführt worden sind, und, da 51 Käl-
bermastbetriebe und Schlachtereien mit dem Importeur in 
Verbindung standen, damit zu rechnen war, daß auch in der 
Bundesrepublik Deutschland diese Wirkstoffe in großem 
Maßstab eingesetzt werden würden? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Werner, in dem von Ihnen angesprochenen Fall der 
illegalen Anwendung verbotener Hormonpräparate 
handelt es sich um Verstöße gegen Bundesrecht, 
das nach Art. 83 des Grundgesetzes von den Län-
dern als eigene Angelegenheit ausgeführt wird. Die 
Bundesregierung verfügt deswegen nicht unmittel-
bar über eigene Erkenntnisse hierzu. Wir mir je-
doch auf meine Anfrage von den zuständigen ober-
sten Landesbehörden mitgeteilt worden ist, sind 
von dem Verdacht verschiedene Betriebe wie folgt 
betroffen. 

Erstens. Niedersachsen. Von 64 betroffenen Be-
trieben sind 63 Lohnmäster mit insgesamt 14 247 
Kälbern, wobei die größten Betriebe 880 bzw. 690 
Mastkälber umfaßten. Daneben ist ein sonstiger 
Betrieb mit 180 Kälbern berührt. 

Zweitens. Nordrhein-Westfalen. Von 7 betroffe-
nen Betrieben sind 5 Lohnmäster mit zusammen ca. 
2 500 Kälbern. Als sonstige Betriebe sind ein Be-

trieb mit 1 500 Kälbern und ein Betrieb mit 60 Käl-
bern berührt. 

Weitergehende Detailangaben liegen mir bisher 
nicht vor. 

Gerade angesichts der Aufdeckung der Verstöße 
vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Schutz des Verbrauchers vor gesundheitsbe-
denklichem Fleisch auf der Grundlage der hierfür 
geltenden Vorschriften gesichert ist. Dies beweist 
das zügige und einschneidende Durchgreifen der 
örtlich zuständigen Behörden. 

Die Bundesregierung ist sich aber der Tatsache 
bewußt, daß im Hinblick auf die wirtschaftlichen 
Vorteile gewisser illegaler Praktiken in der tieri-
schen Erzeugung eine ständige konsequente Über-
wachung notwendig ist. Um diese Überwachung 
über die eigenen Grenzen hinaus weiter zu verbes-
sern und illegalen Praktiken vorzubeugen, tritt die 
Bundesregierung nachdrücklich für gemeinschafts-
rechtliche Regelungen ein. Zu diesem Zweck wird 
insbesondere ein generelles Verbot von Hormonen 
zu Mastzwecken gefordert. Die Bundesregierung 
begrüßt, daß sich inzwischen auch das Europäische 
Parlament in einer mit wesentlicher deutscher Un-
terstützung zustande gekommenen Stellungnahme 
vom 11. Oktober dieses Jahres gegen den Einsatz 
von Hormonen zu Mastzwecken ausgesprochen hat 
und daß nach letztem Stand jetzt auch die EG-Kom-
mission von ihrem Vorschlag, natürliche Hormone 
zu Mastzwecken zuzulassen, abgerückt ist und nun-
mehr ein generelles Verbot der Hormone zu Mast-
zwecken vorschlägt. Mit einer EG-Richtlinie vom 
16. Juli 1985 sind bereits Grundlagen für gemein-
schaftliche Kontrollmaßnahmen beschlossen wor-
den. Auch am Zustandekommen dieser Richtlinie 
hat die Bundesregierung wesentlichen Anteil. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Wie hoch schätzt die 
Bundesregierung die Anzahl der Tiere, die mit Hor-
monen gespritzt worden sind und dann — etwa in 
den letzten sechs Monaten — auf den Markt ge-
kommen und an den Verbraucher abgegeben wor-
den sind? 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung schätzt gar nicht, sondern sie handelt im-
mer und orientiert sich an Daten und Fakten. Diese 
habe ich gerade dargelegt. 

(Beifall des Abg. Schmidbauer [CDU/CSU] 
— Zuruf von den GRÜNEN: Ein bißchen 

übertrieben!) 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Welche Gefahr sieht 
die Bundesregierung für den Verbraucher, beson-
ders für Schwangere, wenn bei den hormonbehan-
delten Kälbern auch das sogenannte Killerhormon, 
das in der Humanmedizin für medikamentösen 
Schwangerschaftsabbruch verwendet wird, ge-
spritzt worden ist? 
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Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
das weiß ich nicht. 

(Duve [SPD]: Das war nicht gut!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Zeitler. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, in 
Nudeln wurde jetzt das Tierarzneimittel Chloram-
phenicol gefunden, und zwar wurde die zulässige 
Höchstmenge um das 28fache überschritten. Glau-
ben Sie, daß mit diesem Mittel nur die Hühner 
behandelt wurden, deren Eier in eine Nudelfabrik 
gehen, oder besteht nicht vielmehr der dringende 
Verdacht, daß auch in vielen anderen angebotenen 
Eiern dieses Medikament in überhöhten Dosen vor-
handen war und ist? 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, wir ha-
ben es eben mit den Kälbern zu tun und nicht mit 
den Eiern und Hühnern. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Aber es geht um die medi-
kamentöse Verseuchung von Tieren. Ob das nun 
Hühner oder Kälber sind, ist unwichtig. 

(Tatge (GRÜNE): Lebensmittel!) 

Vizepräsident Stücklen: Ich lese immer von Käl-
bern hier. 

Frau Zeitler (GRÜNE): Es geht um die medika-
mentöse Verseuchung von Tieren. 

Vizepräsident Stücklen: Aber trotzdem: Ich lese 
hier von Kälbern. — Bitte schön. 

(Ströbele [GRÜNE]: Hühner und Kälber 
sind dasselbe, jedenfalls in bezug auf die 

Medikamente!) 

Frau Karwatzki, Parl. Staatssekretär: Herr Präsi-
dent, ich bin außerordentlich dankbar. Dies hat 
nichts miteinander zu tun. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Fragen zu 
diesem Geschäftsbereich. Ich danke Ihnen, Frau 
Parlamentarische Staatssekretärin. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr auf. 

Die Frage 106 des Abgeordneten Stiegler, die 
Frage 107 des Abgeordneten Peter (Kassel) und die 
Fragen 108 und 109 des Abgeordneten Amling sol-
len auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 104 des Abgeordneten Senfft 
auf: 

Welche Gründe waren maßgebend für die Entscheidung 
der Bundesregierung, den Bau der A 33 zwischen Landes-
grenze Nordrhein-Westfalen/Niedersachsen und Bielefeld 
gegen den ausdrücklichen Willen der betroffenen Kommu-
nen Borgholzhausen, Halle und Steinhagen sowie des Land-
schaftsverbandes Westfalen-Lippe und insbesondere der 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen in den Entwurf des 
Bedarfsplans für Bundesfernstraßen aufzunehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Herr Senfft, die A 33 Osna-
brück-Bielefeld-Paderborn-Haaren wurde auf 
Grund der seit Jahren verfolgten landesplaneri-
schen Zielvorstellungen der Länder Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen geplant. Größere Ab-
schnitte sind bereits fertiggestellt bzw. in Bau. Wäh-
rend Niedersachsen nach wie vor den Bau der A 33 
für zwingend erforderlich hält, hat Nordrhein-West-
falen seine bis zum Juni dieses Jahres eingenom-
mene positive Einstellung zur A 33 aufgegeben. 

Die Bundesregierung betrachtet den Lücken-
schluß der A 33 zwischen Landesgrenze Nordrhein-
Westfalen/Niedersachsen und Bielefeld aus Grün-
den des Netzzusammenhanges und aus überregio-
naler Sicht als unverzichtbar, um den vollen Ver-
kehrswert dieser Verbindung zu erreichen. Gegen-
vorstellungen einzelner Gemeinden sind bei überre-
gionalen Planungen nicht auszuschließen. 

Im übrigen wurde bei den Beratungen zum Bun-
desverkehrswegeplan im Bundesrat der Antrag des 
Landes Nordrhein-Westfalen, die A 33 Landes-
grenze Nordrhein-Westfalen/Niedersachsen-Biele-
feld aus dem Bedarfsplan zu streichen, mit großer 
Mehrheit zurückgewiesen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß in jenem Abschnitt zwischen Biele-
feld und Osnabrück nahezu überhaupt noch keine 
Baumaßnahmen begonnen haben, und wie bewer-
ten Sie in diesem Zusammenhang die von allen Bie-
lefelder Parteien gestartete Initiative, nun auch das 
Teilstück nordwestlich der A 2 in Frage zu stellen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
was die Frage zur A 2 angeht, muß ich Ihnen eine 
schriftliche Nachricht zukommen zu lassen. Im üb-
rigen muß ich darauf verweisen, daß es bei diesem 
Lückenschluß darum geht, eine weiträumige Ver-
bindung zwischen der Nordsee und, wenn Sie so 
wollen, dem östlichen Bodensee herzustellen. Es 
gibt nur noch zwei Lücken. Die eine wurde von 
Ihnen erwähnt. Die andere ist in dem Bereich zwi-
schen Würzburg und Ulm im Zuge der A 7. 

Vizepräsident Stücklen: Ihre zweite Zusatzfrage, 
bitte. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
von einer Lücke sprechen, können Sie dann dem 
Parlament hier bestätigen, daß es den deutschen 
Autofahrern zur Zeit unmöglich ist, von der Nord-
see zu den Alpen und umgekehrt zu kommen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Es geht darum, 
den vollen Verkehrswert dieser Verbindung herzu-
stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abge-
ordneter Schulte, bitte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
da sich das Land Nordrhein-Westfalen nach den 
letzten Mitteilungen weiter gegen dieses Teilstück 
der A 33 ausspricht, frage ich Sie: Mit welchen Mit- 
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teln will die Bundesregierung veranlassen, daß sich 
die Planer des Landschaftsverbandes Westfalen

-

Lippe in der nächsten Zeit mit dieser Planung be-
fassen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Zunächst muß 
der Bedarfsplan vom Deutschen Bundestag behan-
delt werden. Wir werden in diesem Haus ein Gesetz 
beschließen. Ich gehe je nach Ergebnis davon aus, 
daß sich das Land Nordrhein-Westfalen bundestreu 
verhalten wird. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 105 des Herrn Abgeordneten 
Senfft auf: 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre Entscheidung, 
den Bau der A 33 zwischen Landesgrenze Nordrhein-Westfa-
len/Niedersachsen und Bielefeld gegen den ausdrücklichen 
Willen des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen in den Ent-
wurf des Bedarfsplans für Bundesfernstraßen aufzunehmen, 
mit ihrer Aussage vom 11. April 1985 in Drucksache 10/3169, 
daß gegen den ausdrücklichen Willen eines Bundeslandes 
kein Fernstraßenprojekt geplant bzw. gebaut wird? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Die Aussage der 
Bundesregierung in Drucksache 10/3169, daß gegen 
den ausdrücklichen Willen eines Bundeslandes 
kein Fernstraßenprojekt geplant bzw. gebaut wird, 
gilt nicht für Teilabschnitte von großräumigen Ver-
bindungen. 

Im übrigen darf ich auf die vorherige Antwort 
verweisen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wie schätzt 
die Bundesregierung den Wert unserer föderalisti-
schen Demokratie im Zusammenhang mit dieser 
Maßnahme ein, die der Landschaftsverband und 
das Land Nordrhein-Westfalen gegen den ausdrück-
lichen Willen von drei Kommunen in den Entwurf 
aufgenommen haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Zunächst einmal 
gibt es zu dieser Straße ja eine lange Historie. Auch 
Gemeinden haben sich — ebenso wie das Land 
Nordrhein-Westfalen früher schon — für diese Ver-
bindung ausgesprochen. Geänderte Mehrheiten ha-
ben dann solche Beschlüsse zum Teil revidiert. 
Aber man muß dazu wissen, daß es auch Bürgerbe-
gehren nach Vollendung dieser Straße gibt. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Senfft, Sie haben 
noch eine Zusatzfrage. 

Senfft (GRÜNE): Herr Staatssekretär, können Sie 
denn hier bestätigen, daß es bei der Fortschreibung 
1980 nicht ein einziges Projekt gegeben hat, auch 
nicht hinsichtlich eines Teilstücks, das gegen den 
ausdrücklichen Willen eines Bundeslandes in den 
Entwurf aufgenommen worden ist? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Da müßte ich 
nachforschen. Ich reiche das schriftlich nach. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schulte. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
Ihre soeben gegebene Antwort unterstellt, daß sich 
sowohl das Land als auch die Planungsämter an die 
Vorgabe des Bundes halten: Was wird die Bundes-
regierung unternehmen, wenn dies nicht der Fall 
sein wird? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Dafür gäbe es 
ein Verfahren, das sich aus den Vorschriften des 
Grundgesetzes ableitet. Ich gehe allerdings davon 
aus, daß sich das Land Nordrhein-Westfalen an Ge-
setze halten wird. Ich nehme nicht an, daß Sie 
Gründe haben, das Gegenteil anzunehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. Damit sind wir am Ende der Fragestunde an-
gelangt. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Frau Abge-
ordnete Dr. Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Präsident, ich bean-
trage im Namen der SPD-Fraktion gemäß Zif-
fer I 1 b der „Richtlinien für Aussprachen zu The-
men von allgemeinem aktuellen Interesse" — Anla-
ge 5 unserer Geschäftsordnung — eine Aktuelle 
Stunde im Zusammenhang mit den vier Dringlich-
keitsfragen der Kollegen Schäfer und Müller zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ver-
kehr. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, die Fraktion der SPD hat zu der Antwort der 
Bundesregierung auf Dringlichkeitsfragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
eine Aktuelle Stunde verlangt. Das entspricht Nr. lb 
der Richtlinien über die Aktuelle Stunde. Die Aus-
sprache muß nach Nr. 2 a der Richtlinien unmittel-
bar nach Schluß der Fragestunde, also jetzt, erfol-
gen. 

Ich rufe auf: 

Aktuelle Stunde 
Berücksichtigung der Ergebnisse des Groß-
versuchs bei der Entscheidung über die Ein-
führung eines Tempolimits 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hauff. — Bitte schön. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es gibt Ja-Sager, es gibt Nein-Sager, 
und es gibt Nichts-Sager. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege Schulte, Sie waren heute ein Weltmei-
ster im Nichts-Sagen und insofern repräsentativ für 
diese Bundesregierung. Sie haben hier eine jäm-
merliche Figur abgegeben. Damit meine ich nicht 
nur, daß Sie die Unwahrheit über meine Rolle in 
der Zeit als Bundesminister gesagt haben. Wenn 
Sie ein bißchen sorgfältig recherchiert hätten, dann 
hätten Sie zur Kenntnis genommen, daß im Jahre 
1978 das Kabinett auf meinen Vorschlag — der 
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Dr. Hauff 
wurde damals abgelehnt, nicht zuletzt auf Drängen 
der FDP — beschlossen hat, an die Autofahrer zu 
appellieren, sie sollten durch Selbstdisziplin zur Be-
kämpfung der Luftverunreinigung beitragen. Bis 
zum Jahre 1981 ist dies auch gegangen. 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Das ist ja lach

-

haft!) 

Ich heiße doch nicht Seebohm und sage sonntags 
etwas anderes als das, was das Kabinett von Mon-
tag bis Freitag beschließt. Sie haben — ich wieder-
hole es — eine jämmerliche Figur abgegeben: Es 
liegt eine Studie aus den Vereinigten Staaten über 
ein zehnjähriges flächendeckendes Tempolimit in 
den Vereinigten Staaten vor. In dieser Studie ist 
sorgfältig analysiert, was die einzelnen Konsequen-
zen sind. Und da stellen Sie sich heute in der Frage-
stunde hin und sagen — das ist eine Zumutung für 
uns —, Sie seien nicht in der Lage, diese Studie zu 
beurteilen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn das die Entscheidungsfindung der Bundesre-
gierung ist, dann ist sie meilenweit davon entfernt, 
wirklich eine rationale Entscheidung zu treffen. Der 
einzige Großversuch, der diesen Namen verdienen 
würde, wäre die zehnjährige Erfahrung in den Ver-
einigten Staaten von Amerika — und nichts ande-
res. 

Es ist aber auch ein erbärmlicher politischer Stil, 
der hier praktiziert wird. Erst sagt der Bundeskanz-
ler: Solange ich Bundeskanzler bin, gibt's kein Tem-
polimit, und dann geht es hin und her. Und dann 
sagt der Herr Kollege Hoffie heute zu Ihnen, es 
gäbe aus dem Großversuch, so wie er durchgeführt 
worden sei, vermutlich überhaupt keine neuen Er-
kenntnisse abzuleiten. Das bestätigt dann sogar 
noch der Staatssekretär, indem er sagt: Ja, natür-
lich wissen wir, in welchen Maschen sich das ver-
mutlich abspielt. Ja, warum um alles in der Welt 
führen Sie dann eigentlich einen Großversuch 
durch und verschleudern 14 Millionen DM Steuer-
gelder, wenn Sie vorher schon wissen, was dabei 
herauskommt? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Um Zeit zu 
schinden!) 

14 Millionen verschleudert zu dem einzigen Zweck, 
das Gesicht zu wahren. Denn in Wahrheit sind Sie 
gar nicht daran interessiert, das Thema ernsthaft 
zu erörtern. Vielmehr wollen Sie eine für Sie unlieb-
same Diskussion in Ihren eigenen Reihen been-
den. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist der 
Punkt!) 

Das ist der eigentliche Punkt. Bei Ihnen haben 
nämlich immer noch diejenigen, vielleicht nicht 
mehr die Mehrheit, aber doch das Sagen, die mei-
nen, das Thema müsse man unter der Überschrift 
„Freie Fahrt dem freien Bürger" behandeln. 

Wer diesem Freiheitsbegriff nicht mit Entschie-
denheit entgegentritt, der wird im Umweltschutz 
niemals Fortschritte erreichen können, sondern er  

wird immer nur, so wie Sie es jetzt tun, taktisch vor 
sich hinwerkeln. 

(Beifall bei SPD und den GRÜNEN) 

Ich sage Ihnen, es bleibt dabei, was der Präsident 
der Naturschutzverbände der Alpenländer vor we-
nigen Tagen gesagt hat: 

Unser Freiheitsverständnis muß die Natur mit 
einbeziehen. Die freie Selbstbestimmung des 
Menschen kann nur so weit existieren, als sie 
den Fortbestand der Natur respektiert, die ih-
rerseits Lebensgrundlage des Menschen dar-
stellt. Ohne den Fortbestand kann die Freiheit 
des Menschen nicht bestehen. 

Wenn Sie jetzt sagen und wenn Demarchen stim-
men, daß es auf jeden Fall 100 000 Tonnen sind — 
das war auch bei den Fragen der Abgeordneten zu 
spüren —, und gleichzeitig als Bundesregierung die 
TA Luft als einen Riesenfortschritt öffentlich be-
zeichnen, mit der 90 000 Tonnen erreicht werden 
sollen, dann frage ich: Was soll diese gespaltene 
Moral eigentlich bedeuten? 90 000 Tonnen bei der 
TA Luft sind ein Riesenerfolg, und über 100 000 
Tonnen beim Tempolimit sind nichts. 

Nein, Ihre Argumente sind unglaubwürdig. Sie 
sind nicht in der Lage und nicht bereit, in Ruhe Ihre 
Entscheidungsgrundlagen offenzulegen, sondern 
Sie wollen eine unliebsame Diskussion in Ihren ei-
genen Reihen abwürgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Dr. Hauff, das schlechte Gewissen war Ihnen ins 
Gesicht geschrieben und an der Lautstärke anzu-
merken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann mich nicht entsinnen, unter Ihrer Regie-
rung im Verkehrsausschuß einen Antrag über Tem-
polimit oder ähnliches behandelt zu haben. 

(Dr. Hauff [SPD]: 1978! Jetzt sagen Sie wie

-

der die Unwahrheit! Das ist unglaublich!) 

Deswegen ist diese Aktuelle Stunde überflüssig wie 
ein Kropf. 

(Duve [SPD]: Dies trifft auf die Bundesre

-

gierung zu!) 

Die Bundesregierung hat mit überaus großer Ge-
duld eigenartige Fragen mit großer Präzision beant-
wortet. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der lebt in ei

-

ner anderen Welt!) 

Sie werden uns auch gar nicht provozieren oder es 
gar verhindern können: Wir bleiben bei unserer 
Entscheidung, daß der Großversuch und sein Ab-
schluß die Entscheidungsgrundlage neben anderem 
mit sein werden. Umweltfragen, Beschäftigungsfra-
gen, wirtschaftspolitische Fragen und europäische 
Fragen werden da zusammengehören. 
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Straßmeir 
Aber Sie von der SPD haben sich doch längst 

festgelegt. Sie wollen doch gar keinen Großversuch 
und sein Ergebnis. 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

Ihre politischen Anträge sind doch schon längst 
da. 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

Ihre Einlassungen machten doch auch deutlich, daß 
Sie das Tempolimit wollen. 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

Ja, Sie pflegen hier heute Ihr ideologisches Trauma. 
Fünf, sechs Abgeordnete von der SPD sind im Saal, 
und Ihre Kollegen donnern mittlerweile mit vollem 
Rohr über die deutschen Autobahnen heimwärts in 
ihre Wahlkreise. Das ist die Realität auch bei Ih-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist das Interesse wirklich sehr gering. 

Ich frage mich auch: Wo war Ihr Interesse von 
1972 bis 1982? Nichts ist geschehen. Überhaupt 
nichts. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Gar nichts!) 

Nur ein paar Ideologen haben das immer gekonnt; 
jedes Mal mit anderen Begründungen. Erst war es 
die Energie, dann war es die Verkehrssicherheit, 
jetzt ist es die Umwelt. 

(Duve [SPD]: Alles sehr, sehr ernsthafte 
Begründungen!) 

Niemand von Ihnen hat das ernsthaft betrieben, 
solange Sie die politische Verantwortung gehabt 
haben. 

Im übrigen, reden Sie dem deutschen Volk nicht 
ein, es gebe in Deutschland kein Tempolimit! Von 
den 488 000 Kilometern Straße sind lediglich 7 000 
Kilometer ohne Tempolimit. Genau über die reden 
Sie. Das ist die exakte Zahl. Auch in den Vereinig-
ten Staaten, auch in Japan sind die Tempolimits 
nicht wegen der Umweltbelastung eingeführt wor-
den, das wissen Sie so gut wie ich. 

(Ströbele [GRÜNE]: Sondern?) 

Bei Ihnen geht es lediglich um einen ideologischen 
Kampf, und Ihre manische Abneigung gegen das 
Auto schlägt hier durch. 

Ich sage Ihnen: wir werden alle entscheidungsre-
levanten Unterlagen heranziehen. Aber wir werden 
uns die Entscheidung nicht leichtmachen. Sie wis-
sen so gut wie ich, daß 80 % der Bevölkerung gegen 
ein Tempolimit sind. Eine demokratisch legiti-
mierte Regierung muß schon sehr zwingende 
Gründe haben, wenn sie gegen den erklärten Willen 
des Volkes eine Entscheidung treffen will. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: 70% waren ge

-

gen die Nachrüstung! — Weiterer Zuruf 
von den GRÜNEN: Sie kümmern sich doch 
gar nicht um die Meinung der Bevölke

-

rung!) 

— Daß Sie der Wille des Volkes nicht interessiert, 
ist mir vollkommen klar. 

Weil wir gerade beim Demokratieverständnis 
sind: Mir hat bisher auch noch niemand plausibel 
machen können, wo der Sinn eines gespaltenen 
Tempolimits liegen könnte. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD und 
den GRÜNEN — Schäfer [Offenburg] 
[SPD]: Betretenes Schweigen bei der CDU 

Baden-Württembergs!) 

Dann reden wir, da wir gerade bei diesem Thema 
sind, auch einmal davon, daß wir es mit Europa zu 
tun haben. Sicher werden auch europäische Grund-
lagen die Entscheidung mit beeinflussen. Aber ei-
nes ist auch sicher: Viele, die in Europa vom Wald 
und von der Umwelt reden, meinen auch die deut-
sche Spitzentechnik, die ihnen gar nicht behagt. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Unsere grundlegende Entscheidungsrichtung 
wird sein: abwarten der Unterlagen. Allerdings ist 
unsere Zielrichtung eher moderne Technik für eine 
gute Umwelt und nicht der umgekehrte Weg. 

Lassen Sie mich als Berliner noch eine persönli-
che Bemerkung anschließen: Es muß schon sehr 
viel Wasser fließen, 

(Duve [SPD]: Welchen Fluß meinen Sie?) 

ehe ich mich dazu entscheide, das Recht der DDR 
bezüglich Tempo 100 mit einer brutalen polizeili-
chen Überwachung den Bürgern der Bundesrepu-
blik Deutschland zuzumuten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Verehrte Kollegen, ich 
weiß, daß die Zwischenrufe die Würze der Debatte 
sind. Aber wenn die Summe aller Zwischenrufe 
mehr ausmacht als die Rede selber, ist das nicht 
mehr so ganz gut. 

Nun hat der Abgeordnete Schulte (Menden) das 
Wort. 

Schulte (Menden) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich glaube, ich brauche 
die Rede von Herrn Straßmeir nicht zu kommentie-
ren. Es sei ihm nur ins Stammbuch geschrieben, 
daß nach der letzten „Emnid"-Umfrage 65 % der 
Bundesbürger ein Tempolimit befürworten. 

In dieser Frage steht die Bundesregierung seit 
einem Jahr mit dem Rücken an der Wand. 

(Senfft [GRÜNE]: So ist es!) 

Sie hat damals versucht, mit diesem Großversuch 
einen Ausweg zu finden, der allerdings scheitern 
mußte. Nun will sie quasi über Nacht völlig irratio-
nal, überhastet eine Entscheidung treffen, wobei ich 
davon ausgehe, daß diese Entscheidung schon 
längst getroffen worden ist, 

(Ströbele [GRÜNE]: So ist es!) 

und zwar nicht unbedingt im Kabinett, sondern 
letzlich in den Chefetagen der Automobilindustrie. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau! Das ist es!) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 	13199 

Schulte (Menden) 

Es muß einmal ganz deutlich gesagt werden, daß 
dieser Großversuch ein Riesenbetrug am Steuer-
zahler ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wenn Vertreter der Regierung schon vor dem Groß-
versuch, aber auch während des Großversuches 
mehrfach gesagt haben, ein Tempolimit werde es 
mit dieser Regierung nicht geben, wenn die Ergeb-
nisse in ihrer Gänze überhaupt nicht abgewartet 
werden — das hat der Parlamentarische Staatsse-
kretär ja heute auch zugegeben —, wenn Tempo 80 
gar nicht berücksichtigt werden soll und wenn von 
vornherein klar ist, daß es keine Bestrafung für zu 
schnelles Fahren auf den Teststrecken gibt, wenn 
also die Autofahrer quasi auf den Teststrecken zum 
Rasen eingeladen werden, dann kann man nur sa-
gen: Dieser Großversuch war von vornherein eine 
Farce. 

Eins ist ja besonders interessant: Man kann in 
den Zeitungen — — 

(Seiters [CDU/CSU]: Herr Schulte, hat Ihr 
Fraktionsgeschäftsführer bei seiner Fahrt 
mit dem Dienstwagen zum Pop-Konzert 

Tempo 100 eingehalten?) 

— Fragen Sie mich als leidenschaftlichen Bahnfah-
rer so etwas nicht. Ich kann das nicht nachvollzie-
hen, da ich nicht dabei war. 

Ich möchte aber auf eine ganz besonders pikante 
Tatsache hinweisen. Der Hauptgrund, weshalb man 
das Tempolimit ablehnen wird, wird das Argument 
sein, daß sich der Autofahrer so oder so nicht an die 
Geschwindigkeitsbegrenzung hält. Dazu gibt es 
heute einen sehr schönen Kommentar in der „Ta-
geszeitung" unter dem Titel: „Kohl will Anarchie." 
Ich möchte aus diesem Kommentar einiges zum be-
sten geben. 

Die Argumentation der Bundesregierung ist 
sensationell. Sie enthält die lang versprochene 
Wende hin zur Anarchie, Kohl hat's kapiert: 
Verbote nützen nichts, weil sich niemand dran 
hält. Weil sich j a auch niemand an das Betäu-
bungsmittelgesetz hält, weil ständig gekifft 
wird, weil es Bankräuber nicht lassen können, 
die Diebe, die Mörder, die Blutsauger, Speku-
lanten, Fälscher, Vergewaltiger, weil sich nie-
mand an nichts hält und nichts mehr heilig ist 
— schaffen wir doch gleich den ganzen Geset-
zesrümpel ab. 

(Zustimmung des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Und endlich können wir jetzt auch in unseren 
Städten ungehemmt die Sau rauslassen, kleine 
Kinder auf die Kühler nehmen, Omis über die 
Zebrastreifen jagen und den Radfahrern Be-
nehmen beibringen. 

Ich will nicht behaupten, daß die Bundesregie-
rung so weit geht, die Straßenverkehrsordnung ab-
zuschaffen. Aber sie muß sich doch wirklich der 
Glaubwürdigkeit halber die Frage gefallen lassen, 
warum sie nicht den gleichen Weg beim Tempolimit 
beschreitet, den sie bei der Gurtanlegepflicht be-
schritten hat. Auch da hat sich herausgestellt, daß 
freiwillig viele Bundesbürger diese Maßnahme  

nicht befolgen, aber dann, wenn man Vorschriften 
macht, wenn man Geldstrafen einführt, die Befol-
gungsquote sehr hoch wird. 

Lassen Sie mich abschließend festhalten und der 
Bundesregierung sagen: Sie brauchen sich über-
haupt nicht einzubilden, daß mit der Entscheidung 
in der nächsten Woche die Diskussion zum Tempo-
limit beendet ist. 

(Zustimmung des Abg. Mann [GRÜNE]) 

Wir garantieren Ihnen, daß diese Diskussion bis zur 
nächsten Wahl, bis diese Bundesregierung abgelöst 
wird, weitergeführt wird. Wir werden bei der Mei-
nung bleiben, und wir glauben auch, daß der unbe-
schönigte Großversuch dieses bestätigen wird, daß 
das Tempolimit die einzige sofort wirksame Maß-
nahme zur Rettung des Waldes sein wird. 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Die wilde Raserei des „Waldkillers" Auto muß auch 
in der Bundesrepublik ein Ende haben. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das ist schon paradox. 

(Zustimmung bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

— Danke schön. — Da sitzen SPD und GRÜNE, die 
seit einem Jahr erklären: Für uns ist alles klar; 

(Duve [SPD]: Erst ist es ein Paradebeispiel! 
Jetzt ist es paradox!) 

wir brauchen überhaupt keine weiteren Studien, 
keine weiteren Untersuchungen, keine weiteren Er-
gebnisse. Wir wollen auf Grund der vorhandenen 
Erkenntnisse Tempo 100 auf Autobahnen und 
Tempo 80 auf Landstraßen — und das jetzt und 
sofort. 

(Beifall beider SPD und den GRÜNEN) 

— Danke. — Jetzt plötzlich wird das umgedreht. 
Jetzt sagen Sie: Da ist aber noch eine Studie, da 
werden die Ergebnisse in den nächsten Tagen be-
kannt, und die müssen wir ganz sorgfältig und 
lange analysieren, sonst kann man eine verantwor-
tungsgerechte Entscheidung nicht treffen. 

(Widerspruch bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Nun habe ich ja Verständnis dafür, daß insbeson-
dere der Kollege Hauff dringend auf die Ergebnisse 
einer solchen Studie wartet, weil, wie ich ihm schon 
zweimal vorgehalten habe und zum drittenmal 
heute hier sagen muß, gerade er derjenige ist, der in 
Korrespondenz, die auch z. B. in der Süddeutschen 
Zeitung abgedruckt war, in seiner Ministerverant-
wortung ausdrücklich — z. B. dem BUND — erklärt 
hat, warum er damals, 1980, ein Tempolimit für 
nicht durchsetzbar und möglich hielt. Und hier 
stellt sich der Mann hin, der früher immer für Kal-
kar, und, nachdem er aus der Verantwortung her- 
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Hoffie 
aus war, gegen Kalkar war — das war ein zweites 
Beispiel —, und sagt: April, April, ist alles nicht 
wahr! 

(Mann [GRÜNE]: Der kann ja lernen!) 

Also: Ausgerechnet SPD und GRÜNE, die jede wei-
tere Ergebnisauswertung für überflüssig halten, 
wollen jetzt die gründliche Auswertung. 

(Mann [GRÜNE]: Wir sind immer konse

-

quent gewesen, Herr Hoffie!) 

Nun kann ich sagen: Ich möchte Sie auch — näm-
lich für einen einzigen denkbaren Fall, den ich al-
lerdings nicht für wahrscheinlich halte — sehr 
gründlich: Sollte das Ergebnis des Großversuchs 
eine völlige Überraschung sein, nämlich von den 
Ergebnissen erheblich abweichen, die wir alle mut-
maßen und aus bisherigen Untersuchungen und 
Studien kennen, daß nämlich eine Schadstoffentla-
stung zwischen — ich sage mal — 2 und 5 bis 7 % 
liegen würde — das kennen wir aus bisherigen Stu-
dien —, dann ist allerdings doch wohl klar, daß auch 
die Bundesregierung nicht über Nacht und im Hau-
ruck-Verfahren und nicht ohne auch den gründli-
chen Rat der FDP-Fraktion einzuholen, 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wie bei SDI!) 

entscheiden könnte. Sie wird natürlich auch Ihre 
Ratschläge einholen. Aber für den Fall, daß das Er-
gebnis nun wirklich in der Bandbreite der bisheri-
gen Erwartungen liegt, ist doch für Sie alles klar: 
Dann wollen Sie Tempo 100. Dann ist für die CDU/ 
CSU alles klar, dann möchte sie am liebsten über-
haupt keine Veränderung. Dann gibt es auch eine 
klare FDP-Position. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Sie fallen im 
entscheidenden Augenblick um! — Mann 
[GRÜNE]: Bleifreie Masche fortsetzen! — 
Weitere anhaltende Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Meine verehrten Her-
ren, etwas mehr Ruhe! 

Hoffie (FDP): Dann gibt es eine ganz klare Posi-
tion, die besagt: Ein allgemeines Tempolimit wird, 
wie immer dieses Ergebnis aussieht, mit der FDP 
nicht stattfinden, weil es umweltfeindlich ist. Das 
wissen Sie auch. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Es ist deshalb umweltfeindlich, weil es in der Band-
breite dieser 3 bis vielleicht 5 oder 6% nur einen 
ganz kleinen Umwelterfolg bringt, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Deswegen ist 
es umweltfeindlich!) 

im Gegensatz zu dem, was allein die deutsche Auto-
mobilindustrie der Bundesregierung schon jetzt 
verbindlich erklärt hat, daß nämlich 1986 bereits 
jedes zweite Fahrzeug und 1987 bereits zwei Drittel 
aller Fahrzeuge, die neu auf den Markt kommen, 
mit Katalysatoren ausgestattet sein werden, 

(Widerspruch bei der SPD — Dr. Hauff 
[SPD]: Schadstoffarm!) 

mit dem Ergebnis, daß dann bereits 1987 insgesamt 
eine Schadstoffentlastung von 30 % besteht, was 
mindestens das Doppelte von dem ist, was ein allge-
meines Tempolimit bringen könnte. 

(Dr. Hauff [SPD]: Schulaufgaben machen!) 

Deshalb nochmals: Mit der FDP wird es jede 
Möglichkeit geben, 

(Lachen und Zustimmung bei der SPD — 
Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der Satz war 
schön: „Mit der FDP wird es jede Möglich

-
keit geben!") 

jeweils die bessere, nicht aber die schwächere, die 
umweltfeindliche Lösung durchzusetzen, nämlich 
das allgemeine Tempolimit. 

Sie sollten wirklich, meine Damen und Herren — 
gerade Herr Hauff —, nicht die Zeit für die Auswer-
tung einer Studie anmahnen, die Sie ständig und 
überall für überflüssig gehalten haben. Nicht die 
Bundesregierung hat heute ihre Entscheidung 
schon fertig, sondern Sie haben sie seit über einem 
Jahr fertig und wollen hier nochmal einen nach-
träglichen Zauber veranstalten, weil sich das 
Thema dazu eignet. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Duve. 

Duve (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Hoffie, Ihre Partei ist deshalb eine so 
unmögliche Partei, weil bei Ihnen, wie Sie selber 
sagen, alle Möglichkeiten möglich sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Hoffie (FDP): Die Möglichkeiten, die bes

-

ser sind!) 

Dieser Großversuch zur Verhinderung des Tem-
polimits ist strategisch angelegt, wird mit allen 
technischen, strategischen und taktischen Mitteln 
gefahren, und man versucht jetzt, nach zwei Jahren 
Organisation der Verhinderung des Tempolimits, zu 
einem Ergebnis zu kommen, um es ein für allemal 
loszuwerden. Herr Hoffie, Sie haben sich daran be-
teiligt. 

Sie greifen uns wegen der Vorgänge zu Beginn 
der 80er Jahre an. Ich erinnere mich noch sehr gut, 
daß wir beide Berichterstatter für einen Bericht, ich 
glaube, 1981 im Verkehrsausschuß waren, wo ich, 
auch aus den beiden sinnvollen und ernsthaften an-
deren Gründen, die erwähnt wurden, für ein Tem-
polimit war, während Sie versucht haben, jede Dis-
kussion über ein Tempolimit im Grundsatz abzu-
würgen. Die FDP war schließlich mal der Koali-
tionspartner. Ich finde es in Ordnung, daß der da-
malige Verkehrsminister Hauff in der Öffentlich-
keit das gesagt hat, was die Gesamtregierung zu 
vertreten hatte. 

Wir haben hier schreckliche Sachen mit dem 
Tempolimit erlebt. Bei der Frage der Verkehrstoten 
wurde dann „freie Fahrt für freie Bürger" gesagt, 
bei der Frage der Energieeinsparung, die nun wirk-
lich ein dramatischer Gesichtspunkt wurde, wurde 
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Duve 
ebenso argumentiert. Wir haben es jetzt mit der 
Erkenntnis zu tun, daß Stickoxide einen großen An-
teil haben und daß ihr Ausstoß bei hoher Geschwin-
digkeit sehr steigt. Diese Erkenntnis ist relativ 
jung. Trotzdem hatten wir seit 2 1/2 Jahren gesi-
cherte Erkenntnisse, mit denen wir wenigstens das, 
was Sie als Marge hier beschrieben haben, verwirk-
lichen konnten, nämlich das von Kraftfahrzeugen 
erzeugte Stickoxid um bis zu 7% zu reduzieren. 

Wir haben eine gute Anhörung gehabt, wir haben 
die Wissenschaftler gehört. Wir haben alles gesam-
melt, was wir an Erkenntnissen hatten, und dann 
haben wir gesagt: Wir brauchen keinen Großver-
such. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Wir haben gesagt: Das Tempolimit ist für den Wald 
nötig, es ist sofort möglich, und wir vertrauen dar-
auf, daß die Bürger, die Fahrerinnen und Fahrer 
auf den Autobahnen, das auch akzeptieren; denn 
für den Wald — das sagen Sie auch immer, und 
auch die Herren, deren Stühle jetzt nicht besetzt 
sind, haben es immer wieder gesagt — müssen wir 
alles tun, was wir können. Das hätten wir tun kön-
nen. Sie wollten es verhindern, und deshalb nun 
dieser Großbetrug an den Erwartungen der Bürger, 
auch der Leute, die sich um den Wald kümmern, 
auch der Waldbesitzer. Es geht um Zeitgewinn und 
den Versuch, ein bißchen Zeit hinauszuschieben. 

(Wolfgramm [Göttingen] [FDP]: Groß

-

maul!) 

— Ja, das ist ein Großbetrug. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Er sagte „Groß

-

maul"!) 

— Das ist ein sehr schmeichelhafter Zwischenruf, 
weil Sie ihn ja literarisch verstehen und das Maul 
ja auch eine gewisse literarische Bedeutung hat, 
Herr Kollege Wolfgramm. Da werden wir uns nicht 
streiten, sondern wir beide werden wieder zu Abend 
essen und in dieses eben von Ihnen so zitierte Maul 
wunderbare Sachen hineinstopfen. 

(Heiterkeit — Schulte [Menden] [GRÜNE]: 
Was hat denn das mit dem Tempolimit zu 

tun? — Heiterkeit) 

— Das ist richtig. 

Aber eine Sache möchte ich hier doch loswerden: 
Ich glaube, die Regierungsparteien werden aus der 
Legitimationsfrage nicht entlassen werden. Sie ha-
ben etwas inszeniert, sie haben Wissenschaftler en-
gagiert, sie haben Wissenschaftler auch miß-
braucht. Das Ergebnis steht fest. Es war ganz deut-
lich zu sehen, daß unser Jein-Sager von eben aus 
der Fragestunde bereits alles ganz genau weiß, was 
er dann in der nächsten Woche entscheiden wird. 
Die Entscheidung steht fest. Sie tun der Öffentlich-
keit gegenüber so, als sei diese Frage noch offen. 
Ich habe Sie danach gefragt, Herr Schulte. Aus die-
sem Umgang mit der Öffentlichkeit und dem Parla-
ment werden wir Sie nicht entlassen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schmidbauer. 

Schmidbauer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist in der Tat 
eine Situation, Freitagnachmittag eine Aktuelle 
Stunde über Dinge zu beantragen, die wir über ein 
Jahr intensiv beraten. 

(Mann [GRÜNE]: Ausgesessen haben!) 

— Herr Mann, Sie waren nicht dabei. 

(Mann [GRÜNE]: Ich lese Zeitung!) 

Sie handeln nach dem Motto: „Wissen ist Macht; 
nichts wissen macht nichts." Das ist Ihre Devise. 
Aber damit kommen wir ja hier nicht weiter. 

(Mann [GRÜNE]: Das ist ja wohl eine Un

-

verschämtheit!) 

Wir sollten uns in der Tat darauf besinnen, was 
wir — Fraktionen und Bundesregierung — 1984 in 
diesem Parlament gesagt haben, Herr Duve. 

(Dr. Hauff [SPD]: Der Bundeskanzler!) 

— Herr Hauff, Ihre Zwischenrufe können mich 
nicht erregen. Aber Ihre Polemik vorhin gegen die 
Bundesregierung ist doch überhaupt nicht berech-
tigt. Es gibt tätige Minister und untätige Minister. 

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD und 
den GRÜNEN) 

Sie waren — das können wir bescheinigen — der 
untätigste Minister in diesem Bereich in Ihrem 
Amte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben zu keinem Zeitpunkt Anstrengungen un-
ternommen, 

(Dr. Hauff [SPD]: Das ist nicht wahr! Das 
ist unwahr!) 

obwohl Sie heute ständig darauf hinweisen — — 

(Weitere Zurufe des Abg. Dr. Hauff [SPD]) 

— Auch wenn Sie mich am Sprechen hindern wol-
len, können Sie das nicht. 

(Dr. Hauff [SPD]: Wenn Sie die Unwahr

-

heit sagen wollen, sehr wohl!) 

Ich werde es Ihnen noch einmal sagen: 1972 sind die 
Amerikaner darangegangen, Katalysatoren auf den 
Markt zu bringen, ebenso die Japaner. Sie waren 
nicht imstande, auch nur zu kopieren. Und hier ge-
ben Sie gute Ratschläge! Sie sind, wenn es im In-
nenausschuß um Anhörungen und Beratungen 
geht, nicht dabei. Aber hier im Plenum, wenn verba-
ler Umweltschutz betrieben werden kann, dann tun 
Sie das. Das kann Ihnen niemand abnehmen, und 
auch wir nehmen Ihnen das nicht ab. 

Um was geht es?  Ich habe bereits 1984 darauf hin-
gewiesen, wie groß der Streitwert ist. Ich habe dar-
auf hingewiesen, daß keine der bisherigen Untersu-
chungen auf den Verkehrsverlauf Rücksicht nimmt, 
keine der Untersuchungen Längsprofile mißt. Wir 
haben damals gesagt: Dies ist keine Grundlage für 
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eine Entscheidung. Diese Grundlagen werden jetzt 
vorliegen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Es liegt alles 
am Dienstag nicht vor! — Weitere Zurufe 

von der SPD) 

— Jetzt sind mir Ihre Zwischenrufe völlig unver-
ständlich. Was haben Sie plötzlich dagegen, daß 
diese Bundesregierung handelt, wie sie in diesem 
Bereich seit drei Jahren handelt?  

Ich will Ihnen Ergebnisse sagen, die Sie nicht 
hören wollen. Der Kollege Hauff hat vorhin auf die 
TA Luft hingewiesen. Herr Kollege, diese 90 000 t 
bei der Technischen Anleitung Luft kann nur der so 
interpretieren, der sich in der Tat mit diesen Din-
gen nicht beschäftigt. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das ist doch 
Unfug!) 

Bei der TA Luft geht es grundsätzlich nicht nur um 
Stickoxidreduzierung. Nur, der Kollege Hauff weiß 
es nicht, denn sonst könnte er keine solchen 
Scheinargumente vorbringen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Unter Niveau, 
oje, oje!) 

Ich will Ihnen sagen, wo unser grundsätzlicher 
Unterschied ist: Sie wollen mehr Dirigismus über 
Tempolimit, wir wollen mehr Technologie. 

(Widerspruch bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Wir vertrauen darauf, daß mit mehr Technologie 
mehr Schadstoffemissionsminderung erreicht wer-
den kann. In einem können Sie sicher sein: daß 
diese Bundesregierung so handelt, wie es richtig ist. 
Meine Fraktion wird diese Bundesregierung in die-
ser Entscheidung unterstützen, und dann können 
Sie, Herr Schulte, die Diskussion bis 1990 treiben, 
dann wohl wahrscheinlich außerhalb dieses Parla-
ments. 

Herzlichen Dank. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Antretter. — Ist er im Saal? 

(Zurufe: Er ist nicht angetreten! — Er hat 
das Tempolimit schon eingeführt!) 

— Dann gebe ich dem Abgeordneten Müller das 
Wort. 

Müller (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wir wollen diese heutige De-
batte nicht deshalb, weil wir hier scheinideologi-
sche Gefechte ausstragen wollten, sondern wir ha-
ben dafür einen schlichten, einfachen Grund: Wir 
wollen möglichst schnell den Ausstoß von Gift in 
die Luft reduzieren. Das ist der einfache Grund, und 
da geht es nicht um Scheinideologien! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir sagen dabei auch nicht, es gehe nur ums 
Auto. Es geht um eine Vielzahl von Maßnahmen, 
aber auch das Auto muß dazu seinen Beitrag lei-

sten. Nach dem Trauerspiel der letzten Jahre, insbe-
sondere der letzten Monate im Zusammenhang mit 
der EG, bleibt da kein anderes wirksames, kurzfri-
stig sehr effizientes Mittel als die Tempobegren-
zung. Das ist der entscheidende Punkt, um den es 
geht! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der Bundesregie-
rung, Sie können doch nicht beispielsweise als Bun-
desregierung in der Beantwortung der Großen An-
frage zu dem Thema „Kranke Umwelt, kranke Luft" 
bedauern, daß insbesondere der Ausstoß von Schad-
stoffen aus Kraftfahrzeugen weiterhin dramatisch 
ansteigt, daraus bei einer anderen Debatte dann 
aber keine Schlußfolgerungen ziehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir müssen Sie doch in einer solchen Diskussion 
ernst nehmen, bzw. wir wollen, daß die Politik in 
einer solchen Diskussion ernst genommen wird, 
und deshalb werden wir in dieser Frage auch nicht 
nachlassen. 

In der vor kurzem gegebenen Antwort auf die 
Große Anfrage steht, das Entscheidende bei der 
Luftverunreinigung sei nach wie vor der starke An-
stieg der Stickoxide. Das kann man nachweisen, 
und deswegen ist dies keine ideologische Debatte. 
Auf der Basis der dramatischen Entwicklung beim 
Waldsterben, im Hinblick auf den Menschen und 
angesichts des Versagens der Bundesregierung be-
züglich sinnvoller Regelungen auf europäischer 
Ebene bleibt uns eben nichts anderes, als hier klar 
zu sagen: Wir wollen kurzfristig ein Tempolimit, 
und zwar nicht nur auf Bundesautobahnen, sondern 
gleichzeitig auch als Tempo 80 auf Landstraßen. 

Der zweite wichtige Punkt: Wir haben nie ver-
kannt, daß der Großversuch eigentlich nicht nötig 
war. Diese Auffassung haben wir immer vertreten. 

(Straßmeir [CDU/CSU]: Aha!) 

— Das haben wir nie verkannt, weil die Daten, die 
vorliegen, unseres Erachtens für ein politisch ver-
antwortliches Handeln ausgereicht haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
SPD: Der Versuch war überflüssig! — Un

-

nötig!) 

Es gibt — — 

(Schmidbauer [CDU/CSU]: Welche Daten 
denn?) 

— Wissen Sie, selbst wenn man die untere Grenze 
der in den heute vorliegenden Studien enthaltenen 
Daten zugrunde legt, selbst wenn man die Aussa-
gen des ADAC oder die Aussagen des Bundesver-
bandes der Automobilindustrie zugrunde legt, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: So ist es!) 

wird man durch ein Tempolimit noch zu Ergebnis-
sen kommen, die Sie in anderem Zusammenhang 
als großen umweltpolitischen Erfolg bezeichnen 
würden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 
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Nehmen Sie sich in dieser Frage doch selbst einmal 
ernst! 

(Zustimmung bei der SPD) 

Gerade weil wir das ernst nehmen, wollen wir 
nicht, daß es in dieser Frage zu einer Nacht- und 
Nebel-Aktion kommt. Wir wollen, daß diese Ergeb-
nisse sehr sorgfältig beraten werden und daß es 
sich eben nicht um eine Alibiveranstaltung mit Ko-
sten in einer Größenordnung von 14 Millionen han-
delt. Es soll dies eben nicht ein Großtäuschungsver-
such sein, sondern wir wollen klar erörtern, daß es 
sich dabei nicht um eine Verschleierung handelt. 
Wir wollen eindeutig herausfinden, daß wir mit dem 
Tempolimit die Möglichkeit haben, zu einer Redu-
zierung der Umweltkrankheiten, speziell der Luft-
krankheiten, zu kommen. 

Ich halte es beispielsweise für einen ganz wichti-
gen Punkt, zu sehen, was im Augenblick über ge-
zielte Presseveröffentlichungen an Verschlei-
erungstaktik läuft. Da wird auf einmal davon gere-
det, auf Abschnitten, auf denen klar Erfolge zu ver-
zeichnen sind, liege das daran, daß wegen des groß-
artigen Alpenpanoramas die Leute heute langsa-
mer fahren. Das ist doch eine abenteuerliche Argu-
mentation! Wie ernst soll man denn solche Argu-
mente noch nehmen? Das geht nicht! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Zuletzt will ich nur mit einem Satz auf einen 
Punkt eingehen, auf die Frage des Polizeistaats; das 
ist ja beim letztenmal in der Argumentation hoch-
gekommen. Abgesehen davon, daß ich diesen Ver-
gleich für verfehlt halte, bitte ich Sie, doch einmal 
über eines nachzudenken: Was passiert, wenn die 
Entwicklung im Bereich der Umwelt immer drama-
tischer wird? Welche autoritären staatlichen Mittel 
müssen wir dann einsetzen, um eine Katatrophe 
abzuwenden! Seien Sie in diesem Zusammenhang 
bitte sehr vorsichtig mit dem Argument des Polizei-
staates. Denken Sie an die Verantwortung, die Sie 
in dieser Frage haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Haungs. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der spricht 
jetzt für das gespaltene Tempolimit! Der 

kommt aus Baden-Württemberg!) 

Haungs (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die beiden Standpunkte, die bis-
her vorgetragen worden sind, unterscheiden sich 
nur darin, daß der der GRÜNEN logisch, allerdings 
falsch ist. Sie brauchen kein Tempolimit; Sie wissen 
alles besser; nur: Sie wissen — leider — alles besser 
falsch. 

(Mann [GRÜNE]: Auch am Freitag mittag 
sollten Sie sich ein bißchen um Niveau be

-

mühen! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

Bei der SPD ist es etwas differenzierter. Sie wol-
len über den Großversuch diskutieren, obwohl die 

Mehrzahl der Redner der Meinung ist, er sei gar 
nicht notwendig. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wir messen 
die Bundesregierung an ihren eigenen An

-

sprüchen!) 

Dies ist allerdings unlogisch. Mit welcher Ge-
schwindigkeit wir auf unseren Straßen fahren kön-
nen oder sollten, ist von vielen Faktoren abhängig. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Wasser, Wind, 
Nebel, Temperatur! — Duve [SPD]: Gum -

mikonsistenz!) 

Angesichts der Umweltbelastung durch den Stra-
ßenverkehr wird deshalb heute mit großem Eifer 
darüber gestritten, ob ein Tempolimit auf Autobah-
nen sinnvoll oder notwendig ist. 

Diese Diskussion wurde heute nicht begonnen 
und wird — da haben Sie recht — heute sicherlich 
auch nicht beendet. Sie ist auch nicht originell. Sie 
ist nicht neu. Aus Gründen der Verkehrssicherheit 
wurde darüber diskutiert. Die Entwicklung bei den 
Unfällen ist rückläufig. Aus Gründen der Energie-
einsparung wurde darüber diskutiert. Die Ver-
brauchswerte sind rückläufig. Heute sind der Ver-
kehr und das Auto und die daraus resultierenden 
Belastungen durch Abgase Mittelpunkt der Diskus-
sion. Von uns wird eine Lösung erwartet, die ökolo-
gischen, wirtschaftlichen und verkehrspolitischen 
Erfordernissen Rechnung trägt. 

Vorhin wurde der sehr einfältige Zwischenruf ge-
macht, die Einführung eines Tempolimits sei sogar 
kostenlos. 

(Duve [SPD]: 14 Millionen DM haben wir 
schon für die Nicht-Einführung bezahlt! — 
Heiterkeit bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Das ist natürlich großer Unsinn. Es liegt nicht im 
Interesse der Bundesrepublik Deutschland. Diejeni-
gen, die sich bei anderen Diskussionen so intensiv 
über Arbeitsplätze unterhalten, setzen hier in einer 
ganz kurzfristig angelegten Logik Arbeitsplätze 
aufs Spiel. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Wo ist die Lo

-

gik? — Schmidbauer [CDU/CSU]: Die sol

-

len mal mit ihren Betriebsräten reden!) 

Wir empfehlen gerade der Partei, die vorgibt Arbeit-
nehmerinteressen zu vertreten, intensive Diskus-
sionen mit ihren Betriebsräten. 

(Mann [GRÜNE]: Er wiederholt die Argu

-

mente der Automobilindustrie!) 

Wir alle wissen: Die deutschen Autos sind teuer. 
Sie sind auch besser. Durch das Zusammenwirken 
vieler Faktoren sind sie auch exportfähig. 

(Duve [SPD]: Jetzt nennen Sie noch ein 
paar Marken wegen der Reklame!) 

— Wir brauchen keine Reklame. 

(Duve [SPD]: Boenisch! — Heiterkeit bei 
der SPD und den GRÜNEN) 
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— Ich muß Sie mit meinen Worten ja ganz schön 
aufregen. Das verstehe ich nicht. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Geben Sie ein bißchen Ruhe! 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter 
Duve, ich wäre Ihnen doch sehr dankbar, wenn Sie 
dem Redner die Chance ließen, seine Rede ordent-
lich zu Ende zu bringen. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Haungs (CDU/CSU): Denken Sie an das berühmte 
Maul, Herr Kollge Duve. — Hören Sie jetzt neben 
dem wirtschaftlichen vor allem auch die verkehrs-
politischen Argumente. Es ist nicht sinnvoll, auf 
Autobahnen ein starres Tempolimit einzuführen 
und von der bewährten Regel „Richtgeschwindig-
keit 130" abzugehen. Sie wissen, wir haben eine 
günstige Entwicklung der Unfallzahlen auf den 
Autobahnen zu verzeichnen. Die Rate der Unfälle 
und der dabei Getöteten hat stärker als auf allen 
anderen Straßen abgenommen. Dies ist sicherlich 
kein Grund, hier etwas zu ändern. 

Wir sagen ja zu einer gezielten Begrenzung bei 
Gefahrenpunkten. Wir sagen auch ja zu einer bes-
seren Überwachung und Bestrafung von notori-
schen Rasern. 

Der Großversuch wird uns, wenn seine Ergeb-
nisse vorliegen, zeigen — deshalb ist er nicht über-
flüssig —, welche Einspareffekte an Schadstoffen 
es gibt. Dann können wir hier eine fundierte Ent-
scheidung treffen. 

Ich bin — dies wurde auch schon angespro-
chen —, was die Befolgungsrate angeht, äußerst 
skeptisch, denn der Großversuch hat gezeigt, daß 
sich rund zwei Drittel der Autofahrer nicht an die 
Geschwindigkeitsbegrenzung gehalten haben. 

(Duve [SPD]: Sie kennen schon Ergebnis

-

se? — Schäfer [Offenburg] [SPD]: Im Ge

-

gensatz zur Regierung!) 

— Ja, natürlich. 

(Oh-Rufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Lesen Sie doch die Zeitung. Es steht in der „Wirt-
schaftswoche"; es steht auch in allen anderen Zei-
tungen. 

(Zuruf von der SPD: Der Staatssekretär 
wußte doch nichts! — Weitere Zurufe von 

der SPD und den GRÜNEN) 

— Was kann ich dafür, wenn Sie sie nicht lesen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Weil sehr oft das Beispiel unserer europäischen 
Nachbarn angezogen wird, möchte ich einmal auf 
das europäische Umfeld schauen. Ich sehe für die 
EG - Kommission überhaupt keinen Harmonisie-
rungsbedarf in Sachen Tempolimit. Ich bezweifle 
sehr, ob unsere europäischen Mitbürger gerade in 
diesem Bereich einen gravierenden Mißstand se-
hen. Vermutlich werden sie die deutsche Regelung 
mit der Richtgeschwindigkeit als die bessere Lö-

sung ansehen. Ich empfehle der EG-Kommission, 
sich auf den Abbau anderer Harmonisierungsdefi-
zite zu konzentrieren, z. B. darauf, ob nicht europa-
weit der Rechtsverkehr eingeführt werden könnte 
oder ob sie nicht ein Konzept zur freien Benutzung 
der Verkehrswege und zur Abschaffung der Auto-
bahngebühr durchsetzen könnte. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Dies sind wesentlich entscheidendere Probleme, die 
im Rahmen der europäischen Harmonisierung zu 
lösen sind. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
habe in der Aktuellen Stunde auf strikte Einhal-
tung der Redezeiten zu achten und bitte, daß Sie 
jetzt zum Schluß kommen. 

Haungs (CDU/CSU): Dann lassen Sie mich ab-
schließen. Die Gefahr bei der Einführung eines 
Tempolimits besteht darin, daß es keinen Anreiz für 
den Anstieg der Zahl der Zulassungen von schad-
stoffarmen Autos gibt, weil die Motivation fehlt. Wir 
sollten sauberer in die Zukunft fahren und alles 
tun, um die Einführung dieser Autos zu gewährlei-
sten. Auch das gespaltene Tempolimit — dies zum 
Schluß — wäre keine sachgerechte Lösung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Duve [SPD]: 
So gehen Sie mit den Bürgern um, Herr 

Kollege!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Sie kritisieren hier den Umgang 
mit dem Parlament. Man merkt Ihnen richtig an, 
daß Sie es nicht ertragen konnten, heute Debatten 
nicht zu führen, die Sie ohnehin in 14 Tagen führen 
werden 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Haushalt!) 

und nach Ihrer eigenen Erklärung auch im näch-
sten Jahr noch führen wollen. Ich würde sagen: Ha-
ben Sie etwas mehr Geduld, und warten Sie ab, bis 
die Entscheidungen derer, die jetzt daran sind, sich 
zu äußern, gefallen sind. Dann werden wir uns in 
diesem Hause auch dazu äußern. 

Herr Kollege Hauff, es gehört schon ein hohes 
Mall an Unverfrorenheit dazu, daß Sie sich hier her-
stellen und solche Reden halten, wenn man Ihnen 
— auch unter Freunden — attestieren muß, daß Sie 
als umweltpolitisch blinder Verkehrsminister agiert 
haben. Wenn es darauf angekommen wäre, daß 
man in der Umweltpolitik einen Durchblick hat, 
hätten Sie wahrscheinlich nicht einmal den Führer-
schein bekommen dürfen. Das muß man Ihnen lei-
der attestieren, weil Sie diese Bundesregierung hier 
in einer groben und verletzenden Art und Weise 
rügen, selber aber in der Zeit Ihrer Verantwortung 
wirklich erbärmlich versagt haben. 

Ich glaube, daß der Hauptgrund für Ihre Aufre-
gung ist, daß Sie meinen, die Bundesregierung 
würde sich nach Vorlage der Ergebnisse des Groß-
versuchs zu kurzfristig entscheiden. Man könnte 
umgekehrt natürlich auch Sie kritisieren und sa- 
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gen, daß Sie die Entscheidung schon getroffen ha-
ben, bevor es überhaupt einen Großversuch gibt. Sie 
wußten es schon immer besser. Sie wollten diesen 
Versuch nicht. 

Ich meine, daß es ausreicht, in einer kurzen Zeit 
nach Vorlage der Ergebnisse des Großversuchs zu 
entscheiden, denn das Argumentationsraster bzw. 
das Raster von Abwägungskriterien ist j a bekannt, 
Herr Kollege Schäfer. Ein Kriterium in diesem Ra-
ster ist selbstverständlich das Ergebnis des Groß-
versuchs. Dieses Ergebnis wird in das Abwägungs-
raster eingesetzt werden. Deshalb kann man relativ 
einfach und schnell darüber entscheiden, was nach 
Vorlage der Ergebnisse des Großversuches zu tun 
ist. 

Ich meine, Sie sollten sich auch hüten, den Groß-
versuch zu verteufeln. Was sagen Sie denn, wenn 
dieser jetzt zu Ihrer Freude und zu unserer Überra-
schung tatsächlich gravierende, beachtenswerte Er-
gebnisse bringt? War es dann auch ein untauglicher 
Großversuch? War es dann auch eine Unverschämt-
heit, wie Sie es darstellen? Oder ist der Großver-
such dann vielleicht Grundlage für Ihre künftige 
Argumentation? Ich meine also, Sie sollten sich vor 
einer Verteufelung hüten. 

Ich habe gesagt: Die Abwägungskriterien stehen 
unabhängig vom Ergebnis dieses Großversuches in 
vielen Punkten fest. Was meines Erachtens auch 
gewürdigt werden muß, ist die Reaktion des Bür-
gers. Man muß berücksichtigen, was passieren 
kann, wenn mit dem Signal, langsam zu fahren, 
weil es ein Tempolimit gibt, sozusagen Entwarnung 
gegeben wird. Es kann immerhin sein, daß dann die 
Bereitschaft, in moderne Abgasreinigungstechni-
ken einzusteigen und auf das Katalysatorauto um-
zusteigen, plötzlich nicht mehr vorhanden ist. Zu 
berücksichtigen ist auch die Frage der Auswirkun-
gen auf den Stand der Technik. Ferner sind die Fra-
gen der Sicherheit, der Konkurrenzfähigkeit und 
der Verlagerung des Verkehrs auf Landstraßen zu 
beachten. 

(Ströbele [GRÜNE]: Auf die Schiene, Herr 
Fellner!) 

Das kann man unabhängig von diesem Großver-
such überlegen. Das hat die Bundesregierung 
selbstverständlich getan. 

Ich glaube, daß ähnliche Fragen auch bei dem 
gespaltenen Tempolimit zu stellen sind, bis hin zur 
Frage der Entwertung des Altwagenbestandes. Von 
Bedeutung sind auch die Fragen der Überwachung 
und des eventuellen Entstehens eines inhomogenen 
Verkehrs. Alles das sind neben den Ergebnissen des 
Großversuchs Entscheidungskriterien, die man 
würdigen muß. Ich meine, daß die Bundesregierung 
gut daran täte, diese Kriterien dann in Relation 
zum Ergebnis des Großversuchs zu setzen, das in 
wenigen Tagen vorliegen wird. 

Ihr Verdacht, daß man Zwischenergebnisse ha-
ben könnte, ist wirklich nicht gerechtfertigt. Herr 
Kollege Schäfer, Sie müssen mal versuchen, einen 
Computer nur mit der Hälfte der erforderlichen Da-
tenmenge zu füttern, um nur ein Zwischenergebnis 
zu erzielen. Da wird sich Ihre Technikfeindlichkeit  

rächen; denn der Computer wird Ihnen diesen Ge-
fallen nicht tun. Deshalb gibt es zum jetzigen Da-
tum auch keine Zwischenergebnisse dieses Groß-
versuchs. Nehmen Sie das getrost hin. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: In der Zeitung stehen 

sie schon!) 

Vizepräsident Cronenberg : Das Wort hat der Abge-
ordnete Antretter. 

Antretter (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn hier einer etwas nicht verkraftet, 
dann sind Sie es, Herr Fellner. Sie verkraften das 
Ergebnis dieses Großversuchs offenbar nicht. Und 
Sie haben es von Anfang an nicht leicht gemacht, 
daß der Großversuch zu einem Erfolg führt. Sie ha-
ben vielmehr alles getan, damit er eher ein Mißer-
folg würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun haben wir Zahlen auf dem Tisch, die heute 
schon von einigen Ihrer Kollegen bestätigt wurden 
— wahrscheinlich waren das aus Ihrer Sicht Indis-
kretionen —, wonach dieser Großversuch ein voller 
Erfolg gewesen ist. Meine Damen und Herren, die-
ser Erfolg, den Sie heute schon kennen und den wir 
zumindest ahnen, hat eine Größenordnung — Sie 
spielen das herunter —, die eindrucksvoller als das 
ist, was Sie mit der TA Luft erreicht haben. Und die 
TA Luft feiern Sie doch als einen großen Erfolg. Wir 
geben Ihnen dabei sogar recht, sagen aber: Lassen 
Sie uns beides zusammen werten. 

Wenn eine derartige Maßnahme — und ich habe 
den Eindruck, sie brächte mehr als die TA Luft — 
zu einem solchen Erfolg führte, wäre sie doch weiß 
Gott etwas, was so schnell wie möglich zu befürwor-
ten wir Anlaß hätten. 

Nun sagen Sie, das Tempolimit sei nicht zu über-
wachen, und es würde nicht eingehalten werden. 
Bei einer der Fragen an den Herrn Staatssekretär 
ist das heute früh schon zum Ausdruck gekommen. 
Ich muß Ihnen sagen, meine Damen und Herren, 
wenn das Tempolimit im Großversuch nicht oder 
nicht ausreichend eingehalten wurde, dürfen Sie 
sich gar nicht wundern; denn Sie haben mit Ihren 
den gesamten Großversuch begleitenden und jedes 
Tempolimit diffamierenden Kommentaren die Bür-
ger zum Schnellfahren geradezu aufgefordert, wäh-
rend Sie einen Großversuch gemacht haben. Was 
mußte sich eigentlich ein Verkehrsteilnehmer den-
ken, wenn Sie auf der einen Seite einen Großver-
such veranstaltet haben, der einige Millionen DM 
kostete, und andererseits Ihren Staatssekretär im 
Innenministerium schon am Beginn des Versuchs 
haben sagen lassen: Es wird auf keinen Fall ein 
Tempolimit geben, ganz gleich, was bei diesem 
Großversuch herauskommt? 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Herr Kroppen

-

stedt war das!) 

Meine Damen und Herren, zuerst gibt man also 
augenzwinkernd zu verstehen, man könne ruhig 
weiterhin schnell fahren, es werde schon nichts 
passieren, und man brauche sich durch diesen 
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Großversuch nicht beeindrucken zu lassen, und 
dann kommt man noch mit der scheinheiligen Be-
gründung, daß die Begrenzung nicht befolgt werde 
und Überwachung nicht möglich sei. Meine Damen 
und Herren, haben Sie sich das eigentlich auch ge-
fragt, als Sie das Demonstrationsstrafrecht be-
schlossen haben? Auch da sind alle Polizeibeamten 
mit uns der Meinung, daß das noch ein bißchen 
schwerer zu überwachen ist als das vorherige 
Recht, von der Verhältnismäßigkeit der Mittel in 
diesem Zusammenhang einmal gar nicht zu reden. 
Ist Ihnen eigentlich klar, was Sie mit der angebli-
chen Begründung, die Einhaltung eines derartigen 
Gesetzes könne nicht garantiert werden, für eine 
Unsicherheit in die Bürger tragen? Sie geben doch 
damit das ganze Verkehrsrecht zum Abschuß frei. 

(Beifall bei der SPD) 

Warum lassen Sie denn dann noch Tempo 50 in den 
Ortschaften fahren? 

Oder eine noch ulkigere Geschichte, meine Da-
men und Herren: Sie haben sich doch so gegen die 
bußgeldbewehrte Anschnallpflicht gewehrt, die der 
Verkehrsminister Hauff haben wollte. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mann 
[GRÜNE]) 

Dieses Weniger an zweieinhalbtausend toten Men-
schen hätten wir schon ein Jahr früher haben kön-
nen,  

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mann 
[GRÜNE]) 

wenn Sie seinen Gesetzentwurf nicht in die Schub-
lade gelegt hätten. Ist das denn Nichtstun? Das war 
doch eine Verkehrspolitik, die für die Menschen 
war. Die haben Sie zunächst in die Schublade ge-
legt. 

(Fellner [CDU/CSU]: Dann kommen Sie 
und verlangen Tempo 30!) 

Wir wissen, worum es Ihnen geht, meine Damen 
und Herren. Nach Ihrer anfänglichen Verzöge-
rungstaktik verfallen Sie nun plötzlich in Hektik. 
Das hängt damit zusammen, daß Sie schon heute 
ganz genau wissen, daß eine detaillierte Diskussion 
über die Ergebnisse des Großversuchs Ihr Einver-
nehmen mit der Automobilindustrie in Schwierig-
keiten bringen würde. 

(Beifall des Abg. Mann [GRÜNE] — Mann 
[GRÜNE]: Sehr richtig! Das ist nämlich der 

Punkt!) 

Ist es denn nicht so, daß der Herr Bundesverkehrs-
minister gerade jetzt in einem Brief an den Herrn 
Bundeskanzler mitgeteilt hat, er sei gegen ein Tem-
polimit, weil auch die deutsche Automobilindustrie 
dagegen sei? Haben Sie sich eigentlich einmal über-
legt, ob die Argumente dieser Herren auch so seriös 
sind wie die Produkte, die ihre Ingenieure und 
Facharbeiter herstellen? 

(Fellner [CDU/CSU]: Wer ist vor der Auto

-

mobilindustrie in die Knie gegangen? Sie 
doch!) 

Ihre Anzeigenwerbung jedenfalls, in der nach wie 
vor zum Rasen aufgefordert wird, 

(Mann [GRÜNE]: Sehr richtig!) 

ist exakt das Gegenteil von verantwortlichem Ver-
halten, 

(Beifall bei SPD und den GRÜNEN) 

das von einer so großen Unternehmensgruppe er-
wartet werden kann. 

Von 1953 bis 1981 sind im Straßenverkehr in der 
Bundesrepublik 431 061 Menschen gestorben. Also 
wurde mehr als die Einwohnerschaft solcher Groß-
städte wie Wuppertal oder Bochum ausgelöscht. 

(Fellner [CDU/CSU]: Spielen Sie nicht mit 
den Toten!) 

Die Zahl der schwer verletzten Personen, die also 
häufig an den Folgen ihrer Verletzung für das 
ganze Leben tragen müssen, betrug allein in den 
letzten zehn Jahren mehr als 1,6 Millionen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sind alle freie Bür

-

ger!) 

Meine Damen und Herren, das entspricht etwa der 
Einwohnerzahl von Hamburg. 

(Mann [GRÜNE]: Das sind entsetzliche 
Zahlen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ich 
muß auch bei Ihnen auf die strikte Einhaltung der 
Redezeit achten. 

Antretter (SPD): Meine Damen und Herren, Herr 
Präsident, mein letztes Wort: Wir brauchen das 
Tempolimit dringender denn je. Ihr Großversuch 
wird es belegen. Er hat es schon belegt. Sie wollen 
es heute nur noch nicht zugeben, weil Sie sich noch 
überlegen wollen, wie Sie noch einmal um dieses 
Tempolimit herumkommen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nochmal zu dem, was hier an Argumenten 
vorgebracht wurde. 

Das erste ist die Sicherheit. Herr Kollege Antret-
ter, wenn es um Fragen der Verkehrssicherheit 
geht, müßten alle deutschen Autofahrer dringend 
aufgefordert werden, möglichst noch mehr die 
Autobahnen zu benutzen, als sie es ohnehin schon 
tun; denn das sind die sichersten Verkehrswege. 

(Mann [GRÜNE]: Nein! Die Bundesbahn zu 
benutzen, Herr Hoffie!) 

Dann müßten Sie jedem Verkehrsteilnehmer raten: 
Fahr bitte nicht innerorts, wenn du irgendwie 
kannst. Fahr bitte nicht auf Landstraßen, sondern 
fahr soviel wie möglich 

(Mann [GRÜNE]: Bundesbahn!) 
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und nicht nur ein Viertel deiner Fahrzeit auf Auto-
bahnen. — Das zur Sicherheit. 

(Zuruf von der SPD: Und das mit Tempo 
100! — Duve [SPD]: Wenn alle auf der 

Autobahn sind, gibt es Tempo 40!) 

Deswegen ist nur ein ganz geringer Teil derjenigen, 
die tatsächlich auf Autobahnen tödlich verunglük-
ken, auf den geschwindigkeitsbegrenzungsfreien 
Teilen der Autobahnen verunglückt, während die 
sehr große Zahl der auf der Autobahn Verunglück-
ten immer dort verunglückten, wo ohnehin Tempo-
begrenzungen auf Autobahnen sind. — Das zur Si-
cherheit. 

Zweitens. Energie. Es gab 1971/72 die Entschei-
dung: entweder Tempobegrenzung, um Energie zu 
sparen, oder Erklärung und Verpflichtung der Auto-
mobilindustrie, innerhalb eines vorgegebenen Zeit-
rahmens eine bestimmte Energieminderung durch 
die Entwicklung von Sparmotoren zu erreichen. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Warum nicht 
beides?) 

— Beides wäre nicht gegangen. 

(Dr. Hauff [SPD]: Das war nicht durchsetz

-

bar, ihr Heuchler!) 

Niemand kauft sich einen Sparmotor, der teurer ist, 
nur damit er anschließend auf der Autobahn dann 
mit Tempo 100 ausgestattet wird. 

(Senfft [GRÜNE]: Weil er von der Steuer 
befreit wird!) 

Die deutsche Automobilindustrie hat in kürzerer 
Zeit als angegeben bewiesen, daß die industriepoli-
tische Anstrengung ein Mehrfaches des Energie-
einsparungserfolges gebracht hat, als eine Tempo-
begrenzung je  gebracht hätte. 

(Duve [SPD]: Hoffie ist nicht mein Prin

-

zip!) 

Jetzt zum Industriepolitischen. Was Sie uns hier 
vorwerfen: Die Entscheidung der Industrie würde 
die Entscheidung der Bundesregierung beeinflus-
sen. 

(Schäfer [Offenburg) [SPD]: Nein! — Zuruf 
von den GRÜNEN: Hat sie schon!) 

Nicht die Unternehmensführer, nicht der VDA al-
lein 

(Duve [SPD]: Was sind denn Unterneh

-

mensführer? Was für ein Führer ist das 
denn?) 

— Herr Duve das sollten Sie sich hinter die Ohren 
schreiben —, sondern die Betriebsräte aller deut-
schen Automobilhersteller, die Millionen von Ar-
beitnehmern vertreten, haben an die Bundesregie-
rung, an die politischen Parteien appelliert, um Got-
tes willen kein Tempo 100 und, auf Landstraßen, 80 
zuzulassen. Da frage ich Sie, ob alle diese Men-
schen, die Millionen, die in Herstellerbetrieben ar-
beiten und von Gewerkschaften vertreten werden, 
Idioten sind, die weniger über die Zusammenhänge 
von Tempobegrenzung und Produktionserfolg wis

-

sen als Sie, Herr Duve, oder Sie, Herr Schäfer, oder 
andere 

(Ströbele [GRÜNE]: Angst um den Arbeits

-

platz!) 

die sich hier in dieser Frage hervortun. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Es sind die Betriebsräte, die uns auffordern. Das ist 
ja auch richtig. 

(Mann [GRÜNE]: Sie sind ein guter Lobby
-ist, Herr Hoffie; das merkt man bei jeder 

Gelegenheit!) 

Die Betriebsräte wissen besser als Sie, daß ein 
Tempolimit 100 nur einige wenige Prozent Schad-
stoffreduzierung bringt. Die, die Katalysatoren, 
Nachrüstsysteme entwickelt haben, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Vorhin haben 
Sie gesagt, sie wollen nicht schreien!) 

wissen, daß diese Systeme das Zehnfache dessen 
bewirken, was Sie dem deutschen Autofahrer auf-
oktroyieren wollen. 

Und nun frage ich Sie mal im Ernst: 

(Mann [GRÜNE]: Was Sie wollen, ist: Freie 
Fahrt für freie Bürger!) 

Wenn für jeden normalen Menschen klar feststeht, 
daß ein mit Katalysator ausgerüstetes Auto 90 % der 
Schadstoffe beseitigt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Weshalb haben Sie es 
nicht eingeführt?) 

aber durch Tempo 100 nicht noch weitere Schad-
stoffe als die 90% reduzieren kann, warum soll dann 
jemand, der ein solches Katalysatorauto, zudem mit 
Mehraufwendungen, gekauft hat, nun Tempo 100 
fahren, obwohl es umweltpolitisch nicht mehr brin-
gen kann? 

(Zuruf des Abg. Ströbele [GRÜNE]) 

Und ich frage Sie: Warum muß denn jemand, der 
auf eine Schadstoffreduzierung von 30 oder 50 oder 
60 % nachgerüstet hat und der mit diesem schad-
stoffreduzierten Auto auch durch Tempo 100 nicht 
mehr an Schadstoffentlastung bringen kann, auf 
Autobahnen Tempo 100 fahren, 

(Mann [GRÜNE]: Weil der Wald nicht ster

-

ben soll, Herr Hoffie! Aber das interessiert 
Sie j a nicht, Sie Lobbyist!) 

obwohl es zum Umweltschutz nichts beiträgt? 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Energieein

-

sparung!) 

Warum fordern wir nicht DIE GRÜNEN und alle, 
die ihnen nachlaufen, auf, 

(Ströbele [GRÜNE]: Eine Beleidigung!) 

zur Kenntnis zu nehmen, daß wir bei der Schad-
stoffentlastung nicht eine Lösung von 3 oder 4 oder 
5 oder 6 % wollen, sondern eine Lösung von 50 oder 
60 oder 90%? Wer die bessere, weil umweltfreundli-
chere, Lösung nicht vertritt, 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Im Jahr 
2000!) 
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der kann doch nicht hier antreten und sagen: Ich 
handle sofort und ganz energisch im Interesse des 
Umweltschutzes. Mit ihrem allgemeinen Tempoli-
mit, das Sie mit und ohne Großversuch durchsetzen 
wollen, handeln Sie nicht für, sondern entschieden 
gegen die wirklichen Interessen des Umweltschut-
zes, 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

die Sie mit der besseren Technik — die Sie fördern 
müssen — und nicht mit dem Dirigismus bei Tempo 
100 erreichen können. 

(Duve [SPD]: Jetzt sagen Sie bloß, die Ent -
scheidung sei noch offen!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, 
auch bei Ihnen muß ich auf strikte Einhaltung der 
Redezeit bestehen. 

Hoffie (FDP): Herzlichen Dank, Herr Präsident. — 
Der  letzte Satz an die SPD: Sie sind gegen den bis-
herigen Großversuch und wollen in Wahrheit — das 
ist Ihre Forderung — vier Jahre lang Tempo 100 als 
neuen Großversuch erforschen. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Nichts begrif

-

fen! Nichts begriffen!) 

Auch diese Schizophrenie in der politischen De-
batte sollten Sie gelegentlich dem Parlament erklä-
ren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Duve [SPD]: Und nach dieser Rede soll die 
Entscheidung nicht mehr offen sein? — 
Antretter [SPD]: Jetzt weiß ich, warum Sie 

nicht mehr kandidieren!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schemken. 

Schemken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Tempolimit und 
andere Themen werden von Zeit und Zeit gerade 
von der jetzigen Opposition freitagmittags nach 
oben gezogen. Worum handelt es sich hier? 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Um das Tem

-

polimit!) 

Um einen hochinteressanten Vorgang, wo zwei Din-
ge, die der Deutsche liebt, zur Diskussion stehen. 
Das ist zum einen der deutsche Wald. Niemand 
zweifelt daran, daß wir alle ihn lieben. Und dann 
gibt es das Auto. 

(Duve [SPD]: Und was ist mit dem Vater

-

land!) 

— Der Wald ist für mich ein Stück Heimat und auch 
ein Stück Vaterland — wenn Sie es so hören wol-
len —. 

(Duve [SPD]: Ach so!) 

Auch das Auto wird vom Deutschen geliebt. 

(Duve [SPD]: Diesen Liebeskatalog wollen 
Sie bitte detailliert weiterführen!) 

Beide Dinge prallen aufeinander. Wer hindert Sie 
eigentlich, als aufgeklärte Demokraten Tempo 100 
zu fahren? 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Mit der Bun

-

desbahn fahren! Die fährt schneller!) 

Wer hindert eigentlich den Bürger draußen, dies zu 
tun? 

Zur Sache: Weisen Sie doch bitte einmal nach, 
daß dort, wo ein 100-km-Limit eingerichtet ist — ich 
denke an die USA, Schweden, die Schweiz —, der 
Wald nicht beeinträchtigt ist! 

(Ströbele [GRÜNE]: Nein?) 

— Der ist dort nicht beeinträchtigt? 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Quatsch!) 

— Ich habe da andere Erkenntnisse. — Sie können 
daran erkennen: Mit Tempolimit allein packen Sie 
es nicht! 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Umfang des Ausstoßes ist eine Frage der Tech-
nik. Ich wundere mich, daß Sie applaudieren, wenn 
ich von Technik rede; denn sonst stehen Sie der 
Technik doch — das sage ich einmal ganz deutlich 
— sehr reserviert gegenüber. 

(Mann [GRÜNE]: Sie haben sich noch zu 
wenig mit den GRÜNEN auseinanderge

-

setzt, Herr Kollege!) 

— Das habe ich vor Ort schon des öfteren tun müs-
sen; da erlebt man ja noch mehr. Allerdings gibt es 
da vor Ort auch noch ein paar Normale, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nur noch 
wenige!) 

weil sie da unmittelbar mit dem Bürger zu tun 
haben. — Die Behandlung der Kraftfahrzeugabga-
se, meine Damen und Herren, ist doch eine interna-
tionale Frage. Das können Sie doch aus ideologi-
schen Gründen nicht allein in Deutschland regeln. 
Sie wissen sehr wohl, daß Sie, was die Frage der 
Technik angeht, in dieser Sache 15 Jahre lang 
nichts getan haben. 

(Schulte [Menden] [GRÜNE]: Leider!) 

Wenn wir den Anteil des Schadstoffausstoßes 
mindern wollen, dann müssen wir hier andere An-
reize geben, meine Damen und Herren, steuerliche 
Anreize. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

— Es muß hier doch festgestellt werden, daß der 
Anreiz zum Kauf eines schadstoffarmen Autos 
nicht dadurch konterkariert werden darf, indem 
man für alle Fahrzeuge als Höchstgeschwindigkeit 
100 km/h einführt. Im übrigen meine Damen und 
Herren, was erreichen Sie damit? Nur 5% des Ge-
samtwegenetzes sind Autobahnen. Das, was Sie in 
den Gutachten auch nachvollziehen können, ist 
doch dies: daß auf den Autobahnen schon weit we-
niger als 120 km/h gefahren wird; der Schnitt liegt 
bei 112 km/h. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Dann können 
wir es auch beschließen!) 
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Jetzt frage ich Sie wirklich, was Sie damit errei-

chen wollen, daß Sie Ihre Ideologie durchsetzen. Es 
kann doch nur Ideologie sein, wenn Sie sich schon 
Jahre vorher, bevor überhaupt fundierte Grundla-
gen in der Sache selbst gegeben sind, bevor über-
haupt Ergebnisse über das vorliegen, was wir jetzt 
von den Versuchen erwarten, auf diese Weise festle-
gen. Dies ist doch die Frage, meine Damen und Her-
ren. 

Wir stehen hier zur Prüfung bereit, Sie allerdings 
wollen schon im Vorgriff handeln. Dies lehnen wir 
ab. 

(Mann [GRÜNE]: Waren Sie bei der Frage

-

stunde eigentlich dabei?) 

Das Langsamfahren bestimmt das Tempo auf der 
Autobahn. Sie wissen sehr wohl, was bei uns ange-
sichts der schon überfüllten Straßen in einem Tran-
sitland daraus wird. Der Vorteil der freien, verant-
wortlichen Fahrt wäre nicht gegeben. 

Wir fordern die schnelle Einführung des schad-
stoffarmen Autos. Wir prüfen und sind nicht bereit, 
uns — wie Sie — ideologisch festzulegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Damit sind wir am 
Ende der Aktuellen Stunde und am Ende der Tages-
ordnung. 

Ich hoffe, daß zumindest die Befürworter des 
Tempolimits nicht zu schnell nach Hause fahren. 

(Mann [GRÜNE]: Wir fahren mit der Ei
-senbahn! — Weitere Zurufe von den GRÜ -

NEN) 
Ich wünsche Ihnen ein angenehmes Wochenende. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Dienstag, den 26. November 1985, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 
(Schluß der Sitzung: 14.18 Uhr) 
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* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 
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Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 8 November 1985 be-
schlossen, den nachstehenden Gesetzen zuzustimmen bzw. einen 
Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 GG nicht zu stellen: 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zum Ge-
richtsverfassungsgesetz 

Sortenschutzgesetz 

Gesetz über die Untersuchung von Seeunfällen (Seeunfallun-
tersuchungsgesetz, See UG) 

Sechstes Gesetz zur Änderung des Bundesvertriebenenge-
setzes (6. ÄndG BVFG) 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung einer Stif-
tung „Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens" 

Zweites Gesetz zur Änderung des Margarinegesetzes 

Zu dem letztgenannten Gesetz hat der Bundesrat folgende Ent-
schließung gefaßt: 

Der Bundesrat bedauert, daß der Deutsche Bundestag seiner 
Stellungnahme vom 7. Dezember 1984 - Drucksache 499/84 
(Beschluß) - nicht gefolgt ist und Fertigpackungen in recht-
eckiger Blockform mit einem Nettogewicht unter 500 Gramm 
nicht der Verpackung von Butter vorbehalten hat. Damit hat 
der Deutsche Bundestag eine fast hundertjährige, vom Bun-
desverfassungsgericht als notwendig erachtete Verbraucher-
schutzregelung aufgehoben. Der Bundesrat verkennt nicht 
die Tendenz der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts-
hofes, vielfach nationale Verbraucherschutz-, Gesundheits-
schutz- und Umweltschutzvorschriften als nach Artikel 30 
EWG-Vertrag verboten anzusehen, weil es sich um Maßnah-
men mit gleicher Wirkung wie mengenmäßige Einfuhrbe-
schränkungen handele. Um so mehr ist es erforderlich, die-
sen Belangen mittels einer einschränkenden Auslegung der 
EuGH-Rechtsprechung Geltung zu verschaffen. 

Der Bundesrat hält es für notwendig, daß im Interesse des 
Verbraucherschutzes der Imitation und Substitution von 
Milchprodukten nicht weiter Vorschub geleistet werden darf. 
Er verweist insoweit ausdrücklich auf seine am 18. Oktober 
1985 gefaßte Entschließung zur Fünften Verordnung zur Än-
derung der Käseverordnung - Drucksache 255/85 (Be-
schluß) -. Der Schutz lediglich über Kennzeichnungsvor-
schriften ist unzureichend. Das Verhalten der Europäischen 
Gemeinschaft ist aber auch im Hinblick auf die die Land-
wirte bis zur Existenzbedrohung belastende Milch-Garantie-
mengenregelung inkonsequent und widersprüchlich. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, bei der EG-Kom-
mission und im EG-Agrarrat darauf hinzuwirken, daß wenig-
stens eine einzige Fertigpackungsform EG-weit ausschließ-
lich der Verpackung von Butter vorbehalten wird. 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 der Geschäftsord-
nung die nachstehende Vorlage überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung über den Stand der Reform des Auswärtigen 
Dienstes - Drucksache 10/4204 - 
zuständig: Auswärtiger Ausschuß (federführend) 

Innenausschuß 
Haushaltsausschuß 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der 
Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der 
Geschäftsordnung über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Bericht der Bun-
desregierung zur steuerlichen Abgrenzung der landwirt-
schaftlichen von der gewerblichen Tierhaltung (§ 51 Abs. 1 
des Bewertungsgesetzes - BewG) - Drucksache 10/3233 
(neu) - 

Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses hat mitgeteilt, 
daß der Ausschuß von einer Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 
Satz 2 der Geschäftsordnung über die nachstehenden Vorlagen 
absieht: 
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Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Parla-
mentarischen Versammlung des Europarates über die Ta-
gung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 
vom 28. Januar bis 1. Februar 1985 in Straßburg — Druck-
sache 10/2879 — 

Unterrichtung durch die deutsche Delegation in der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarates über die 
Tagung der Parlamentarischen Versammlung des Europa-
rates vom 22. bis 28. April 1985 in Straßburg — Drucksache 
10/3322 — 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Kolbow (SPD) (Drucksache 10/4197 
Fragen 25 und 26): 

Welche Position hat die Bundesregierung zur Frage einer 
Repressalie bei chemischen Waffen, und haben andere Bünd-
nispartner hierzu andere Positionen, wenn ja, welche? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in dieser 
Frage auf dem Territorium der Bundesrepublik Deutschland 
ausschließlich die deutsche Rechtsauffassung zu gelten hat, 
oder welche Begründung hat sie, falls sie dies verneint? 

Zu Frage 25: 

Die Bundesregierung hat ihre Haltung zur Frage 
eines etwaigen Einsatzes chemischer Waffen hier 
wiederholt dargelegt, mit besonderer Ausführlich-
keit in ihrer Antwort vom 5. Oktober 1983 auf drei 
Große Anfragen der Fraktion DIE GRÜNEN zum 
Thema „Giftgas". 

Es handelt sich um die Ausführungen in der BT- 
Drucksache 10/444, die die Haltung der Bundesre-
gierung umfassend erläutern und die unverändert 
gültig sind. 

Ich zitiere daraus folgende Sätze: 

Das Genfer Protokoll von 1925 verbietet die 
Verwendung chemischer Waffen im Kriege. Die 
Staatengemeinschaft betrachtet dieses Verbot 
heute als Gewohnheitsrecht. 

Der Umfang dieses Verbots ist dadurch be-
schränkt, daß zahlreiche Staaten anläßlich ih-
rer Bindung an das Genfer Protokoll erklärt 
haben, daß diese Bindung gegenüber jedem 
Gegner endet, dessen Streitkräfte das Einsatz-
verbot mißachten. Das Deutsche Reich hat 
zwar bei der Ratifizierung des Genfer Proto-
kolls im Jahre 1929 einen derartigen Vorbehalt 
nicht eingelegt. Der Grundsatz der Gegenseitig-
keit im Völkerrecht bewirkt jedoch, daß die 
Bundesrepublik Deutschland rechtlich hin-
sichtlich eines Zweiteinsatzes chemischer Waf-
fen gegenüber Staaten, die einen völkerrechts-
widrigen Angriff mit chemischen Waffen gegen 
die Bundesrepublik Deutschland führen, unter-
stützen oder mitplanen, von den Bindungen des 
Protokolls frei würde. 

Das Genfer Protokoll von 1925 ist auch von allen 
anderen Bündnispartnern ratifiziert worden, teil-
weise mit Vorbehalten. So haben auch die Vereinig-
ten Staaten, die innerhalb der Allianz allein über 
einen begrenzten Umfang an chemischen Waffen  

verfügen, bei ihrer Ratifizierung im Jahre 1975 den 
Gegenseitigkeitsvorbehalt erklärt. 

Auch die Sowjetunion hat das Genfer Protokoll 
ratifiziert und sich dabei den Zweiteinsatz vorbe-
halten. Gleichwohl erkennt die sowjetische Militär-
doktrin unverändert den Einsatz chemischer 
Kampfstoffe als Mittel der Kriegsführung an; ihre 
Führungsgrundsätze sehen den offensiven Einsatz 
von C-Kampfstoffen im Rahmen der Operationsfüh-
rung vor. 

Die NATO muß im Rahmen ihrer militärstrategi-
schen Konzeption der flexiblen Reaktion über ange-
messene Optionen verfügen, um gegenüber allen 
Aggressionsformen abschrecken zu können. Dies 
gilt auch für die Reaktion auf den völkerrechtswid-
rigen Einsatz chemischer Kampfstoffe. 

Da ein Einsatz von C-Waffen vom Territorium der 
Bundesrepublik aus nur als Zweiteinsatz denkbar 
ist, folgt aus der — vorbehaltlosen — Ratifikation 
des Genfer Protokolls durch das Deutsche Reich für 
die Bundesrepublik Deutschland keine weiterge-
hende Bindung, als sie für die Vereinigten Staaten 
eingetreten ist: Die Bundesrepublik kann für einen 
Einsatz von ihrem Territorium aus von der Sowjet-
union nicht in weiterem Maß in Anspruch genom-
men werden, als die Sowjetunion sich selbst gebun-
den hat. Es gibt also keinerlei Unterschied in der 
Rechtsposition der Bündnispartner. 

Zu Frage 26: 

Wie ich soeben ausgeführt habe, gibt es in diesem 
Zusammenhang keine konträren Rechtsauffassun-
gen. Die Prämisse der Frage ist daher falsch. 

Im übrigen ist auch diese Frage nur eine Wieder-
holung dessen, was die Fraktion DIE GRÜNEN im 
Rahmen ihrer Großen Anfrage zum Thema „Kriegs-
völkerrechtliche Grundsätze" (Drucksache 10/163) 
als Frage formuliert hat. Die Bundesregierung hat 
darauf am 5. Oktober 1983 (Drucksache 10/445) fol-
gende Antwort gegeben, die unverändert gilt und 
die ich daher im Wortlaut zitieren darf: 

Grundsätzlich ist für Truppen das Recht des 
Staates maßgebend, dem sie zuzuordnen sind. 
Dies gilt auch für die Interpretation völker-
rechtlicher Regelungen. Im Bündnis besteht 
Einvernehmen darüber, daß sich die Bündnis-
partner um ein möglichst einheitliches Ver-
ständnis des Kriegsvölkerrechts sowie um die 
einheitliche Interpretation einzelner Bestim-
mungen bemühen und dies — wenn notwendig, 
auch gegenüber den anderen Vertragspartnern 
— verdeutlichen müssen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 10/4197 
Frage 27): 
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Teilt die Bundesregierung — oder wie widerlegt sie es — 
unsere Auffassung, daß chemische Waffen in der Bundesre-
publik Deutschland — sowohl Restbestände des Zweiten 
Weltkrieges, die immer wieder im Gelände aufgefunden wer-
den, als auch überalterte Giftgasvorräte der USA in bewach-
ten Lagern — in unserer Gesellschaft Besorgnisse um die 
Sicherheit unserer Bevölkerung ausgelöst haben, und daß 
der Mangel an Fortschritten in den Genfer Verhandlungen 
über die weltweite Abrüstung dieser Waffen einen politi-
schen Handlungsbedarf zum Abzug der in unserem Lande 
gelagerten Bestände begründet? 

Die Bundesregierung teilt die Besorgnisse über 
Kampfstoff-Funde aus der Zeit des 2. Weltkrieges. 
Die zuständigen Behörden haben sichergestellt, daß 
diese ohne schädliche Auswirkungen auf die Um-
welt und ohne Gefährdung der Bevölkerung in der 
Kampfstoffbeseitigungsanlage der Bundeswehr 
vernichtet werden. 

Zur Frage der Sicherheit der in der Bundesrepu-
blik Deutschland gelagerten chemischen Waffen 
der USA beziehe ich mich auf Stellungnahmen des 
Bundesministeriums der Verteidigung. Der Bundes-
minister der Verteidigung hat im März 1985 erklärt, 
daß sich die Bundesregierung durch ihre Vertreter 
mehrfach vor Ort davon überzeugt hat, daß die La-
gerung höchsten Anforderungen entspricht und 
nach menschlichem Ermessen eine Gefährdung 
von Bürgern der Bundespublik Deutschland ausge-
schlossen werden kann. 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß 
sie einem Abkommen zum weltweiten Verbot che-
mischer Waffen sowie der Vernichtung dieser Waf-
fen und Abbau ihrer Produktionsstätten, worüber 
im Genfer Rahmen verhandelt wird, höchste Priori-
tät beimißt. Sie ist nicht der Auffassung, daß dieses 
Ziel durch regional begrenzte Maßnahmen geför-
dert werden kann, die j a nicht nur geographisch, 
sondern auch qualitativ einen engeren Lösungsan-
satz darstellen, weil die vorhandenen Bestände le-
diglich verlegt würden. Regional begrenzte Ver-
handlungen würden den Genfer Verhandlungspro-
zeß wahrscheinlich verlangsamen oder sogar zum 
Stillstand bringen und im übrigen schwierige Veri-
fikationsprobleme aufwerfen. Gerade der Einsatz 
von chemischen Waffen in jüngerer Zeit in der Drit-
ten Welt zeigt, wie dringlich es ist, das Problem der 
chemischen Waffen auf globaler Basis zu lösen. 
Diese Länder haben den gleichen Anspruch darauf, 
von der Bedrohung durch diese Waffen verschont 
zu werden, wie wir es für uns wollen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Möllemann auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horn (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 28 und 29): 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, daß 
binäre chemische Waffen zunächst in den USA produziert 
sowie gelagert und im Krisenfall nach Europa gebracht wer-
den sollen? 

Welche Vorstellungen über politisches Krisenmanagement 
mit dem Ziel einer Deeskalation hat die Bundesregierung, 
wenn sie — wie Staatsminister Möllemann in Beantwortung 
meiner zweiten Zusatzfrage zu Frage 15 (Plenarprotokoll 10/  

165) — die in einer Krise eskalatorisch wirkende Verbrin-
gung von binären chemischen Waffen der USA nach Europa 
und in die Bundesrepublik Deutschland lapidar als Bestand-
teil der NATO-Konzeption bezeichnet? 

Zu Frage 28: 

Der Erkenntnisstand zu dieser Frage ist seit der 
letzten Behandlung in diesem Hohen Haus am 
17. November unverändert. Ich erinnere an meine 
Ausführungen in der Fragestunde am 17. Oktober, 
insbesondere auch an meine Antworten auf Ihre 
Fragen, Herr Kollege. Das Verfahren im US-Kon-
greß hat sich wie folgt weiterentwickelt: Das Reprä-
sentantenhaus hat am 29. Oktober dem vom Ver-
mittlungsausschuß der beiden Häuser des Kongres-
ses erarbeiteten Gesetzentwurf über den Verteidi-
gungshaushalt 1986 — der Defense Authorization 
Bill — zugestimmt, der die von der Administration 
für die Aufnahme der Produktion binärer CW bean-
tragten Mittel vorsieht. 

Aus dem Entwurf des Bewilligungsgesetzes, der 
Defense Appropriation Bill, durch die die eigentli-
che Mittelbewilligung erfolgt, hat das Repräsentan-
tenhaus jedoch die Mittel für die Produktion binä-
rer Waffen gestrichen. Die Entscheidung des Senats 
über das Bewilligungsgesetz steht noch aus. Wenn 
es den Mittelansatz für die Aufnahme der Produk-
tion binärer CW billigt, muß der Vermittlungsaus-
schuß zwischen den beiden Häusern des Kongres-
ses tätig werden. 

Zu Frage 29: 

Meine von Ihnen zitierte Antwort aus der Frage-
stunde am 17. Oktober 1985 hat nicht den von Ihnen 
genannten Inhalt. Vielmehr habe ich festgestellt, 
daß es Bestandteil der Konzeption des westlichen 
Verteidigungsbündnisses ist, solche Fragen, wenn 
sie virulent werden, in der NATO zu besprechen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen 
des Abgeordneten Jungmann (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 30 und 31): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Vereinten 
Nationen regionale Abrüstungsmaßnahmen und -abkommen 
als Bausteine für weltweite Abrüstungsregelungen vorsehen, 
und welche Haltung mit welcher Begründung hat sie in die-
sem Lichte zur Frage von Verhandlungen über die Einrich-
tung einer chemiewaffenfreien Zone in Europa? 

Würde bei einem Abzug der veralteten Giftgasbestände 
der USA vom Territorium der Bundesrepublik Deutschland 
de facto eine chemiewaffenfreie Zone nur auf unserer Seite 
entstehen, oder welche chemischen Waffen der jeweiligen 
Bündnispartner würden dann noch in der Bundesrepublik 
Deutschland verbleiben, und was spricht dagegen, Vereinba-
rungen zu treffen, daß beim Abzug der chemischen Waffen 
der USA von der Bundesrepublik Deutschland auch die che-
mischen Waffen der Sowjetunion von der DDR und Polen 
abgezogen werden? 

Zu Frage 30: 

Das Thema der regionalen Bemühungen um Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle wird von den Ver- 
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einten Nationen seit Jahren eingehend erörtert. 
1980 haben die Vereinten Nationen eine Experten-
studie „Über alle Aspekte der regionalen Abrü-
stung" verabschiedet. An dieser Studie hat ein deut-
scher Experte mitgewirkt. Es werden darin auch die 
damals in Europa unternommenen regionalen Be-
mühungen (KSZE, MBFR) gewürdigt. Die Studie 
kam zu dem wesentlichen Ergebnis, daß durch re-
gionale Vereinbarungen der Abrüstung die Sicher-
heit innerhalb einer Region gestärkt und auch ein 
Beitrag zur weltweiten Sicherheit geleistet werden 
kann. 

Zwischen der positiven Haltung der Bundesregie-
rung zu regionalen Rüstungskontrollbemühungen 
und ihrer ablehnenden Einstellung zur Schaffung 
einer CW-freien Zone in Europa besteht kein Wider-
spruch. Die Bundesregierung ist gegen die Errich-
tung einer solchen Zone in Europa, weil sie nach 
ihrer Überzeugung nicht zur Stärkung der Sicher-
heit in der Region beiträgt. Die Argumente der Bun-
desregierung sind im Deutschen Bundestag ver-
schiedentlich vorgetragen worden (durch StM Möl-
lemann am 27.6. 1985). 

Zu Frage 31: 

Herr Abgeordneter, dies ist eine hypothetische 
Frage. 

Bekanntlich setzt sich die Bundesregierung in 
der Genfer Abrüstungskonferenz nachdrücklich für 
den baldigen Abschluß eines weltweiten, umfassen

-

den  und verläßlich verifizierbaren Verbotsabkom-
mens für chemische Waffen ein. Angesichts des 
fortgeschrittenen Standes der entsprechenden Ver-
handlungen erscheint ein solches weltweites Ab-
kommen durchaus erreichbar. Bemühungen um 
eine regionale Teillösung in Europa sind, wie die 
Bundesregierung wiederholt erläutert hat, keine 
sachgerechte Alternative zu den Genfer CW-Ver-
handlungen. Im übrigen haben die USA noch keine 
definitive Entscheidung über die Produktion neuer 
chemischer Waffen getroffen. Wie Sie wissen, hängt 
von dieser Entscheidung der Abzug alter CW-Be-
stände aus der Bundesrepublik Deutschland ab. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Fuchs (Verl) (SPD) (Druck-
sache 10/4197 Fragen 32 und 33): 

Ist die Bundesregierung bereit, die Antwort von Staatsmi-
nister Möllemann vom 17. Oktober 1985 auf meine Zusatz-
frage zur zusammengefaßten Beantwortung der Fragen 25 
und 26 (Plenarprotokoll 10/165) — „Gesprächspartner der 
Bundesregierung für Fragen, die im Bündnis zu konsultieren 
sind, sind die jeweiligen Partnerregierungen" und nicht der 
SACEUR — konsequent auch auf Konsultationen über einen 
Dislozierungsplan für chemische Waffen anzuwenden, oder 
welche guten Gründe hätte sie, dies nicht zu tun? 

Ist die Bundesregierung bereit, sich in diesen Konsultatio-
nen gegen eine Dislozierung und gegen den Plan einer even-
tuellen Dislozierung von neuen binären chemischen Waffen 
der USA auf unserem Territorium auszusprechen, oder wel-
che Begründung hat sie, falls sie diese Frage verneint? 

Zu Frage 32: 

Die Frage ist hypothetischer Natur; der US-Kon-
greß hat bisher die Mittel für die Aufnahme der 
Produktion von binären CW nicht bewilligt. 

Zu Frage 33: 

Ich verweise auf meine Antwort zu der vorherge-
henden Frage. Im übrigen möchte ich zu der Frage, 
da sie von hypothetischen Erwägungen ausgeht, 
nicht weiter Stellung nehmen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Klose (SPD) (Drucksache 10/4197 
Fragen 34 und 35): 

Auf welche Quellen stützt sich die Bundesregierung bei 
ihrer Beurteilung der Menschenrechtslage in Paraguay? 

Rechtfertigen die der Bundesregierung vorliegenden Infor-
mationen die über dpa am 29. Oktober 1985 verbreitete Beur-
teilung des Bundesministers des Innern, daß es in Paraguay 
praktisch keine politischen Gefangenen mehr gebe und daß 
das dortige System „weniger diktatorisch" sei als vielfach 
behauptet werde? 

Zu Frage 34: 

Die Bundesregierung gründet ihre Beurteilung 
der Menschenrechtslage in Paraguay auf die Be-
richterstattung der Deutschen Botschaft in Asun-
ción wie auf die Erkenntnisse von Institutionen, die 
im Bereich der Menschenrechte tätig sind (z. B. In-
teramerikanische Menschenrechtskommission und 
Amnesty International). 

Zu Frage 35: 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß sich 
die Lage der Menschenrechte in Paraguay in den 
letzten Jahren verbessert hat und daß diese Ten-
denz anhält. Diese Auffassung wird von allen west-
lichen Beobachtern, einschließlich der Interameri-
kanischen Menschenrechtskommission (Jahresbe-
richt 1984) geteilt. 

Seit Jahren sind Fälle von politischen Morden 
oder Verschwindenlassen von Personen nicht be-
kannt geworden. 

Die Zahl der Inhaftierten, die entweder als politi-
sche Gefangene zu bezeichnen sind oder denen bis 
jetzt ein gerichtliches Verfahren verweigert wurde, 
beläuft sich auf 15. Sie sind namentlich bekannt. 

Von Zeit zu Zeit kommt es zu Verhaftungen aus 
politischen Gründen, wobei meist jugendliche Mit-
glieder politischer Parteien betroffen sind, die je-
doch regelmäßig nach kurzer Zeit wieder freigelas-
sen werden. 

Zweifellos sind weitere Verbesserungen der Lage 
in Paraguay zu wünschen. Der 1954 verkündete und 
seit 1978 auf die Hauptstadt Asunción beschränkte 
Ausnahmezustand sowie die Antisubversionsge-
setze 109 und 294 bestehen fort. 
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Die Einschränkung der Freizügigkeit ist dagegen 
inzwischen auf das Rückkehrverbot von zwei Exil-
politikern beschränkt. 

Trotz des weiterbestehenden Verbots der Zeitung 
„ABC-Color" ist die regierungsunabhängige Presse 
in Berichterstattung und Kommentaren zuneh-
mend freier. Über eine Reihe von Menschenrechts-
fällen konnte in den letzten Monaten berichtet wer-
den. 

Insgesamt kann in Paraguay nicht von massiver 
Repression gesprochen werden. 

Im übrigen folgt die Bundesregierung auch ge-
genüber Paraguay ihrer Auffassung, daß Kontakte 
und Gespräche die Verdeutlichung unserer men-
schenrechtlichen Vorstellungen möglich machen. 

Ich erinnere daran, daß in der Zeit vor dem für 
Sommer 1985 geplanten Besuch von Präsident 
Stroessner zwei prominente Haftfälle (Heriberto 
Alegre, Margarita Baez) gelöst werden konnten. 
Und bei seinem Besuch in Asunción hat sich BM 
Dr. Zimmermann erfolgreich für die Freilassung ei-
nes Häftlings (Corazon Medina) eingesetzt. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Müller (Bremen) (GRÜNE) 
(Drucksache 10/4197 Fragen 36): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um dem asyl-
berechtigten Herrn Ahn Sang-Kun, der 1982 sein Studium in 
der Bundesrepublik Deutschland aufnahm und bei seiner 
Rückkehr Anfang Juli 1985 in Südkorea unter Spionagever-
dacht verhaftet wurde, die Rückkehr in die Bundesrepublik 
Deutschland zu ermöglichen? 

Die Bundesregierung wurde vom koreanischen 
Außenministerium über die Verhaftung von Herrn 
Ahn Sang-Kun wegen Spionageverdachts unter-
richtet, bevor die Verhaftung öffentlich bekannt ge-
geben wurde. Die Deutsche Botschaft in Seoul hat 
dem koreanischen Außenministerium mehrfach 
nachdrücklich ihr Interesse an dem Fall des Herrn 
Ahn bekundet und um Aufklärung der Hinter-
gründe gebeten, auch zu der Frage, wie es über-
haupt zur Verhaftung Ahn's kommen konnte. Inzwi-
schen ist gegen Herrn Ahn Anklage wegen Spio-
nage zugunsten Nordkoreas erhoben worden. Die 
Bundesregierung sieht gegenwärtig keine Möglich-
keit, durch eine Bitte um Freilassung Ahn's und 
Erlaubnis zur Rückkehr in das Bundesgebiet ein 
schwebendes Gerichtsverfahren zu beeinflussen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Heistermann (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 37 und 38): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den einstimmigen Be-
schluß des Deutschen Bundestages zum Soltau-Lüneburg-
Abkommen vom 13. März 1975 (Drucksache 7/3300), und wel-
che konkreten Schritte gedenkt sie zu tun, um die in diesem 
Beschluß artikulierten zehn Forderungen an die Bundesre-
gierung zu erfüllen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Verhandlungen mit 
den Regierungen von Kanada, Großbritannien und Nordir-
land eine Ergänzung/Modifizierung des gemeinsamen Ab-
kommens vom 3. August 1959 dahin gehend zu erreichen, daß 
die Forderungen der betroffenen kommunalen und regiona-
len Gebietskörperschaften nach Einhaltung von Umwelt-
schutz-, Natur- und Feuerschutzbestimmungen analog zu den 
auf Truppenübungsplätzen geltenden Bestimmungen sowie 
die Einführung von Schutz-/Pufferzonen in den Bereichen, in 
denen das Übungsgebiet bis unmittelbar an bewohntes Ge-
lände heranreicht, zeitgemäß angepaßt werden? 

Zu Frage 37: 

Die Bundesregierung hat auf den einstimmigen 
Beschluß des Deutschen Bundestages zum Soltau-
Lüneburg-Abkommen vom 13. März 1975 am 
5. April 1977, danach am 29. Mai 1978 (Bundestags

-

Drucksache 8/1827) sowie am 11. Juni 1979 (Bundes-
tags-Drucksache 8/2973) berichtet. Sie hat in den 
beiden zuletzt genannten Berichten zu den im Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 20. Oktober 
1977 aufgeführten 9 Forderungen ausführlich Stel-
lung genommen. Ich gestatte mir, Herr Kollege Hei-
stermann, Ihre Aufmerksamkeit auf diese Berichte 
und die Tatsache zu lenken, daß der Deutsche Bun-
destag diese Berichte am 17. Januar 1980 zur 
Kenntnis genommen hat. 

Die Bundesregierung hat selbstverständlich ihre 
Anstrengungen zur Verbesserung der Lage der Be-
völkerung fortgesetzt. Lassen Sie mich dabei auf 
folgende Beispiele hinweisen: 

— Der Ausbau von panzerfesten Wegen und Stra-
ßen und von Umgehungsstraßen ist praktisch 
abgeschlossen. 

— Der Haushaltsansatz für Härteausgleichsmaß-
nahmen ist von DM 500 000 in 1977 auf DM 
1 000 000 erhöht worden. 

Lediglich in der Frage der Einführung einer Som-
merpause sind Verhandlungen, die auf allen Ebe-
nen mit der britischen Regierung geführt worden 
sind, bisher erfolglos geblieben. 

Die Biwakplätze wurden im Herbst 1977 in einer 
systematischen Reinigungsaktion durch die üben-
den britischen Truppen gesäubert. Jede britische 
Einheit, die das Übungsgebiet benutzt, ist verpflich-
tet, einen bestimmten Teil des Gebietes zu reinigen. 
Die Reinigung wird durch eigens hierzu bestimm-
tes Personal überwacht, um zu gewährleisten, daß 
die Säuberungsvorschriften eingehalten werden. 

Mit dem Soderstorfer Gespräch am 25. Oktober 
und meiner Teilnahme an der 57. Sitzung des Stän-
digen Ausschusses setzt die Bundesregierung ihre 
Anstrengungen zur Verbesserung der Lage der Be-
völkerung fort. 

Zu Frage 38: 

Bei meinem Gespräch mit Vertretern der kom-
munalen und regionalen Gebietskörperschaften am 
25. Oktober 1985 in Soderstorf ist lediglich die Frage 
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einer Pufferzone zu bewohntem Gelände vorgetra-
gen worden. Auch diese Forderung habe ich auf der 
57. Sitzung des Ständigen Ausschusses an die briti-
sche Seite herangetragen. Eine Forderung nach 
Einhaltung von Umweltschutz-, Natur- und Feuer-
schutzbestimmungen analog zu den auf Truppen-
übungsplätzen geltenden Bestimmungen ist, ver-
bunden mit dem Petitum einer Überprüfung des 
Abkommens, nicht an mich herangetragen worden. 
Da das Soltau-Lüneburg-Abkommen ein Zusatzab-
kommen zum NATO-Truppenstatut ist, hat die briti-
sche Seite gemäß Art. II NATO-Truppenstatut das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland zu achten. 

Ich habe gegenüber der britischen Seite generell 
auf einer strikten Einhaltung der Vorschriften des 
Abkommens bestanden. Diese ist mir zugesagt wor-
den. In einem Maßnahmenpaket von 13 Punkten 
versichert der britische Vertreter u. a., daß die Un-
terrichtung der Truppe verstärkt und präzisiert 
werde, wobei ein Schwerpunkt die Beschränkungen 
der Übungen im Hinblick auf den Umweltschutz 
und die Interessen der Bevölkerung sei. Ein Video-
Film stehe jetzt zu diesem Zweck zur Verfügung. 
Im übrigen gingen die Beschränkungen der Dienst-
vorschriften weit über die Verpflichtungen des Ab-
kommens hinaus. Bei Verletzungen des Abkom-
mens würden strengere disziplinarische Maßnah-
men verhängt. So sei nach den jüngsten Vorfällen 
der Kommandeur einer Panzereinheit seines Kom-
mandos enthoben worden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen 
des Abgeordneten Leonhart (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 39 und 40): 

Welche konkreten Ergebnisse im Hinblick auf die Forde-
rungen der kommunalen und regionalen Gebietskörper-
schaften und der Bevölkerung im Übungsgebiet des Soltau-
Lüneburg-Abkommens haben die Besuche von Staatssekre-
tär Dr. Ermisch (Bundesministerium der Verteidigung) am 
22. Mai 1985 und von Staatsminister Möllemann (Auswärti-
ges Amt) am 25. Oktober 1985 im Übungsgebiet erbracht, 
bzw. welche konkreten Ergebnisse sind danach zu erwar-
ten? 

Worauf führt die Bundesregierung die unterschiedlichen 
Aussagen von Staatsminister Möllemann vom 30. Oktober 
1984 (Drucksache 10/2297) und vom 22. August 1985 (Druck-
sache 10/3765) zurück, und wie bewertet sie in diesem Zu-
sammenhang den Anstieg der angemeldeten Schadensfälle 
im Landkreis Soltau-Fallingbostel von 2 504 im Jahr 1983 auf 
2 625 im Jahr 1984 (siehe Aufstellung des Amtes für Verteidi-
gungslasten Soltau vom 10. Januar 1985)? 

Zu Frage 39: 

Der Besuch von StS Dr. Ermisch am 22. Mai 1985 
hat bezüglich der durch die Übungen der britischen 
Truppen verursachten Problematik des Soltau-Lü-
neburg-Abkommens keine konkreten Ergebnisse 
erbringen können, weil der Staatssekretär des 
BMVg unmittelbar nur auf die Bundeswehr einwir-
ken kann. Aus deshalb ist mein Besuch in Lüne-
burg notwendig gewesen. Ich habe auf der 57. Sit-
zung des Ständigen Ausschusses der britischen 

Seite u. a. folgende Wünsche der Bundesregierung 
dargelegt: Einführung einer Sommerpause sowie 
Einhaltung der Sonn- und Feiertagsruhe innerhalb 
und außerhalb der roten Flächen, striktere Beleh-
rung und Weisungen zur Einhaltung der Bestim-
mungen des Abkommen für die übende Truppe so-
wie Einhaltung einer Entfernung von mehreren 
100 m bei Übungen zu bewohnten Ortschaften. 

Die britische Seite hat in ihrer Stellungnahme 
ein Maßnahmepaket zur Linderung der Auswirkun-
gen des Abkommens auf die Bevölkerung vorgelegt. 
Den Forderungen der Bundesregierung wurde zum 
Teil entsprochen: u. a. werden bereits ab Samstag-
mittag 13.00 Uhr, außerhalb der roten Flächen keine 
Übungen mehr durchgeführt. Das Verfahren der 
Unterweisung werde überprüft und präzisiert, diszi-
plinarische Maßnahmen ergriffen (z. B. Ablösung 
des Kommandeurs eines Panzerregiments wegen 
Verstoßes gegen das Abkommen). Der Abstand von 
simulierten Gefechten zu Wohngebieten werde von 
200 m auf 400 m erhöht. 

Das Auswärtige Amt hat erste Gespräche mit der 
britischen Regierung geführt. Ich werde in der kom-
menden Woche mit dem britischen Botschafter er-
neut in dieser Angelegenheit sprechen. Der Bundes-
kanzler selbst wird die Problematik des Soltau-Lü-
neburg-Abkommens bei den deutsch-britischen 
Konsultationen der Regierungschefs am 26. Novem-
ber 1985 aufnehmen und darauf hinwirken, daß die 
britischen Streitkräfte ihr Übungsverhalten den für 
die Bundeswehr gültigen Bestimmungen und Aufla-
gen anpassen. Er wird sich insbesondere dafür ein-
setzen, daß die britische Armee in der Sommer-
pause und an Sonn- und Feiertagen auf militärische 
Übungen im Raum Soltau-Lüneburg verzichtet. 

Die Bundesregierung prüft außerdem die Frage 
inwieweit sie den Wünschen der Landkreise bezüg-
lich des Kostenteilungsschlüssels für die Grunder-
neuerung der Kreisstraßen und der Aufstockung 
des Härteausgleichsfonds entgegenkommen kann. 

Zu Frage 40: 

Meine Ausführungen vom 30. Oktober 1984 (Bun-
destags-Drucksache 10/2297) und 22. August 1985 
(Bundestags-Drucksache 10/3765) entsprechen der 
jeweils festgestellten Lage. Dabei ist die Bundesre-
gierung von der Anzahl der geäußerten Beschwer-
den, nicht jedoch von den statistischen Schadenszif-
fern ausgegangen. Während die Beschwerden im 
Jahre 1984 geringer waren, haben sie sich Anfang 
des Jahres 1985 wieder gehäuft. Insbesondere we-
gen Übungen am Karfreitag und der sogenannten 
„Panzerschlacht bei Dehnsen" im Mai 1985. 

Die Schadensfälle im Landkreis Soltau-Fallingbo-
stel sind nach einem Höchststand von 2 919 in 1982 
zunächst in 1983 um rund 600 Fälle zurückgegan-
gen. Von 1983 auf 1984 hat sich dann wieder eine 
leichte Aufwärtsentwicklung von 185 Schadensfäl-
len ergeben, die aber weit hinter dem Höchststand 
von 1982 zurückbleibt. Wenngleich damit die Bela-
stungen der Bevölkerung etwas zugenommen ha- 
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ben dürften, so hat dies doch zunächst nicht zu ver-
mehrten Beschwerden geführt. 

Ich bin mir dessen bewußt, daß die Leidensfähig-
keit der Bevölkerung des Übungsgebiets derzeit 
eine Grenze erreicht haben dürfte. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 41 und 42): 

Wann gedenkt die Bundesregierung dem Deutschen Bun-
destag den nächsten Bericht der Bundesregierung zum Sol-
tau-Lüneburg-Abkommen vorzulegen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Verhandlung mit den 
Regierungen von Kanada, Großbritannien und Nordirland 
eine Ergänzung/Modifizierung des gemeinsamen Abkom-
mens vom 3. August 1959 (sogenanntes Soltau-Lüneburg-Ab-
kommen) dahin gehend zu erreichen, daß durch Aufnahme 
der Punkte Einhaltung einer Sommerpause im Übungsgebiet 
des Abkommens analog zu der Regelung auf den Truppen-
übungsplätzen Münster-Nord, Münster-Süd und Bergen, Ein-
haltung der deutschen Sonn- und Feiertage durch die übende 
Truppe im Übungsgebiet, die Forderungen der betroffenen 
kommunalen und regionalen Gebietskörperschaften und der 
Bevölkerung im Übungsgebiet erfüllt werden und auf diese 
Weise das Abkommen den zwischenzeitlich eingetretenen 
Veränderungen zeitgemäß angepaßt werden kann? 

Zu Frage 41: 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bun-
destag zum Soltau-Lüneburg-Abkommen am 
29. Mai 1978 (Bundestags-Drucksache 8/1827) und 
11. Juni 1979 (Bundestags-Drucksache 8/2973) be-
richtet. 

Der Deutsche Bundestag hat darauf am 17. Ja-
nuar 1980 beschlossen, diese Berichte der Bundes-
regierung zur Kenntnis zu nehmen. Die Bundesre-
gierung ist ersucht worden, ihre Bemühungen zur 
Verbesserung der Lage der Bevölkerung in den vom 
Soltau-Lüneburg-Abkommen betroffenen Gebieten 
fortzusetzen. Einen weiteren Bericht zum Soltau-
Lüneburg-Abkommen hat der Deutsche Bundestag 
nicht erbeten. 

Selbstverständlich wird die Bundesregierung 
dem Hause erneut berichten, wenn dies gewünscht 
würde. 

Zu Frage 42: 

Ich habe auf der 57. Sitzung des Ständigen Aus-
schusses der britischen Seite mehrere Forderungen 
unterbreitet, insbesondere die nach Einhaltung ei-
ner Sommerpause sowie nach Einhaltung der Sonn- 

nd Feiertagsruhe innerhalb und außerhalb der ro-
ten Flächen. 

Die Realisierung dieser Forderungen läßt sich 
auf zwei Wegen erreichen: Zum einen durch eine 
Überprüfung des Soltau-Lüneburg-Abkommens, 
zum anderen durch freiwillige Selbstbeschrän-
kungsmaßnahmen der britischen Truppe. Ich habe 
gegenüber der britischen Seite auf das Beispiel der 
Bundeswehr hingewiesen, die auf ihren Truppen-

übungsplätzen eine Sommerpause von 4 Wochen 
bei Schieß- und Ausbildungsbetrieb einhält und ein 
grundsätzliches Verbot für Schießen an Sonn- und 
Feiertagen erlassen hat, ohne daß ihre Schlagkraft 
darunter leidet. 

Die Bundesregierung würde dem Weg der freiwil-
ligen Selbstbeschränkung durch die übende Truppe 
den Vorzug geben. 

Wenn sich allerdings eine Verringerung der Bela-
stungen der Bevölkerung auf diese Weise nicht er-
reichen läßt, wird die Bundesregierung prüfen, ob 
eine Überprüfung des Soltau-Lüneburg-Abkom-
mens in diesen wenigen, uns besonders belastenden 
Punkten verlangt werden muß. 

Anlage 13 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Fragen 
des Abgeordneten Mann (GRÜNE) (Drucksache 
10/4197 Fragen 45 und 46): 

Ist die Bundesregierung durch Beobachter beim Genfer 
Gipfel vom 19./20. November 1985 vertreten? 

Wann und in welcher Weise ist geplant, die Bundesregie-
rung und den Deutschen Bundestag über das Ergebnis des 
Gipfelgesprächs zu unterrichten? 

Zu Frage 45: 

Die Bundesrepublik Deutschland hat eine Stän-
dige Vertretung bei den Internationalen Organisa-
tionen in Genf. Aufgabe dieser Vertretung wie auch 
des Delegationsleiters bei der Abrüstungskonferenz 
in Genf, Botschafter Wegener, ist es, engen Kontakt 
mit der amerikanischen Delegation zu halten und 
hierüber dem Auswärtigen Amt zu berichten. Dar-
über hinaus hat die amerikanische Regierung 
schon seit einiger Zeit angekündigt, daß Präsident 
Reagan auf einer Sondersitzung des NATO-Rats 
über das Genfer Treffen unterrichten wird. 

Zu Frage 46: 

Präsident Reagan wird die Bundesregierung 
selbst, gemeinsam mit allen anderen Regierungen 
des Nordatlantischen Bündnisses, am 21. November 
bei einer außerordentlichen Sitzung des Nordatlan-
tik-Rates in Brüssel über sein Zusammentreffen 
mit Generalsekretär Gorbatschow in Genf vom 
19.-21. November unterrichten. Ob und gegebenen-
falls wann die Bundesregierung den Deutschen 
Bundestag oder den Auswärtigen Ausschuß für die 
außerordentliche NATO-Ratsitzung unterrichtet, 
kann erst nach dieser Sitzung entschieden werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Druck-
sache 10/4197 Fragen 48 und 49): 
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Warum hat der Bundesminister des Innern eine am 
17. September 1984 gemeinsam vom Bundesminister des In-
nern und der Bundeszentrale für politische Bildung in Bonn 
durch Wissenschaftler kritisch gewürdigte Präsentation ei-
ner Studie von Frau Prof. Noelle-Neumann über „Das Extre-
mismus-Potential unter jungen Leuten in der Bundesrepu-
blik Deutschland 1984" vom Institut für Demoskopie Aliens

-

bach, mit einem Vorwort des Bundesministers des Innern 
versehen, jetzt veröffentlichen lassen, ohne daß die für eine 
Veröffentlichung vereinbarten Kommentare der Koreferen-
ten Prof. Dr. Neidhardt und Prof. Dr. Ellwein, die die Ablei-
tungen von Frau Prof. Noelle-Neumann zum Extremisten-
Potential als wissenschaftlich unhaltbar und tendenziös be-
zeichnet hatten, in die Studie aufgenommen und publiziert 
wurden? 

Ist sich die Bundesregierung des einseitigen Charakters 
der Entscheidung zur Nichtveröffentlichung einer zur Publi-
kation vorgesehenen fachwissenschaftlichen Kritik an einer 
als tendenziös gekennzeichneten Studie über das Extremis-
mus-Potential bei jungen Leuten bewußt, und was wird sie 
gegen den Eindruck unternehmen, daß die Bundesregierung 
aus politischen Opportunitätsgründen den Rechtsextremis-
mus verharmlost und den Linksextremismus dramatisiert 
bei einer insgesamt erheblich aufgeblähten Extremisten-
quote von 18,6 v. H. der Jugendlichen zwischen 16 und 25 Jah-
ren? 

Zu Frage 48: 

Die vom Institut für Demoskopie Allensbach im 
Auftrag des Bundesministers des Innern erstellte 
Studie ist am 17. September 1984 durch die Bundes-
zentrale für politische Bildung der Öffentlichkeit 
vorgestellt worden. Die gedruckte Publikation 
wurde in Buchform nicht erst jetzt, sondern bereits 
im Dezember 1984 ausgeliefert. 

Im Vorwort des Herausgebers wird darauf hinge-
wiesen, daß die aus Anlaß der Veröffentlichung ge-
haltenen Vorträge auf Anfrage vom Bundesinnen-
minister zur Verfügung gestellt werden. Eine Ver-
einbarung, diese Vorträge in die Studie selbst auf-
zunehmen, wurde nicht getroffen. 

Zu Frage 49: 

Von einem einseitigen Charakter der Entschei-
dung, diese Vorträge nicht in der Studie abzudruk-
ken, kann keine Rede sein. 

Daß es Leute gibt, welche die Studie des Instituts 
Allensbach deshalb als tendenziös und „unseriös" 
brandmarken wollen, weil sie lieber einen andersar-
tigen Befund gesehen hätten, ist der Bundesregie-
rung ebenfalls bekannt. Sie sieht demgegenüber in 
der Allensbach-Studie eine anerkennenswerte und 
nutzbringende Arbeit, die eine weit verläßlichere 
Grundlage für notwendige politische Einschätzun-
gen und Handlungsüberlegungen liefert, als sie zu-
vor zur Verfügung stand. 

Den in diesem Zusammenhang erhobenen Vor-
wurf der Verharmlosung des Rechtsextremismus 
weist die Bundesregierung mit Entschiedenheit zu-
rück. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Jaunich (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 50 und 51): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die wissenschaftli-
che Analyse der Extremismus-Studie von Frau Prof. Noelle

-

Neumann unter Prof. Dr. Neidhardt zum Ergebnis gekom-
men ist, daß „dieses Projekt nicht zu Nutz und Frommen der 
Sozialwissenschaftlichen Grundlagenforschung eingesetzt 
und durchgeführt" worden sei, und daß „zentrale Aussagen", 
die das Institut behauptet, als „unhaltbar erscheinen", und 
daß „ihre Ableitung wissenschaftlichen Ansprüchen nicht ge-
nügt", und warum verhindert die Bundesregierung die Veröf-
fentlichung dieser Analysen unter dem Vorwand der Kosten-
ersparnis? 

Sollte die Bundesregierung nicht wissen, daß das Bundes-
ministerium des Innern selber als Auftraggeber der Extre-
mismus-Studie mit Schreiben vom 25. Oktober 1983 eine „Be-
stimmung des Extremismus-Begriffs" vorgegeben hatte, „die 
unter Zugrundelegung möglichst allgemein anerkannter Kri-
terien ..., abzustimmen sei" und dabei die einschlägigen 
„oberstrichterlichen Entscheidungen zu Parteiverboten und 
zur Zulassung zum öffentlichen Dienst", wie auch das Verfas-
sungsschutzgesetz, berücksichtigt haben wollte, während das 
Allensbacher Institut diesen Auftrag weder erfüllt noch ei-
nen wissenschaftlichen Beitrag für einen theoretisch abgesi-
cherten Extremismus-Begriff geleistet hat? 

Zu Frage 50: 

Die genannte Kritik ist der Bundesregierung 
selbstverständlich bekannt. Sie macht sie sich nicht 
zu eigen. 

Diese Vorträge sind der Öffentlichkeit auf Anfor-
derung zugänglich. Sie wurden bisher jedoch nur 
von sehr wenigen Interessierten verlangt. 

Zu Frage 51: 

Der Bundesminister des Innern hat bei Vergabe 
des Auftrages an das Institut für Demoskopie Al

-

lensbach in einer Projektbeschreibung ausgeführt, 
die Studie setze als Grundlage eine Bestimmung 
des Extremismus-Begriffs voraus. Das Institut ist 
unter Beachtung dieser Vorgaben zu einem empi-
risch abgeleiteten Extremismus-Begriff gelangt, der 
wissenschaftlich plausibel ist. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Odendahl (SPD) (Druck-
sache 10/4197 Fragen 52 und 53): 

Welche politischen Absichten verfolgt die Bundesregie-
rung mit der Veröffentlichung der allgemein als dubios klas-
sifizierten Studie zum Extremismus-Potential unter jungen 
Leuten von Frau Prof. Noelle-Neumann, und ist mit der Ver-
öffentlichung einer Verharmlosung rechtsextremistischer 
Einstellungen im Kontext ihrer Regierungspolitik zu sehen? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Einschätzung, 
daß in der Allensbacher Studie das Störpotential von Extre-
misten „überdramatisiert" (Neidhardt) werde, weil als Indi-
katoren für die Einordnung als „aktiver" Extremist (dazu 
zählt Allensbach 70 v. H. der ermittelten Extremisten) demo-
kratische Verhaltensweisen wie z. B. „Aufkleber ans Auto 
gemacht", „einen Ansteckknopf getragen", „versucht, 
Freunde und Bekannte von meiner politischen Einstellung 
zu überzeugen", „bei einer genehmigten Demonstration mit-
gemacht" verwendet werden, und der 13 zur Feststellung 
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eines „aktiven Extremisten" angegebenen Indikatoren „zum 
normalen politischen Alphabet" (Ellwein) in einer Demokra-
tie gehören? 

Zu Frage 52: 

Die Herausgabe der Studie dient der Auseinan-
dersetzung mit dem politischen Extremismus, und 
zwar sowohl mit dem Links- als auch mit dem 
Rechtsextremismus. 

Die Behauptung, die Studie sei „allgemein als du-
bios klassifiziert" worden, ist falsch. 

Die Bundesregierung weist außerdem mit Ent-
schiedenheit den Vorwurf zurück, sie würde den 
Rechtsextremismus verharmlosen. 

Zu Frage 53: 

„Aktiv" wird ein Extremist nicht erst zum Bei-
spiel durch eine Straftat, sondern bereits durch den 
Versuch, andere von seiner extremistischen Einstel-
lung zu überzeugen. Deswegen bestimmt die Allens-
bacher Unterschung den von ihr so bezeichneten 
„aktiven Extremisten" nach zwei Merkmalen: Nach 
der extremistischen Einstellung als erster Voraus-
setzung und einer zusätzlichen, nach außen gerich-
teten Verhaltensweise. Dieser Weg ist wissenschaft-
lich korrekt und nicht zu beanstanden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Lutz (SPD) (Drucksache 10/4197 
Fragen 56 und 57): 

Ist es zutreffend, daß die Bundesregierung in einem Rund-
schreiben an die obersten Bundesbehörden mit dem Ge-
schäftszeichen DI-211481/1 die Verfahrenskosten für Beamte 
und Exminister rückwirkend zum 1. Juli 1982 übernimmt, 
und wenn ja, gibt es einen vergleichbaren Vorgang in der 
Vergangenheit? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Einkom-
mensverhältnisse von Exministern so bedrängt sind, daß 
man zu besonderen Hilfen greifen muß? 

Zu Frage 56: 

Der Bundesminister des Innern hat im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen am 
1. Juli 1985 nach ausführlicher Erörterung im Haus-
haltsausschuß und im Rechnungsprüfungsaus-
schuß eine Neufassung des Rundschreibens über 
den Rechtsschutz in Strafsachen für Bundesbedien-
stete vom 8 Juli 1965 erlassen, daß im Gemein sa-
men Ministerialblatt Nr. 21 S. 432 veröffentlicht ist. 
Daraus ergibt sich, daß es vergleichbare Fälle auch 
in der Vergangenheit gegeben hat. 

Die Bundesregierung wird dem Haushaltsaus-
schuß alljährlich über die Gewährung von Rechts-
schutz in Strafsachen für Bundesbedienstete und 
die Rückflüsse berichten. 

Zu Frage 57: 

Die Gewährung von Rechtsschutz an Bundesbe-
dienstete beruht auf der Fürsorgepflicht des Dienst-

herrn. Sie gilt für alle Bundesbediensteten, also au

-

ßer für Beamte auch für Angestellte und Arbeiter 
des Bundes und der bundesunmittelbaren Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, für Berufssoldaten, Soldaten auf Zeit und 
Soldaten, die aufgrund der Wehrpflicht Dienst lei-
sten, für Dienstleistende im Bundesgrenzschutz 
und für frühere Angehörige dieser Personenkreise, 
sowie für Richter und frühere Richter im Bundes-
dienst. 

Es gibt keinen sachlichen Grund, die in einem 
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis stehenden 
Bundesminister von diesen Fürsorgemaßnahmen 
auszunehmen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Duve (SPD) (Drucksache 10/4197 
Fragen 58 und 59): 

Liegt der politische Zweck der Veröffentlichung der „Ex-
tremistenstudie" darin, dem Verfassungsschutz in dem Sinne 
zuzuarbeiten, den der Bundesminister des Innern in seinem 
Vorwort zur Noelle-Neumann-Studie beschreibt: „Empirische 
Untersuchungen über extremistische Einstellungspotentiale 
müssen die Erkenntnisse der Verfassungsschutzbehörden 
ergänzen"? 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Kritik des So-
ziologen Neidhardt an dem methodischen Vorgehen des Al-
lensbacher Instituts bei der Bestimmung des Extremismus-
begriffs, die er an folgenden Beispielen verdeutlicht (Zitat 
Neidhardt): „ich sehe nicht, daß Statements wie ,Die nationa-
len Kräfte werden heute in der Bundesrepublik unterdrückt.' 
für Rechtsextremismus stehen und Sätze wie ,Wir brauchen 
eine Partei im Bundestag, die links von der SPD steht.' als 
Indikator für Linksextremismus stehen"? 

Zu Frage 58: 

Zweck der Studie ist es, Grundlagen für die gei-
stig-politische Auseinandersetzung mit extremisti-
schen Bestrebungen zu gewinnen. Wissenschaftli-
che Erkenntnisse dieser Art werden natürlich auch 
vom Verfassungsschutz zur Kenntnis genommen. 

Zu Frage 59: 

Wie bereits zu Frage 50 ausgeführt, macht sich 
die Bundesregierung die Kritik von Herrn Prof. Dr. 
Neidhardt nicht zu eigen. Sie betrifft eine seit Jah-
ren geführte fachwissenschaftliche Methodendis-
kussion um die Bildung von Extremismus-Indikato-
ren. Die Bundesregierung beobachtet diese Diskus-
sion mit Aufmerksamkeit. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Bachmaier (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 60 und 61): 

Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Feststellung 
von Professor Ellwein, daß die vom Allensbacher Institut 
ermittelte doppelt so hohe Quote an Linksextremisten, 
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12,4 v. H. unter den Jugendlichen zwischen 6 und 25 Jahren 
gegenüber 6,2 v. H. Rechtsextremisten, dadurch zustande ge-
kommen sei, daß im Blick auf Rechtsextremismus andere, 
härtere Indikatoren formuliert wurden als im Blick auf den 
Linksextremismus? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß der Extre-
mismusbegriff als Teil des Parteienstreits ein „politisch 
hochgezogener normativer Begriff" (Neidhardt) mit Ausgren-
zungsfunktion ist, und hält sie es vor diesem Hintergrund 
nicht für besonders geboten, bei einer empirischen Studie 
über das Extremismuspotential größtmögliche wissenschaft-
liche Genauigkeit zu verlangen? 

Zu Frage 60: 

Die Indikatoren zur Feststellung des links- und 
rechtsextremistischen Potentials bei jungen Leuten 
zwischen 16 und 25 Jahren wurden von dem Institut 
für Demoskopie, Allensbach, nach erkennbar sorg-
fältigen methodischen Vorarbeiten formuliert. 

Die Bundesregierung macht sich die Behauptung 
von Herrn Prof. Dr. Ellwein nicht zu eigen; sie fin-
det in der Studie keine Stütze. 

Zu Frage 61: 

Die Bundesregierung macht sich — wie bereits zu 
Frage 50 dargelegt — diese Auffassung von Profes-
sor Dr. Neidhardt nicht zu eigen. Der Extremismus

-

Begriff ist jedenfalls einer fachwissenschaftlichen 
Erörterung zugänglich. 

Die Bundesregierung hat bei der Vergabe des 
Auftrags durch die Auswahl des Instituts für De-
moskopie, Allensbach, bewiesen, daß sie auf größt-
mögliche wissenschaftliche Genauigkeit Wert legt. 
Das Allensbacher Institut gehört zu den besonders 
renommierten und anerkannten Meinungsfor-
schungsinstituten das über den Bereich der Bun-
desrepublik Deutschland hinaus einen hohen inter-
nationalen Ruf genießt. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) 
(Drucksache 10/4197 Fagen 62 und 63): 

Wie hoch ist die Auflage der Extremismusstudie, und wel-
che Kosten sind dem Bund haushaltsmäßig durch die Veröf-
fentlichung entstanden? 

Welche Kosten sind dem Bund als Auftraggeber der Extre-
mismusstudie für die Voruntersuchungen und die Meinungs-
befragung entstanden? 

Zu Frage 62: 

Die Studie „Das Extremismus-Potential unter 
jungen Leuten in der Bundesrepublik Deutschland 
1984" ist in einer Auflage von insgesamt 11 500 
Exemplaren gedruckt worden. Durch die Veröffent-
lichung sind dem Bund Kosten in Höhe von ca. 
40 000,— DM entstanden. 

Zu Frage 63: 

Für die Voruntersuchungen und die Meinungs-
befragung sind dem Bundesminister des Innern 
Kosten in Höhe von 197 000,— DM entstanden. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Drucksache 
10/4197 Frage 67): 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, für 
NATO-Angehörige in der Bundesrepublik Deutschland auch 
Benzingutscheine für bleifreies Benzin einzuführen? 

Die amerikanischen Streitkräfte geben bereits 
seit dem 1. Oktober 1985 Gutscheine für bleifreies 
Benzin aus. Die kanadischen Streitkräfte lassen bis 
zum Druck neuer Gutscheine eine Umstempelung 
der geltenden Gutscheine durch die Tankstellen zu. 
Bisher noch keine Änderung ihrer Benzingut-
scheine haben die britischen, französischen und 
belgischen Streitkräfte vorgesehen. Die Bundesre-
gierung würde es begrüßen, wenn künftig auch 
diese Streitkräfte Benzingutscheine für bleifreies 
Benzin an ihre Angehörigen ausgeben würden. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Stahl (Kempen) (SPD) (Druck-
sache 10/4197 Fragen 68 und 69): 

In welcher Größenordnung wurden in den beiden letzten 
Jahren bei den den Oberfinanzdirektionen an der deutsch-
niederländischen Grenze zugeordneten Zollfahndungsdien-
sten Überstunden im Bereich der Bekämpfung der Rausch-
gift- und Wirtschaftskriminalität abgeleistet, und wie fand 
der Ausgleich statt, durch Abfeiern oder Bezahlung? 

Wäre es nicht sinnvoll, vor dem Hintergrund der steigen-
den Vergehen wegen Schmuggels, die Zollfahndungsämter 
der Grenzdienststellen personell zu verstärken, um die 
Durchschlagskraft der Dienststellen zu erhöhen und auch 
dem Verfahren von Überstunden zu begegnen? 

Im Zollfahndungsdienst der Oberfinanzdirektio-
nen mit niederländischer Grenze wurden 1983 
27 500 Überstunden geleistet, von denen 15 000 
durch Freizeitausgleich erledigt, 3 800 vergütet und 
die übrigen 8 700 nicht ausgeglichen worden sind. 
1984 wurden 29 500 Überstunden geleistet, davon 
15 200 abgefeiert, 4 700 vergütet und 9 600 nicht aus-
geglichen. 

Bei den abgefeierten Überstunden handelt es sich 
nicht um echte Mehrarbeit, weil im Jahresdurch-
schnitt die wöchentliche Arbeitszeit sich nicht er-
höht. 

Als echte Mehrarbeit können nur die vergüteten 
und die nicht ausgeglichenen Überstunden angese-
hen werden. Diese verteilen sich auf 11 Fahndungs-
dienststellen und erreichen bei den meisten von 
diesen rechnerisch nur einen Bruchteil der Arbeits-
leistung einer Arbeitskraft. Bei den wenigen 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 	13221* 

Dienststellen, bei denen diese Überstunden rechne-
risch der Arbeitsleistung einer oder mehrerer Ar-
beitskräfte entsprechen, werde ich prüfen lassen, ob 
die Überstunden vermehrt durch Freizeitausgleich 
ausgeglichen oder ob sie nur durch Personalver-
stärkungen abgebaut werden können. 

Im übrigen ist der Zollfahndungsdienst von den 
Stelleneinsparungen 1981 bis 1983 ausgenommen 
und an der niederländischen Grenze um sechs Er-
mittlungsbeamte verstärkt worden. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fagen des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/4197 Fragen 72 und 73): 

Wo liegen nach Meinung der Bundesregierung die Gründe 
dafür, daß die Nahrungs- und Genußmittelpreise von 1980 bis 
1985 von allen europäischen Ländern, innerhalb und außer-
halb der Europäischen Gemeinschaft, in der Bundesrepublik 
Deutschland am wenigsten — in fünf Jahren um nur 16 v. H. 
— gestiegen sind? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, den Im-
port von Getreide-Substituten in die Europäische Gemein-
schaft zu begrenzen, da dies doch eine Voraussetzung für 
jede mengenbegrenzende Maßnahme auf dem Getreidesek-
tor ist? 

Zu Frage 72: 

Der äußerst niedrige Verbraucherpreisanstieg für 
Nahrungs- und Genußmittel in der Bundesrepublik 
Deutschland, der sich im Durchschnitt der ersten 
zehn Monate 1985 auf 17% gegenüber 1980 belief, ist 
in erster Linie auf den geringen Anstieg der Erzeu-
gerpreise für landwirtschaftliche Produkte zurück-
zuführen. Hier wirken sich neben allgemeinen 
Markteinflüssen vor allem der ersatzlose Abbau des 
deutschen Währungsausgleichs in früheren Jahren 
(8,9 %-Punkte 1980 bis 1984) und der weitere Abbau 
um 5%-Punkte ab 1985 aus, für den die Landwirt-
schaft allerdings bereits ab 1. Juli 1984 einen Ein-
kommensausgleich über die erhöhte Mehrwert-
steuer erhielt. Nach ersten Schätzungen bewegte 
sich der Erzeugerpreisanstieg 1985 gegenüber 1980 
innerhalb der früheren EG zwischen 4 % in 
Deutschland und 63 % in Italien (Griechenland: 
+152%). 

Neben den Rohstoffkosten sind die übrigen Ko-
sten des Ernährungsgewerbes für die Verbraucher-
preisbildung von Bedeutung. Auch hier steht die 
Bundesrepublik Deutschland im westeuropäischen 
Vergleich in der Entwicklung während der letzten 
Jahre günstig da. 

Hinzu kommen der anhaltende scharfe Wettbe-
werb auf der Einzelhandelsstufe mit zunehmender 
Konzentration im Lebensmittelhandel und die rela-
tiv schwache Marktstellung der deutschen Land-
wirtschaft. 

Nur wenig höher war der Preisanstieg für Nah-
rungs- und Genußmittel in den Niederlanden sowie 
— mit einigem Abstand — in Österreich und in der 
Schweiz. 

Zu Frage 73: 

Die Zollsätze der wichtigsten Getreidesubstitute 
im engeren Sinn nach Anhang D der Grundverord-
nung Getreide (Tapioka, Maiskleberfutter, Zitrus-
pulpepellets etc.) sowie die der energie- und/oder 
eiweißreichen Nichtgetreidefuttermittel (Ölsaaten 
und Konzentratfuttermittel) sind im Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommen (GATT) zu einem 
Null- oder sehr niedrigen Zollsatz gebunden und 
können bis auf Tapioka mengenmäßig unbe-
schränkt in die Gemeinschaft eingeführt werden. 

Eine Änderung oder Zurücknahme von Zollzuge-
ständnissen ist — ohne Verstoß gegen die GATT- 
Regeln — nur im Wege von Verhandlungen nach 
Art. XXVIII GATT möglich. Auch Selbstbeschrän-
kungsabkommen, Zollkontingente oder sonstige bi-
laterale Lösungen würden wegen der Änderung 
und Einschränkung der Zugeständnisse Ausgleichs-
verhandlungen erfordern. In diesen Verhandlungen 
müßte die Gemeinschaft den von der beabsichtigten 
Änderung der Zollsätze betroffenen Staaten Zuge-
ständnisse machen, die einen Ausgleich für die Ein-
fuhrminderung darstellen. Substanzielle Änderun-
gen der Zollzugeständnisse bei Getreidesubstituten 
i. w. S. würden Kompensationen in einer Größen-
ordnung erfordern, die im Agrarbereich nicht er-
bracht werden können. Einen eventuell möglichen 
Ausgleich im industriell-gewerblichen Sektor wird 
unsere Wirtschaft nicht akzeptieren. 

Die Bemühungen der Gemeinschaft, die Einfuhr 
von Futtermitteln aus Drittländern zu stabilisieren, 
haben zu dem Selbstbeschränkungsabkommen bei 
Tapioka geführt. Die Dekonsolidierungsverhand-
lungen nach Art. XXVIII GATT zur Begrenzung der 
Importe von Maiskleberfutter ruhen seit ca. einem 
Jahr, da der Hauptexporteur USA den Standpunkt 
vertritt, daß die Gemeinschaft nicht in der Lage sei, 
die notwendigen Ausgleichsleistungen zu erbrin-
gen. Die USA, aus denen ca. 50 % der gesamten EG-  
Futtermittelimporte stammen, haben wiederholt er-
klärt, keinerlei Einschränkungen bei diesen Ex-
porten hinzunehmen. Eine Begrenzung der Importe 
von Getreidesubstituten würde — unabhängig von 
der Frage des von der Gemeinschaft zu leistenden 
Ausgleichs — die im US-Kongreß bestehenden pro-
tektionistischen Tendenzen verstärken und zu gra-
vierenden Handelskonflikten mit den USA führen. 

Schließlich darf nicht unberücksichtigt bleiben, 
daß die Bundesregierung sich den Entwicklungs-
ländern gegenüber verpflichtet hat (Regierungser-
klärung des Bundeskanzlers zum Bonner Wirt-
schaftsgipfel 1985), diese in die Lage zu versetzen, 
ein stabiles Wirtschaftswachstum zu erreichen und 
finanzielle Schwierigkeiten Schritt für Schritt zu 
überwinden, wobei anhaltendes Wachstum des 
Welthandels und offene Märkte unentbehrliche 
Voraussetzungen sind. Im Vorfeld der neuen GATT- 
Runde, die wir nachdrücklich unterstützen, wären 
protektionistische Maßnahmen das falsche Signal. 
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Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) (Druck-
sache 10/4197 Fragen 77 und 78): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedingungen, unter 
denen Arbeitnehmer, insbesondere ausländische, von Ver

-

leihfirmen illegal an Großunternehmen ausgeliehen, arbei-
ten müssen, wobei die primitivsten Sicherheitsbestimmun-
gen außer Kraft gesetzt, Arbeitszeiten nicht eingehalten, so-
gar Löhne vorenthalten werden, wie sie von Günter Walraff 
in seinem Buch „ganz unten" dokumentarisch belegt worden 
sind? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
durch schärfere gesetzliche Regelungen und Straffestsetzun-
gen die ungesetzlichen Praktiken von Verleihfirmen und Ar-
beitskraft-Hehlern in der Großindustrie wirksam zu bekämp-
fen und damit einen praktischen Beitrag zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit zu leisten? 

Zu den konkreten Einzelfällen, die Günter Wall-
raf in seinem Buch „Ganz unten" schildert, können 
keine Auskünfte erteilt werden, da die dazu schon 
vor Erscheinen des Buches eingeleiteten Verfahren 
noch nicht abgeschlossen sind. 

Generell verurteilt die Bundesregierung Prakti-
ken solcher Art, wie sie Günter Wallraf in seinem 
Buch schildert. 

Die Schwierigkeiten bei der Bekämpfung solcher 
Praktiken liegen im wesentlichen nicht im gelten-
den Recht, sondern in der praktischen Durchset-
zung der bestehenden Vorschriften: 

Der Vergleich eines Arbeitnehmers ohne erfor-
derliche Erlaubnis stellt sowohl für den Verleiher 
als auch für den Entleiher eine Ordnungswidrigkeit 
dar. Wie erst kürzlich auch der Presse zu entneh-
men war, wurden Bußgeldbescheide unter Einbezie-
hung der Gewinnabschöpfung über mehrere hun-
derttausend Mark verhängt. 

Die Tätigkeit des Leiharbeitnehmers beim Entlei-
her unterliegt den für den Betrieb des Entleihers 
geltenden Arbeitsschutzbestimmungen. Die Einhal-
tung dieser Vorschriften obliegt dem Entleiher. Der 
Verleiher ist verpflichtet, alle wesentlichen Um-
stände des zwischen ihm und dem Leiharbeitneh-
mer bestehenden Arbeitsverhältnisses in einer Ur-
kunde aufzunehmen, aus der sich u. a. Arbeitszeit 
und Arbeitslohn ergibt. Der Verstoß gegen diese 
Pflicht stellt ebenfalls eine Ordnungswidrigkeit dar. 
Im Fall des illegalen Verleihs wird ein Arbeitsver-
hältnis mit dem Entleiher fingiert. Der Entleiher 
hat dann mindestens die Arbeitsbedingungen zu ge-
währen, die der Arbeitnehmer mit dem Verleiher 
vereinbart hat. Gegenüber dem illegalen Verleiher 
stehen dem Leiharbeitnehmer Schadensersatzan-
sprüche zu. Verstöße gegen die Arbeitszeitordnung 
und Arbeitsschutzbestimmungen stellen wiederum 
Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten dar, für die 
der Arbeitgeber (bei illegalem Verleih also der Ent-
leiher) einzustehen hat. 

Außerdem wurde die Durchsetzung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes verbessert. Das Ge-
setz zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung 
hat mit Wirkung vom 1. Januar 1982 zahlreiche Ver-
besserungen zur Bekämpfung illegaler Arbeitneh-
merüberlassung gebracht. Es hat die Verfolgung il-

legaler Beschäftigung zu einer wichtigen Aufgabe 
der Bundesanstalt für Arbeit erklärt. In Ausfüh-
rung dieses gesetzlichen Auftrages hat die Bundes-
anstalt für Arbeit inzwischen 29 Bearbeitungsstel-
len bei bestimmten Stützpunktarbeitsämtern einge-
richtet, die sich speziell der Verfolgung illegaler Ar-
beitnehmerüberlassung mit besonders geschultem 
Personal widmen. Die Zahl der Planstellen zur Be-
kämpfung illegaler Beschäftigung ist im Haushalts

-

jahr 1985 weiter um 59 auf 318 erhöht worden. Sie 
wird weiter erhöht werden. 

Zur Zeit baut die Bundesanstalt für Arbeit ein 
datenbankgestütztes Informationssystem auf, das 
einen schnellen und bundesweiten Informations-
austausch ermöglichen soll. 

Gesetzeslücken, die besonders durch die Recht-
sprechung der Obergerichte erkennbar geworden 
sind, werden in Kürze geschlossen. Zum einen hat 
die Bundesregierung einen Gesetzentwurf einge-
bracht, der die Entleiherhaftung für die Lohnsteuer 
der Leiharbeitnehmer regelt und der gerade in die-
ser Woche vom Plenum des Bundestages in erster 
Lesung behandelt wird. Zum anderen sieht der Ent-
wurf eines zweiten Gesetzes zur Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität die gesamtschuldnerische 
Haftung von Entleiher und Verleiher für Sozialver-
sicherungsbeiträge bei illegaler Arbeitnehmerüber-
lassung vor. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Ewen (SPD) (Drucksache 10/4197 
Fragen 79 und 80): 

Unter welchen Voraussetzungen tritt nach dem Arbeitsför-
derungsgesetz bei einvernehmlicher Lösung eines Arbeits-
verhältnisses mit einem älteren Arbeitnehmer eine Sperr-
frist nach § 119 Arbeitsförderungsgesetz ein, wenn die ein-
vernehmliche Lösung des Arbeitsverhältnisses erfolgt, um 
jüngere Arbeitskollegen vor der Entlassung zu bewahren? 

Hält die Bundesregierung die Verhängung einer Sperrfrist 
für gerechtfertigt, wenn die einvernehmliche Lösung des Ar-
beitsverhältnisses im Rahmen eines Personalabbaus erfolgt, 
der zu erheblichen weiteren Freisetzungen über einen Zeit-
raum von einem Jahr führt? 

Nach dem Arbeitsförderungsgesetz tritt eine 
Sperrzeit ein, wenn der Arbeitslose das Arbeitsver-
hältnis gelöst und dadurch vorsätzlich oder grob 
fahrlässig die Arbeitslosigkeit herbeigeführt hat, 
ohne für sein Verhalten einen wichtigen Grund zu 
haben. Zur Lösung des Arbeitsverhältnisses gehört 
auch dessen einverständliche Auflösung. Ein wich-
tiger Grund liegt dann vor, wenn dem Arbeitslosen 
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht 
mehr zumutbar war. Ob dies der Fall ist, läßt sich 
nicht allgemein, sondern nur anhand der konkreten 
Umstände des Einzelfalles beurteilen. Das Motiv 
des Arbeitnehmers, einen jüngeren Kollegen vor 
der Entlassung zu bewahren, ist allein kein wichti-
ger Grund. In diesen Fällen wird normalerweise 
eine Entlassung durch den Arbeitgeber erfolgen. 

In der Regel dürfte das Verhalten des älteren 
Arbeitslosen auch stärker geprägt sein von 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 175. Sitzung. Bonn, Freitag, den 15. November 1985 	13223* 

1. der günstigen Absicherung durch Arbeitslosen-
geld/Arbeitslosenhilfe und vorgezogenes Alters-
ruhegeld 

2. dem Willen, aus dem Arbeitsleben auszuschei-
den 

3. der — in Regel — großzügigen Zahlungen von 
Abfindungen durch den Arbeitgeber. 

Der Gesetzgeber hat mit den Regelungen des 
Vorruhestandsgesetzes die Möglichkeit geschaffen, 
älteren Arbeitnehmern den Weg in den Ruhestand 
und Arbeitgebern die Veränderung der Altersstruk-
tur ihres Personals zu erleichtern. Wenn dieser Weg 
nicht möglich ist, kann die Lösung nicht darin be-
stehen, daß die sozialen Sicherungssysteme zugun-
sten der Arbeitgeber und der ausscheidenden älte-
ren Arbeitnehmer belastet werden. 

Diese Rechtsfolge gilt im Grundsatz unabhängig 
davon, wieviel Personal der Arbeitgeber abgebaut 
hat, abbaut oder abzubauen beabsichtigt. Diese 
Faktoren können allenfalls bei der Beurteilung des 
wichtigen Grundes in Einzelfällen eine Rolle spie-
len. Dies kann jedoch nur in besonders gelagerten 
Einzelfällen gelten, in denen ein außerordentlicher, 
drastischer Personalabbau vorliegt. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen 
des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 81 und 82): 

Wie viele Eingaben hat der jetzige Beauftragte der Bun-
desregierung für die Belange der Behinderten seit seiner 
Berufung erhalten, was war der Inhalt der Eingaben? 

Hat die Bundesregierung aus dem Erwügungsbeschluß des 
Deutschen Bundestages vom 6. Dezember 1984 entsprechend 
der Empfehlung des Petitionsausschusses vom 24. Oktober 
1984, wonach die Leistungen zu den Aufwendungen für die 
Beschaffung und Instandhaltung von Motorfahrzeugen für 
Kriegsbeschädigte nach der Durchführungsverordnung §§ 11 
und 13 Bundesversorgungsgesetz an die Kostenentwicklung 
anzupassen seien (seit 1976 nicht mehr angepaßt), die not-
wendigen finanziellen Konsequenzen gezogen und entspre-
chende Mittel im Haushalt 1986 bereit gestellt? 

Zu Frage 81: 

Seit der Amtsübernahme durch den Kollegen 
Otto Regenspurger sind insgesamt rund 3 300 Ein-
gaben eingegangen. Es handelt sich um Eingaben 
von Einzelpersonen sowie von Verbänden, Arbeits-
gemeinschaften und Selbsthilfegruppen. 

Einzelpersonen begehren häufig eine Überprü-
fung von Entscheidungen der Verwaltungen, Lei-
stungsträger oder auch der Gerichte. Ferner wird 
der Wunsch nach Beratung oder Hilfe in konkreten 
Lebenssituationen sowie nach allgemeinen Infor-
mationen über gesetzgeberische Maßnahmen und 
über die Rechte Behinderter vorgetragen. 

Organisationen übermitteln meist Stellungnah-
men bzw. geplanten gesetzlichen Maßnahmen so-
wie zur Weiterentwicklung des Behindertenrechts. 
In diesem Zusammenhang wird häufig auch der 
Wunsch nach Teilnahme an Versammlungen und  

sonstigen Zusammenkünften sowie nach Gesprä-
chen mit Vertretern der Organisationen geäußert. 

Zu Frage 82: 

Im Entwurf des Bundeshaushalts 1986, der von 
der Bundesregierung dem Bundestag zugeleitet 
worden ist, sind Mittel zur Verbesserung der Lei-
stungen, die in der Durchführungsverordnung zu 
§ 11 Abs. 3 und § 13 des Bundesversorgungsgesetzes 
geregelt sind, nicht vorgesehen. Die Bundesregie-
rung prüft jedoch, ob und wann dies künftig mög-
lich ist. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 10/ 
4197 Frage 85): 

Kann die Bundesregierung bestätigen oder wie widerlegt 
sie unsere Auffassung, daß die gültige militärische Strategie 
der NATO keine der sogenannten nuklearen Schwelle ent-
sprechende Schwelle für chemische Waffen vorsieht, und ist 
sie bereit, sich dafür einzusetzen, daß derartige Vorstellun-
gen auch keinen Eingang in militärische Konzepte des Bünd-
nisses finden? 

Die Länder des Bündnisses sind Vertragsstaaten 
des Genfer Protokolls von 1925, aufgrund dessen ein 
Ersteinsatz chemischer Waffen untersagt ist. In der 
Allianz verfügen nur die Vereinigten Staaten über 
ein begrenztes chemisches Abschreckungspotential. 
Sie haben wiederholt erklärt, daß sie C-Waffen nie-
mals als erste einsetzen werden. 

Die NATO stützt sich zur Abschreckung haupt-
sächlich auf die konventionellen und nuklearen 
Kräfte. Solange die C-Waffen-Bedrohung fortbe-
steht, hält die Bundesregierung wie ihre Bündnis-
partner es in Übereinstimmung mit der seit 1967 
gültigen militärstrategischen Konzeption der 
NATO jedoch für unerläßlich, im NATO-Bereich 
nicht nur die C-Waffen-Abwehrfähigkeit zu verbes-
sern, sondern auch eine im Umfang begrenzte Re-
pressalienkapazität aufrechtzuerhalten, um einen 
Aggressor von einem völkerrechtswidrigen C-Ein-
satz abzuhalten. 

Der Ausdruck „Schwelle" — obwohl für den nu-
klearen Bereich im allgemeinen Sprachgebrauch 
üblich — ist insofern irreführend, als er den Ein-
druck einer in der militärstrategischen Konzeption 
der NATO nicht vorgesehenen Einsatzautomatik 
erweckt. Dies würde jedoch dem Wesen der Fle-
xiblen Reaktion widersprechen. Daher wendet sich 
die Bundesregierung gegen die Vorstellung einer 
„Schwelle" für den Zweiteinsatz chemischer 
Waffen. 
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Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Scheer (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 83 und 84): 

Welche neuen und zusätzlichen Erkenntnisse hat die Bun-
desregierung durch die Teilnahme ihrer Vertreter und Wis-
senschaftler an dem im Sommer dieses Jahres in den USA 
durchgeführten wissenschaftlichen Symposium über den 
Pershing II-Unfall von Heilbronn erhalten? 

Welche Sicherheitsvorkehrungen zum Schutze unserer im 
Bereich der Pershing II-Stationierungsorte gefährdeten Be-
völkerung hat die Bundesregierung getroffen oder wird sie 
auf Grund neuerer Erkenntnisse treffen, und warum entzie-
hen sich ihre Vertreter, insbesondere der Bundesminister 
der Verteidigung, der Diskussion mit den betroffenen Bür-
gern und ihren kommunalen Vertretern? 

Zu Frage 83: 

Das im Juni 1985 in den USA durchgeführte wis-
senschaftliche Symposium hat die Untersuchungs-
ergebnisse weiter erhärtet. Weitere Untersuchun-
gen des Unfallhergangs haben zu keinen neuen Er-
kenntnissen hinsichtlich der Unfallursache ge-
führt. 

Zu Frage 84: 

Bundesminister Dr. Wörner hat im Deutschen 
Bundestag, im Verteidigungsausschuß, in umfas-
senden Unterrichtungen der kommunalen Vertreter 
am 25. April in Heilbronn und am 11. Juli in Bonn 
sowie in Presse, Rundfunk und Fernsehen ausführ-
lich über den Unfall, die getroffenen Sicherheitsvor-
kehrungen und Abhilfemaßnahmen, die eine Wie-
derholung des Unfallgeschehens verhindern, be-
richtet und diskutiert. Darüber hinaus ist eine Un-
terrichtung der Öffentlichkeit nach Vorliegen des 
Abschlußberichts zum Pershing-Unfall zugesagt. 

Eine Gefährdung der Bevölkerung im Bereich 
der Pershing-II-Stationierungsorte ist nicht gege-
ben. Der Unfall mit der Antriebsstufe des Raketen-
systems am 11. Januar 1985 hatte im übrigen kei-
nerlei Gefährdung der Bevölkerung in der Nähe des 
Unfallorts oder im Raume Heilbronn bewirkt. Eine 
Gefährdung war auch objektiv ausgeschlossen. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fra-
gen des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/4197 Frage 90): 

Hält die Bundesregierung es mit dem Gebot der parteipoli-
tischen Zurückhaltung in der Bundeswehr vereinbar, daß ein 
in der WELT abgedruckter Meinungsartikel des Bundesmini-
sters Dr. Wörner mit dem Titel „Will die SPD unsere Abhän-
gigkeit vom Osten?" als „Sonderdruck für die Bundeswehr" 
dienstlich an die Soldaten verteilt wurde, und wird sie zur 
Wahrung der Chancengleichheit der Opposition zulassen, 
daß ein entsprechender Artikel von Dr. von Bülow in einer 
der großen Tageszeitungen ebenfalls als „Sonderdruck für 
die Bundeswehr" dienstlich an die Soldaten verbreitet wird? 

Ein Sonderdruck für die Bundeswehr der Tages-
zeitung „DIE WELT" mit dem Titel „Will die SPD 
unsere Abhängigkeit vom Osten?" ist dienstlich 
nicht verteilt worden. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fra-
gen des Abgeordneten Gerstl (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 91 und 92): 

Treffen Pressemeldungen im „Generalanzeiger Bonn" und 
„Express" vom 6. November 1985 über die Entwicklung einer 
wirksamen Technik zum Lärmschutz auf Standortschießan-
lagen zu, die besagen, daß das neue Verfahren zunächst nur 
auf der Bonner Schießanlage „Brüser Berg" erprobt werden 
soll? 

Ist die Bundesregierung davon überzeugt, daß gerade am 
Sitz des Bundesministeriums der Verteidigung die Lärmbe-
lästigung durch Übungsschießen gravierender ist als bei al-
len anderen Schießanlagen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, oder gab es überragend wichtige Argumente gegen die 
Anwendung des Dringlichkeitsprinzips? 

Zu Frage 91: 

Seit einigen Monaten liegen dem Bundesministe-
rium der Verteidigung Erkenntnisse über die Wirk-
samkeit bestimmter baulicher Schallschutzmaß-
nahmen an Standortschießanlagen vor. Es ist vor-
gesehen, die erste neu zu bauende Schießanlage, die 
mit derartigen Schallschutzmaßnahmen ausgesat-
tet wird, in Bayern zu errichten. Daneben wird er-
wogen, auch die Schießanlage Bonn-Hardthöhe mit 
diesem Schallschutz zu versehen. Die Überlegun-
gen in dieser Hinsicht sind noch nicht abgeschlos-
sen. 

Zu Frage 92: 

Das Bundesministerium der Verteidigung hat 
sich seit 1972 gegenüber der Stadt Bonn wiederholt 
bereit erklärt, die Standortschießanlage Bonn-
Hardthöhe zu verlegen, wenn ein geeigneter Ersatz-
standort gefunden ist und die Stadt Bonn die Ko-
sten der Verlegung trägt. Die Bemühungen um ei-
nen Ersatzstandort waren bisher erfolglos. Daher 
wurde erwogen, die Standortschießanlage Bonn-
Hardtberg nicht zu verlegen, sondern mit baulichen 
Schallschutzmaßnahmen zu versehen. Gespräche 
mit der Stadt Bonn sind für Anfang Dezember vor-
gesehen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Hirsch (FDP) (Drucksache 
10/4197 Fragen 93 und 94): 

Ist es zutreffend, daß das Bundesministerium der Verteidi-
gung das Theaterstück „Die Gewissensfrage" in Begleitung 
von sogenannten Jugendoffizieren in Schulen während des 
Unterrichts aufführen läßt, und in welchen Bundesländern 
sind die Kultusminister vorher um ihre Zustimmung gebeten 
worden? 

Beabsichtigt der Bundesminister der Verteidigung, den 
Schulen weitere Unterrichtsmaterialien ohne vorherige Zu-
stimmung des Kultusministers anzubieten? 

Zu Frage 93: 

Nein. Das Theaterstück „Die Gewissensfrage" ist 
eine Produktion der Badischen Kammerschauspie-
le, die mit ihrem „theater aktuell" seit über 12 Jah-
ren mit aktuellen zeitkritischen Theaterstücken 
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bundesweit an Schulen auf Tournee gehen. Veran-
stalter sind Kulturämter, Schulbehörden und Schu-
len, die jeweils das von den Badischen Kammer-
schauspielen angebotene Theaterstück in eigener 
Zuständigkeit buchen. Ob die Veranstalter oder die 
Badischen Kammerschauspiele vorher die Zustim-
mung der Kultusminister eingeholt haben, ist eine 
Frage, die an die Badischen Kammerschauspiele zu 
stellen ist. 

Die Jugendoffiziere der Bundeswehr begleiten 
das Theaterstück nicht, sondern stehen in ihren je-
weiligen Standorten, entsprechend den Erlassen 
der Kultusminister, den Schulen auf Wunsch als 
Diskussionspartner bei Schulveranstaltungen zur 
Verfügung. 

Zu Frage 94: 

Publikationen, Filme und andere Informations-
mittel des Bundesministeriums der Verteidigung 
sind Maßnahmen regierungsamtlicher Öffentlich-
keitsarbeit, wie sie im Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 2. März 1977 als notwendig und 
zulässig definiert wurden. Sie stehen jedermann 
zur Verfügung und können abgerufen werden. Viele 
Schulen und Lehrer nutzen dieses Informationsma-
terial. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) 
(Drucksache 10/4197 Fragen 97 und 98): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tätigkeit von sozial-
pädagogischen Fan-Gruppen-Betreuern — vor allem im Be-
reich der Fußball-Bundesliga —, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, die Gründung und Betreuung von 
Fan-Clubs beispielsweise als „Modellversuche" auch finan-
ziell zu unterstützen? 

Wie hat sich nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
der Einfluß von rechtsradikalen Gruppen auf die überwie-
gend friedlichen Fan-Gruppen der Fußball-Bundesliga-Clubs 
entwickelt, und welche Gegenmaßnahmen hält die Bundesre-
gierung im Zusammenwirken mit den Bundesländern, Ju-
gendorganisationen sowie den Fußball-Bundesliga-Clubs und 
dem Deutschen Fußballbund für erforderlich, um die Aktivi-
täten der gewalttätigen und politisch radikalen Minderheiten 
zu verhindern? 

Zu Frage 97: 

Die Bundesregierung beurteilt die Tätigkeit von 
sozialpädagogischen Fan-Gruppen-Betreuern — vor 
allem im Bereich der Fußball-Bundesliga — unein-
geschränkt positiv. Es werden bereits Modellversu-
che gefördert: 

— Aus dem Bundesjugendplan wird seit August 
1984 ein Projekt der Hessischen Sportjugend un-
terstützt, das einerseits eine Analyse der Le-
benswelt jugendlicher Fußballfans erarbeitet 
und andererseits die Wirksamkeit sozialpädago-
gischer Arbeit mit jugendlichen Fußballfans er-
probt. Ein Zwischenbericht wurde gerade in die-
sen Tagen vorgelegt. 

— Die Stiftung Deutsche Jugendmarke unterstützt 
seit Oktober 1984 ein Modellprojekt der Berliner 
Sportjugend, das ebenfalls praktische Möglich-
keiten der Jugendarbeit mit Mitgliedern von 
Fan-Clubs erkundet. 

Auf die bereits vorliegenden Ergebnisse des 
„Bremer-Fan-Projekts", das vom Senat des Lan-
des Bremen gefördert wurde, wird in diesem Zu-
sammenhang hingewiesen. 

Zu Frage 98: 

Rechtsradikalen Gruppen und Organisationen ist 
es nicht in nennenswertem Umfang gelungen, die 
Fan-Bewegung in ihre Reihen zu integrieren. Der 
bereits erwähnte Zwischenbericht aus dem Fan-
Projekt der Hessischen Sportjugend sieht als Ursa-
che dafür, daß die Bedürfnisse der Fußballfans, die 
den Spaß an ihrer karnevalistischen und fußballeri-
schen Subkultur begründen, von den rechtsradika-
len Gruppen nicht nur nicht verstanden wurden, 
vielmehr ließ es auch ihr Politikverständnis nicht 
zu, diese Bedürfnisse aufzugreifen und ihnen Ent-
faltungsraum zu bieten. 

Hinzu kommt nach Auffassung dieses Berichts, 
daß das dichte Netz polizeilicher Kontrollen in den 
Fußballstadien wahrscheinlich mit dazu beigetra-
gen hat, die Ausbreitung des organisierten Rechts-
radikalismus einzudämmen. 

Diese Auffassung wird auch in Gutachten vertre-
ten, die in jüngster Zeit zu diesem Thema vorgelegt 
wurden: Sie entspricht auch den Ergebnissen der 
öffentlichen Anhörung von Sachverständigen durch 
den Sportausschuß des Deutschen Bundestages am 
23. Oktober 1985. 

Die Bundesregierung hält es für sinnvoll, daß so-
wohl Ergebnisse und Erfahrungen des Bremer Fan

-

Projekts wie auch der von ihr geförderten Fan-Pro-
jekte in der sportlichen Jugendarbeit aufgenommen 
und umgesetzt werden. Wo immer erforderlich, wird 
sie dabei — wie bereits in der Vergangenheit - mit 
den Obersten Landesjugendbehörden und den Ju-
gendverbänden zusammenarbeiten. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/4197 Fragen 99 und 100): 

Verfügen die Schwangerschaftskonflikt-Beratungsstellen 
in der Bundesrepublik Deutschland über aktuelle Listen von 
Adoptionsbewerbern aus dem räumlichen Umkreis der je-
weiligen Stelle, um für schwangere Frauen den Kontakt mit 
solchen Ehepaaren mit dem Ziel einer späteren Adoption 
anbahnen zu können? 

Welche Informationsmittel hat die Bundesregierung bisher 
für schwangere Frauen zur Verfügung gestellt, in denen sie 
für den Konfliktfall der sonstigen Notlagen-Indikation auf 
die Möglichkeit der Adoption hingewiesen und ihnen die 
rechtlichen und praktischen Voraussetzungen für eine Adop-
tion erläutert werden, und sind solche Informationsmittel 
gegebenenfalls bei den Beratungsstellen verfügbar? 
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Zu Frage 99: 

Zur Vermittlung von Adoptionen gibt es in der 
Bundesrepublik Deutschland bei den Jugendäm-
tern und anerkannten freien Trägern eigens dafür 
eingerichtete Adoptionsvermittlungsstellen. Diese 
arbeiten mit den Schwangerschaftskonfliktbera-
tungsstellen zusammen. Es muß jedoch darauf auf-
merksam gemacht werden, daß für viele Frauen 
und auch für viele Beraterinnen eine Freigabe des 
später geborenen Kindes zur Adoption wegen der 
damit für viele Frauen verbundenen psychischen 
Probleme und der immer wieder festzustellenden 
Diskriminierung der abgebenden Frau kein für sie 
gangbarer Weg für die Lösung eines Schwanger-
schaftskonfliktes ist. 

Zu Frage 100: 

Die Bundesregierung will durch Öffentlichkeits-
arbeit insbesondere der gesellschaftlichen Diskri-
minierung der leiblichen Mütter, die zur Adoptions-
freigabe ihres Kindes bereit sind, entgegenarbeiten. 
Zur Vorbereitung gezielter Maßnahmen zu einer 
anderen Sichtweise der Adoption im Zusammen-
hang mit Schwangerschaftskonflikten fördert sie 
das Projekt „Adoption — eine mögliche Perspektive 
im Schwangerschaftskonflikt". 

Das Projekt ist in diesem Jahr angelaufen und 
wird voraussichtlich drei Jahre dauern. Die Ergeb-
nisse dieser Untersuchungen sollen dann in Form 
eines Leitfadens für Berater umgesetzt werden. 
Gleichzeitig sollen Medien für die Öffentlichkeitsar-
beit entwickelt werden, die dem besonders sensi-
blen Bereich der Adoptionsfreigabe gerecht werden 
können. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/4197 Frage 106): 

Wird die Bundesregierung die Deutsche Bundesbahn (DB) 
dazu veranlassen, Fahrpreisermäßigungen für Kinder aus 
kinderreichen Familien nicht nur auf Schienenstrecken, son-
dern auch im Busverkehr einzuführen, und was haben die 
bisherigen Gespräche mit der DB darüber ergeben? 

Dem Bundesminister für Verkehr liegt bereits ein 
Tarifantrag der Deutschen Bundesbahn zur Geneh-
migung vor, der die Einbeziehung der Busdienste in 
die Fahrpreisermäßigung für kinderreiche Fami-
lien vorsieht. Der Tarifantrag wird zur Zeit vom 
Bundesminister für Verkehr und dem Bundesmini-
ster für Jugend, Familie und Gesundheit geprüft. Es 
wird angestrebt, zu einer die Busdienste einbezie-
henden neuen Tarifregelung frühzeitig im Jahre 
1986 zu gelangen. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) (Druck-
sache 10/4197 Frage 107): 

Ist die Bundesregierung bereit, sich dafür einzusetzen, in 
den „quick-pick-Speisewagen" der Deutschen Bundesbahn 
das Plastik-Wegwerf-Geschirr durch Porzellangeschirr zu er-
setzen? 

Die Quick-Pick-Wagen wurden als Selbstbedie-
nungswagen für den FD/D-Zugverkehr beschafft. 
Sie haben keine Spüleinrichtung, werden mit Ein-
weggeschirr bewirtschaftet und sind wesentlich ko-
stengünstiger zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Entscheidung der 
Deutschen Bundesbahn und der von ihr mit der 
Bewirtschaftung der Speisewagen beauftragten 
Deutschen-Schlaf- und Speisewagengesellschaft in 
eigener kaufmännischer Verantwortung unter Be-
rücksichtigung der Marktgegebenheiten und der 
mit diesem Reiseservice verbundenen Kosten. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Amling (SPD) (Drucksache 
10/4197 Fragen 108 und 109): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wie viele der von den 
Teilnehmern an dem vom 28. bis 31. August 1985 stattgefun-
denen Deutschlandflug anzufliegenden Ziele in oder in un-
mittelbarer Umgebung von Wohngebieten lagen, und beab-
sichtigt die Bundesregierung, trotz der mit Flugrallyes für 
die Bürger verbundenen Lärmbelästigung auch zukünftig 
Veranstaltungen dieser Art zu genehmigen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die jetzt nur über ausge-
dehnten Siedlungsgebieten (Bonn, Bremen, Dortmund, Düs-
seldorf, Duisburg, Essen, Frankfurt/Main, Hamburg, Hanno-
ver, Karlsruhe, Köln, München, Nürnberg, Stuttgart) gel-
tende Mindestflughöhe von 600 Metern auf alle Städte und 
dichtbesiedelte Gebiete auszudehnen, und ist die Bundesre-
gierung bereit, die generelle Mindestflughöhe von jetzt 150 
Meter auf 300 Meter zu erhöhen? 

Zu Frage 108: 

Bei den im Rahmen des Deutschlandfluges 1985 
zu absolvierenden Navigationsflügen waren von 
den Teilnehmern 60 Wendepunkte und 46 Objekte 
anzufliegen. Diese Navigationsziele sind der Bun-
desregierung im einzelnen nicht bekannt. Sie wur-
den jedoch nach Auskuft des Veranstalters, soweit 
vereinzelt Wohngebiete zu überfliegen waren, unter 
Berücksichtigung der Lärmaspekte ausgewählt. Die 
Flugaufgaben wurden darüber hinaus so gestaltet, 
daß die Navigationsziele aus größeren Höhen leich-
ter zu identifizieren waren. Die Teilnehmer des 
Deutschlandfluges wurden entsprechend informiert 
und dadurch angehalten, in größeren Höhen als den 
vorgeschriebenen Sicherheitsmindesthöhen zu flie-
gen. Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß es 
im Zusammenhang mit dem Deutschlandflug 1985 
zu unzumutbaren Lärmbelästigungen gekommen 
ist. Es besteht die Absicht, diese seit 1911 stattfin-
dende traditionsreiche Veranstaltung auch künftig 
zu genehmigen. 
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Zu Frage 109: 

Die „Bekanntmachung über die Sicherheitsmin-
desthöhen über Stadtgebieten" der Bundesanstalt 
für Flugsicherung vom 26. November 1981 zählt die 
Städte Bonn bis Stuttgart lediglich beispielhaft auf 
und weist darauf hin, daß über ausgedehnten Sied-
lungsgebieten grundsätzlich eine Höhe von minde-
stens 600 m über dem höchsten Hindernis in einem 
Umkreis von 600 m einzuhalten sein wird. Des wei-
teren gilt zur Meidung des Tieffluggebietes militär-
ischer Strahlflugzeuge für den zivilen Flugbetrieb 
die allgemeine Empfehlung, wenn immer möglich  

oberhalb 450 m (1 500 Fuß) über Grund ( = Ober-
grenze des militärischen Tieffluglandes) zu fliegen. 
Diese Empfehlung findet, schon aus Gründen der 
eigenen Sicherheit des zivilen Flugbetriebs, weitge-
hende Beachtung. 

Daneben gelten zahleiche, aufgrund örtlicher 
Verhältnisse festgelegte Beschränkungen an den 
Verkehrslandeplätzen. 

Aus der Sicht der Bundesregierung besteht des-
halb zur Zeit keine Notwendigkeit, weitere gesetz-
geberische Maßnahmen vorzusehen. 
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